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Vorbemerkung 


Die aufgeführten Dokumente wurden einzig und allein nach dem Grundsatz aus- 
gewählt, ob ihr Inhalt etwas Wichtiges zum Geschehen der dargestellten Zeit zu 
sagen hat, einerlei, ob dieser Inhalt belastenden oder entlastenden Charakter auf- 
weist. Es besteht zwischen ihnen und den in den Textband direkt aufgenommenen 
Dokumenten kein Wertunterschied. 


In den meisten Fällen sind die Dokumente vollständig wiedergegeben. Wo dies 
nicht der Fall ist, sind nur jene Stellen weggelassen, die Phrasen, Wiederholungen 
und Unwichtiges oder solche Ausführungen enthalten, die mit dem vorstehenden 
Thema nicht in Zusammenhang stehen. Das Gesamtgewicht der weggelassenen Stel- 


len ist völlig bedeutungslos für die Beurteilung der Geschehnisse. 


Der Einfachheit halber ist in den meisten Fällen auch auf die Wiedergabe von 
Aktenzeichen, Höflichkeitsfloskeln u. s. w. verzichtet, wenn ihre Angabe nicht 
absolut wichtig erschien. 


Da einige Historiker behaupten, einzelne Dokumente des Deutschen Weißbuches 
Nr. II seien sinnentstellend gekürzt bzw. wiedergegeben, habe ich bei Nachprüfung 
dieser Fälle festgestellt, daß von beabsichtigter Sinnentstellung keine Rede sein 
kann, abgesehen davon, daß sich für jeden Fall eine völlig verständliche Begründung 
finden ließ. Viel umfangreicher und bedeutsamer sind die Weglassungen wichtiger 


Passagen im britischen Blaubuch. 
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Auszug aus dem Memorandum des britischen Militärattaches vom 3. März 1939 
betreffend den militärischen Standpunkt im Hinblick auf die Deutschland zu 
machenden Konzessionen auf wirtschaftlichem Gebiet. 


Aus DBFP Bd. IV Nr. 172 — Beilage 


ee Es gibt natürlich eine Möglichkeit — und sie ist in diesem Jahre größer als 
sıe in den kommenden sein wird — daß Herr Hitler versucht sein könnte, eher einen 
Weltkrieg zu riskieren als seine wirtschaftliche Ideologie zerschlagen zu sehen. Die 
innere Lage in Deutschland ist jedoch bereits derart, daß sie ebenso gut als ein starkes 
Abschreckungsmittel wirken dürfte gegen ein Sicheinlassen auf einen Krieg. Er kann 
keine Täuschungen darüber haben, einen größeren Krieg zu beginnen mit einer un- 
gesunden Heimatfront. Das Risiko ist auf jeden Fall klein genug schön zu tun und 
dies sollte wohl wert sein, darauf einzugehen durch den Besuch SMR Minister und 
der Vertreter der Federation of British Industries. 


Der Besuch ist an sich eine Geste, die es Herrn Hitler schwerer machen wird, seine 
Öffentlichkeit davon zu überzeugen, daß es Englands Schuld ist, daß Deutschlands 
Export an Boden verliert. Aber vom rein militärischen Gesichtspunkt aus sollten wir so 
wenig wie möglich über diese Geste hinausgehen. Indem wir eine feste Front zeigen, 
können wir wohl in der Lage sein, Deutschland zu zwingen, sein Haus in Ordnung 
zu bringen..... Das äußerste, das wır in der Zwischenzeit tun sollten, würde sein, 
geringere Konzessionen zu machen, um zu verhindern, daß während dieses Som- 
mers und Herbstes (Hervorhebung auch im Original, d. V.) von Herrn Hitler 
die Dinge zur Entscheidung gebracht werden..... 


Vom militärischen Gesichtspunkt aus müssen Konzessionen, die von uns der gegen- 
wärtigen Regierung in Deutschland gemacht werden, überhaupt beklagt werden. Die 
Opposition in Deutschland und unsere potentiellen Alliierten — vor allem Amerika — 
werden mehr und mehr von unserer Schwäche überzeugt und von unserem Mangel 
an Willen oder Kraft, uns gegen Deutschland zur Wehr zu setzen. Der amerikanische 
Geschäftsträger sprach gestern abend ausführlich mit mir über das Thema unserer 
Handelsmission und scheint bereits davon überzeugt zu sein, daß deren Hauptmotiv 
politischer und nicht wirtschaftlicher Art ıst. 


Es gibt natürlich schwerwiegende finanzielle, politische und wenn auch auf den 
Umgang mit Nazi-Deutschland kaum anwendbare — ethische Argumente, die 
dafür sprechen, Deutschland in seinen Handelsschwierigkeiten zu helfen. Aber 
vom militärischen Gesichtspunkt aus, den ich allein zu vertreten habe, gibt es praktisch 
keine. Ich habe dieses Memorandum den Marine- und Luftattach&s gezeigt, und sie 
stimmen mit den darin geäußerten Ansichten überein.“ 


2 
Bericht des deutschen Gesandten in Teheran an das Auswärtige Amt 


Aus DWB II Nr. 245 
Teheran, den 4. März 1939 


Seit einigen Monaten ist hier eine zunehmende Aktivität der englischen Politik 
festzustellen, die nicht zum wenigsten gegen Deutschland und unsere Position in 
Iran gerichtet ıst. 

Noch vor Jahresfrist war hier von einer nach außen in die Erscheinung tretenden 
englischen Betätigung auf politischem, wirtschaftlichem oder kulturpolitischem Gebiet 
nicht viel zu spüren. Auch der aufmerksame Beobachter mußte den Eindruck gewin- 
nen, daß die englische Außenpolitik, die in früheren Jahren gerade in diesem Sektor 
eine besonders rührige Tätigkeit entfaltet hatte, die weitere Entwicklung der Dinge 
in dem schnell aufstrebenden Staatswesen zwar aufmerksam verfolgte, sich aber ım 
übrigen starker Zurückhaltung befleißigte. Diese Zurückhaltung erfuhr auch keine 
sichtbare Anderung, als andere europäische Mächte, in erster Linie Deutschland, 
anfıngen, dem neuen Iran besonderes Interesse zuzuwenden und ihre Beziehungen zu 
diesem Lande, vor allem auf wirtschaftlichem Gebiet, zu festigen und auszubauen. 
So nahm man es mit Gleichmut hin, daß Deutschland als Lieferant und als Abnehmer 
Irans binnen weniger Jahre vom fünften auf den zweiten Platz vorrückte und Eng- 
land, das noch 1936/37 den zweiten Platz behauptet hatte, auf die vierte Stelle 
verwies. Selbst die Einrichtung einer deutschen Luftverbindung nach dem Nahen 
Osten, die sich bis hart an die Grenze Indiens, nach Afghanistan, erstreckte und nach 
dem ursprünglichen Plan unter Berührung wichtiger englischer Interessensphären in 
Zentralasien bis nach China vorgetrieben werden sollte, begegnete auf englischer 
Seite anfänglich nur geringem Widerstand. Die Beziehungen zwischen der deutschen 
und der englischen Vertretung, ebenso wie das Verhältnis zwischen den beiderseitigen 
Kolonien waren die denkbar herzlichsten und Äußerungen der Sympathie und Be- 
wunderung für das neue Deutschland aus englischen Kreisen nicht selten. 

Eine starke Abkühlung brachte dann zunächst die Heimkehr Österreichs ins Reich, 
die mit offensichtlichem Mißbehagen aufgenommen wurde. Während die Vertretun- 
gen anderer Länder ihrer Genugtuung darüber Ausdruck gaben, daß Volk sich wieder 
zu Volk gefunden hatte und eine ernste Bedrohung des europäischen Friedens ohne 
Blutvergießen behoben werden konnte, wurde von englischer Seite scharfe Kritik 
an den Methoden des deutschen Vorgehens geübt und diese in weite Kreise bis in 
maßgebende Regierungsstellen hineingerragen. Die Lösung des sudetendeutschen 
Problems, die Feuerprobe der Achse Berlin—Rom und der von aller Welt anerkannte 
große Erfolg der deutschen Staatskunst als Ergebnis der Münchener Besprechungen 
löste in den hiesigen englischen Kreisen eine direkt feindselige Stimmung gegen 
Deutschland aus, die auch bei Gesprächen mit dem Personal der Gesandtschaft, vom 
Gesandten angefangen, bei aller Korrektheit in der Form, unverhohlen zum Aus- 
druck kam. 

Seither hat sich die antideutsche Stimmung der hiesigen englischen Kreise noch 
erheblich verstärkt. Die englische Vertretung und Kolonie entwickeln sich zum Herd 
einer Kriegspsychose, die ihre Fäden weit über das eigentliche Interessengebiet hinaus 
spinnt. Der gesamte Apparat der üblichen Rüstungshetze, wie er heute in der eng- 


10 


lischen Presse, im Rundfunk, in öffentlichen Reden der Wortführer der Kriegspartei 
mit der Frontstellung gegen Deutschland in die Erscheinung tritt, findet in der hiesi- 
gen englischen Vertretung und Kolonie sein getreues Spiegelbild. Wenn man in Ge- 
sprächen mit Engländern auf das Verwerfliche und Gefährliche dieser Methoden 
aufmerksam macht, begegnet man ablehnendern Achselzucken oder dem frostigen 
Hinweis, daß das Wettrüsten der Völker eines Tages zum Kriege führen müsse. 
Die Herren Eden, Churchill und Duff Cooper sind für diese Leute die eigentlichen 
Vertreter der englischen Nation und ihre künftigen Führer. 


Die Auswirkungen dieser offenkundig gegen Deutschland gerichteten Stimmungs- 
mache für unsere Arbeit und unsere Stellung in Iran sind nicht zu unterschätzen. 
Wenn es den hier zwar gefürchteten, aber keineswegs beliebten Engländern auch 
nicht so leicht gelingen wird, unsere günstige Position auf wirtschaftlichem und 
kulturpolitischem Gebiet ernstlich zu gefährden, so erzielen sie doch mit der 
Schaffung einer Kriegspsychose in den maßgebenden iranischen Kreisen einen Zu- 
stand der Unsicherheit und Besorgnis vor kommenden Dingen, der sich auf die 
Bereitwilligkeit der Iranischen Regierung, sich mit uns in größere und länger be- 
fristete wirtschaftliche oder verkehrspolitische Unternehmungen einzulassen, störend 
und hemmend auswirken kann. 


Auch auf mancherlei anderen Gebieten macht sich neuerdings eine stärkere, 
gegen uns gerichtete Aktivität der Engländer bemerkbar. So wird heute nicht nur 
jeder neue Vorstoß der deutschen Wirtschaft in Iran mit Hilfe eines vorzüglich 
organisierten Nachrichtendienstes bis in alle Einzelheiten verfolgt und bespitzelt, 
sondern auch, wenn sich die Möglichkeit dazu bietet, sabotiert. Smend 
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Bericht des polnischen Botschafters Potocki in Washington 
an den polnischen Außenminister vom 7. März 1939 
DWB III Nr. 19 


Washington, den 7. März 1939 
Berrifft: Die Außenpolitik der Vereinigten Staaten 
Die Außenpolitik der Vereinigten Staaten beschäftigt augenblicklich nicht nur die 
Regierung, sondern die ganze amerikanische Offentlichkeit. In erster Linie handelt 
es sich um die Äußerungen des Präsidenten Roosevelt, welcher fast in jeder öftent- 
lichen Rede auf die Notwendigkeit einer Aktivierung der Außenpolitik gegenüber 
dem Chaos der Begriffe und Strömungen in Europa mehr oder weniger ausdrücklich 
hinweist. Diese Äußerungen werden von der Presse aufgenommen und dann in ge- 
schickter Weise in die Gemüter der Durchschnittsamerikaner hineinfiltriert, um das 
ganze Volk in einer vorgefaßten Meinung zu bestärken. Dabei spielt man immer 
auf derselben Saite, nämlich — der Gefahr des Krieges in Europa und der Rettung 
der Demokratie vor der Überflutung durch den feindlichen Faschismus. Allen 
Außerungen liegt aber gewöhnlich nur der eine Gedanke zugrunde, nämlich der 
Hinweis auf die Gefahr, welche der Nazismus und das nazistische Deutschland für 
den Frieden der Welt darstellen. 
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Als Folge dieser Reden ruft man nach Aufrüstung und fordert den Aufwand 
enormer Summen für Flotte und Luftwaffe. Dahinter steht unzweideutig der Ge- 
danke, daß die Vereinigten Staaten im Falle eines bewaffneten Konfliktes nicht 
draußen bleiben können, sondern an den Vorgängen tätigen Anteil nehmen müssen. 
Das Ergebnis der kraftvollen Worte des Präsidenten Roosevelt, der sich dabei auf 
die Presse stützt, ist heute eine bewußte Bearbeitung der amerikanischen Offentlich- 
keit mit der Absicht, Haß gegen alles zu erregen, was nach Faschismus riecht. Dabei 
ist aber interessant, daß die UdSSR außerhalb bleibt und daß die amerikanische 
Öffentlichkeit Rußland zum Lager der demokratischen Staaten rechnet. Dies zeigte 
sich auch während des Spanischen Bürgerkrieges, als man die sogenannten Loyalisten 
als Verteidiger der demokratischen Ideen ansah. Das Staatsdepartement arbeiter, ohne 
großes Aufsehen zu erregen, wenn auch bekannt ist, daß der Staatssekretär Hull 
denselben Ideen huldigt wie Präsident Roosevelt; doch zeigt er mehr Zurückhaltung 
als jener, außerdem liebt er es, den Nazismus und den Kanzler Hitler vom deut- 
schen Staat zu trennen. Er hält diese Form der diktatorischen Regierung für ein 
vorübergehendes „malum necessarium“..... 


we Kürzlich war die Außenpolitik des Präsidenten Roosevelt Gegenstand einer 
lebhaften Diskussion im Repräsentantenhaus und im Senat. Sie rief dort große Auf- 
regung hervor. Die sogenannten Isolationisten, von denen es in beiden Kammern 
eine große Zahl gibt, traten scharf gegen den Präsidenten auf; vor allem die Bemer- 
kung des Präsidenten, welche in der Presse bekannt wurde und in der er sagte, daß 
die Grenzen der Vereinigten Staaten am Rhein liegen, regte die Abgeordneten und 
Senatoren auf das lebhafteste auf. Doch ist Präsident Roosevelt ein ausgezeichneter 
politischer Spieler. Er ist sich über die Macht des amerikanischen Parlaments durch- 
aus im klaren. Hier hat er seine ihm ergebenen Leute, und er versteht es, sich im 
geeigneten Augenblick aus einer unbequemen Lage zurückzuziehen ..... 


Sehr klug und geschickt verband er die Frage der Außenpolitik mit der Auf- 
rüstung Amerikas. Hierbei wies er nachdrücklich auf die Notwendigkeit hin, zur 
Aufrechterhaltung des defensiven Friedens Riesensummen auszugeben. Er sagte aus- 
drücklich, daß die Vereinigten Staaten nicht deshalb aufrüsten, um einzugreifen 
oder sich im Kriegsfall mit England oder Frankreich zu verbinden, sondern weil es 
notwendig ist, im Falle eines bewaffneten Konfliktes in Europa Stärke und mili- 
tärische Bereitschaft zu zeigen; seiner Ansicht nach rückt dieser Konflikt immer 
näher heran, er ist völlig unvermeidbar. 


Da die Frage in dieser Weise dargestellt wurde, so gab sie seitens der parlamen- 
tariıschen Kammern keinen Anlaß zu Einwendungen. Im Gegenteil, die Kammern 
nahmen das Rüstungsprogramm von über einer Milliarde Dollar an (das gewöhn- 
liche Budger 520 Millionen, das außergewöhnliche 552 Millionen Dollar). Unter der 
Parole der Aufrüstungspolitik setzt aber Präsident Roosevelt seine Außenpolitik 
fort. In ihr gibt er der Welt inoffiziell zu erkennen, daß im Kriegsfall die Ver- 
einigten Staaten mit ihrer ganzen militärischen und finanziellen Macht auf seiten 
der demokratischen Staaten stehen. 


Zusammenfassend kann man sagen, daß die technische und moralische Vorberei- 
tung des amerikanischen Volkes zur Teilnahme an einem Kriege — falls ein solcher 
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in Europa ausbrechen sollte — rasch vorwärts geht, und es sieht so aus, als ob gleich 


nach Beginn die Vereinigten Staaten, Frankreich und Großbritannien mit ihrer 
ganzen Macht zu Hilfe kommen. 
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Auszüge aus dem Bericht des britischen Botschafters Henderson 
vom 9. März 1939 an Außenminister Halifax 


Aus DBFP Bd. IV Nr. 195 


Berlin, 9. März 1939 

5 RER Ihre (der Deutschen) Nachkriegserfahrungen haben sie unglücklicherweise 

gelehrt, daß eine Veränderung nur durch das Mittel der Kraft oder der Entfaltung 

der Kraft möglich ist. Und in dieser Sinnesverfassung werden Kompromiß und Kon- 
zession nur als Zeichen von Schwäche berrachtet. 


4. Ohne Zweifel gibt es eine beträchtliche Anzahl von jüngeren Nazis und extre- 
men Elementen in der Partei, denen der letztere Kurs der anziehendere und vorteil- 
haftere zu sein scheint. Wenn ich auch nicht glaube, daß sie zur Zeit mehr als eine 
kleine Minderheit derer bilden, die Generalfeldmarschall Göring mir gegenüber als 
Narren beschrieb, ist es doch wahr, daß eine fanatische Minderheit zu Zeiten einen 
angesichts ihrer Zahl unverhältnismäßig großen Einfluß ausüben kann. Nichtsdesto- 
weniger würde es Hitlers natürliche Neigung sein, als die eines Demagogen, eher die 
Mehrheit als die Minderheit seines Volkes zufrieden zu stellen. Das ist ein Grund, 
daß ich keine Rechtfertigung für die Theorie finden kann, daß er wahnsinnig ıst 
oder auch nur an Wahnsinn grenzt, warum ich der Meinung bin, daß er heute nicht 
an Krieg denkt, und daß eine seiner Voreingenommenheiten ist, daß nicht die Aktio- 
nen der westlichen Demokratien vermittelst dessen, was er als übermäßige Ein- 
mischung in Deutschlands spezifische Interessensphäre betrachtet, ihn in die Arme 
jener Minderheit treiben und ihre Behauptung rechtfertigt, daß Gewalt und Gewalt 


allein Deutschland sein legitimes Recht und den ihm gebürenden Platz an der Sonne 
sichern kann. 


5. Die britische Politik gegenüber Deutschland muß mutmaßlich davon abhängen, 
welchem der beiden obengenannten Kurse, internationaler Zusammenarbeit oder 
Dschungelrecht, es in der unmittelbaren Zukunft wahrscheinlich folgen wird. Aber 
gleichzeitig kann das Umgekehrte genauso zutreffen, nämlich, daß Deutschlands 
künftiger Kurs zu einem großen Teil von der Politik abhängt, welchen Seiner 
Majestät Regierung in diesem kritischen Moment sich Deutschland gegenüber zu 
eigen macht. In dieser Hinsicht steht Britannien heute vielleicht auch am Kreuzweg. 


6. Es versteht sich von selbst, daß, solange wie es Grund zu der Ansicht gibt, daß 
Deutschland unwiderruflich auf weitere Abenteuer versessen ist und daß seine unge- 
heuer mächtige militärische Organisation in erster Linie für agressive Zwecke und die 
gewaltsame Beherrschung seiner Nachbarn gebraucht werden soll, daß wir dann 
um so weniger irgendetwas mit Deutschland zu tun haben, und je schneller wir mit 
unserer Verteidigungsrüstung vorwärts kommen, umso besser wird es sein. 
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7. Das obige stellt jedoch eine Politik der Verzweiflung dar, und da dem so ist, 
dürfte die Erwägung einer Alternative von wesentlicher Bedeutung sein. Darüber 
hinaus bin ich persönlich innerhalb der Grenzen, die ich später nennen werde, nicht 
geneigt, mir die extrem pessimistische Meinung anzueignen, die mir als ebenso 
gefährlich erscheint wie Überoptimismus. Ohne zu versäumen, sich das Schlimmste 
zu vergegenwärtigen und darauf vorbereitet zu sein, ist es zumindest vorzuziehen 
und wahrscheinlich nützlicher, auf das Beste zu hoffen. Es mag vom Schicksal be- 
stimmt sein, daß wir gegen Deutschland kämpfen werden. Ich würde der Letzte 
sein, der diese Möglichkeit leugnet, selbst wenn ich sie auch nicht als unvermeidlich 
ansehe. Aber der wirkliche Gefahrenpunkt wird höchstswahrscheinlich erst nach 
einer Anzahl von Jahren erreicht werden, d. h. nicht bevor sich das neue Deutsch- 
land endgültig gefestigt hat und damit unendlich viel stärker ist als heute, nicht bis 
seine wirtschaftliche und finanzielle Lage voll wiederhergestellt worden ist und die 
Weltmeinung weniger feindselig gegen Deutschland ist als gegenwärtig, und nicht 
bis die neue Generation, die den letzten Krieg nicht kennt, in diesem Land die 
Macht übernommen hat. Mit anderen Worten: die Geschichte von Friedrich Wil- 
helm I. von Preußen und Friedrich dem Großen kann sich wiederholen, mit Herrn 
Hitler in der Rolle des ersteren. Ich verschließe meine Augen nicht vor der Möglich- 
keit, daß die Rolle des letzteren ihm noch mehr gefallen mag, besonders angesichts 
der Tatsache, daß Deutschland militärisch zur Zeit gegenüber Frankreich und Britan- 
nien verhältnismäßig stärker ist, als es wahrscheinlich in den nächsten Jahren sein 
wird. Das erscheint mir jedoch vom Gesichtspunkt Deutschlands gesehen nur ein 
kleiner Ausgleich zu sein für die ungeheueren Nachteile seiner ungesunden wirt- 
schaftlichen und finanziellen Lage, einer gegen Diktatoren und Judenverfolger ver- 
einigten Welt, und eines deutschen Volkes, das sich nach Frieden sehnt und von all 
der Hochspannung der vergangenen sechs Jahre verbraucht ist. Es gibt einen über- 
geordneten Faktor, der in Rechnung gesetzt werden muß, und das ist die mensch- 
liche Belastungsfähigkeit. Nach sechs Jahren eifriger Nazifizierung hat das deutsche 
Volk keine große Reserve an Belastungsfähigkeit im Rückhalt. Tatsächlich, falls ein 
Präventivkrieg eine praktische Lösung wäre, dürfte dies Jahr oder das nächste dafür 
das geeignetste sein, besonders wenn es ein von Deutschland erzeugter Krieg wäre. 
Ich glaube, daß viele Deutsche dies Jahr aus diesem Grunde fürchten. 


8. Sei die obige Ansicht nun richtig oder anders, es bleibt bei dem Problem, wenn 
auch von einem anderen Standpunkt betrachtet, welches die britische Politik gegen- 
über Deutschland sein sollte. Soll Britannien Deutschland helfen, zum Normalen 
zurückzukehren, seine wirtschaftlichen und finanziellen Schwierigkeiten zu über- 
winden, seine Konkurrenzfähigkeit uns gegenüber zu fördern und mit einem Wort 
noch stärker und folglich gefährlicher zu werden, als es heute ist, oder soll Britan- 
nien beiseite stehen, Deutschland im eigenen Saft schmoren lassen und es ihm über- 
lassen, seine Schwierigkeiten zu lösen so gut wıe es kann? 


9. Wenn es in der Politik des Für-sich-bleibens und Deutschland-schwach-haltens 
irgendeinen positiven Wert gäbe, könnte man bereit sein, diese Politik zu empfeh- 
len. Es ist jedoch schwierig, darin einen praktischen Vorteil zu sehen, einen unserer 
besten Kunden dauernd schwach zu halten, selbst wenn wir es könnten — 


14 


was wir wahrscheinlich nicht können. Selbst die Vorstellung, daß das deutsche Volk 
Hitler und sein Regierungssystem stürzen wird, als Ergebnis unserer Politik, ihn als 
einen Paria zu behandeln, hat meiner Meinung nach keine bessere Grundlage als den 
Wunsch, daß es so sein möchte. Andererseits muß die Verneinung aller Hilfe und die 
Verweigerung jedes sympathischen Verstehens ein Gefühl der Verzweiflung erzeugen, 
welches, selbst wenn es nicht tatsächlich die Explosion herbeiführt, die wir fürchten, 
zumindest eine Erbschaft des Hasses hinterlassen wird und ein Verlangen nach 
Rache. Darüberhinaus wird Europa auf lange Sicht gesehen nie stabil und friedlich 
sein, bis Deutschland wieder blüht und gedeiht; und selbst sein Gedeihen wird unge- 
achtet seines wirtschaftlichen Wettbewerbs im Endergebnis uns wahrscheinlich mate- 
riell nicht weniger nützen als Deutschland selbst, besonders wenn es zur Handels- 
und Devisenfreiheit zurückkehrt. Würde es darum nicht trotz der darin enthaltenen 
Risiken für Seiner Majestät Regierung der weisere Kurs sein, zu erwägen, wie weit 
sie möglicherweise gehen kann, um Deutschland zu helfen? — und besser jetzt, wo 
Hilfe geschätzt werden dürfte, als später. 


10. Ich bin nicht blind gegenüber der Tatsache, daß wir Deutschland nicht merk- 
lich helfen können ohne beträchtliche Kosten für uns; doch selbst so gesehen wird 
dieser Aufwand billiger sein als eine Verewigung des Wettrüstens, wenn das Letztere 
dabei vermieden werden kann. Ich habe wenig Glauben an die Dankbarkeit der 
Nationen, obwohl ich glaube, daß es Hitler persönlich nicht an dieser seltenen 
Qualität mangelt. Ich habe auch nicht vergessen, daß eine Zusammenarbeit mit dem 
Nazismus in gewissen Gruppen der britischen öffentlichen Meinung unpopulär sein 
wird. Darüberhinaus bin ich mir dessen bewußt, daß solche Zusammenarbeit, ganz 
abgesehen von den Kosten, bis zu einem gewissen Ausmaß Einwilligung in Deutsch- 
lands Ziele in Mittel- und Südosteuropa bedeutet. Die Einwände gegen das beträcht- 
liche Maß von Unterstützung, welches allein die Schwierigkeiten wirksam beheben 
kann, haben zugegebenermaßen großes politisches, sachliches und moralisches Ge- 
wicht. Nichtsdestoweniger glaube ich, im Saldo und da die Alternative wahrschein- 
lich schlechter sein würde, daß wir gut beraten sein würden, diesen Risiken ent- 
schlossen entgegenzusehen, immer vorausgesetzt, daß Deutschland wirkliche Neigung 
zeigt, uns auf halben Wege entgegenzukommen. 

11. Welches sind denn Hitlers Ziele, und ist irgendeine Vereinbarung, die er unter- 
zeichnet, das Papier wert, auf dem sie geschrieben ist? Das sind kurz gefaßt die 
Fragen, die wir abzuwägen haben. 

12. Vor zwei Jahren hatte mein Vorgänger Hitlers unmittelbare — und vom 
deutschen Standpunkt verständliche — Ziele unter drei Rubriken zusammengefaßt, 
wie folgt: 

1. Absorption Österreichs und anderer deutscher Volksteile—z.B.der deutschen 

Randgebiete der Tschechoslowakei. 

2. Ausdehnung im Östen. 

3. Wiedererlangung von Kolonien. 

13. Die Ziele in der ersten Rubrik erreichte Hitler weitgehend im letzten Jahr 
und wahrscheinlich früher, als er selbst erwartete. Es dürfte unvermeidlich sein, daß 
im Laufe der Zeit Memel und Danzig möglicherweise sogar einige andere kleinere 
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Randgebiete auf der Grundlage der Selbstbestimmung wieder mit dem Reich ver- 
bunden werden. Das Äußerste, was wir dabei hoffen können, ist, daß dies ohne 
Säbelrasseln und in verfassungsmäßiger Form oder durch friedliche Verhandlungen 
geschehen wird. Die Frage der Kolonien erfordert sorgfältige Vorbereitungen und 
eine weit bessere Atmosphäre als sie während dieses Jahres wahrscheinlich zu er- 
reichen sein wird. Je weniger daher im Augenblick darüber gesagt wird, umso besser. 


14. Es verbleibt die Rubrik der Ausdehnung im Osten; und die hauptsächlichste 
unmittelbare Frage ist daher, welches sind Hitlers tiefer liegende, legitime oder 
illegitime Ziele in dieser Richtung? „Der Appetit kommt beim Essen“, aber die rich- 
tige Antwort wird wahrscheinlich irgendwo zwischen den Befürchtungen der Pessi- 
misten und den Hoffnungen der Optimisten sein. Deutschland ist ein mächtiges, 
großes Land, 80 Millionen fleißiger und disziplinierter Deutscher werden immer 
ein lästiger Faktor in der europäischen Politik und Wirtschaft sein. Darauf müssen 
wir zumindest völlig gefaßt sein. Da die menschlichen Handlungen von den Gegeben- 
heiten des Zufalls abhängen, ist der Rest weitgehend hypothetisch. 


Nichtsdestoweniger fühle ich mich gezwungen, hier zu bemerken, daß das meiste 
von dem Gerede über deutsche Einmärsche nach Holland und in die Schweiz, die 
Ukraine und Rumänien, um das mindeste zu sagen, als sehr verfrüht betrachtet wer- 
den muß. Es sollte nicht vergessen werden, daß ein Grundsatz des Nazismus in 
seiner gegenwätigen Form die Reinheit der Rasse ist. Osterreich und die Sudeten- 
länder, wo es alles reine Deutsche gab, und wo, sogar im ersten Fall, die Mehrheit 
der Einwohner grundsätzlich für Großdeutschland war, sind eine Sache, und Länder, 
in denen eine solche Mehrheit nicht besteht, eine ganz andere. Man ist zu sehr ge- 
neigt, zu glauben, weil das eine geschehen ist, müßte das andere ebenfalls beabsich- 
tigt sein. Es gibt in jedem Land Extremisten, und während es unvermeidlich ist, daß 
es ın dem ersten schönen Wahn der deutschen Einheit hier Gerede von der 
Schweiz und Holland gegeben hatte, halte ich irgendeine Agression gegen sie für zu 
hypothetisch, als daß sie mehr sein könnte, als gerade erwogen zu sein. So weit wie 
Rumänien betroffen ist, ist es verständlich, daß Deutschland wünscht, sich einen 
überwiegenden Anteil an den Produkten der rumänischen Olfelder zu sichern. Es 
dürfte für uns kaum möglich sein, hieran Anstoß zu nehmen, so lange die Verein- 
barungen, welche es hierzu treffen mag, mit der rumänischen Regierung frei ver- 
handelt sind. Was die Ukraine betrifft, während ich die Idee einer Eroberung als 
unvorstellbar ansehe, scheint es mir unvermeidlich, daß Deutschland wünscht, danach 
zu trachten, das reiche Land von dem riesigen russischen Staat abzutrennen, den es 
als seinen endlichen Feind betrachtet. Es würde natürlich in seinem eigenen Interesse 
vorziehen, daß die Ukraine unabhängig ist und einen Pufferstaat zwischen ihm und 
jenem Feind bildet, und es ist offensichtlich, daß es darin gern einen vorherrschenden 
wirtschaftlichen und politischen Einfluß ausüben würde. Ich kann mir nicht vor- 
stellen, daß die USSR sich deutschen Intrigen zu diesem Zweck demütig unterwirft, 
und es scheint mir, je weniger wir in einem solchen Konflikt Partei ergreifen, umso 


besser ist es. 


15. Wo wir nach meiner Meinung seit dem Krieg versagt haben das ist: unser 
Unvermögen oder Widerwillen, die Wirklichkeit Deutschlands in Betracht zu ziehen. 
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Wie widerwärtig für uns und lästig für das übrige Europa es auch immer war, es 
war kein unedler Wunsch seitens Hitlers, danach zu streben, die Deutschen — seien 
sie Österreicher oder Sudetendeutsche — in Großdeutschland zu vereinigen. Wir 
waren zu Recht entsetzt über die Form, in der die beiden Einverleibungen statt- 
fanden, aber an sich waren sie nichts anderes als die Vollendung einer Sehnsucht die 
seit Jahrhunderten im Geist aller deutschen Denker gegenwärtig gewesen war. 

16. Ein anderer Punkt, den zu erfassen wir versäumt haben, ist, daß unter all der 
Arroganz des Naziregimes noch ein Minderwertigkeitskomplex liegt und eine tief 
eingewurzelte nervöse Unsicherheit. Wir können nicht richtig einschätzen, was 
Deutschland als Ergebnis der Blockade im Krieg und der Bedingungen des Versailler 
Vertrags erlitt. Mehr als alles andere ist heute die Besorgnis vor einer Wiederkehr 
dieser Leiden in allen deutschen Sinnen gegenwärtig, und die Politik Hitlers wird 
davon weitgehend betroffen. 

17. Hitler machte es in „Mein Kampf“ sehr deutlich, daß „Lebensraum“ für 
Deutschland nur in der Ausdehnung nach Osten gefunden werden könne; und Aus- 
dehnung nach Osten macht einen Streit zwischen Deutschland und Rußland des einen 
oder anderen Tages höchst wahrscheinlich. Mit einem wohlwollenden Britannien an 
seiner Flanke kann Deutschland einer solchen Eventualität mit verhältnismäßigem 
Gleichmut entgegensehen. Aber es lebt in Furcht vor dem Gegenteil und vor dem 
Zweifrontenkrieg, der gleicherweise Bismarcks Alpdruck war. Die beste Methode zu 
guten Beziehungen mit Deutschland ist daher Grundsatz, die fortwährenden und 
ärgerlichen Einmischungen in Angelegenheiten zu vermeiden, in denen britische Inter- 
essen nicht direkt oder wesentlich betroffen sind, und der Aussicht auf britische Neu- 
tralität für den Fall, daß Deutschland im Osten engagiert ist. Ich sage „along the 
lines of“, da es selbstverständlich ist, daß wir Deutschland nicht uneingeschränkte 
Vollmacht im Osten geben können. Es ist jedoch außer Frage, daß ein Überein- 
kommen mit Hitler erreicht werden könnte, vorausgesetzt es ist auf Bestimmungen 
begrenzt, von denen vernünftigerweise erwartet werden kann, daß Hitler zu ihnen 
steht. 


18. Es erscheint angebracht, hier die Frage zu erörtern, ob wir uns auf Hitlers 
Wort verlassen können, falls er es geben würde. Ich persönlich würde nicht weiter 
gehen als zu sagen, daß er als Einzelner es mit genau soviel Wahrscheinlichkeit 
halten würde, wie jeder andere ausländische Staatsmann — unter gewissen Bedin- 
gungen wahrscheinlich noch mehr. So seltsam wie es auch klingen mag, er brüstet 
sich damit, daß er sein Wort hält. Man könnte zahlreiche Beispiele davon zitieren, 
daß er es gebrochen hat, das Konkordat etc. Er selbst würde beweisen, daß es in 
diesen Beispielen die Taten Anderer waren, die ihn gezwungen haben, so zu han- 
deln. Seine Rechtfertigung — von der er selbst überzeugt ist — würde sein, daß die 
Anderen das gegebene Wort zuerst brachen. Das mag sein wie es will, aber es ist 


eine Tatsache, daß er persönliche Treue — wo seine eigenen Freunde betroffen sind 
— bis zum Übermaß treibt..... 
m Viel von der inneren Abneigung gegen das Naziregime rührt davon her, 


daß hervorragende Stellungen von den großsprecherischen und zweitrangigen An- 
hängern Hitlers aus seiner früheren Kampfzeit eingenommen werden. Er kann es 
nicht über sich bringen, sich jener zu entledigen, die die volle Wucht der Straßen- 
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kämpfe in den Stunden der Unsicherheit trugen. Wenn er auf irgendwen hört und 
von den Ansichten anderer beeinflußt ist, dann ist es der innere Kreis des Braunen 
Hauses in München, der das größte Gewicht hat. So schwierig wie die deutschen 
Beziehungen zu Polen manchmal sind, soll es mich doch überraschen, wenn er den 
zehnjährigen Vertrag nicht einhält, den er mit Pilsudski abschloß, der klug genug 
war, der erste zu sein, der die Stärke der Nazibewegung richtig einschätzte, und 
ihr eine freundschaftliche Hand zu bieten. Ich werde ebenso überrascht sein, wenn 
er, so lange er lebt und Mussolini die Achse nicht endgültig verläßt, seine Garantie 
hinsichtlich Südtirols zurücknimmt. 

19. Worauf das obige tatsächlich hinausläuft, ist, daß, während es in jedem Fall 
unklug sein würde, von irgendeiner Nation zu erwarten, daß sie ihr Wort hält, 
wenn dies Wort ihren wahren Interessen entgegensteht, daß Hitler seine Unterschrift 
unter einem Vertrag mit Britannien wahrscheinlich in Ehren halten würde — so 
lange wie Britannien Deutschland gegenüber auch nur verhältnismäßig freundlich 
gesinnt verbliebe. Auf diese Weise, da kein Vertrag der Mühe wert ist, wenn es in 
dieser Hinsicht nicht eine Übereinstimmung der Ansichten gibt, kommt man auf die 
Frage zurück, was Seiner Majestät Regierung und Hitler bereit sein würden, über- 
einstimmend als Deutschlands legitime Interessen zu betrachten. 

20. Ich würde Deutschlands nächste Ziele — d. h. innerhalb der nächsten ein oder 
zwei Jahre — wie folgt zusammenfassen: Memel, Danzig und Kolonien, und die 
vollständige politische und wirtschaftliche Unterordnung der Tschechoslowakei unter 
Deutschland. Wir mögen das letztere nicht lieben, aber geographisch gesehen ist es 
unvermeidlich. 

21. Weiter als bis zu dem würde ich nicht gern gehen, außer einen Unterschied 
zu ziehen zwischen dem illegitimen Ziel der politischen Herrschaft und dem legiti- 
men Ziel der Handelsentwicklung. Wo das eine beginnt und das andere aufhört, das 
ist die Schwierigkeit. Hitler betrachtet sich als den gewählten Führer, der Deutsch- 
land zu dem größeren Lebensraum an der Sonne führen soll, zu dem er gemein- 
sam mit allen Deutschen Deutschland als berechtigt ansieht. 

Diese Gewißheit bedeutet wirtschaftliche und politische Vorherrschaft in Mirttel- 
und Osteuropa. Potentiell besitzt Deutschland solche Vorherrschaft bereits, und ein 
gewisser Grad von Anerkennung dieser Tatsache ist wesentlich, wenn wir mit ihm 
ein Einvernehmen wünschen. Wenn es die Wirkung unserer Politik nach 1938 ist, 
Deutschland wirtschaftlich einzusperren, so wie es nach 1918 territorial eingesperrt 
war, müssen wir der Aussicht auf eine Verewigung des Wettrüstens entgegensehen 
mit der Wahrscheinlichkeit der Enttäuschung an dessen Ende. Darüberhinaus muß 
man immer daran denken, daß, wenn Deutschlands Ansprüche sich als übertrieben 
erweisen, die Krankheit ihr eigenes Heilmittel mitsichbringt. Das Streben nach 
„Weltherrschaft“ oder auch nur die Hegemonie in Mittel- und Osteuropa bedeutet 
Weltfeindschaft oder zumindest die Feindschaft jedes benachbarten europäischen 
Landes; und kein Staat, wie mächtig er auch immer sei, könnte schließlich gegen 
eine solche Kombination die Oberhand gewinnen. 

22. Ich bekenne, daß es mir immer als leichtfertig irreführend erscheint, von 

Deutschland zu sprechen, als ob es nach „Weltherrschaft“ strebe. Dies umfassende 
Wort bedeutet ja vermutlich Vorherrschaft nicht nur in Europa, sondern ebenso auch 
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in Afrıka, Asien und Amerika. Einige Deutsche mögen wohl solch wilde Fantasien 
haben, aber ich halte Hitler für noch bei weitem zu vernünftig, um solch ein Hirn- 
gespinst zu hegen. Bis zur Zeit Napoleons konnte der Herr Europas danach streben, 
der Herr der Welt zu sein. Aber diese Konzeption ist im 20. Jahrhundert eine Sache 
der Vergangenheit. Sie ist allein schon durch das Wachstum der Macht der USA und 
Japans unmöglich gemacht worden, denen gestattet worden ist, sich hinter dem 
Schutz der britischen Flotte ungehindert zu entwickeln. 

23. Das ıst, warum ich, wie ich oben sagte, Deutschlands Ziele als irgendwo zwi- 
schen den übertriebenen Befürchtungen der Pessimisten und den genauso übertriebe- 
nen Täuschungen der Optimisten plazieren würde. Nach meiner Meinung ist es 
ebenso unnütz sich bei der Erwägung der britischen Politik von der Vorstellung von 
einem Deutschland leiten zu lassen, das nach der Weltherrschaft trachter, wie es 
unklug sein würde, die Grenzen vorherzusagen, die Hitler oder die folgenden Herr- 
scher Deutschlands dem Platz an der Sonne setzen mögen, von dem sie gern glauben, 
daß er Deutschlands Recht ist. Alles hängt von Umständen und günstigen Gelegen- 
heiten ab, von der Entwicklung der Ereignisse, von dem Widerstand, der Deutsch- 
land entgegentreten wird, und in Hitlers Fall möglicherweise von seiner inneren 
Stimme, d. h. der Eingebung, von der er selbst glaubt, daß er durch sie von oben 
geführt wird. Und zugestandenermaßen ist „Lebensraum“ ein hinreichend unbe- 
stimmter Ausdruck, um beinahe zu jeder Auslegung geeignet zu sein. Irgendeine 
Lösung der kolonialen Frage ist letztlich unerläßlich, wenn Großbritannien und 
Deutschland gütlich nebeneinander leben sollen. Aber ansonsten liegt Deutschlands 
kontinentale Zukunft ostwärts, und es ist wahrscheinlich kein Unglück, daß es so ist. 
Der „Drang nach Osten“ ist eine Realität; aber der „Drang nach Westen“ wird 
erst entstehen, wenn Deutschland alle Straßen nach Osten blockiert findet, oder wenn 
die westliche Opposition derartig ist, daß das Hitler davon überzeugt, daß er nicht 
ostwärts gehen kann, ohne zuerst die westliche Gegnerschaft unschädlich gemacht zu 
haben. N.H. 
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Protokoll der Unterredung zwischen Adolf Hitler und dem slowakischen Minister- 
präsidenten Tiso am 13. März 1939 in Berlin von 18.40 — 19.15 Uhr 


Aus IMT Bd. XXX1 S. 150ff 


Weitere Anwesende waren: 

der Reichsminister des Auswärtigen, 

Staatsminister Meissner, 

General Keitel, 

General Brauchitsch, 

Staatssekretär Dietrich, 

Staatsminister Keppler, 

Minister Durcansky. 

Der Führer begrüßt den Ministerpräsidenten Tiso und beschreibt ihm in einer 

längeren Ausführung die Entwicklung in der Tschechoslowakei. Seit dem Herbst 
vorigen Jahres habe Deutschland zwei Enttäuschungen erlebt. Die eine durch die 
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Tschechslowakei, die teils durch schlechten Willen, teils, wie z. B. bei Chvalkowsky, 
durch Schwäche, nicht verhindern könne, daß die politischen Verhältnisse in Bahnen 
gerieten, die für Deutschland unerträglich seien. Die Tschechoslowakei habe nur 
Deutschland zu verdanken, daß sie nicht weiter zerstückelt worden wäre. Mit 
größter Zurückhaltung habe Deutschland Verzicht geleistet auf die an seiner Grenze 
liegenden Sprachinseln, nur, um der Tschechoslowakei einen normalen Lebensraum 
zu sichern. Der Dank dafür blieb aus. Keinem Tschechen in Deutschland sei sein 
Arbeitsplatz verloren gegangen. Im Gegenteil, zahlreiche Tschechen seien bei uns 
aufgenommen worden. Diesen sei kein Haar gekrümmt, noch seien sie beleidigt 
oder angegriffen worden. Ganz anders sähe es auf der tschechischen Seite aus. Die 
schärfsten Entlassungsmaßnahmen seien bei den Deutschen durchgeführt. Tausende 
seien brotlos geworden. Überall würden die Deutschen in irgendeiner Weise her- 
ausgefordert oder diskriminiert. Die Deutschen stünden unter fortgesetzter Über- 
wachung, sodaß ihre Lage schlechter sei als vor der Septemberkrise. Diese Ent- 
wicklung entspräche nicht den Abmachungen. In der Presse habe sich Deutschland 
bis vorgestern einer absolut loyalen Haltung bemüht. Sie sei zurückhaltend ge- 
wesen und habe Manches nicht gebracht, was dort geschehen sei, nur um die Atmo- 
sphäre rein zu halten. Während dieser Zeit habe die tschechische Presse wiederholt 
Ungünstiges von Deutschland gebracht, gewisse Organe hätten von ihrer systema- 
tischen Hetze nicht abgelassen. Flugblätter und Mundpropaganda haben ihren 
Fortgang genommen. Der augenblickliche Zustand sei den Tschechen als eine vor- 
übergehende Angelegenheit geschildert, immer würden Hoffnungen auf eine Ände- 
rung zu Ungunsten Deutschlands im Volke wachgerufen. Der Führer habe dies 
Chvalkowsky bereits gesagt und ihm vorgeworfen, daß immer wieder Ol ins Feuer 
gegossen würde. Mitteleuropa sei ein bestimmter, geschlossener Wirtschaftsraum, 
der nur leben könne, wenn er völlig befriedigt sei. Er brauche Entspannung. 
Geographisch sei die bereits dadurch gekennzeichnet, daß Böhmen und Mähren 
von Deutschland umschlossen seien und Deutschland niemals ın seinem eigenen 
Raum einen Unruheherd dulden könne. 

In den letzten Wochen seien die Verhältnisse unerträglich geworden. Der alte 
Geist Beneschs sei wieder lebendig geworden. Das tschechische Volk werde zum 
Widerstand aufgewiegelt. Die Zustände seien unsicher und ruhelos. Gestern hätten 
sich nun die Vorfälle in Brünn und Iglau ereignet. Während wir Tschechen ın 
Deutschland gut behandeln, geht es in der Tschechoslowakei drunter und drüber. 
Diese Zustände könne sich Deutschland nicht mehr gefallen lassen. Auch die Volks- 
deutschen drüben wehren sich, da sie nicht einsehen, daß es ihnen heute noch 
schlechter gehen sollte als früher. 

Wir haben die tschechische Frage damals unserer Weltauffassung entsprechend 
gelöst. Wenn aber diese Lösung zu keinem Erfolg führt, so sind wir entschlossen, 
sie restlos, ohne Rücksicht auf diese ideologische Grundlage, durchzuführen. 

Die zweite Enttäuschung sei für uns die Haltung der Slowakei. Im vergangenen 
Jahr habe der Führer vor einer schweren Entscheidung gestanden, entweder die 
Slowakei durch die Ungarn besetzen zu lassen oder nicht. Der Führer habe sich in 
einer Fehlmeinung befunden, indem er nämlich geglaubt hatte, daß die Slowakei zu 
Ungarn wollte. Dieser Irrtum sei begründet in der weiteren Abgelegenheit der Slo- 
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wakei von Deutschland und dem Gewicht der größeren Probleme, die damals dieses 
Problem überdeckten. Erst in der Krise wäre der Führer von dieser Meinung ab- 


gerückt. Damals erst hätte er gehört und gemerkt, daß die Slowakei ein Eigenleben 
führen wolle. 


In München sei der Führer nicht machtpolitische, sondern volkspolitische Wege 
in seinen Entscheidungen gegangen. Er habe etwas getan, was ihn seinem Freunde 
Ungarn entfremdet habe, nämlich gegen dessen Willen auch für Ungarn dieses Prin- 
zip durchgesetzt. Dieses habe er vor Monaten wiederholt auseinandergelegt. 

Nun habe er Keppler als seinen Abgesandten nach Preßburg geschickt, dem 
gegenüber Sidor erklärt habe, er sei ein Soldat Prags und würde sich einer Lösung 
der Slowakei aus dem tschechoslowakischen Verbande widersetzen. Wenn der 
Führer das vorher gewußt hätte, so hätte er sich nicht mit seinem Freunde Ungarn 
zu verfeinden brauchen, sondern alles laufen lassen, wie es damals lief. 

Er habe nun Minister Tiso herkommen lassen, um in ganz kurzer Zeit über 
diese Frage Klarheit zu haben. Deutschland habe keine Interessen östlich der Kar- 
pathen. An sich wäre es ihm ganz gleichgültig, was dort geschehe. Die Frage sei die, 
wolle die Slowakei ihr Eigenleben leben oder nicht. Er wolle von der Slowakei 
nichts. Er würde sein Volk oder auch nur einen Soldaten für etwas einsetzen, was 
vom slowakischen Volke garnicht gewollt seı. 


Er möchte endgültig bestätigt bekommen, was dieSlowakei eigentlich wolle. Er wolle 
sich nicht von Ungarn vorwerfen lassen er konserviere etwas, was garnicht konserviert 
werden will. Er sähe Unruhen und Demonstrationen ım allgemeinen sehr groß- 
zügig an, aber in diesem Zusammenhang seien die Unruhen nur ein äußeres Zeichen 
für die innere Unsicherheit. Er ließe sich das nicht bieten, und er habe deshalb 
Tiso kommen lassen, um seine Entscheidung zu hören. Es handele sich nicht um 
Tage, sondern um Stunden. Er habe damals gesagt, daß, wenn die Slowakei sich 
selbständig machen wolle, er dieses Bestreben unterstützen, sogar garantieren würde. 
Er stünde zu seinem Wort, solange die Slowakei den Willen zur Selbständigkeit 
klar ausspräche. Würde sie zögern oder sich nicht von Prag lösen wollen, so über- 
lasse er das Schicksal der Slowakei den Ereignissen, für die er nicht mehr verant- 
wortlich sei. Dann würde er nur noch für die deuschen Interessen eintreten und die 
lägen nicht östlich der Karpathen. Deutschland habe mit der Slowakei nichts zu tun. 
Sie habe niemals zu Deutschland gehört. 

Der Führer fragt den Reichsaußenminister, ob er noch etwas hinzuzufügen habe. 
Der Reichsaußenminister unterstreicht auch von sich aus die Auffassung, daß es sich 
hier um eine Entscheidung von Stunden und nicht von Tagen handele. Er legt dem 
Führer eine gerade hereingekommene Meldung vor, welche von ungarischen Trup- 
penbewegungen an der slowakischen Grenze berichtet. Der Führer liest diese Mel- 
dung und erwähnt sie Tiso gegenüber und drückt die Hoffnung aus, daß sich die 
Slowakei bald klar entscheide. 

Tiso dankt dem Führer für seine Worte. Er habe sich schon lange danach gesehnt, 
aus dem Munde des Führers zu hören, wie er zu seinem Volke und seinem Lande 
stehe und wie er die Probleme ansehe. Er nehme das Gesagte zur Kenntnis und 
versichere, daß der Führer sich auf die Slowakei verlassen könne. Er möge entschul- 
digen, daß er unter dem Eindruck der Worte des Führers sich im Augenblick nicht 
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klar ausdrücken oder gar eine Entscheidung fällen könne. Er wolle sich mit seinem 
Freunde zurückziehen und sich die ganze Frage in Ruhe überlegen, aber sie würden 
zeigen, daß sie der Fürsorge und des Interesses des Führers für ihr Land würdig 
seien. Hiermit wurde die Besprechung beendet. 

gez. Hewel. 
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Auszüge aus dem Memorandum des Foreign Office vom 13. März 
zur Position der britischen Regierung im Zusammenhang 
mit möglichen Entwicklungen der slowakischen Krise 


Aus DBFP Bd. IV Nr. 230 


Wenn eine deutsche Intervention stattfindet, wird auf SMR sicher beträchtlicher 
Druck ausgeübt werden, daß sie einen Schritt unternehmen soll. Tatsächlich hat Mr. 
Sorensen (Unterhausabgeordneter für West Leyton) sich bereits mit einer Frage 
vormerken lassen, die er morgen an den Premierministers richten will, ob er sich 
der vorhandenen Besorgnis hinsichtlich der drohenden Möglichkeit weiterer Ver- 
änderungen der Grenze der CSR bewußt ist, und welche Schritte er in dieser Ange- 
legenheit unternehmen wird. Es ist sicher unerwünscht, einen Einspruch zu erheben, 
den auszuführen wir nicht bereit sind, oder Erklärungen abzugeben, die Hitler nur 
reizen würden, ohne sich auf seine Pläne auszuwirken. Wenn die innere Lage in 
Deutschland ihn überzeugt hat, daß eine Aktion in der CSR wichtig ıst, gibt es 
nichts was wir tun können, um ihn aufzuhalten, abgesehen vom Krieg. Wie gut 
bekannt ist, haben die Deutschen immer die Ansicht aufrechterhalten, daß die CSR 
keine Sache SMR ist, und die Lage ist bestimmt so, daß wir nur einen locus standi 
haben würden, um in Berlin zu protestieren, wenn Deutschland der territorialen 
Aggression gegen den tschechoslowakischen Staat schuldig wäre. In dem Fall könnte 
es so gehalten werden, daß wir durch unsere Zusicherung im Nachtrag zum 
Münchener Abkommen verpflichtet wären, zu unserem Angebot und den englisch- 
französischen Vorschlägen vom 19. September zu stehen, uns an einer internatio- 
nalen Garantie der neuen Grenzen des tschechoslowakischen Staates gegen unprovo- 
zierte Aggression zu beteiligen. Wir könnten jedoch nicht irgendeinen wirksamen 
Schritt unternehmen, wenn nicht auch die französische Regierung sich entschließt, 
Schritte zu unternehmen, und da die deutsche Regierung sich bisher geweigert hat, 
die allgemeine internationale Garantie in Kraft zu setzen durch Verwirklichung 
ihres Münchener Versprechens, scheint es mir äußerst unwahrscheinlich, daß Frank- 
reich in dieser Sache irgendetwas zu unternehmen wünscht. 

Wenn Deutschland territoriale Aggression vermeidet, bleibt die Lage technisch 
eine interne Verfassungsfrage, von der wir nicht direkt betroffen werden. Auch 
der Wiener Schiedsspruch könnte nicht herangezogen werden. Dieser Schiedsspruch 
Deutschlands und Italiens befaßte sich nur mit den Grenzen zwischen der Slowakei 
und Ungarn, und es würde kaum möglich sein für Signor Mussolini, aus eigener 
Initiative oder auf unser Ersuchen in den gegenwärtigen Streit auf der Grundlage 
seiner Interessen in jenem Schiedsspruch einzuschreiten. Die englisch-deutsche 
Erklärung vom 30. September sieht vor, daß „das Verfahren der Konsultation 


22 


angenommen werden soll, bei allen anderen Fragen, die unsere beiden Länder be- 
treffen können“, aber Herr Hitler würde nie zugeben, daß der gegenwärtige 
slowakische Streit eine Frage wäre, die Großbritannien betrifft. Vermutlich würde 
die deutsche Regierung den gleichen Standpunkt einnehmen, wenn die französische 
Regierung sich auf die Bedingungen der deutsch-französischen Erklärung vom 
6. Dezember, $ 3 beruft, der vorsieht, daß die beiden Regierungen „entschlossen 
wären, in Hinsicht auf alle Fragen, die ihre beiden Länder interessieren, in Kontakt 
zu bleiben und sich gegenseitig zu konsultieren, wenn die spätere Entwicklung jener 
Fragen zu internationalen Schwierigkeiten zu führen drohe“. 

Angesichts der französischen Allianz mit der CSR jedoch, die vermutlich tech- 
nisch noch in Kraft ist bis zu der in München vorgesehenen Vervollständigung der 
Garantieabmachungen, könnten die Franzosen behaupten, daß der gegenwärtige 
Streit eine Frage wäre, die Frankreich und Deutschland interessiert und daher 
gegenseitige Konsultation zwischen den beiden Regierungen erfordert. 


Unter allen diesen Umständen würde SMR keinen locus standi haben, um in 
dieser Angelegenheit irgendeine Initiative zu ergreifen, und jeder Versuch, Herrn 
Hitler durch öffentliche Erklärungen zu hemmen oder Signor Mussolinis Unter- 


stützung anzurufen, würde nur berechnet scheinen, eine ungünstige Lösung für 
die CSR zu beschleunigen. 
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Auszug aus der Rede Dr. Tisos im slowakischen Landtag am 14. 3. 1939 
Aus Monatshefte für Auswärtige Politik V1/1939 S. 355 f. 


„Die politischen Repräsentanten des tschechischen Volkes haben geglaubt, uns 
durch verschiedene Maßnahmen zur Kapitulation zwingen zu können. Der Präsi- 
dent der Republik hat in der Nacht zum 10. März die slowakische Landesregierung 
in verfassungswidriger Weise ihres Amtes entsetzt. 


Dieses Vorgehen ist politisch wie rechtlich untragbar, denn der slowakische 
Landtag hat der Landesregierung noch am 23. Februar einstimmig sein Vertrauen 
ausgesprochen. Das Vorgehen des Präsidenten der Republik ist verfassungswidrig. 
So ist die Autonomie der Slowakei, die uns seit langem versprochen und im ver- 
gangenen Herbst endlich zum Gesetz erhoben worden ist, vernichtet worden. Da- 
mit aber haben die Beziehungen zwischen dem slowakischen und dem tschechischen 
Volke ihre Rechtsgrundlage verloren. 


Alle unsere Bemühungen, einen gesetzmäßigen Zustand wiederherzustellen, sind 
vergeblich gewesen. Die Prager Regierung hat zu den Waffen gegriffen und eine 
Lage geschaffen, die nicht mehr die Beziehung zweier gleichberechtigter Völker, 
sondern das Diktat des tschechischen Volkes über uns bedeutet, das uns seinen 
Willen aufzwingen will. 

Die verantwortlichen Führer des tschechischen Volkes haben auf unseren guten 
Willen mit Gewalt geantwortet. Wir haben nichts gegen das tschechische Volk — 


aber dieses Volk steht unter der Herrschaft von Menschen, die aus der Vergangen- 
heit nichts gelernt haben. 
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Wollen wir die Zukunft unseres Volkes sichern, so müssen wir das gemeinsame 
politische Leben mit dem tschechischen Volk beenden, und so haben wir uns ent- 
schlossen, das Selbstbestimmungsrecht für unser slowakisches Volk in vollem Um- 
fang ın Anspruch zu nehmen...... 


8 
Auszug aus der Rede Winston Churchills am 14. März 1939 in Waltham Abbey 
Aus Winston $. Churchill, Reden 1938-1940 S. 8 


In einigen der entlegenen Teile dieses Wahlbezirkes sind Beschwerden über meine 
Rede anläßlich des Münchener Abkommens laut geworden. In dieser Rede be- 
hauptete ich, daß ein Unglück erster Ordnung über Frankreich und Großbritannien 
hereingebrochen sei. Ist das unrichtig? 


In der Slowakei sınd Unruhen entfacht worden, und ich zweifle nicht daran, 
daß sie das Werk der deutschen Nazipartei sind. Und dann begann die deutsche 
Presse gegen die Tschechen zu hetzen und sie gewaltätiger Angriffe auf die Deut- 
schen anzuklagen. Das nächste Stadium besteht darin, daß man ihnen befiehlt, den 
Stand ihrer Armee herabzusetzen und diejenigen Männer, die den Deutschen 
genehm sind, als Minister in ihre Regierung aufzunehmen. Sie werden jetzt voll- 
ständig absorbiert; erst wenn der Nazischatten endgültig von Europa gehoben sein 
wird — und ich bin sicher, daß dies schließlich geschehen wird —, nicht eher wird 
die Tschechoslowakei und das alte Böhmen wieder zur Freiheit erweckt werden. 
Weshalb hätte ich all dies nicht aussprechen sollen? Es war die Wahrheit. Es war 
eine Pflicht, sie auszusprechen...... 


Ich las heute in einer unserer Zeitungen, daß wir von dieser neuen tschecho- 
slowakischen Krise nicht betroffen seien. Es scheint mir völlig sicher, daß wir nicht 
eingreifen werden. Dafür ist es zu spät. Die Tschechen haben ihren Festungsgürtel 
ausgeliefert. Ihre Kanonen werden nun an die Westfront transportiert. Sie sind 
schutzlos. Ihre Eisenbahnverbindungen sind unterbrochen. Sie sind von allen Seiten 
eingeschlossen. Ihnen, die einst 30 deutschen Divisionen eine beträchtliche Zeit 
lang hätten Widerstand leisten können, ist nun jegliche Widerstandsmöglichkeit 
genommen. Sie müssen allen, selbst den grausamsten Befehlen gehorchen, sobald 
sie ihnen erteilt werden. Es ist zwecklos, ihnen heute zu Hilfe zu kommen, da sie 
unbewaffner sind, wenn wir ihnen nicht helfen wollten, als sie stark waren. Deshalb 
stimme ich völlig mit denen überein, die der Meinung sind, wir sollten jetzt 
nicht intervenieren. Wir können es nicht. Das ist alles. 

Wenn man jedoch vermeint, wir seien von dem, was vorgeht, nicht betroffen, 
so ist das eine schwere Täuschung. Obwohl wir den Geschehnissen nicht Einhalt 
gebieten können, werden wir unter ihnen in höchstem Maße zu leiden haben. Wir 
werden Opfer aller Art für unsere eigene Verteidigung bringen müssen, die unnötig 
gewesen wären, hätte man in einem früheren Zeitpunkt einen festen Entschluß 
gefaßt. Wir werden nicht nur Geldopfer zu bringen haben, sondern auch Opfer 
an persönlichen Leistungen, um auszugleichen, was wir verloren haben. Das gilt 
für die Franzosen in einem noch höheren Grade als für uns. 
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Viele dachten zur Zeit der Septemberkrise, sie gäben bloß Interessen der Tschecho- 
slowakei preis; aber mit jedem Monat, der vergeht, wird man klarer sehen, daß sie 


auch die Interessen Englands aufgegeben haben und die des Friedens und der 
Gerechtigkeit..... 


9a 


Aufzeichnung über die Besprechung Adolf Hitlers mit dem tschechischen 
Staatspräsidenten Hacha in Anwesenheit beider Außenminister am 15. März 1939 
1.15 Uhr bis 2.15 Uhr 


ADAP Bd IV Nr. 228 
Weitere Anwesende waren: 
Generalfeldmarschall Göring, 
General Keiıtel, 
Staatssekretär von Weizsäcker, 
Staatsminister Meißner, 
Staatssekretär Dietrich, 
Legationsrat Hewel. 


Staatspräsident Hacha begrüßt den Führer und drückt seinen Dank dafür aus, daß 
er ihn empfängt. Er habe seit langem den Wunsch gehabt, den Mann kennenzu- 
lernen, dessen wunderbare Ideen er oft gelesen und verfolgt habe. (Man setzt sich.) 
Hacha: Er sei bis vor kurzem ein Unbekannter gewesen. Er habe sich nie mit 
Politik befaßt, sondern er sei eben ein Justizbeamter im Wiener Verwaltungs- 
apparat gewesen, und als solcher habe er sich absichtlich nicht um Politik geküm- 
mert, damit er vor den Parteien, denen er als Richter gegenüberzutreten hatte, 
unbelastet gewesen sei. 1918 sei er nach Prag berufen und 1925 zum Präsidenten 
des Verwaltungsgerichthofes ernannt worden. Als solcher habe er kein Verhältnis 
zu den Politikern, oder, wie er lieber sagen wollte, zu den „Politikastern“ gehabt, 
und er sei nur selten mit ihnen in Berührung gekommen. Er müsse zu Beginn 
erwähnen, daß er auch zu der Regierung kaum Beziehungen gehabt habe, und daß 
sich sein Verkehr mit den Regierungsmitgliedern auf das mindeste beschränkt habe. 
Er sei nie persona grata gewesen. Mit Präsident Masaryk sei er nur einmal im Jahre 
bei einem Souper der Richter zusammengekommen, mit Benesch noch seltener. Das 
eine Mal, als er mit diesem zusammen gewesen wäre, habe es Mißverständnisse 
gegeben. Im übrigen sei ihm das ganze Regime fremd gewesen, so fremd, daß er sich 
gleich nach dem Umschwunge die Frage gestellt habe, ob es überhaupt für die 
Tschechoslowakei ein Glück sei, ein selbständiger Staat zu sein. In diesem Herbst 
nun sei ihm die Aufgabe zugefallen, an der Spitze des Staates zu stehen. Er sei ein 
alter Mann. Er habe seine Bedenken überwunden, als man ihm als patriotische 
Pflicht hinstellte, das Amt zu übernehmen. Mit dieser Übernahme sei die schwerste 
Aufgabe seines Lebens an ihn herangetreten und so habe er es gewagt, den Führer 
zu bitten, ihn zu empfangen. 

Er habe die Überzeugung, daß das Schicksal der Tschechoslowakei in den Händen 
des Führers läge und er glaube, daß das Schicksal in den Händen des Führers gut 
aufgehoben sei. Was sich vor kurzem in der Slowakei ereignet habe, brauche er nicht 
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zu beklagen. Es sei schon lange seine Überzeugung gewesen, daß die verschiedenen 
Völker in diesem Staatskörper nicht zusammenleben konnten. Obwohl ihre Sprache 
ziemlich ähnlich sei, hätten sie sich sehr verschieden entwickelt und die Tschecho- 
slowakei sei näher mit Deutschland verwandt als mit der Slowakei, die mehr zu den 
Magyaren hinneige. Beziehungen hätten sie nur zu den evangelischen Slowaken 
gehabt, während die katholischen von den Tschechen abgelehnt worden seien. Das 
seien die Gründe, daß man nie zu einem guten Einverständnis hätte kommen 
können, und er sei froh, daß die Entwicklung diesen Weg genommen habe. Er 
stünde mit dieser Ansicht nicht allein, sondern sicher 80% der Bevölkerung teile 
sie mit ihm. 

Vor einer halben Stunde habe er die Meldung bekommen, daß die Karpatho- 
Ukraine sich selbständig gemacht habe. Er glaube, daß der Führer mit den Slo- 
waken keine allzu guten Erfahrungen machen werde. Dem Führer seien wohl auch 
in den letzten Tagen Gerüchte zu Ohren gekommen, daß von Prag aus ein Ver- 
fassungsbruch geschehen sei. Dieser Verfassungsbruch müßte ja dann wohl auf sein 
Konto gehen. Er sei aber Jurist und wisse, daß die Entlassung der Regierung auf 
völlig legaler Grundlage geschehen sei. Denn die Verfassung selbst sei von einem 
Teil der tschechischen Regierung nicht eingehalten worden. Es seien dabei auch 
leider Ereignisse vorgekommen, die er bedauere, die aber durch Maßnahmen, die 
mit der Erhaltung der Ordnung zusammenhingen, ausgelöst worden seien. Beab- 
sichtigt seien sie nicht gewesen. Im übrigen weine er der Slowakei keine Träne nach. 

Nun käme er zu dem, was ihn am meisten bewege, zu dem Schicksal seines Vol- 
kes. Er glaube, daß gerade der Führer ihn verstände, wenn er der Ansicht sei, daß 
die Tschechoslowakei das Recht habe, ein nationales Leben leben zu wollen. Die 
geographische Lage der Tschechoslowakei verlange selbstverständlich das beste Ver- 
hältnis zu Deutschland. Dieses sei die Grundlage eines nationalen Eigenlebens. Diese 
Überzeugung teile der größte Teil des tschechischen Volkes. Es gäbe natürlich einige 
Ausnahmen, aber man müsse bedenken, daß die neue Tschechoslowakei erst seit 
sechs Monaten existiere. Es würde der Tschechoslowakei vorgeworfen, daß es dort 
noch viele Anhänger des Benesch-Systems gäbe. Aber diejenigen, die man nennt, 
sind es gar nicht. Nur in journalistischen Kreisen habe dieses System noch Freunde. 
Die Regierung trachte mit allen Mitteln, sie mundtot zu machen. Dieses sei so 
ziemlich alles, was er vortragen wolle. 


Der Führer antwortet, indem er sein Bedauern darüber ausspricht, daß er dem 
Staatspräsidenten diese Reise habe zumuten müssen. Aber heute morgen sei er nach 
langem Überlegen zu der Überzeugung gekommen, daß diese Reise trotz des 
hohen Alters des Staatspräsidenten für sein Land von großem Nutzen sein könnte, 
da es nur noch Stunden seien, bis Deutschland eingreife. Das Deutsche Reich 
empfinde grundsätzlich keine Feindschaft zu irgendwelchen anderen Nationen. 
Nationen, die uns nichts zuleide tun, sind uns lieb oder zum mindesten uninter- 
essant. Das deutsche Volk empfinde auch keinen Haß gegen die Tschechoslowakei. 
Die Tschechoslowakei aber habe uns gegenüber eine ganz andere Einstellung. Der 
Führer nennt verschiedene Beispiele, bei denen diese Einstellung bei großen poli- 
tischen Ereignissen in Erscheinung getreten sei, z. B. während der Rheinland- 
besetzung. Die Tschechoslowakei habe damals eine Note an Frankreich gerichtet, 
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in welcher sie mitteilte, daß wenn dieses Land militärische Schritte gegen Deutsch- 
land unternehmen würde, die Tschechoslowakei auch bereit sei mitzutun. Dieses 
habe die Tschechoslowakei getan, obwohl es sich um urdeutsches Gebiet gehandelt 
habe. Dieselbe Gesinnung habe sie noch oft gezeigt, z. B. Italien gegenüber während 
des Abessinienkonfliktes, usw. 1938 sei die Situation nun unerträglich geworden. 
Am 28. Mai habe er daher den Entschluß gefaßt, die Konsequenzen zu ziehen. Er 
stünde keiner Nation mit Feindschaft gegenüber, aber er sei der rücksichtsloseste 
Verfechter der Rechte des eigenen Volkes und in diesem Kampfe sei er zu jedem 
Schritt entschlossen. Er sei hier Frontsoldat, der rücksichtslos und bedenkenlos für 
seine Überzeugung einsteht und kämpft. Der Restbestand der Tschechoslowakei 
sei überhaupt nur seiner loyalen Haltung zuzuschreiben. Auf das Risiko hin, sich 
die Feindschaft des ihm befreundeten Ungarn zuzuziehen, habe er dessen politische 
Ambitionen abgestoppt und Ungarn gezwungen, so wie Deutschland nur nach 
ethnographischen Prinzipien das Problem zu lösen, dies, obwohl die verrücktesten 
Wirtschafts- und Zollsituationen hierdurch entstanden seien. Er habe diese Be- 
schränkungen auf sich genommen, nicht, weil er nicht anders hätte handeln kön- 
nen, sondern weil er der Überzeugung gewesen sei, daß es so recht wäre. Für die 
anderen Länder sei die Tschechoslowakei nichts anderes gewesen als ein Mittel zum 
Zweck. London und Paris hätten sich nicht imstande gezeigt, sich für die Tschecho- 
slowakeı wirklich einzusetzen. 


Die Slowakei sei ihm gänzlich gleichgültig. Hätte sie sich näher an Deutschland 
(angeschlossen), so wäre dies auch eine Verpflichtung für Deutschland gewesen, 
und so wäre er froh, daß er diese jetzt nicht hätte. Ostlich der Kleinen Karpathen 
habe er überhaupt keine Interessen. Im Herbst hätte er nicht die letzten Konse- 
quenzen ziehen wollen, weil er geglaubt habe, daß ein Zusammenleben möglich sei, 
aber damals schon und später auch bei seinen Unterhaltungen mit Chvalkovsky 
habe er keinen Zweifel gelassen, daß, wenn die Tendenzen Benesch’s nicht restlos 
verschwinden würden, er diesen Staat rücksichtslos zerschlagen würde. Chval- 
kovsky habe dieses damals verstanden und den Führer um Geduld gebeten. Der 
Führer habe das eingesehen; aber die Monate seien dahingegangen, ohne daß eine 
Änderung eingerreten sei. Dem neuen Regime sei es nicht gelungen, das alte 
psychologisch verschwinden zu lassen, das sehe er an der Presse, an der Mund- 
propaganda, an den Entlassungen der Deutschen und an vielen Handlungen, die 
für ihn symbolisch für das Gesamtbild seien. Er habe dieses zuerst nicht verstanden, 
als es ihm aber klar geworden sei, habe er endgültig seine Konsequenzen gezogen, 
da, wenn die Entwicklung so weiter gegangen wäre, in wenigen Jahren das Ver- 
hältnis zur Tschechoslowakei genau wieder so gewesen wäre wie es vor sechs 
Monaten gewesen war. Warum habe die Tschechoslowakei die Armee nicht sofort 
auf ein vernünftiges Maß reduziert. Eine solche Armee sei eine ungeheuere Be- 
lastung für einen solchen Staat, denn sie habe nur Sinn, wenn sie den Staat in 
seiner außenpolitischen Mission unterstütze. Da die Tschechoslowakei aber keine 
außenpolitische Mission mehr habe, so sei eine solche Armee sinnlos. Er zählt 
mehrere Beispiele auf, die ihm bewiesen haben, daß der Geist in der Armee sich 
nicht gewandelt habe. Aus diesem Symptom heraus habe sich bei ihm die Über- 
zeugung gebildet, daß auch die Armee eine Quelle schwerster politischer Belastung 
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für die Zukunft sei. Dazu sei gekommen die zwangsläufige Entwicklung der wirt- 
schaftlichen Notwendigkeiten und weiter die Proteste aus den Volksgruppen, die 
das Leben so nicht mehr ertragen konnten. 


„So sind bei mir am letzten Sonntag die Würfel gefallen. Ich habe mir den 
ungarischen Gesandten kommen lassen und habe ihm mitgeteilt, daß ich die Hände 
von diesem Land zurückziehe“. Wir stünden nun vor dieser Sachlage und er habe 
den Befehl gegeben zum Einmarsch der deutschen Truppen und der Eingliederung 
der Tschechoslowakei ins Deutsche Reich. Er wolle der Tschechoslowakei die vollste 
Autonomie und ein Eigenleben geben, mehr als sie es jemals in der österreichischen 
Zeit genossen habe. Das Verhalten Deutschlands gegenüber der Tschechoslowakei 
wird sich morgen oder übermorgen entscheiden und ist abhängig von der Haltung 
des tschechischen Volkes und des tschechischen Militärs gegenüber den deutschen 
Truppen. Er habe in die Regierung kein Vertrauen mehr. Wenn er auch an die Ehr- 
lichkeit und Aufrichtigkeit Hachas und Chvalkovskys glaube, so zweifle er an den 
Möglichkeiten des Sichdurchsetzens der Regierung im ganzen Volk. Die deutsche 
Armee sei heute schon ausgerückt und bei einer Kaserne, wo Widerstand geleistet 
wurde, sei dieser rücksichtslos gebrochen worden, eine andere habe sich beim Auf- 
fahren der schweren Artillerie ergeben. 


Morgen um 6 Uhr rücke von allen Seiten her die deutsche Armee in die Tschechei 
ein, und die deutsche Luftwaffe werde die tschechischen Flughäfen besetzen. Es 
gäbe zwei Möglichkeiten. Die erste sei die, daß sich das Einrücken der deutschen 
Truppen zu einem Kampf entwicelt. Dann wird dieser Widerstand mit allen 
Mitteln mit Brachialgewalt gebrochen. Die andere ist die, daß sich der Einmarsch 
der deutschen Truppen in erträglicher Form abspielt, dann würde es dem Führer 
leicht, bei der Neugestaltung des tschechischen Lebens der Tschechoslowakei ein 
großzügiges Eigenleben, eine Autonomie und eine gewisse nationale Freiheit zu 
geben. 

Wir erlebten im Augenblick einen großen geschichtlichen Wendepunkt. Er wolle 
die Tschechen nicht quälen und nicht entnationalisieren. Er täte dieses alles auch 
nicht aus Haß, sondern um Deutschland zu schützen. Wenn im Herbst vorigen 
Jahres die Tschechoslowakei nicht nachgegeben hätte, so wäre das tschechische Volk 
ausgerottet worden. Keiner hätte ihn daran gehindert. Sein Wille sei, daß das 
tschechische Volk sich national ausleben solle, und er glaube fest, daß eine Form 
zu finden sei, in der den tschechischen Wünschen weitgehend entgegengekommen 
werde. Käme es morgen zum Kampf, so würde der Druck Gegendruck erzeugen. 
Man würde sich gegenseitig aufreiben, und es sei ihm dann nicht mehr möglich, die 
versprochenen Erleichterungen zu geben. Die tschechische Armee würde in zwei 
Tagen nicht mehr existieren. Es würden natürlich auch Deutsche fallen, und dieses 
würde einen Haß erzeugen, der ihn aus Selbsterhaltungstrieb zwingen würde, keine 
Autonomie mehr zu gewähren. Die Welt würde keine Miene verziehen. Er habe 
Mitleid mit dem tschechischen Volk, wenn er die ausländische Presse lese. Sie mache 
auf ihn den Eindruck, der sich in einem deutschen Sprichwort zusammenfassen 
ließe, „der Mohr hat seine Schuldigkeit getan, der Mohr kann gehn“. 

So lägen die Dinge. In Deutschland gäbe es zweı Richtungen, eine härtere, die 
keine Konzessionen wolle und in Erinnerung an das Vergangene wünsche, daß die 
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Tschechoslowakei mit Blut niedergerungen würde, und eine andere, deren Haltung 
seinen eben erwähnten Vorschlägen entspreche. 

Dieses sei der Grund, warum er Hacha hierher gebeten habe. Diese Einladung 
sei der letzte gute Dienst, den er dem tschechischen Volke erweisen könne. Käme 
es zum Kampfe, so zwinge uns das vergossene Blut auch zum Haß. Aber vielleicht 
könne auch der Besuch Hachas das äußerste verhindern. Vielleicht trage er dazu 
bei, eine Konstruktion zu finden, die für die Tschechoslowakei so weitgehend 
wäre, wie sie sie ım alten Österreich niemals hätte erhoffen können. Sein Ziel sei 
nur, die nötige Sicherung für das deutsche Volk zu schaffen. 

Die Stunden vergingen. Um 6 Uhr würden die Truppen einmarschieren. Er 
schäme sich beinah zu sagen, daß auf jedes tschechische Bataillon eine deutsche 
Division käme. Die militärische Aktion sei eben keine kleine, sondern sie sei ın 
aller Großzügigkeit angesetzt. Er möchte ihm (Hacha) jetzt raten, sich mit Chval- 
kovsky zurückzuziehen, um zu besprechen, was zu tun sei. 

Hacha sagt, daß für ihn die Situation völlig klar und daß hier jeder Widerstand 
sınnlos sei. Aber er frage den Führer, wie er es anstellen solle, in vier Stunden 
das ganze tschechische Volk vom Widerstand zurückzuhalten. Der Führer sagt, 
er möge sich mit seinen Herren beraten. Die nun rollende Militärmaschine lasse 
sich nicht aufhalten. Er solle sich an seine Prager Dienststellen wenden. Es sei ein 
großer Entschluß, aber er sehe die Möglichkeit für eine lange Friedensperiode 
zwischen den beiden Völkern dämmern. Würde der Entschluß anders sein, so sähe 
er die Vernichtung der Tschechoslowakei. 

Hacha fragt, ob der ganze Zweck des Einmarsches sei, die tschechische Armee zu 
entwaffnen. Man könne dies ja auch vielleicht auf andere Weise machen. 

Der Führer sagt, daß sein Entschluß unwiderruflich sei. Man wisse ja, was ein 
Entschluß des Führers bedeute. Er sähe keine andere Möglichkeit der Entwaffnung, 
und fragt die anderen Herren, ob sie seiner Meinung seien, was ihm bestätigt wird. 
Die einzige Möglichkeit der Entwaffnung der tschechischen Armee sei die durch 
das deutsche Heer. 

Für Hacha sei das heute der schwerste Gang seines Lebens, aber er glaube, daß 
schon in wenigen Jahren dieser Entschluß als verständlich und in 50 Jahren wahr- 
scheinlich als ein segensreicher angesehen würde. 

Hierauf ziehen sich die beiden Tschechen zurück. 

Nach der Besprechung zwischen Hacha und Chvalkovsky mit unseren Herren, 
bei deren Abschluß man sich über die Abfassung der Abmachung klar geworden 
war, treten die zu Beginn der Aufzeichnung genannten Herren noch einmal zu 
einer abschließenden Rücksprache im Arbeitszimmer des Führers zusammen. Noch 
einmal wird ausführlich über die militärische Lage gesprochen, und der General- 
feldmarschall schildert im einzelnen die Situation. Der Führer meint, daß vielleicht 
an dem einen oder anderen Platze die Botschaft Hachas nicht durchgedrungen 
sei und es dann zu Zusammenstößen führen könnte, daß man aber im großen 
und ganzen mit einem reibungslosen Einmarsch rechnen dürfte. 

Der Führer fährt fort, er glaube, daß trotz aller Bitternis, die durch den Ein- 
marsch und die Besetzung durch das Deutsche Reich hervorgerufen würde, doch 
langsam die Erkenntnis dämmern werde, daß ein jahrhundertlanges Zusammen- 
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leben der beiden Nationen nützlich sei. Die Vorstellung, daß die beiden Völker 
gegeneinander kämpfen müßten, würde verschwinden. Die Tschechoslowakei sei 
eingebettet in das Deutsche Reich und die Vernunft müßte jedem sagen, daß nur 
ein engstes Zusammenleben die Parole sein müsse. Zudem spiele das Problem der 
Entnationalisierung keine Rolle, da solche den Deutschen an sich und auch der 
nationalsozialistischen Ideologie völlig fern liege. Wir wünschen und wollen keine 
Entnationalisierung. Die einen sollen als ‘Tschechen und wir wollen als Deutsche 
glücklich leben. Das Deutsche Reich könne auf diesem Gebiet ungeheuer großzügig 
sein. 

Hacha wirft ein, daß diese Äußerung des Führers für ihn von überragender 
Wichtigkeit seı. 

Der Führer fährt fort, daß wir nur wirtschaftlich, militärisch und politisch 
keinen Gegensatz dulden könnten. Die Tschechei solle ihr eigenes Staatsoberhaupt 
behalten, und seine Prinzipien, welche er durchsetzen würde, bildeten die Grund- 
lage für eine Befriedigung dieses Gebietes auf Jahrhunderte hinaus. 

Hacha wirft ein, daß also kein Seelenkauf wie zur österreichischen Zeit auf dem 
Programm stehe und fragt , ob wirtschaftlich die Zollunion geplant sei. 

Das erstere lehnt der Führer lächelnd ab, das zweite beantwortet der General- 
feldmarschall, indem er die Frage bejaht, denn Deutschland und die Tschechei seien 
ein Wirtschaftsraum. Zudem bekäme die Tschechei Aufträge, die ihre Arbeits- 
leistung sicher verdoppeln würden. 

Der Führer sagt, daß das tschechoslowakische Volk wirtschaftlich durch den 
Anschluß an Deutschland gewinnen würde, indem es an dem großen deutschen 
Wirtschaftsraum teilhaben würde. Er wolle die tschechische Wirtschaft nicht ver- 
nichten, sondern ungeheuer beleben. 

Hacha fragt, ob hierfür genaue Richtlinien bereits festlägen. 

Der Führer antwortet, daß dies Angelegenheit einer Wirtschaftskommission sei, 
denn auch für ıhn sei die ganze Sache überraschend gekommen. Vor ein paar 
Wochen hätte er von der ganzen Angelegenheit noch nichts gewußt. Er erzählte 
noch einmal von der damaligen Zeit und der Taktik Beneschs und schließlich vom 
28. Mai, an dem er seinen Entschluß zu handeln einem engen Kreise bekannt- 
gegeben habe. Der Führer schließt mit dem Bemerken, daß die Regelung, die 
nun getroffen würde, endgültig, tragbar und eindeutig sein müßte. Auf jeden 
Fall bekämen die Tschechen mehr Rechte, als sie jemals den Deutschen ın ihrem 
Gebiet gegeben hätten. 

Hierauf wird das Abkommen von dem Führer, dem Reichsminister, Hacha und 


Chvalkovsky unterzeichnet. 
gez. HEWEL 


9b 


Abkommen Adolf Hitlers mit dem tschechoslowakischen Staatspräsidenten 
Dr. Hacha vom 15. März 1939 


(DD Bd. VII/2 Nr. 82) 


Der Führer und Reichskanzler hat heute in Gegenwart des Reichsministers des 
Auswärtigen von Ribbentrop den tschechoslowakischen Staatspräsidenten Dr. Hacha 
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und den tschechoslowakischen Außenminister Dr. Chvalkovsky auf deren Wunsch 
in Berlin empfangen. Bei der Zusammenkunft ist die durch die Vorgänge der 
letzten Wochen auf dem bisherigen tschechoslowakischen Staatsgebiet entstandene 
ernste Lage in voller Offenheit einer Prüfung unterzogen worden. Auf beiden 
Seiten ist übereinstimmend die Überzeugung zum Ausdruck gebracht worden, daß 
das Ziel aller Bemühungen die Sicherung von Ruhe, Ordnung und Frieden in 
diesem Teile Mitteleuropas sein müsse. Der tschechoslowakische Staatspräsident hat 
erklärt, daß er, um diesem Ziele zu dienen und um eine endgültige Befriedung zu 
erreichen, das Schicksal des tschechischen Volkes und Landes vertrauensvoll in die 
Hände des Führers des Deutschen Reiches legt. Der Führer hat diese Erklärung 
angenommen und seinem Entschluß Ausdruck gegeben, daß er das tschechische 
Volk unter den Schutz des Deutschen Reiches nehmen und ihm eine seiner Eigen- 
art gemäße autonome Entwicklung seines völkischen Lebens gewährleisten wird. 
Zur Urkunde dessen ist dieses Schriftstück in doppelter Ausführung unter- 
zeichnet worden. 
Berlin, den 15. März 1939. 


gez.: Adolf Hitler 
gez.: Ribbentrop 

gez.: Dr. E. Hacha 
gez.: Dr. Chvalkovsky 
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Bericht des Deutschen Botschafters in London über die Sitzung des Unterhauses 
vom 15. März 1939 


Aus DWB II, Nr. 259 


London, den 16. März 1939 

In der Unterhaussitzung vom 15. März gab der Premierminister zunächst einen 
kurzen sachlichen Überblick über die Entwicklung in der Tschecho-Slowakei seit 
dem 10. März d. J., wie sie sich ihm auf Grund der ihm zur Verfügung stehenden 
Berichte darstellte. 

Er zitierte dann die Bemerkung Sir Thomas Inskips im Unterhaus am 4. Oktober 
v. J. zur Garantiefrage und fuhr fort: 

„So lagen die Dinge bis gestern, und ich darf sagen, daß die Regierung Seiner 
Majestät sich in letzter Zeit bemüht hat, mit den anderen in München vertretenen 
Regierungen zu einer Einigung über den Umfang und die Bedingungen einer 
solchen Garantie zu gelangen, aber bisher ist es uns nicht möglich gewesen, eine 
solche Einigung zu erzielen. Unserer Ansicht nach hat sich die Lage von Grund 
auf geändert, seit der Slowakische Landtag die Unabhängigkeit der Slowakei erklärt 
hat. Diese Erklärung hatte die Wirkung, daß der Staat, dessen Grenzen wir zu 
garantieren beabsichtigen, von innen her zerbrach und so ein Ende fand, und dem- 
gemäß hat die Sachlage, die der Herr Staatssekretär für die Dominien geschildert 
hat und die wir schon immer als nur vorübergehend ansahen, nun aufgehört zu 
bestehen, und Seiner Majestät Regierung kann sich infolgedessen nicht mehr länger 
an diese Verpflichtung gebunden halten. 
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In einer Rede, die ich am 30. Januar d. J. in Birmingham hielt, habe ich aus- 
geführt, daß wir unsere Ziele und unsere Haltung, d. h. unsere Entschlossenheit, 
uns um den Frieden zu bemühen, klar darlegen sollten. Ich fügte hinzu, daß ich 
es nun für an der Zeit hielte, daß auch andere ihren Beitrag zu einem Ergebnis 
leisteten, das auch über die unmittelbar Betroffenen hinaus für viele Menschen eine 
unendliche Wohltat sein würde. Es ıst deshalb nur natürlich, daß ich das, was 
jetzt geschehen ist, tief bedauere. Aber wir wollen uns dadurch nicht von unserem 
Wege abbringen lassen. Wir wollen dessen eingedenk sein, daß die Wünsche aller 
Völker der Erde sich auch noch jetzt auf die Friedenshoffnungen und auf die 
Wiederkehr einer Atmosphäre der Verständigung und des guten Willens richten, 
die sooft gestört worden ıst. Das Ziel, das unsere Regierung sich jetzt steckt, ist das 
gleiche wie immer, nämlich diesen Wunsch zu fördern und bei der Regelung von 
Streitigkeiten die Methode der Besprechungen an die Stelle der Gewalt zu setzen. 
Wenn wir auch vielleicht gelegentlich Rückschläge und Enttäuschungen erleben wer- 
den, so ist das Ziel, das uns vorschwebt, doch von zu großer Bedeutung für das 
Glück der Menschheit, als daß wir es leichthin aufgeben oder beiseiteschieben 
könnten.“ 


11 


Bericht des französischen Botschafters Robert Coulondre über den Empfang Hachas 
vom 17. März 1939 


Aus FGB Nr. 77 


„Ich glaube, nachstehenden, aus glaubwürdiger Quelle stammenden Bericht über 
die Umstände unter denen Herr Hacha und Herr Chvalkowsky veranlaßt wurden, 
das Abkommen, kraft dessen die Geschicke Böhmens und Mährens in die Hände 
des Reichs gelegt wurden, zu unterzeichnen, wiedergeben zu sollen. 

Am 14. März, im Laufe des Nachmittags, gab die deutsche Gesandschaft in Prag 
dem Palais Cernin zu verstehen, daß es in Anbetracht der Verschärfung der Lage 
von Nutzen sein könnte, wenn sich der Präsident der Republik und der Außen- 
minister nach Berlin begäben. 

Sofort nach ihrer Ankunft wurden Herr Hacha und sein Minister, die mit 
militärischen Ehren empfangen worden waren, auf die Reichskanzlei geführt, wo 
sie von dem Führer und von den Herren Göring, von Ribbentrop und Keppler 
erwartet wurden. 

Das zu unterzeichnende Dokument in seiner endgültigen Fassung, sowie ein 
Memorandum bezüglich des zukünftigen Status der böhmisch-mährischen Ver- 
waltung lagen bereits auf dem Tisch. 

In aller Kürze führte der Führer aus, die Zeit der Verhandlungen sei vorüber, 
und die tschechischen Minister seien berufen worden, um die Beschlüsse Deutsch- 
lands zur Kenntnis zu nehmen. Diese seien unwiderruflich, Prag werde am nächsten 
Vormittag bereits um neun Uhr besetzt werden, Böhmen und Mähren dem Reich 
einverleibt und in ein Protektorat verwandelt, und wer sich zu widersetzen ver- 
suche, werde „zertreten“ werden. Der Führer hat daraufhin das Dokument unter- 
zeichnet und die Sitzung verlassen. Es war etwa zwölf Uhr nachts. 
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Daraufhin hat sich zwischen den tschechischen Ministern und ihren deutschen 
Gegenspielern eine tragische Szene abgespielt. 

Stundenlang haben Herr Hacha und Herr Chvalkowsky gegen die ihnen an- 
getane Vergewaltigung protestiert und sich geweigert, das ihnen vorgelegte Doku- 
ment zu unterzeichnen; sie machten geltend, daß ihr Volk sie ewig verfluchen 
würde, wenn sie ihre Zustimmung gäben. Herr Hacha hat sich mit aller ihm zur 
Verfügung stehenden Energie gegen das Protektoratstatut gewehrt, das man den 
Tschechen aufzuzwingen beabsichtigte und hervorgehoben, daß noch nie ein Volk 
weißer Rasse so erniedrigt worden sei. 

Die deutschen Minister waren erbarmungslos. Sie haben Herrn Hacha und Herrn 
Chvalkowsky buchstäblich um den Tisch, auf dem sich die Dokumente befanden, 
herumgejagt, ihnen dieselben immer von neuem vorgelegt, ihnen die Feder in die 
Hand gedrückt und unaufhörlich wiederholt, daß, falls sie auf ihrer Weigerung 
bestehen sollten, innerhalb der nächsten beiden Stunden, halb Prag von deutschen 
Flugzeugen zerstört werden würde, und daß dies nur ein Anfang sei. Hunderte von 
Bombern warteten nur auf den Befehl zum Angriff, und dieser Befehl würde ihnen 
um sechs Uhr morgens erteilt werden, falls bis dahin nicht unterzeichnet worden 
wäre. 


Herr Hacha war derart erschöpft, daß er wiederholt seine Zuflucht zu den 
Ärzten nehmen mußte, die übrigens bereits seit Beginn dieser Szene bereitstanden. 
Als dann die tschechischen Minister vorgaben, sie könnten einen derartigen Beschluß 
nicht ohne Zustimmung der Prager Regierung fassen, wurde ihnen bedeutet, daß 
eine direkte Telephonverbindung mit dem zur Stunde in Prag tagenden Ministerrat 
hergestellt sei, und daß sie sich folglich unverzüglich mit diesem ins Benehmen 
setzen könnten. Tatsächlich war eine solche Verbindung ohne Kenntnis der Behör- 
den auf tschechischem Gebiet durch Angehörige der deutschen Minderheit herge- 
stellt worden. 


Um viereinhalb Uhr morgens hat sich Herr Hacha, der zu Tode erschöpft war, 
und nur noch mit Hilfe von Einspritzungen aufrechterhalten werden konnte, 
schließlich vollkommen gebrochen darein ergeben, zu unterschreiben. Beim Ver- 
lassen der Reichskanzlei hat Herr Chvalkowsky erklärt: „Unser Volk wird uns 
verfluchen, obgleich wir seine Existenz gerettet haben. Wir haben es vor einem 
entsetzlichen Blutbad bewahrt.“ 
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Erlaß Adolf Hitlers über das Protektorat Böhmen und Mähren vom 16. 3. 1939 
(DD Bd. VIV2 Nr. 84 a) 


Ein Jahrtausend lang gehörten zum Lebensraum des deutschen Volkes die 
böhmisch-mährischen Länder. Gewalt und Unverstand haben sie aus ihrer alten, 
historischen Umgebung willkürlich gerissen und schließlich durch ihre Einfügung 
in das künstliche Gebilde der Tschecho-Slowakei den Herd einer ständigen Unruhe 
geschaffen. Von Jahr zu Jahr vergrößert sich die Gefahr, daß aus diesem Raum 
heraus — wie schon einmal in der Vergangenheit — eine neue ungeheuerliche 
Bedrohung des europäischen Friedens kommen würde. Denn dem tschecho-slo- 
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wakischen Staat und seinen Machthabern war es nicht gelungen, das Zusammen- 
leben der in ihm willkürlich vereinten Völkergruppen vernünftig zu organisieren 
und damit das Interesse aller Beteiligten an der Aufrechterhaltung ihres gemein- 
samen Staates zu erwecken und zu erhalten. Er hat dadurch aber seine innere 
Lebensunfähigkeit erwiesen und ist deshalb nunmehr auch der tatsächlichen Auf- 
lösung verfallen. 

Das Deutsche Reich kann in diesen für seine eigene Ruhe und Sicherheit sowie 
für das allgemeine Wohlergehen und den allgemeinen Frieden so entscheidend 
wichtigen Gebieten keine andauernden Störungen dulden. Früher oder später müßte 
es als die durch die Geschichte und geographische Lage am stärksten interessierte 
und in Mitleidenschaft gezogene Macht die schwersten Folgen zu tragen haben. 
Es entspricht daher dem Gebot der Selbsterhaltung, wenn das Deutsche Reich 
entschlossen ist, zur Wiederherstellung der Grundlagen einer vernünftigen mittel- 
europäischen Ordnung entscheidend einzugreifen und die sich daraus ergebenden 
Anordnungen zu treffen. Denn es hat in seiner tausendjährigen geschichtlichen Ver- 
gangenheit bereits bewiesen, daß es dank sowohl der Größe als auch der Eigen- 
schaften des deutschen Volkes allein berufen ist, diese Aufgaben zu lösen. 

Erfüllt von dem ernsten Wunsch, den wahren Interessen der in diesem Lebens- 
raum wohnender Völker zu dienen, das nationale Eigenleben des deutschen und 
des tschechischen Volkes sicherzustellen, dem Frieden und der sozialen Wohlfahrt 
aller zu nützen, ordne ich daher namens des Deutschen Reiches als Grundlage für 
das künftige Zusammenleben der Bewohner dieser Gebiete das Folgende an: 


Artikel 1 
(1) Die von den deutschen Truppen im März 1939 besetzten Landesteile der 
ehemaligen Tschecho-Slowakischen Republik gehören von jetzt ab zum Gebiet des 
Großdeutschen Reiches und treten als „Protektorat Böhmen und Mähren unter 
dessen Schutz. 
(2) Soweit die Verteidigung des Reiches es erfordert, trifft der Führer und 
Reichskanzler für einzelne Teile dieser Gebiete eine hiervon abweichende Regelung. 


Artikel 2 
(1) Die volksdeutschen Bewohner des Protektorats werden deutsche Staats- 
angehörige und nach den Vorschriften des Reichsbürgergesetzes vom 15. September 
1935 (Reichsgesetzbl. I, S. 1146) Reichsbürger. Für sie gelten daher auch die Bestim- 
mungen zum Schutze des deutschen Blutes und der deutschen Ehre. Sie unterstehen 


deutscher Gerichtsbarkeit. 
(2) Die übrigen Bewohner von Böhmen und Mähren werden Staatsangehörige 


des Protektorats Böhmen und Mähren. 
Artikel 3 
(1) Das Protektorat Böhmen und Mähren ist autonom und verwaltet sich selbst. 
(2) Es übt seine ihm im Rahmen des Protektorats zustehenden Hoheitsrechte 
im Einklang mit den politischen, militärischen und wirtschaftlichen Belange des 


Reiches aus. 
(3) Diese Hoheitsrechte werden durch eigene Organe und eigene Behörden mit 


eigenen Beamten wahrgenommen. 
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Artikel 4 


Das Oberhaupt der autonomen Verwaltung des Protektorats Böhmen und 
Mähren genießt den Schutz und die Ehrenrechte eines Staatsoberhauptes. Das Ober- 
haupt des Protektorats bedarf für die Ausübung seines Amtes des Vertrauens des 
Führers und Reichskanzlers. 


Artikel 5 


(1) Als Wahrer der Reichsinteressen ernennt der Führer und Reichskanzler einen 
„Reichsprotektor in Böhmen und Mähren“. Sein Amtssitz ist Prag. 

(2) Der Reichsprotektor har als Vertreter des Führers und Reichskanzlers und 
als Beauftragter der Reichsregierung die Aufgabe, für die Beachtung der politischen 
Richtlinien des Führers und Reichskanzlers zu sorgen. 

(3) Die Mitglieder der Regierung des Protektorats werden vom Reichsprotektor 
bestätigt. Die Bestätigung kann zurückgenommen werden. 

(4) Der Reichsprotektor ist befugt, sıch überall Maßnahmen der Regierung des 
Protektorats unterrichten zu lassen und ihr Ratschläge zu erteilen. Er kann gegen 
Maßnahmen, die das Reich zu schädigen geeignet sind, Einspruch einlegen und bei 
Gefahr ım Verzuge die im gemeinsamen Interesse notwendigen Anordnungen 
treffen. 

(5) Die Verkündung von Gesetzen, Verordnungen und sonstigen Rechtsvor- 
schriften sowie der Vollzug von Verwaltungsmaßnahmen und rechtskräftigen ge- 
richtlichen Urteilen sind auszusetzen, wenn der Reichsprotektor Einspruch einlegt. 


Artikel 6 


(1) Die auswärtigen Angelegenheiten des Protektorats, insbesondere den Schutz 
seiner Staatsangehörigen im Ausland, nimmt das Reich wahr. Das Reich wird die 
auswärtigen Angelegenheiten so führen, wie es dem gemeinsamen Interesse ent- 
spricht. 

(2) Das Protektorat erhält einen Vertreter bei der Reichsregierung mit der 
Amtsbezeichnung „Gesandter“. 


Artikel 7 
(1) Das Reich gewährt dem Protektorat den militärischen Schutz. 


(2) In Ausübung dieses Schutzes unterhält das Reich im Protektorat Garnisonen 
und militärische Anlagen. 


(3) Für die Aufrechterhaltung der inneren Sicherheit und Ordnung kann das 
Protektorat eigene Verbände aufstellen. Organisation, Stärkezahl und Bewaffnung 
bestimmt die Reichsregierung. 

Artikel 8 

Das Reich führt die unmittelbare Aufsicht über das Verkehrswesen sowie das 
Post- und Fernmeldewesen. 

Artikel 9 


Das Protektorat gehört zum Zollgebiet des Deutschen Reiches und untersteht 
seiner Zollhoheit. 
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Artikel 10 
(1) Gesetzliches Zahlungsmittel ist neben der Reichsmark bis auf weiteres die 


Krone. 
(2) Das Verhältnis beider Währungen zueinander bestimmt die Reichsregierung. 


Artikel 11 

(1) Das Reich kann Rechtsvorschriften mit Gültigkeit für das Protektorat erlas- 
sen, soweit das gemeinsame Interesse es erfordert. 

(2) Soweit ein gemeinsames Bedürfnis besteht, kann das Reich Verwaltungszweige 
in eigene Verwaltung übernehmen und die dafür erforderlichen reichseigenen Be- 
hörden einrichten. 

(3) Die Reichsregierung kann die zur Aufrechterhaltung der Sicherheit und 
Ordnung erforderlichen Maßnahmen treffen. 

Artikel 12 


Das derzeit in Böhmen und Mähren geltende Recht bleibt ın Kraft, soweit es 
nicht dem Sinne der Übernahme des Schutzes durch das Deutsche Reich wider- 


spricht. 

Artikel 13 
Der Reichsminister des Innern erläßt im Einvernehmen mit den beteiligten Reichs- 
ministern die zur Durchführung und Ergänzung dieses Erlasses erforderlichen 
Rechts- und Verwaltungsvorschriften. 
Prag, den 16. März 1939. 
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Auszug aus der Rede des Premierministers Chamberlain 
am 17. März 1939 in Birmingham 


(BBB Nr. 9) 


Eigentlich hatte ich die Absicht, heute abend über eine ganze Reihe von Fragen 
zu Ihnen zu sprechen: Über den Handel und die Lage auf dem Arbeitsmarkt, über 
soziale und Finanzfragen. Aber die ungeheuren Ereignisse, welche diese Woche in 
Europa stattfanden, haben alles andere in den Hintergrund gedrängt, und ich spüre, 
daß Sie und diejenigen, welche außerhalb dieses Saales zuhören, etwas anderes zu 
erfahren wünschen: eine Andeutung dessen, was Seiner Majestät Regierung von der 
Art und Tragweite dieser Ereignisse hält. 

Eines ist gewiß. Die öffentliche Meinung der Welt hat eine schwerere Erschütterung 
erlitten, als sie jemals, sogar von seiten des jetzigen Systems in Deutschland, er- 
fahren hat. Welches die letzten Auswirkungen dieser tiefen Störung auf die Ge- 
müter sein werden, kann noch nicht vorausgesagt werden, aber ich bin sicher, daß 
ihre Folgen in der Zukunft weitreichend sein müssen. Letzten Mittwoch hatten wir 
eine Debatte darüber im Unterhaus; das war der Tag, an dem die deutschen Trup- 
pen in die Tschechoslowakei eindrangen, und wir alle, aber insbesondere die Regie- 
rung, waren dadurch benachteiligt, daß unsere Informationen unvollständig waren; 
viele waren nicht einmal amtlich. Wir hatten keine Zeit, sie zu verarbeiten, noch 
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viel weniger, uns eine abgewogene Meinung darüber zu bilden. Und so kam es 
notwendigerweise, daß ich, der ich im Namen der Regierung mit der ganzen, zu 
diesem Amt gehörenden Verantwortlichkeit sprach, gezwungen war, mich auf eine 
sehr zurückhaltende und vorsichtige Darlegung einer Sache zu beschränken, zu der 
ich nach meinem Gefühl damals nur einen geringen Kommentar geben konnte. 
Und diese etwas kühle und objektive Erklärung rief (vielleicht war das natürlich) 
ein Mißverständnis hervor. und einige Leute meinten, weil ich ruhig gesprochen 
und meinem Gefühl wenig Ausdruck verliehen hatte, daß deshalb meine Kollegen 
und ich von den Ereignissen nicht sehr stark bewegt wären. Ich hoffe, diesen 
Fehler heute abend wiedergutzumachen....... 
er Es ist behauptet worden, daß die Besetzung der Tschechoslowakei die un- 
mittelbare Folge meines Besuches in Deutschland vom letzten Herbst war, und da 
das Resultat dieser Ereignisse der Bruch der Abmachungen von München ist, so 
beweise das, daß überhaupt die Beweggründe zu jenen Besuchen verfehlt waren. 
Es wird gesagt, da dies die persönliche Politik des Premierministers war, so müsse 
die Verantwortung für das Schicksal der Tschechoslowakei auf seinen Schultern 
ruhen. Das ist eine völlig unhaltbare Folgerung. Die Tatsachen von heute können 
nicht die Tatsachen vom vergangenen September ändern. Wenn ich damals recht 
hatte, so habe ich heute noch recht. Sodann sagen einige Leute: „Wir dachten, daß 
Sie im September unrecht hatten, und jetzt hat sich erwiesen, daß wir recht 
HATLEN N ein 

eg Nun, ich habe nie in Abrede gestellt, daß die Bedingungen, die ich in 
München sichern konnte, nicht diejenigen waren, die ich selbst gewünscht hätte. 
Aber wie ich damals erklärte, hatte ich mit keinem neuen Problem zu tun. Es war 
etwas, was seit demVersailler Vertrag immer existiert hatte, ein Problem, das schon 
längst hätte gelöst werden sollen, wenn bloß die Staatsmänner der letzten 20 Jahre 
eine großzügigere, umfassendere und aufgeklärtere Auffassung von ihrer Pflicht 
gehabt hätten. Es war wie ein lang vernachläßigtes Übel geworden, und ein chirur- 
gischer Eingriff wurde notwendig, um das Leben des Patienten zu retten. ..... 

PN Ich brauche meine Reisen nach Deutschland vom vergangenen Herbst wirk- 
lich nicht zu verteidigen, denn welches war die Alternative? Nichts, was wir hätten 
tun können, nichts, was Frankreich hätte tun können oder Rußland hätte tun 
können, wäre imstande gewesen, die Tschechoslowakei vor der Invasion und der 
Vernichtung zu bewahren. Selbst wenn wir anschließend in den Krieg gezogen 
wären, um Deutschland für seine Handlung zu bestrafen, und wenn wir nach den 
entsetzlichen, über alle Kriegsteilnehmer verhängten Verlusten am Ende siegreich 
gewesen wären, so hätten wir die Tschechoslowakei niemals wiederherstellen können, 
so wie sie vom Versailler Vertrag gestaltet worden war...... 

as Der gestern in Prag erlassenen Proklamation zufolge sind Böhmen und 
Mähren dem Deutschen Reich angeschlossen worden. Nichtdeutsche Einwohner, zu 
denen natürlich die Tschechen gehören, werden dem Deutschen Protektor im Deut- 
schen Protektorat unterstellt. Sie haben sich den politischen, militärischen und 
wirtschaftlichen Bedürfnissen des Reiches zu unterwerfen. Sie werden Staaten mit 
Selbstverwaltung genannt, aber das Reich übernimmt ihre Außenpolitik, ihre Zölle 
und Akzisen, ihre Bankreserven und die Ausrüstung der entwaffneten tschechischen 
Armee. Und vielleicht das Unheimlichste: Wir hören wieder vom Auftauchen der 
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Gestapo, der geheimen Staatspolizei, und von der gewohnten Geschichte der Mas- 
senverhaftungen prominenter Persönlichkeiten mit den Folgen, die uns allen ver- 
traut sind. ..... 

ee Wer kann hindern, daß sich sein Herz in Sympathie dem stolzen und 
tapferen Volk zuwendet, das so plötzlich ein Opfer dieser Invasion wurde, dessen 
Freiheiten beschnitten sind und dessen nationale Unabhängigkeit dahin ist? Was 
ist aus der Erklärung „keine territorialen Ansprüche mehr“ geworden? Was ist aus 
der Versicherung „wir wollen keine Tschechen im Reich“ geworden? Wieviel Rück- 
sicht hat man genommen auf den Grundsatz der Selbstbestimmung, worüber Herr 
Hitler in Berchtesgaden mit mir so heftig diskutierte, als er die Trennung des 
Sudetengebietes von der Tschechoslowakei und dessen Einverleibung ın das Reich 
forderte? 

Jetzt wird uns gesagt, daß diese Gebietsergreifung notwendig geworden sei durch 
Unruhen in der Tschechoslowakei. Es wird uns gesagt, daß die Schaffung dieses 
neuen Deutschen Protektorats (gegen den Willen seiner Bewohner) unvermeidlich 
geworden sei durch die Wirren, welche den Frieden und die Sicherheit seines mäch- 
tigen Nachbarn bedrohten. Wenn es schon zu Unruhen kam, waren sie nicht von 
außen geschürt worden; und kann irgend jemand außerhalb Deutschlands die Idee 
ernst nehmen, daß sie eine Gefahr für dieses große Land bildeten, daß sie irgend- 
eine Rechtfertigung für das bieten konnten, was geschehen ist? ..... 

aböegeneiee Eine weitere Reihe von Fragen muß sich fast mit Notwendigkeit in uns 
und in anderen und vielleicht sogar in Deutschland selbst erheben. Deutschland hat 
der Welt unter seinem jetzigen Regime eine Serie von unangenehmen Überraschun- 
gen bereitet. Das Rheinland, der Anschluß Österreichs, die Lostrennung des Sudeten- 
gebietes — alle diese Dinge erregten und empörten die öffentliche Meinung der gan- 
zen Welt. Jedoch, soviel wir auch einwenden mögen gegen die Methoden, die in 
jedem einzelnen dieser Fälle angewandt wurden, etwas ließ sich doch sagen, zugun- 
sten der Notwendigkeit einer Änderung der vorhandenen Lage. 

Aber die Dinge, die sich diese Woche unter völliger Mißachtung der von der 
Deutschen Regierung selbst aufgestellten Grundsätze ereignet haben, scheinen zu 
einer anderen Kategorie zu gehören, und sie müssen uns allen die Frage nahelegen: 
„Ist dies das Ende eines alten Abenteuers, oder ist es der Anfang eines neuen?“ 

„Ist dies der letzte Angriff auf einen kleinen Staat, oder sollen ihm noch weitere 
folgen? Ist dies sogar ein Schritt in der Richtung auf den Versuch, die Welt durch 
Gewalt zu beherrschen?“ 

Das sind schwere und ernste Fragen. Ich habe nicht vor, sie heute abend zu 

beantworten. Aber ich bin sicher, daß sie die ernsteste Aufmerksamkeit nicht nur 
der Nachbarn Deutschlands, sondern auch von andern, vielleicht sogar über die Gren- 
zen Europas hinaus, erfordern. Schon gibt es Anzeichen dafür, daß diese Entwick- 
lung eingesetzt hat, und es ist offensichtlich, daß sie sich nunmehr beschleunigen 
dürfte. 
Wir selbst werden uns natürlich zuerst unsern Partnern in der britischen Staaten- 
gemeinschaft und Frankreich zuwenden, mit denen wir so eng verbunden sind, 
und ich zweifle nicht daran, daß auch andere, die wissen, daß wir nicht desinteres- 
siert sind an dem, was in Südosteuropa vorgeht, unsern Rat und unsere Meinung 
wohl gerne einholen werden. 
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In unserm eigenen Land müssen wir alle die Lage prüfen mit jenem Verantwort- 
lichkeitssinn, den ihr Ernst verlangt. Nichts, was die nationale Sicherheit betrifft, 
darf dieser Prüfung entgehen. Jeder Aspekt unseres nationalen Lebens muß erneut 
von diesem Gesichtspunkt aus betrachtet werden. ..... 

Bu a Ich glaube nicht, daß irgend jemand meine Aufrichtigkeit in Frage stellen 
wird, wenn ich sage, daß es kaum etwas gibt, was ich nicht für den Frieden zu 
opfern bereit wäre; aber etwas gibt es, was ich davon ausnehmen muß, und das ist 
die Freiheit, die wir seit Hunderten von Jahren genießen und die wir niemals 
preisgeben werden. Daß unter allen Menschen gerade ich mich aufgerufen fühle, dies 
zu erklären, das mag zeigen, in welchem Maße durch diese Ereignisse das Vertrauen 
zerstört wurde, das eben ganz leise das Haupt zu erheben begann und das, hätte es 
wachsen dürfen, vielleicht dieses Jahr denkwürdig gemacht hätte durch die Rück- 
kehr ganz Europas zur Gesundheit und zur Stabilität. 

Es sind erst sechs Wochen her, daß ich in dieser Stadt sprach und auf Gerüchte 
und Zweifel anspielte, welche, wie ich sagte, hinweggefegt werden müßten. Ich wies 
darauf hin, daß jeder Anspruch auf Weltherrschaft durch Gewalt den Widerstand 
der Demokratie finden müsse, und ich fügte hinzu, ich könne nicht glauben, daß 
eine solche Herausforderung geplant sei, weil keine Regierung, der die Interessen 
ihres Volkes am Herzen liegen, eines solchen Anspruches wegen dieses Volk den 
Schrecken des Weltkrieges aussetzen könne. 

Und es scheint in der Tat, mit den Lehren der Geschichte vor aller Augen, 
unglaublich, daß es eine solche Herausforderung geben könne. Ich fühle mich ver- 
pflichtet zu wiederholen, daß ich zwar nicht bereit bin, unser Land durch neue, 
nicht spezifizierte und unter nicht voraussehbaren Bedingungen funktionierende 
Verpflichtungen zu binden, daß aber kein größerer Fehler begangen werden könnte 
als der, zu glauben, unsere Nation habe, weil sie den Krieg für eine sinnlose und 
grausame Sache hält, so sehr ihr Mark verloren, daß sie nicht bis zur Erschöpfung 
ihrer Kraft einer solchen Herausforderung entgegentreten werde, sollte sie jemals 
erfolgen. Für diese Erklärung habe ich — davon bin ich überzeugt — nicht nur die 
Unterstützung, die Sympathie und das Vertrauen meiner Mitbürger und Mitbür- 
gerinnen, sondern ich werde auch die Zustimmung des gesamten britischen Welt- 
reiches und aller andern Nationen haben, die zwar den Frieden hochschätzen, aber 
die Freiheit noch höher. 
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Bericht des Deutschen Botschafters in London an das Auswärtige Amt 
Aus DWB II Nr. 263 


London, den 18. März 1939 
Die Entwicklung und der gegenwärtige Stand der politischen Krise, die sich in 
den deutsch-englischen Beziehungen durch den Ablauf der Ereignisse in der bis- 
herigen Tschecho-Slowakei entwickelt hat, lassen sich folgendermaßen zusammen- 
fassen: 
Entsprechend der Haltung der Regierung schrieb auch die Presse am ersten Tage 
meist noch zurückhaltend und unbeteiligt; nur die traditionell antideutschen Blätter 
setzen mit ihrer Hetzkampagne ein. 


39 


Von Mittwoch, dem 15. März, ab versteifte sich die Stimmung zusehends. Die 
schärfere Richtung innerhalb des Kabinetts, insbesondere der ganz dem Einfluß des 
Foreign Office unterlegene Lord Halifax, setzte sich durch. 

Vor allem aber wurde es den Anhängern wie den Feinden Chamberlains klar, daß 
die Stellung des Ministerpräsidenten selbst schwer in Mitleidenschaft gezogen war. 
Er galt als der Vertreter der Politik von München, als Anhänger des Ausgleichs 
mit Deutschland auf Grund vertrauensvoller Aussprache. Er hatte wenige Tage 
vorher vor der Presse optimistische Erklärungen über die Beruhigung der Weltlage 
und die Besserung der Wirtschaftskonjunktur abgegeben. In der Öffentlichkeit 
waren an den geplanten Besuch Stanleys in Berlin weitgehende Hoffnungen ge- 
knüpft worden. 

Dieses Gebäude war jetzt — so meinte man — eingestürzt. Die Erklärung 
Chamberlains im Unterhaus wurde als schwächlich kritisiert. Seine Gegner erhoben 
ihr Haupt aufs neue. So kam die scharfe Rede von Birmingham zustande. 

Welche praktischen Folgerungen die Englische Regierung aus den Ereignissen in 
der Tschechei Deutschland gegenüber ziehen wird, steht noch nicht fest. Die Er- 
örterung darüber im Rahmen des Kabinetts und im Benehmen mit befreundeten 
Regierungen ist in vollem Gange. Die Gegensätze zwischen der gemäßigten und der 
radikalen Richtung werden deutlicher. Die Stimmung im Lande wird von den 
Abgeordneten durch Reisen über das Wochenende in ihre Wahlkreise erforscht. 
Die Meinungsbildung ist noch fließend, ohne zu festen Entschlüssen erstarrt zu sein. 
Folgende Tatsachen und Erwägungen mögen gewisse Anhaltspunkte über die zu 
erwartende Einstellung der Englischen Regierung geben: 

Die Stellung Chamberlains hat sich durch seine Rede in Birmingham gefestigt, 
wenn auch die Eden-Churchill-Opposition, die jetzt Loyalität markiert, erheblich 
an Einfluß gewonnen hat. 

Da man in England ein Scheitern der Methode freundschaftlicher Verhandlungen 
feststellen zu können glaubt, wird man jetzt Deutschland durch scharfes Auftreten, 
Errichten von Hindernissen, Ablehnen jeden Entgegenkommens — etwa auf wirt- 
schaftlichem Gebiet — „zur Vernunft zu bringen“ versuchen. 

Eine gesteigerte internationale Tätigkeit in dieser Beziehung zeigt sich schon jetzt 
durch die Fühlungnahme mit Frankreich, den Vereinigten Staaten, der Sowjet- 
Union, den Balkanstaaten. Es läßt sich noch nicht übersehen, ob diese Besprechun- 
gen die Schaffung einer neuen, festen Koalition gegen Deutschland zum Ziele haben 
oder nur die Vereinbarung von Maßnahmen im Falle weiterer Vorstöße Deutsch- 
lands gegen andere Staaten, wie z. B. Rumänien oder Polen. 
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Auszug aus dem Bericht des französischen Botschafters Coulondre 
vom 19. März 1939 an den französischen Außenminister 


Aus FGB Nr. 80 


ger 5 gleichzeitig will ich versuchen, die Richtung der weiteren Vorstöße des 
deutschen Dynamismus vorauszusehen, und zu prüfen, ob wir auch weiterhin zu 


der Annahme berechtigt sind, daß dieser Dynamismus ausschließlich nach Osten 
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gerichtet ist, und welche praktische Schlußfolgerungen wir für unser eigenes Ver- 
halten aus diesen Ereignissen ziehen können..... 

Sofort nach der Münchener Konferenz legte man offensichtlich die dort unter- 
zeichneten Abkommen in der Richtung aus, daß Deutschland in Mittel- und Ost- 
europa völlige Handlungsfreiheit erhielt, wobei ein verhältnismäßiges Desinteresse- 
ment der Westmächte in diesen Gebieten vorausgesetzt wurde. Man war in Deutsch- 
land der Meinung — oder man gab zum mindesten vor, es zu sein — daß Frank- 
reich und England vor allem jede Anwendung von Gewalt hätten verhindern wol- 
len, daß sie sich aber im übrigen mit der Vorherrschaft des deutschen Willens in den 
Gebieten, wo ihnen jede Möglichkeit wirksamen Eingreifens genommen war, wohl 
oder übel abgefunden hätten. 

Die durch die deutsch-englische und die deutsch-französische Erklärung vervoll- 
ständigten Münchener Abkommen waren nach deutscher Auffassung dahin auszu- 
legen, daß dem Reich das Recht vorbehalten sei, Mittel- und Südosteuropa mit still- 
schweigender Zustimmung oder zumindest mit Duldung der westlichen Großmächte 
nach seinen Wünschen zu organisieren. Diese Auffassung machte sich seit Monaten 
ın den großen deutschen Tageszeitungen, die als Sprachrohr der amtlichen Kreise 
anzusehen sind, breit, und in dem Schriftwechsel unserer Botschaft wurde wieder- 
holt darauf hingewiesen. Ich selbst habe bei verschiedenen Gelegenheiten die 
gleiche Auffassung bei Herrn von Ribbentrop und bei Herrn von Weizsäcker fest- 
stellen können, welche übrigens jedesmal eine gewisse Überraschung zum Ausdruck 
brachten, sobald ich sıe darauf aufmerksam machte, daß Frankreich, in seiner 
Eigenschaft als europäische Großmacht, überall in Europa anwesend zu bleiben 
beabsichtige, und daß in dieser Hinsicht weder Mißverständnisse noch Irrtümer auf- 
kommen dürften. In Wirklichkeit bestand jedoch ein solches Mißverständnis. Die 
führenden Kreise betonten bei jeder Gelegenheit, daß Mitteleuropa, wie sich der 
Führer in seiner Rede vom 30. Januar ausgedrückt habe, ein Gebiet sei, wo „die 
Westmächte nichts zu suchen hätten“..... 

Mit anderen Worten, der Bruch mit der in München begonnenen Entspannungs- 
politik, die ihren Ausdruck in den Erklärungen vom 30. September und 6. Dezem- 
ber gefunden hatte, wurde gerade durch die Anwendung derartiger Methoden und 
Modalitäten vollzogen. Frankreich und England waren zu der Erwartung berechtigt, 
daß sie bei Auftreten neuer Schwierigkeiten in Mitteleuropa von dem Reich kon- 
sultiert würden; es konnte der Deutschen Regierung nicht entgangen sein, daß 
die Pariser und Londoner Regierung zu einem solchen Meinungsaustausch bereit 
waren.... Paris und London durften hoffen, Deutschland werde, nachdem es in 
München auf jegliche Gewaltanwendung verzichtet hatte, nicht von neuem unter 
ganz besonders abscheulichen Bedingungen damit drohen, die Zivilbevölkerung 
durch seine Flugwaffe erbarmungslos niedermachen zu lassen. Frankreich und 
London durften auch darauf rechnen, daß die Reichsführung die Münchner Ab- 
kommen und die darauf folgenden Erklärungen nicht als eine „quantit& n&gligeable“ 
behandeln würde, und daß dieselbe davon Abstand nehmen würde, erst vor kurzer 
Zeit von dem deutschen Staatsoberhaupt mit seiner Unterschrift versehene Schrift- 
stücke ohne Umschweife in den Papierkorb zu werfen..... 

Wird Hitlerdeutschland, angesichts der hochgehenden Wogen der Entrüstung, die 
sein Vorgehen hervorgerufen hat, und nachdem es sich innerhalb eines Jahres 
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achtzehn Millionen neuer Untertanen, darunter acht Millionen Fremdstämmige 
einverleibt hat, das Bedürfnis nach einer Ruhepause empfinden? Oder wird es viel- 
mehr unter Ausnützung der gewonnenen Geschwindigkeit und der Bestürzung der 
Mitteleuropäischen Staaten, seinen Vorstoß in östlicher Richtung fortsetzen? Wird 
es nicht der Versuchung erliegen, sich gegen den Westen zu wenden und den Wider- 
stand der Westmächte, die seine Bewegungsfreiheit im Osten hindern, endlich 
niederschlagen? Mit anderen Worten, wird der Führer nicht in Versuchung geraten, 
auf die ursprünglich in seinem Werk „Mein Kampf“ vertretene Auffassung, die ım 
übrigen mit den klassischen Grundsätzen des deutschen Generalstabs völlig überein- 
stimmt, zurückzugreifen, daß nämlich das Reich seinen geschichtlichen Auftrag ım 
Osten erst nach der Zerschmetterung Frankreichs und der sich daraus ergebenden 
Entmachtung Englands auf dem Kontinent wird erfüllen können? 

Auch ist die Frage berechtigt, ob noch genügend Zeit vorhanden ist, um im Osten 

einen Damm zu errichten, der den deutschen Vorstoß wenigstens in gewisse Gren- 
zen zu halten vermag, und ob wir zu diesem Zweck nicht die günstige Gelegenheit, 
die uns durch die in den mitteleuropäischen Hauptstädten und insbesondere in 
Warschau herrschende Erregung geboten wird, ausnützen sollten?..... 
Sich ohne Schwertstreich, ohne weitere Unannehmlichkeiten als einige Proteste ent- 
gegennehmen zu müssen, zwanzig Millionen Menschen einverleibt, die Struktur 
Europas über den Haufen geworfen und einen Militärapparat geschaffen zu haben, 
auf Grund dessen Vorhandensein Europa verschiedentlich, und bei Gelegenheit von 
entscheidender Bedeutung, sich in die deutschen Forderungen fügen mußte, ist 
tatsächlich ein Ergebnis, das die bestausgeglichensten Köpfe aus dem Gleichgewicht 
zu bringen vermag. ..... Es liegt durchaus im Bereich der Möglichkeit, daß das 
Reich morgen Rumänien oder Polen gegenüber zu den gleichen Methoden greift, 
die es in Österreich und der Tschechoslowakei mit so durchschlagendem Erfolge 
angewendet hat, und daß es diese Länder vor die Wahl stellt, entweder ein Blutbad 
unter der Zivilbevölkerung und die Zerstörung offener Städte, oder die deutschen 
Bedingungen, wie kostspielig und erniedrigend sie auch sein mögen, hinzunehmen. 
Aber man darf auch die Hypothese, daß das Reich, bevor es an die Durchführung 
seiner weitreichenden östlichen Pläne geht, sich gegen die Westmächte wenden 
könnte, nicht ohne weiteres von der Hand weisen..... 

Angesichts der von Frankreich, England und Amerika durchgeführten Wieder- 
aufrüstung, die hier mit größerer Sorge und mit weitaus größerem Unwillen als 
man zuzugeben geneigt ist, beobachtet wird, müssen sich die führenden Persönlich- 
keiten des Reichs die Frage vorlegen, ob sie noch lange über jene Übermacht in 
der Luft verfügen werden, die sie seit einem Jahr mit soviel Zynismus ausgenützt 
und mißbraucht haben, und ob nicht auch sie eines Tages mit feindlichen Luft- 
streitkräften werden rechnen müssen, die in der Lage wären, blitzschnelle Gegen- 
angriffe zu unternehmen, und die auf diese Weise den von der deutschen Luftwaffe 
augenblicklich auf Europa ausgeübten Druck zunichte machen könnten..... 

Da uns indessen keine andere Wahl bleibt, und wir uns damit abfinden müssen, 
entweder eines Tages dem Willen Hitlers zu erliegen, oder durch Vereinigung 
unserer Kräfte mit denen Englands eine Militäirmacht und hauptsächlich eine Luft- 
waffe auf die Beine zu stellen, die stark genug sind, um Deutschland in Schach 
zu halten, so ist es bereits jetzt von Bedeutung: 
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a) daß wir mit höchster Beschleunigung aufrüsten, 
b) daß wir diese intensive Wiederaufrüstung möglichst geheim halten. 


Wie dem auch sei, und welche Richtung der deutsche Dynamismus nach der 
Eroberung Böhmens und Mährens auch einschlagen mag, man kommt immer zu 
dem gleichen Schluß, nämlich, daß es unumgänglich notwendig ist, von jetzt an 
alle Kräfte unseres Volkes auf einen möglichst schnellen und umfassenden Ausbau 
der militärischen Machtmittel unseres Landes, und vor allem auf die Aufstellung 
einer mächtigen Flugwaffe zu konzentrieren. 


Mit Rücksicht auf das triebhafte Wesen der maßgebenden nationalsozialistischen 
Persönlichkeiten, auf den Rauschzustand, in dem sich der Führer wohl gegenwärtig 
befindet, auf die Unruhe und Gereiztheit, die man jenseits des Rheins auf Grund 
der Aufrüstung der Demokratien und der Haltung der Vereinigten Staaten empfin- 
det, bin ich der Ansicht, daß wir unverzüglich eine ebenso intensive wie geheime 
industrielle Mobilmachung unseres Landes vornehmen müssen. 
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Unterredung des Reichsaußenministers v. Ribbentrop 
mit dem litauischen Außenminister Urbsys am 20. März 1939 


ADAP Bd. V Nr. 399 


Der Reichsminister führte grundsätzlich aus, es sei eindeutig, daß das Memel- 
gebiet zu Deutschland zurück wolle. Die Situation sei klar, sowohl für uns wie 
auch für Litauen. Man habe sich damit abzufinden. Es gäbe zwei Möglichkeiten, die 
eine wäre die freundschaftliche Regelung. Würde diese zustandekommen, so glaube 
er an eine friedliche Lösung, die auch ein freundschaftliches Verhältnis zwischen den 
beiden Ländern für die Zukunft zur Folge haben würde. Der Stachel, der heute noch 
in dem deutsch-litauischen Verhältnis sei, würde dann für immer ausgezogen. In 
wirtschaftlicher Beziehung würde Deutschland dann großzügig sein können, sei es 
in der Frage des Freihafens oder in sonstigen wirtschaftlichen Verträgen, wo 
Deutschland und Litauen ja verschiedene Möglichkeiten der gegenseitigen Ergän- 
zungen hätten. Würde die Litauische Regierung die Situation nicht richtig erfassen 
und diese gütige Regelung nicht rechtzeitig anstreben, so wisse er nicht, wo das 
enden würde. Klar sei, daß wenn es im Memelgebiet zu Aufständen und Schießereien 
käme, Deutschland dem nicht ruhig zusehen könne. Blitzartig würde der Führer 
handeln und die Situation würde den Politikern aus den Händen gleiten und von 
den Militärs bestimmt werden. Wie die Entwicklung dann laufen würde und welche 
Grenzen bestimmt würden, könne dann niemand voraus sehen. Er, der Außen- 
minister, habe immer für eine gütige Lösung plädiert und drücke die Hoffnung aus, 
von der er wisse, daß sie auch die des Führers sei, daß die Litauische Regierung 
die Situation beurteile und schnellstens zu einem Entschluß komme. Er weist noch- 
mals auf die Gefahr hin, welche eine Haltung in sich berge, die ın völliger Unkennt- 
nis der Umstände und wohl im Glauben an irgendwelche Hilfe von außen bestimmt 
werde und nicht den richtigen Weg einschlage. Sollte die Litauische Regierung dieses 
einsehen, so sei er bereit, in den nächsten Tagen Bevollmächtigte der Litauischen 
Regierung zu empfangen, um zu einem Vertrag zwischen den beiden Ländern zu 
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kommen. Die Situation im Memelgebiet sei nicht mehr zu kontrollieren. Es handele 
sich um Menschen deutschen Blutes, die man nicht kommandieren könne. Der 
Litauische Außenminister antwortet, daß er nicht allein zuständig sei, im Namen 
seiner Regierung zu entscheiden. Er führe heute nach Kowno, käme morgen dort 
an und würde seine Regierung sofort informieren. Er fragt, ob eine Zwischenlösung 
möglich sei, was der Reichsaußenminister verneint. 

Der Reichsminister erklärt noch weiter, daß er der Ansicht sei, daß die, die in 
Versailles den Vertrag gemacht hätten, sehr schlecht gearbeitet haben und daß die 
Völker in Freundschaft diesen Fehlgriff liquidieren und sich auf dieser Basis zu- 
sammenfinden sollten. Er weist auch darauf hin, daß die Zeit drängt. Sollten erst 
einmal Reibungen oder Straßenkämpfe eintreten, so sei es zu spät. Der Führer 
würde das nicht dulden. 

Urbsys meint, daß kleine Reibungen jederzeit auftreten könnten und deshalb 
gern eine Frist gesetzt haben möchte, eine bestimmte Zahl von Tagen, in denen 
sich die Litauische Regierung klar werden könne. Während dieser Zeit dürften 
kleine Reibungen keine großen Aktionen auslösen. 

Der Reichsaußenminister entgegnet, daß die Entwicklung der Verhältnisse ın 
Litauen nicht in unserer Hand läge und daß er deshalb auch keine Frist setzen 
könne. Er regt aber an, besonders auch mit Rücksicht auf den Zusammentritt des 
Landtages am 25. März, möglichst schnell Bevollmächtigte nach Deutschland zu 
schicken. 


Urbsys meint noch, daß man zu den wirtschaftlichen Besprechungen wohl mehr 
Zeit haben müsse und in dem Vertrage, der in den nächsten Tagen gemacht werden 
würde, falls die deutsche Regierung sich damit einverstanden erklärt, nur die 
Grundlage zu diesen Besprechungen gelegt werden könne. Der Reichsminister ist 
auch der Meinung, daß man Einzelfragen ja einer Kommission übergeben könne 
und legt Urbsys nahe, gleich einen Fachmann mitzubringen. 

Hierauf verabschiedet sich Urbsys. gez. Hewel 
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Memorandum von Lord Halifax 
an den britischen Botschafter Kennard in Warschau vom 20. März 1939 
für die Polnische Regierung 


(DBFP IV Nr. 446) 


1. Ungeachtet der Zweifel hinsichtlich der Richtigkeit der Berichte über ein 
deutsches Ultimatum an Rumänien zeigt die kürzliche deutsche Aufsaugung der 
Tschechoslowakei klar, daß die Deutsche Regierung entschlossen ist, über ihr 
bisher eingestandenes Ziel der Vereinigung der deutschen Rasse hinauszugehen. 
Sie hat jetzt ihre Eroberung auf eine andere Nation ausgedehnt, und wenn 
sich dies als Teil einer bestimmten Politik der Herrschaft erweisen sollte, gibt 
es keinen Staat in Europa, der nicht direkt oder zuguterletzt bedroht ist. 


2. Unter den auf diese Weise geschaffenen Umständen erscheint es Seiner Majestät 
Regierung wünschenswert zu sein, ohne Verzögerung an die Organisation der 
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gegenseitigen Unterstützung seitens all jener zu gehen, die die Notwendigkeit 
erkennen, die internationale Gesellschaft vor weiteren Verletzungen der fun- 
damentalen Gesetze zu schützen, auf denen sie beruht. 


3. Als einen ersten Schritt schlägt sie vor, daß die Regierungen Frankreichs, der 

Sowjetunion und Polens gemeinsam mit SMR eine formale Erklärung unter- 
zeichnen und veröffentlichen, deren Wendungen sie nach Art der folgenden 
anregen: 
„Wir, die Unterzeichneten, hierzu ordnungsgemäß Autorisierten, erklären hier- 
mit, daß, insoweit wieder Friede und die Sicherheit in Europa Angelegenheiten 
eines gemeinsamen Interesses und gemeinsamer Sorge sind, und daß der euro- 
päische Friede und die europäische Sicherheit von jeder Aktion bewahrt werden 
kann, die eine Bedrohung der politischen Unabhängigkeit irgendeines euro- 
päischen Staates darstellt, unsere Regierungen sich hiermit unverzüglich ver- 
pflichten, zusammen zu beraten, welche Schritte unternommen werden sollten, 
um jeder solchen Aktion gemeinsamen Widerstand zu leisten. 

4. Es scheint uns, daß die Veröffentlichung einer solchen Erklärung schon an 
sich ein wertvoller Beitrag zur Stabilität Europas sein würde, und wir würden 
vorschlagen, daß der Veröffentlichung eine Prüfung seitens der Unterzeichner 
folgen sollte, von jeder besonderen Lage, die das erfordert, zu dem Zweck, 
die Art der Aktion zu bestimmen, die unternommen werden könnte.“ 

5. Bitte bemühen Sie sich sofort, die Ansicht der Regierung zu erfahren, bei der 
Sie akkreditiert sind. SMR würde bereit sein, die Erklärung sofort zu unter- 
zeichnen, sobald die drei andern Regierungen ihre Bereitschaft es zu tun, an- 
zeigen. 
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Stellungnahme der Wilhelmstraße nahestehenden 
„Deutsche Diplomatisch-Politische Information“ vom 20. 3. 1939 
zur englischen Behauptung vom Bruch des Münchener Abkommens 

durch Deutschland 


Aus DD VII S. 155 


Mit besonderem Nachdruck muß heute darauf hingewiesen werden, daß Deutsch- 
land immer und auf allen Gebieten versucht hat, zu einem Ausgleich, ja zu einem 
freundschaftlichen Verhältnis mit England zu kommen. Aus dieser Einstellung 
heraus wurde das deutsch-englische Flottenabkommen und die deutsch-englische 
Erklärung von München abgeschlossen. 

Beide Abkommen sind aus dem Geiste geschlossen, daß Deutschland und England 
unter Wahrung ihrer vitalen Lebensinteressen auf der Basis ihrer völkischen Ver- 
wandschaft und ihrer wirtschaftlichen Beziehungen in freundschaftlicher Zusammen- 
arbeit ihre verschiedenen und verschiedenartigen Missionen in der Welt erfüllen 
können. 

Beide Abkommen haben demnach ihre Grundlage in diesem Geiste, und es 
handelt sich nicht um Gelegenheitsverträge, die isoliert und unabhängig von- 
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einander betrachtet werden könnten, sondern um zusammenhängende, sich gegen- 
seitig bedingende Ausdrucksformen einer politischen Überzeugung. 

Wenn die Presse und die amtlichen Stellen Londons erklären, daß die Lösung 
der tschecho-slowakischen Frage eine Aufhebung des Münchner Abkommens dar- 
stelle, so kann nur die deutsch-englische Erklärung von München gemeint sein, 
denn ein anderes Abkommen zwischen England und Deutschland in bezug auf ihre 
beiderseitigen Intressen und Aufgaben ist in München nicht abgeschlossen worden. 

Die Haltung der englischen Presse und englischer maßgebender Kreise muß 
demnach den Eindruck erwecken, daß England alle Abmachungen und Probleme nur 
vom Blickpunkt seiner Machtposition aus wertet, sich als Feind jeder Stärkung der 
deutschen Position fühlt und versucht, Deutschland bei der Befriedigung und Siche- 
rung seines ihm zustehenden Lebensraumes Schwierigkeiten zu machen. Unter 
solchen Umständen würde Deutschland allerdings gezwungen sein, seine grund- 
sätzliche Einstellung einer einschneidenden und endgültigen Revision zu unter- 


ziehen. 
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Unterredung des Reichsaußenministers von Ribbentrop 
mit dem Polnischen Botschafter Lipski am 21. März 1939 


Aus DWB II Nr. 203 


Ich bat heute auf 12 Uhr den Polnischen Botschafter Lipski zu mir. Ich schilderte 
Herrn Lipski zunächst die Entwicklung der tschecho-slowakischen Frage und er- 
klärte ihm, daß es mir angesichts der sich überstürzenden Ereignisse nicht möglich 
gewesen sei, die fremden Vertreter hier so zu unterrichten, wie ich es gewünscht 
hätte. Ich habe aber Botschafter von Moltke, der sich gerade in Berlin aufhielt, 
eingehend informiert und ihn beauftragt, seinerseits Außenminister Beck ins Bild 
zu setzen. Ich schilderte sodann die Vorgänge im einzelnen, die den Führer zu seinem 
Eingreifen veranlaßt hätten. 

Es sei uns aufgefallen, daß sich in der Rest-Tschecho-Slowakei der Benesch-Geist 
wieder geregt habe. Alle Warnungen des Führers an Herrn Chvalkovsky seien 
ungehört verhallt. In der letzen Zeit habe die Prager Regierung versucht, dik- 
tatorisch in der Karpatho-Ukraine und in der Slowakei vorzugehen. Auch die 
Drangsalierung der Deutschen in den Sprachinseln habe wieder begonnen. 

Ich nehme an, daß die Regelung, die die karpatho-ukrainische Frage inzwischen 
gefunden habe, größte Zufriedenkeit in Polen ausgelöst habe. Die Errichtung des 
Protektorats Böhmen und Mähren bedeute eine endgültige Befriedigung dieses 
Raumes, die historischen Grundsätzen entspräche und schließlich allen zugute 
komme. 

Botschafter Lipski äußerte sich alsdann besorgt wegen der Übernahme des Schur- 
zes der Slowakei durch Deutschland. Diese Mitteilung habe in Polen stark ein- 
geschlagen, denn der Mann auf der Straße könne einen solchen Schritt nur als in 
erster Linie gegen Polen gerichtet betrachten. Die Slowakei seien ein sprachver- 
wandtes Volk. Die polnischen Interessen in diesem Gebiet seien auch historisch 
bedingt, und rein realpolitisch müsse man zugeben, daß die Erklärung des Schutz- 
verhältnisses nur als Schlag gegen Polen empfunden werden könne. 
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Ich wies Botschafter Lipski auf die Tatsache hin, daß die unabhängige Slowakische 
Regierung Deutschland um seinen Schutz angerufen habe. Sicherlich sei die Erklä- 
rung des Schutzverhältnises nicht gegen Polen gerichtet. Hierbei gab ich deutlich 
zu verstehen, daß man die Frage gemeinsam einmal beraten könne, falls das all- 
gemeine deutsch-polnische Verhältnis eine befriedigende Entwicklung nehme; man 
könne hierbei an eine Teilnahme Polens an der Garantie des slowakischen Staates 
denken. Leider habe ich jedoch feststellen müssen, daß sich in dem deutsch-pol- 
nischen Verhältnis eine allmähliche Versteifung bemerkbar mache. Diese Entwick- 
lung habe bereits seit einigen Monaten begonnen. Es sei hier aufgefallen, welch 
merkwürdige Haltung Polen in der Minoritätenkommission eingenommen habe. 
Die durch polnische Studenten provozierten Danziger Zwischenfälle hätten eben- 
falls zu denken gegeben. Botschafter Lipski bestritt auf das energischste, daß der- 
artıge Zwischenfälle durch polnische Studenten hervorgerufen worden seien. Auch 
meine Bemerkung, daß nach Aufassung des Führers die Schilder, die zu den 
Zwischenfälle geführt hätten, von polnischen Studenten angebracht worden 
seien, bestritt Herr Lipski auf das lebhafteste und behauptete, daß hieran polnische 
Studenten in keiner Weise beteiligt gewesen seien. 


Weiterhin machte ich den Polnischen Botschafter auf die dauernden Presseangriffe 
aufmerksam, auf die deutschfeindlichen Demonstrationen anläßlich des Ciano-Be- 
suchs und auf die heute bestehende offene Pressefehde. Diese Pressefehde scheine mir 
in jeder Richtung unberechtigt zu sein. Der Führer habe immer auf einen Ausgleich 
und auf eine Befriedigung mit Polen hingearbeiter. Auch jetzt verfolge der Führer 
noch dieses Ziel. In zunehmendem Maße sei aber der Führer über die polnische 
Haltung verwundert. Bisher habe ich die deutsche Presse gegenüber Polen zurück- 
gehalten, wie der Polnische Botschafter sich selber durch einen Blick in die deutsche 
Presse vergewissern könne. Es würde mir aber nicht möglich sein, auf die Dauer 
derartige Angriffe unbeantworter zu lassen. Aus einer derartigen beiderseitigen 
Pressefehde könne dann bald ein Zustand entstehen, bei dem unsere Beziehungen 
auf dem Nullpunkt ankämen. Es erschiene mir erforderlich, daß man einen neuen 
Versuch unternehme, die deutsch-polnische Politik in das richtige Geleise zu brin- 
gen, und es erschiene mir richtig und zweckmäßig, wenn bald einmal eine per- 
sönliche Aussprache zwischen deutschen und polnischen Staatsmännern stattfände. 


Ich würde mich freuen, wenn Außenminister Beck demnächst einen Besuch in 
Berlin abstatten würde. Wie mir der Führer gesagt habe, würde auch er eine solche 
Aussprache warm begrüßen. Auf den möglichen Inhalt einer solchen Aussprache ein- 
gehend, erklärte ich Herrn Lipski zunächst, er müsse zugeben, daß Deutschland an 
der Schaffung und der heutigen Existenz Polens nicht unbeteiligt sei und daß Polen 
seine heutige territoriale Ausdehnung dem schwersten Unglück Deutschlands ver- 
danke, nämlich der Tatsache, daß Deutschland den Weltkrieg verloren habe. 


Allgemein werde die Korridor-Regelung als die schwerste Belastung des Versailler 
Vertrages für Deutschland empfunden. Keine frühere Regierung sei in der Lage ge- 
wesen, auf die deutschen Revisionsansprüche zu verzichten, ohne das sie nicht inner- 
halb von 48 Stunden vom Reichstag fortgefegt wäre. Der Führer denke anders 
über das Korridor-Problem. Er erkenne die Berechtigung des polnischen Anspruchs 
auf einen freien Zugang zum Meer an. Er sei der einzige deutsche Staatsmann, der 
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einen endgültigen Verzicht auf den Korridor aussprechen könne. Voraussetzung hierfür 
sei aber die Rückkehr des rein deutschen Danzig zum deutschen Reich sowie dieSchaffung 
einer exterritorialen Bahn- und Autoverbindung zwischen dem Reich und Ostpreußen. 
Nur hierdurch würde für das deutsche Volk der Stachel beseitigt, der in der 
Existenz des Korridors liege. Wenn die polnischen Staatsmänner in Ruhe den 
realen Tatsachen Rechnung trügen, dann könne man auf folgender Basis eine 
Lösung finden: Rückkehr Danzigs zum Reich, exterritoriale Eisenbahn- und Auto- 
bahnverbindung zwischen Ostpreußen und dem Reich und hierfür Garantie des 
Korridors. Ich könne mir vorstellen, daß man in einem solchen Falle die slowakische 
Frage im erwähnten Sinne zu behandeln in der Lage wäre. 

Botschafter Lipski versprach, Außenminister Beck zu informieren und alsdann 
Nachricht zu geben. 

Ich schlug vor, daß Botschafter Lipski zur mündlichen Berichterstattung nach 
Warschau führe. Ich wiederholte noch einmal, wie nützlich mir ein endgültiger 
Ausgleich zwischen Deutschland und Polen gerade im jetzigen Stadium erschiene. 
Dies sei auch wichtig, weil der Führer bisher über die merkwürdige Haltung Polens 
in einer Reihe von Fragen nur verwundert sei; es käme darauf an, daß er nicht den 
Eindruc erhalte, daß Polen einfach nicht wolle. von Ribbentrop 
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Protokoll der Besprechungen zwischen britischen und französischen Ministern 
in London im Foreign Office am 21. März 1939, nachmittags 17 — 18.45 Uhr 


Aus DBFP Bd. IV Nr. 458 


Anwesend waren auf britischer Seite Lord Halifax und Mr. Strang, auf fran- 
zösischer Seite M. Georges Bonner mit seinem Staatssekretär. Zunächst berichteten 
die Außenminister über ihre beiderseitigen Gespräche der letzten Tage mit den 
polnischen, rumänischen, sowjetischen und türkischen Botschaftern. 

„M. Bonnet äußerte zu Lord Halifax im Vertrauen, daß die Französische Regie- 
rung beschlossen hätte, einen Jahrgang zu mobilisieren und kraft der neuen Voll- 
machten der Presse verboten habe, diese Tatsache irgendwie zu erwähnen. ..... . 
Lord Halifax führte nach dem Bericht über den Empfang des polnischen Botschaf- 
ters von heute morgen aus: 

„Die Art, wie SMR die Lage sähe, wäre verschieden von dem von M. Bonner 
geäußerten Gesichtspunkt. SMR dächte, daß es jetzt darauf ankäme, der deutschen 
Aggression Schach zu bieten, ob diese nun gegen Frankreich, oder Großbritannien, 
oder Holland, oder die Schweiz, oder Rumänien, oder Polen, oder Jugoslawien 
oder wo immer gerichtet sein möge. Sie sähen kein Ausweichen vor dieser Frage. 
Der beste Weg, diese Frage zu beantworten, würde sein, vorzuschlagen, daß die 
vier Großmächte sich in einer Erklärung vereinigen sollten, die in vorgeschlagenen 
Wendungen veröffentlicht werden sollte. Sie glaubten, daß, wenn sie anfangen 
sollten, jede besondere Frage zu diskutieren versuchen, dies wahrscheinlich zu lange 
dauern würde. Was dringend notwendig wäre, sei, die allgemeine Stellungnahme 
so schnell wie möglich zu erklären. Dies würde für die deutsche und italienische 
Aggression ein Gefahrensignal sein und gleichzeitig ein Sammelpunkt für die klei- 
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neren Länder. Falls eine allgemeine Erklärung schnell sichergestellt werden könnte, 
würde der nächste Schritt sein, an die Balkanentente heranzutreten und sie zu 
fragen, ob sie bereit wären, im Falle einer deutschen Aggression gemeinsam zu 
handeln, mit dem Wissen, daß, falls sie es tun würden, die Großmächte mit ihnen 
gehen würden. ..... Auf die Frage, ob die französische Regierung die Situation 
genauso sähe, erwiderte Bonnet, daß sie dies im allgemeinen täte. Eines wäre jedoch 
ein Hauptpunkt. Es wäre absolut wichtig, Polen hineinzubringen. Die russische 
Hilfe würde nur dann wirksam sein, wenn Polen mitmache. Wenn Polen mitmache, 
könne Rußland sehr große Hilfe geben; wenn nicht, könnte Rußland nur viel 
weniger geben. Auf Polen müsse daher der stärkste Druck ausgeübt werden. 

Lord Halifax sagte, daß er vollkommen der gleichen Meinung wäre wie M. 
Bonnet, ob dieser nicht dächte, daß, wenn Großbritannien und Frankreich die 
Ansicht annähmen, daß es in ihrem eigenen Interesse wesentlich wäre, die deutsche 
Aggression aufzuhalten, wo immer sie auch beginnen möge, daß man auch Polen 
dahin bringen könnte zu glauben, daß es nicht in seinem Interesse sein würde, 
Großbritannien und Frankreich sehr geschwächt zu sehen? Wenn sie sehr geschwächt 
wären, würde Polen dann gegenüber Deutschland schutzlos sein. M. Bonnet sagte, 
daß er damit übereinstimmte und daß das der Grund sei, weshalb er dächte, Polen 
würde verrückt sein, wenn es sich nicht mit Großbritannien oder Frankreich ver- 
einigen würde. Auf die Erklärung zurückkommend sagte er, daß es wichtig wäre, 
an den praktischen Gesichtspunkt zu denken. Wenn es sich darum handelte, die 
Deutschen in der Schweiz aufzuhalten, hätte die französische Armee ein passendes 
Operationsfeld. Aber im Falle Rumänien wäre es sicher, daß, wenn die am nächsten 
interessierten Mächte, nämlich Rumäniens Nachbarn Polen und Rußland, nichts 
täten, es dann aus geographischen Gründen für Frankreich sehr viel schwieriger 
sein würde, zu handeln. Das wäre der Grund, warum die Beteiligung der angren- 
zenden Staaten und vor allem Polens von überwiegender Bedeutung wäre. Die 
Deutschen könnten gut die gleichen Argumente gebrauchen im Falle der Tschecho- 
slowakei. Die französische Armee wäre weit vom Schauplatz entfernt. Der fran- 
zösisch-polnische Pakt würde nicht anwendbar sein, da er nur in Kraft träte, wenn 
Frankreich selbst angeriffen würde. Es würde tatsächlich unerträglich sein, wenn die 
Polen, sobald Deutschland Rumänien angreifen würde und Frankreich zu seiner 
Unterstützung Deutschland angegriffen hätte, dann sagen sollten, daß ihr Pakt 
mit Frankreich nicht anwendbar sei. Es wäre deshalb wünschenswert, bis zum 
äußersten zu gehen, sogar bis zum Grade von Drohungen, um Polen hineinzubrin- 
gen. M. Bonnet wandte sich dann der Frage Rußlands zu und stellte fest, daß die 
Russen beobachtet werden müßten, denn sie liebten es, öffentliche Erklärungen 
für Propagandazwecke zu machen, die nicht mit ihren wirklichen Absichten über- 
einstimmten. ..... Aus Gründen dieser Art dächte er auch, daß es notwendig wäre, 
daß jede Partei genau sagen sollte, was sie tun würde, welches Material sie senden 
würde, wieviel Kanonen, wieviel Flugzeuge, welche Anzahl von Truppen. Alle diese 
Fragen müßten geklärt werden. Er stimme zu, daß die Zeit gekommen wäre, 
Deutschland ein Halt zuzurufen. Aber die beabsichtigten Verpflichtungen wären so 
ungeheuer, daß es notwendig wäre zu wissen, wie jedes Land stünde. Die fran- 
zösische Armee wäre ın einem guten Zustand, aber die französische Regierung 
wünschte nicht, die Last des Krieges allein tragen zu müssen. Die britische Hilfe zu 
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Lande würde zuerst nur sehr klein sein. Falls in einem östlichen Krieg keine Hilfe 
von Polen oder von einem anderen östlichen Land käme, würde Frankreich in einer 
schlechten Lage sein. Es wäre deshalb notwendig, daß die meist interessierten Länder 
sich erklären sollten, und die Polen wären sicher interessiert, da sie direkt bedroht 
wären. 

Lord Halifax sagte, daß all das wahr wäre. Er dächte, es gäbe zwei Dinge, an die 
man denken müsse: 

1. Wenn die Situation, die wir fürchten, einträte, würde die erste Frage nicht sein: 
Können wir Polen oder Rumänien direkt Hilfe geben? sondern: können wir 
einen erfolgreichen Krieg gegen Deutschland führen? Was auch immer die Ur- 
sache des Krieges sein möge, das wäre die Hauptfrage: Könnten Großbritannien 
und Frankreich Deutschland so Schaden zufügen, daß sie ihren beabsichtigten 
Zweck, Deutschland Schach zu bieten, erreichen könnten? Er denke, wenn auch 
die Frage sorgfältige Überlegungen erfordere, daß, wenn Frankreich und Groß- 
britannien bereit wären, eine sehr feste Linie einzunehmen, selbst ohne die 
Gewißheit der polnischen Unterstützung beim Ausbruch des Krieges, gerade 
diese Tatsache wahrscheinlich Polen hineinbringen würde. Er stimme völlig mit 
M. Bonner überein in der Anerkennung der Hauptbedeutung Polens, und sogar 
hinsichtlich der Notwendigkeit gegenüber der polnischen Regierung eine sehr 
unverblümte Sprache zu gebrauchen. 

2. Der zweite Punkt wäre, daß man daran denken sollte, daß der Frieden in 
Europa nur eine kleine Chance hätte, solange die Nazis an der Macht blieben. 
Es gäbe jedoch gewisse Unterlagen, die zeigten, daß, wenn Herr Hitler das 
deutsche Volk in einen größeren Krieg brächte, dies gut zu inneren Folgen in 
Deutschland führen könnte, die für das Naziregime verhängnisvoll wären. Das 
gleiche dürfe auch für Italien zutreffen. 

Lord Halifax sagte weiter, daß sein Schluß wäre — wenn er auch nicht wüßte, 
ob dies die endgültige Haltung SMR. darstellte — daß, selbst wenn keine Ver- 
sicherung der Zusammenarbeit Polens im voraus erhalten werden könnte — und 
dies würde natürlich Rußlands Vermögen zu helfen berühren — es doch für Frank- 
reich und Großbritannien sehr schwierig sein würde, keinen Schritt zu unternehmen, 
wenn es einen weiteren Akt der Aggression seitens Deutschlands gäbe. 

Es wäre der Mühe wert, nach den möglichen Ursachen der Aggression zu sehen. 
Wenn Polen angegriffen würde, würde Polen offensichtlich Widerstand leisten. 
Wenn der Angriff im Westen erfolgte, würden Greoßbritannien und Frankreich 
genötigt sein, Widerstand zu leisten, und wenn der Angriff gegen Frankreich ge- 
richtet wäre, kämen die polnischen Vertragsverpflichtungen ins Spiel. Wenn der 
Angriff auf den Balkan zu losginge und die Balkanländer zuverlässig wären, dann, 
wenn Großbritannien und Frankreich entschlossen handelten, würde dies wahr- 
scheinlich die beste Chance sein, auch Polen mit hineinzubringen.“ 


22 
Auszug aus dem Protokoll der Besprechung zwischen britischen 


und französischen Ministern in London am 22. März nachmittags 
Aus DBFP Bd. IV Nr. 484 


Am Nachmittag setzte die englische Regierung die Besprechung mit den fran- 
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zösischen Staatsmännern fort. Mr. Bonnet erklärte, daß die französische Regierung 
bereit sei, die beabsichtigte Erklärung zu unterzeichnen. Lord Halifax sagte, daß der 
britische Botschafter in Warschau berichtet habe, daß das hauptsächlichste Vorurteil 
des polnischen Außenministers gegen die sowjetische Beteiligung bestehe. Die vor- 
geschlagene Erklärung würde die Polen in das sowjetische Lager bringen, die Reak- 
tion in Deutschland würde ernst sein. Er müßte deshalb alle für und wider abwägen. 
Mr. Bonner sagte, es würde ein Vorteil sein, wenn die sowjetische Hilfe sowohl von 
Polen als auch von Rumänien akzeptiert werden könnte. Das wichtigste wäre 
jedoch, Polen und Rumänien keinen Vorwand zu geben, sich wegen Rußland 
auszuschließen. Das Argument, was hierzu benutzt werden sollte, wäre, auf den 
deutschen Schritt in der Tschechoslowakei und Memel hinzuweisen, um zu sagen, 
daß, wenn Polen Deutschland erlaubte in Rumänien einzudringen, es selbst ver- 
loren wäre. Großbritannien und Frankreich würden bereit sein zu helfen, und es 
wäre deshalb für Polen angemessen, die Zusammenarbeit zu akzeptieren. Wenn die 
Grundlage einer solchen Zusammenarbeit gelegt wäre, würde Polen weniger Aus- 
reden haben, eine indirekte sowjetische Unterstützung in der Form von Kriegs- 
material oder Flugzeugen abzuwenden. Polen legte seinem Vertrag mit Frankreich 
immer noch Bedeutung bei und es wünschte Unterstützung von Großbritannien 
Diese beiden Tatsachen könnten benutzt werden als ein Hebel, seine Beteiligung bei 
Ausdehnung des Deutschtums zu verhindern. Um dies zu tun, müßte man Deutsch- 
land fühlen lassen, daß es im Osten auf Widerstand stoßen würde. Wenn Polen und 
Rumänien den Eindruck geben, daß sie einem Plan für die Organisation der Ver- 
teidigung gegen Deutschland nicht günstig gegenüber ständen, würde es unmöglich 
sein, einen solchen Eindruck auf Deutschland hervorzurufen. Hitler würde sicher 
schließen, daß er nichts riskiere, wenn Polen und Rumänien nicht widerstehen 
würden. Darauf meinte Lord Halifax, der Schluß, auf den das Gespräch hinzielte, 
wäre folgender: Der 1. Schritt würde sein, an den besonderen Fall Rumänien zu 
denken und für uns selbst sicherzustellen, 1., daß Rumänien Widerstand leisten 
würde und 2., daß, wenn Rumänien Widerstand leistet, es von Polen unterstützt 
werden würde. 


Um Polen zur Unterstützung Rumäniens zu überreden, müßten Großbritannien 
und Frankreich Polen eine geheime Zusicherung geben, daß wenn Polen hereinkäme, 
auch sie beide hereinkommen würden. Wenn diese Vereinbarung mit Polen erreicht 
sei, könnte sowohl Polen wie auch Rumänien vorgeschlagen werden, daß sie keinen 
Widerstand dagegen erheben sollen, daß wir unser Bestes tun, sowohl in ihrem 
Intresse als auch in unserem eigenem, die sowjetische Beteiligung sicherzustellen. 


Chamberlain sagte, daß wenn die polnische Antwort wie erwartet, negativ oder 
ausweichend ausfallen würde, nicht beabsichtigt sei Polen noch weiter zu drängen, 
sondern das neue Verfahren anzuwenden, daß jetzt beabsichtigt wäre. 


Wie Chamberlain weiter sagte, hoffe er, Mr. Bonnet würde entschuldigen, wenn 
er einen etwas delikaten Punkt anschnitte. Während der Gespräche in Paris im 
November 1938 hätte Mr. Daladier gesagt, daß gegen Ende des Frühjahres die 
französische Flugzeugproduktion bei 400 Stück pro Monat liegen würde. Er hatte 
sein Erstaunen ausgedrückt, daß dies eine fünffache Vermehrung bedeuten würde. 
Seine gegenwärtigen Informationen schienen seine Zweifel zu bestätigen, die er 
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geäußert hätte. Inzwischen hätte eine Mission von Produktionsexperten dies Land 
besucht. Er wäre genötigt zu sagen, daß sie auf unsere Experten keinen guten 
Eindruck gemacht hätten. Unsere eigenen Leute wären gut bekannt mit der Schwie- 
rıgkeit einer Produktionserhöhung und hätten diese Schwierigkeiten tatsächlich 
erfolgreich überwunden. Sie hätten deshalb gedacht, daß ihre französischen Kollegen 
Fragen stellen würden, und daß sie über ihre gemeinsamen Schwierigkeiten Erfah- 
rungen austauschen würden. Sıe fänden jedoch, daß die französische Mission anschei- 
nend gar nicht erfaßte, welches die Schwierigkeiten wären. Diese Situation hätte bei 
der englischen Regierung gewisse Besorgnis verursacht. Chamberlain sagte, daß er 
ohne sich aufdrängen zu wollen, Mr. Bonnet versichern möchte, daß wir uns 
freuen würden, falls es etwas gäbe, was wir tun könnten, um den Franzosen zu 
helfen, den Ausstoß zu erhöhen. Unsere eigenen Schwierigkeiten wären erfolgreich 
überwunden, und unsere Produktion läge bei nahe 600 Flugzeugen je Monat. 
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Bericht des Polnischen Botschafters in Paris, Jules Lukasiewicz, 
an den Polnischen Außenminister in Warschau vom 29. März 1939 


Aus DWB III Nr. 11 
Paris, den 29. März 1939 


Am 24. d. M. sagte ich Botschafter Bullitt in einer normalen freundschaftlichen 
Unterredung ungefähr folgendes: 

Ich kenne weder den Text des englischen Vorschlages hinsichtlich der Erklärung 
der vier Staaten noch unsere Antwort darauf (was im übrigen auch der Wahrheit 
entsprach). Indem ich mich jedoch nach Pressemitteilungen richte und deren Echos, 
die mich von verschiedener Seite erreichen, beurteile ich die Situation wie folgt: 
Der englische Vorschlag scheint mir der Form wie dem Inhalt nach ein Manöver zu 
sein, das wenigstens zu °/4 für die englische Innenpolitik bestimmt ist und das nicht 
etwa dem Willen entstammt, auf die internationalen Ereignisse der letzten Tage 
zu reagieren, sondern vielmehr den Schwierigkeiten, auf die Chamberlain von seiten 
des Parlaments wie der englischen öffentlichen Meinung gestoßen ist. Es ist kindisch 
naiv und gleichzeitig unfair, einem Staat, der sich in einer solchen Lage wie Polen 
befindet, vorzuschlagen, er solle seine Beziehungen zu einem so starken Nachbarn 
wie Deutschland kompromittieren und die Welt der Katastrophe eines Krieges aus- 
setzen, nur um den Bedürfnissen der Innenpolitik Chamberlains willfährig zu sein. 
Noch naiver jedoch wäre es, anzunehmen, die polnische Regierung verstände nicht 
den wahren Sınn dieses Manövers und seine Konsequenzen. 

Es ist weiterhin im höchsten Grad unvorsichtig, eine Aktion zu unternehmen, 
wie sie von der englischen Regierung öffentlich angeregt wurde, und in ihr die 
Teilnahme Rußlands in den Vordergrund zu schieben, die ebenso das politische 
Gesicht der Staaten verunstaltet, die solidarisch handeln sollen, wie das Ziel ihrer 
Aktionen. Das ostentative Streben nach einer Zusammenarbeit mit Rußland in 
einer Form und in einem Bereich, der lediglich den Bedürfnissen der Innenpolitik 
Chamberlains entspricht, läßt die unbillige Vermutung aufkommen, als handele es 
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sich hier nicht nur um die Verteidigung derjenigen Staaten, die durch die neuen 
Methoden der deutschen Politik bedroht sind, sondern auch um einen ideologischen 
Kampf mit dem Hitlerismus, und daß das Endziel der Aktion nicht der Friede 
ist, sondern die Hervorrufung eines Umsturzes in Deutschland. Wer die seit langem 
feststehenden Grundsätze der polnischen Politik kennt, kann nicht annehmen, die 
polnische Regierung werde sich zu so leichtsinnigen und gefährlichen Schachzügen 
des Herrn Chamberlain positiv einstellen. 


Nach den Erfahrungen der letzen zwanzig Jahre, in deren Verlauf England und 
Frankreich nicht nur keine einzige internationale Verpflichtung gehalten haben, 
sondern auch niemals imstande waren, ihre eigenen Intressen auf gehörige Weise 
zu verteidigen, ist es uns völlig unmöglich, zu glauben, irgendein Staat in Mittel- 
oder Osteuropa — wie eben auf der entgegengesetzten Seite Berlin— Rom — könnte 
auch nur einen einzigen englischen Vorschlag ernst nehmen, es sei denn, England 
schwingt sich zu Taten auf, die zweifellos und unabweisbar seinen Entschluß be- 
stätigen, die Beziehungen zu Deutschland aufzugeben. 


Hätte die englische Regierung einige Tage vor der Unterbreitung der vorge- 
schlagenen Deklaration in Warschau ihre Kriegsflotte mobilisiert wie die militärische 
Dienstpflicht eingeführt, und hätte die französische Regierung in größerem Umfang 
als bisher die Mobilisierung ihrer Armee angeordnet, dann hätte man sogar solche 
unzulänglichen englischen Vorschläge, wie die, die uns gemacht wurden, als einen 
Beweis für den aufrichtigen und ernsten Willen loyaler Zusammenarbeit ansehen 
können. Da es jedoch gerade umgekehrt gekommen ist, muß man annehmen, alle 
von London unternommenen diplomatischen Verhandlungen werden so lange keine 
Aussicht auf Erfolg haben, bis sich die englische Regierung endlich zu dem Entschluß 
aufrafft, konkrete, präzisierte Verpflichtungen zu übernehmen, die von realen 
Maßnahmen auf dem Gebiet der Streitkräfte, über die sie verfügt, unterstützt wer- 
den. 


Traurig, ja fast tragisch ist es, daß es sich in der gegenwärtigen Situation nicht um 
die Interessen eines einzelnen Landes, sondern — ohne Übertreibung — um die Ver- 
meidung eines katastrophalen kriegerischen Konflikts handelt. Zum Beispiel der 
Fall Polen. Ich kenne weder den Text des englischen Vorschlages noch die Absichten 
Hitlers. Ich mache mir jedoch auf Grund zweifelloser Aspekte meine eigenen Ge- 
danken über die wirkliche Lage. Die unvorsichtige, in der Form leichtsinnige, im 
Inhalt lückenhafte englische Initiative läßt die polnische Regierung zwischen der 
Kompromittierung der Beziehungen zu Deutschland oder dem Scheitern der Ver- 
handlungen mit London wählen. Im ersten Fall kann Hitler sich gezwungen sehen, 
uns gegenüber die Anwendung von Zwang zu versuchen, worauf wir nicht anders 
werden antworten können als bewaffnet. Hierdurch wird ein allgemeiner euro- 
päischer Konflikt entstehen, in dessen erster Etappe wir den Druck der ganzen 
deutschen Macht aushalten müssen. Unsere gesamte Kriegsindustrie wird nicht nur 
bedroht sein, sondern wir können sie sogar verlieren. Hieraus werden sich schon 
zu Anfang des Konflikts nicht nur für uns, sondern ebenso für Frankreich und 
England die schlimmsten Bedingungen ergeben. Im zweiten Fall wird das Scheitern 
der Verhandlungen mit London für Hitler ein Beweis der Unaufrichtigkeit und 
Schwäche der Politik Englands und Frankreichs sein und ihn zu neuen Expansions- 
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unternehmungen in Ost- und Mitteleuropa aufmuntern, die früher oder später zur 
Katastrophe eines Krieges führen müssen. Bei diesem Stand der Dinge ist es ebenso 
kindisch wie verbrecherisch, Polen für Krieg oder Frieden verantwortlich machen zu 
wollen. Es muß ein für allemal festgestellt werden, daß die Verantwortung zum 
größten Teil bei Frankreich und England liegt, deren unsinnige oder lächerlich 
schwache Politik zu der Situation und zu den Ereignissen führte, in denen wir 
leben. Wenn die englische Regierung dieses heute nicht einsieht, dann ist ein all- 
gemein europäischer Konflikt, ja vielleicht sogar ein Weltkrieg unvermeidbar und 
muß schnell kommen, denn die Wahl des geeigneten Moments liegt bei Hitler. 

Botschafter Bullitt nahm sich meine Ausführungen sehr zu Herzen und bat mich, 
sie noch einmal zu wiederholen. Ich sah, daß er jeden Absatz im Gedächtnis fest- 
zuhalten suchte. 

Später fragte er mich, ob wir ein gemeinsames Bündnis annehmen würden, wenn 
England und Frankreich uns morgen ein solches vorschlagen sollten. Ich antwortete, 
ich könne hierauf keine Antwort geben. Dagegen stellte ich fest, daß der Schwer- 
punkt nicht bei den Vorschlägen liege, die uns gemacht würden, sondern bei den 
tatsächlichen Maßnahmen, die in erster Linie England ergreifen müsse. Botschafter 
Bullitt erklärte sich mit meinem Standpunkt völlig einverstanden. Am folgenden 
Tage, dem 25. d. M., teilte mir Botschafter Bullitt mit, er habe sich meine An- 
schauungen zu eigen gemacht und unter Ausnutzung der ıhm zustehenden Rechte 
dem Botschafter der Vereinigten Staaten ın London, Kennedy, den Auftrag ge- 
geben, sich am heutigen Sonnabend zu Ministerpräsident Chamberlain ın seine 
Residenz zu begeben und ihm dieses unter kategorischer Betonung der Verantwort- 
lichkeit der englischen Regierung zu wiederholen. Am Sonntag, dem 26., erhielt 
Botschafter Bullitt in meiner Gegenwart von Botschafter Kennedy einen telefo- 
nischen Bericht über die Unterredung, die dieser mit Ministerpräsident Chamberlain 
gehabt hat. Hierüber habe ich Herrn Minister in einem Telegramm Bericht erstattet, 
das sofort nach meinem Aufenthalt bei Botschafter Bullitt aufgegeben war. 

Ich verstehe, daß Botschafter Bullitt die Bedeutung der Erklärungen, die von 
seinem Kollegen der englischen Regierung abgegeben wurden, sicherlich etwas über- 
trieben behandelt. Ich erachte es jedoch als meine Pflicht, Herrn Minister über alles 
oben Gesagte zu informieren, weil ich glaube, daß die Mitarbeit des Botschafters 
Bullitt in so schwierigen und komplizierten Zeiten uns doch vielleicht gewisse 
Dienste erweisen kann. Es ist auf jeden Fall völlig sicher, daß er unseren Standpunkt 
restlos teilt und zu einer so weit wie möglichen loyalen freundschaftlichen Zusam- 
menarbeit bereit ist. 

Um übrigens die Aktion des amerikanischen Botschafters in London noch zu ver- 
stärken, machte ich Botschafter Bullitt darauf aufmerksam, es sei nicht ausgeschlos- 
sen, daß die Engländer den Schritt der Vereinigten Staaten von Nordamerika zwar 
mit gut verborgener, aber dennoch mit Geringschätzung behandeln. 

Er antwortete mir, ich habe wahrscheinlich recht. Dennoch aber seien die Ver- 
einigten Staaten im Besitz von Mitteln, mit denen sie einen wirklichen Zwang auf 
England ausüben könnten. An die Mobilisierung dieser Mittel werde er ernstlich 


denken. 
Der Botschafter der Republik Polen 
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Bericht des britischen Außenministers Lord Halifax 
an den britischen Botschafter Kennard in Warschau 
über seine Unterredung mit dem polnischen Botschafter Raczynski 
am Nachmittag des 24. März 1939 


Aus DBFP IV Nr. 518 


„Der polnische Botschafter besuchte mich heute nachmittag auf sein eigenes 
Ersuchen, um die ın Ihrem Telegramm Nr. 72 vom 22. März 39 angekündigte Mit- 
teilung über die Haltung der polnischen Regierung zu der beabsichtigten inter- 
nationalen Erklärung zu machen. 


2. Graf Raczynski sagte, er fürchte, daß er die Mitteilung, die er mir zu machen 
hätte, eine schon komplizierte Lage noch weiter verwickeln würde, aber sie wäre 
diktiert von der Mißlichkeit und sogar der Gefahr der Lage in Osteuropa, und von 
der Notwendigkeit seitens Polens, jeden Schritt zu vermeiden, der eine unmittel- 
bare feindselige Reaktion seitens Deutschlands provozieren könnte. Er wäre in- 
struiert, vorzuschlagen, daß SMR als eine außergewöhnliche Maßnahme angesichts 
der besonderen Umstände dem Abschluß einer vertraulichen zweiseitigen Verein- 
barung zwischen den beiden Ländern zustimmen solle, durch die die beiden 
Regierungen sich verpflichten würden, gemäß den Bedingungen der vorgeschlagenen 
Erklärungen zu handeln, wie sie von der Interpretation, die ich dem Botschafter bei 
einem vorhergehenden Gespräch gegeben hatte, ergänzt worden ist, im besonderen 
was die Frage Danzigs berrifft. 


3. Oberst Beck, sagte der Botschafter, hätte zwei Gründe für diesen Vorschlag. 
Der erste wäre, daß die Gefahr des Durchsickerns geringer sein würde, wenn das 
Wissen, daß eine Vereinbarung abgeschlossen worden wäre, auf die beiden Parteien 
selbst beschränkt wäre. Der zweite wäre, daß auf diese Weise die Verbindung 
Polens mit der Sowjetunion in einer öffentlichen Erklärung vermieden werden 
könnte. Was den zweiten Punkt betrifft, fügte Graf Raczynski hinzu, daß die 
Beziehungen zwischen Polen und der Sowjetunion in Ordnung wären und Polens 
Regierung nicht wünschte, sie zu verschlechtern; aber während es die allgemeine 
Lage verbessern würde, wenn Polen seine Beziehungen mit Großbritannien und 
Frankreich verstärken würde, dürfte jede Verstärkung der Beziehungen Polens zu 
der Sowjetunion von Herrn Hitler als der letzte Strohhalm betrachtet werden 
(der den Rücken des Kameles bricht) und eine Katastrophe heraufbeschwören. 
Oberst Beck wünschte nicht, einem Rat der Verzweiflung zu folgen und hoffte noch 
immer, daß der Frieden gewahrt werden könnte. Er würde es deshalb im Augen- 
blick vorziehen, den vertraulichen Charakter der vorgeschlagenen zweiseitigen Ver- 
einbarung aufrechtzuerhalten, wenn es auch natürlich — falls die Lage sich sehr 
verschlechtern sollte — notwendig werden würde, die französische Regierung zu 
informieren, daß sie abgeschlossen worden wäre. Der Abschluß des vorgeschlagenen 
zweiseitigen Abkommens würde, wie Oberst Beck es sähe, sicherstellen, daß die 
beiden Regierungen zusammenarbeiten sollten und gemeinsam beraten über jede 
Frage, die sich ergeben könnte. 
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4. Ich sagte, daß es wichtig wäre, daß hinsichtlich der Bedeutung von Oberst Beck‘s 
Vorschlag kein Zweifel bestünde. Wie ich es verstünde, hatte er vorgeschlagen, aus 
Gründen, die ich würdigte, und die sich aus der geographischen Lage Polens ergäben, 
daß ein Gentleman-Agreement oder eine feste Vereinbarung geschaffen werden 
sollte von vertraulicher Art zwischen Großbritannien und Polen, daß die beiden 
Regierungen ım Falle einer Drohung gegen Polens Unabhängigkeit gemeinsam be- 
raten würden. 


5. Der Botschafter sagte, daß er dächte, der Rahmen des Abkommens würde etwas 
weiter sein als das. Der Vorschlag, wie er ihn verstünde, wäre, daß SMR die Mög- 
lichkeit des Abschlusses einer vertraulichen zweiseitigen Vereinbarung im Geiste der 
vorgeschlagenen Erklärung in Erwägung ziehen sollte, d. h., daß die beiden Regie- 
rungen sich verpflichten sollten, über alle Fragen gemeinsam zu beraten, die sich 
ergeben könnten, nicht nur bei einer Drohung gegen Polens Unabhängigkeit, son- 
dern auch bei einer solchen gegen Rumänien oder irgendeinen anderen Staat. Ein 
Abkommen dieser Art würde Polen die Hilfe Großbritanniens sichern, wenn sich 
z. B. die Danziger Frage zu einer Bedrohung von Polens Unabhängigkeit entwickeln 
sollte. Polen würde seinerseits gegenüber England im Rahmen der vorgeschlagenen 
Erklärung verpflichtet sein; beide Länder würden in gleichem Maße an die Er- 
klärung gebunden sein, als ob sıe selbst unterzeichnet hätten. 


6. Ich sagte, daß ich hieraus den Schluß zöge, daß Oberst Beck bereit sein würde, die 
Verpflichtungen der Erklärung zu akzeptieren, um die darin angedeutete Aktion 
zu übernehmen, falls sich ein Fall ergäbe. Würde dies bedeuten, daß Polen, während 
wir uns verpflichten würden, es im Falle einer Bedrohung seiner Unabhängigkeit zu 
unterstützen, in gleicher Weise Großbritannien unterstützen würde, wenn es das 
Ziel eines Angriffes wäre, oder sich mit Großbritannien vereinigen würde im Falle 
eines Angriffes auf irgendein anderes Land? 


7. Der Botschafter sagte, daß Polen, wie er die Lage verstünde, auf England rechnen 
würde, daß es Polen in einem sich aus der Danziger Frage ergebenden Falle unter- 
stützen würde, während Polen gegenüber Großbritannien verpflichtet sein würde 
gemäß dem Text der Erklärung. 


8. Ich sagte, daß dies nicht ganz dasselbe wäre. Was Oberst Beck deshalb vorschlüge, 
wäre, daß eine vertrauliche zweiseitige Verpflichtung Englands und Polens geschaffen 
werden solle, gemeinsam zu beraten, welche Schritte unternommen werden sollten, 
um irgendeiner Aktion, die eine Drohung gegen die politische Unabhängigkeit 
irgendeines europäischen Staates bieten würde, gemeinsamen Widerstand zu bilden. 
Dies bedeutet nicht, daß zwischen Polen und England eine Verpflichtung bestehen 
würde, sich gegenseitig zu unterstützen, wenn einer von ihnen angegriffen wäre. 
Der Botschafter stimmte zu. Ich sagte, es wäre wichtig, daß hinsichtlich unserer 
Auffassungen keine Streitigkeiten bestehen sollten. Ich faßte es so auf, daß Oberst 
Beck‘s Vorstellung die wäre, daß als ein erster Schritt eine vertrauliche zweiseitige 
Anerkennung einer Verpflichtung zur Beratung geschaffen werden sollte. Diesem 
würde vermutlich ein zweiter Schritt folgen, als das Ergebnis von Beratungen, 
in denen die beiden Regierungen die Frage prüfen würden, ob sie im Falle eines 
Angriffes auf Polen, Großbritannien oder irgendeinen dritten Staat einen gemein- 
samen Schritt unternehmen würden oder nicht. 
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9. Der Botschafter sagte, er dächte, daß Oberst Beck erwarten würde, daß die beiden 
Regierungen die verschiedenen Einzelfragen zusammen diskutieren würden, sobald 
wie das vorgeschlagen zweiseitige Abkommen abgeschlossen wäre. 

10. Graf Raczynski wiederholte an diesem Punkt einige Bemerkungen von denen 
er gehört hatte, daß Oberst Beck sie Eurer Exzellenz (Kennard) gegenüber gemacht 
hätte. Deutschland wäre gewohnt, mit bestimmten Zielen an einer bestimmten 
Stelle durch schnelle Aktion zu handeln. Es wäre deshalb notwendig, bestimmte 
Methoden der Gegenaktion vorzubereiten. Die vorgeschlagene Erklärung würde 
nach seiner Meinung noch kein angemessenes Abschreckungsmittel sein. Während 
die Beziehungen zwischen Polen und Rußland normal wären, wäre Oberst Beck 
tief davon überzeugt, daß die Feindschaft zwischen Moskau und Berlin derart wäre, 
daß, wenn Polen sich mit der Sowjetunion verbinden würde, dann ein ernstes Risiko 
eines heftigen Ausbruches bestehen würde, der in kurzer Zeit zu einem allgemeinen 
Konflikt führen würde. Ein solcher Konflikt wäre nicht im gemeinsamen Interesse 
Polens, Englands oder Frankreichs. Die polnische Regierung wüßte aus Erfahrung, 
daß die deutsche Regierung bereit wäre, enge Beziehungen zwischen Polen und 
Frankreich zu tolerieren; es könne wohl sein, daß die Verstärkung der Beziehungen 
zwischen Polen und Großbritannien nicht mehr provozieren würden als Presse- 
angriffe auf Deutschland; aber eine Annäherung zwischen Polen und Rußland dürfte 
unheilvolle Folgen haben. 

11. Um jede Möglichkeit eines Mißverständnisses zu vermeiden, wiederholte ich 
hier Graf Raczynski gegenüber die Bemerkung, die ich ihm bei unserem Gespräch 
am 21. März über Danzig gemacht hatte, nämlich, wenn Polen und Deutschland 
die Danziger Frage durch direkte Verhandlungen regeln könnten, daß es dann umso 
besser wäre. Aber wenn sich die Danziger Frage in einer solchen Weise entwickeln 
sollte, daß sie eine Drohung gegen die polnische Unabhängigkeit mit einbegriffe, 
dies eine Sache sein würde, die uns selbst aufs ernsteste anginge. Das gleiche würde 
zutreffen im Falle einer Bedrohung anderer Länder, wie Rumänien. Ich wiederholte, 
daß es eine Bedrohung der polnischen Unabhängigkeit sein müßte und nicht nur 
der Ausbruch von Unruhen in Danzig. Der Botschafter sagte, daß Oberst Beck viel 
tun würde, um Streitigkeiten mit Deutschland über Danzig zu vermeiden. 

12. Der Botschafter erkundigte sich, ob ich dächte, daß ich ihm eine Antwort 
geben könne, bevor Oberst Beck nach London abreiste. Ich sagte, abgesehen von 
der größeren Frage, daß eine Schwierigkeit, die sein Vorschlag hervorrufe, der ver- 
trauliche Charakter des vorgeschlagenen Abkommens wäre, und daß dies eine 
peinliche Lage zwischen SMR und der französischen Regierung schaffen könnte. 

La: 2 „ne 


25 


Aufzeichnung des Reichsaußenministers über seine Unterredung 
mit dem polnischen Botschafter Lipski am 26. März 1939 mit der Anlage: 
Das polnische Memorandum vom gleichen Tage! 


ADAP Bd. VI Nr. 101 — DWB II Nr. 208 


Berlin, den 26. März 1939 
Ich empfing den Polnischen Botschafter Lipski heute um 12 Uhr 30. 
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Botschafter Lipski übergab mir das in der Anlage beigefügte Memorandum 
der Polnischen Regierung, das ich in seiner Gegenwart durchlas. 

Nachdem ich von dem Inhalt Kenntnis genommen hatte, erwiderte ich Botschafter 
Lipski, daß nach meiner persönlichen Auffassung die polnische Stellungnahme keine 
Basis für eine deutsch-polnische Lösung darstellen könne. Die einzig mögliche 
Lösung des Problems könne nur in der Wiedervereinigung Danzigs mit dem Deut- 
schen Reich und der Schaffung einer exterritorialen Auto- und Eisenbahnverbin- 
dung zwischen dem Reich und Ostpreußen bestehen. 

Im Anschluß hieran wies ich Botschafter Lipski auf die vorliegenden Meldungen 
über polnische Truppenzusammenziehungen hin und warnte ihn vor möglichen 
Konsequenzen. Der Vorgang schiene mir eine merkwürdige Antwort auf mein 
kürzliches Angebot einer endgültigen Befriedigung des deutsch-polnischen Ver- 
hältnisses darzustellen. Wenn die Dinge in dieser Richtung weiterliefen, so könne in 
Kürze eine ernste Situation entstehen. Ich könne Botschafter Lipski mitteilen, daß 
z. B. eine Verletzung des Danziger Hoheitsgebietes durch polnische Truppen von 
Deutschland in der gleichen Weise wie eine Verletzung der Reichsgrenzen betrachtet 
werden würde. 

Botschafter Lipski bestritt energisch jede militärische Absicht Polens ın Bezug auf 
Danzig. Die von Polen vorgenommenen Dislokationen von Truppenverbänden 
stellten lediglich Vorsichtsmaßnahmen dar. 

Ich legte Botschafter Lipski alsdann die Frage vor, ob nicht die Polnische Regie- 
rung, sobald sich die Situation etwas beruhigt habe, den deutschen Vorschlag erneut 
erwägen wolle, damit man auf der von uns vorgeschlagenen Basıs der Wiederver- 
einigung Danzigs und der exterritorialen Eisen- und Autobahnverbindung zu einer 
Lösung kommen könne. 

Botschafter Lipski erwiderte, daß Polen sicherlich auch weiterhin die Fragen 
studieren und alles tun wolle, um zu einer Einigung zu gelangen. 

Ich erwiderte Botschafter Lipski, daß ich dem Führer zunächst Bericht erstatten 
würde. Mir komme es vor allem darauf an zu vermeiden, daß beim Führer der 
Eindruck entstehe, Polen wolle einfach nicht. 

Botschafter Lipski bat mich, doch auch von deutscher Seite die Fragen erneut 
nach jeder Richtung hin studieren zu lassen und er frage sich, ob nicht Aussicht 
bestehen könne, vielleicht zu einer genehmen Lösung auf Grund der polnischen Ge- 
dankengänge zu gelangen. 

Auf meine präzis gestellte Frage, ob sich nach seinem Eindruck die Polnische Re- 
gierung mit der von Deutschland vorgeschlagenen Lösung nicht einverstanden 
erklären könne, antwortete Botschafter Lipski ausweichend. 

Botschafter Lipski erklärte, daß Außenminister Beck unserer Anregung ent- 
sprechend gerne in Berlin einen Besuch abstatten werde, es schiene ihm aber zweck- 
mäßig, daß vorher die Fragen diplomatisch entsprechend vorbereitet worden seien. 

Ich ließ Botschafter Lipski zum Schluß unserer Unterredung keinen Zweifel dar- 
über, daß die polnischen Vorschläge meiner Auffassung nach vom Führer nicht als 
befriedigend angesehen werden könnten; nur eine klare Rückgliederung Danzigs, 
eine exterritoriale Verbindung mit Ostpreußen und ein 25 jähriger Nichtangriffs- 
vertrag mit Grenzgarantien und eine Zusammenarbeit in der slowakischen Frage 
könnten nach deutscher Auffassung zu einer endgültigen Bereinigung führen. 
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Ich habe den Eindruck, 


1) die von polnischer Seite getroffenen militärischen Maßnahmen sind defensiver 
Natur. Absichten zu einem militärischen Eingreifen in Danzig dürften zurzeit nicht 
bestehen. 

2) Polen möchte bei dem gegenwärtigen Gespräch möglichst billig fortkommen. 

3) Polens Kompromißvorschlag dürfte kaum das letzte Wort der Polnischen 
Regierung darstellen. 


Auf Grund dieses Eindrucks möchte ich dem Führer folgendes Vorgehen vor- 
schlagen: 

1) Die polnischen Presseangriffe sollen in der deutschen Presse allmählich beant- 
wortet werden, ohne jedoch die Dinge auf die Spitze zu treiben. 

2) Dem Polnischen Botschafter soll nach einiger Zeit von mir erklärt werden, 
daß die polnischen Vorschläge keine Basis für Verhandlungen darstellten. Nur eine 
Annahme der von Deutschland vorgeschlagenen Verhandlungsgrundlage könne 
zu einer Lösung führen. 

3) Falls nach einer gewissen Beobachtungsfrist die polnischen militärischen Maß- 
nahmen nicht abgebaut werden, wäre Herr Lipski erneut auf die hierdurch ent- 
stehende schwierige Lage aufmerksam zu machen und darauf hinzuweisen, daß die 
Entwicklung, falls sie so weiter ginge, schlecht enden würde. 

gez. Ribbentrop 


(Anlage) 
I. 


Die Polnische Regierung mißt ebenso wie in der Vergangenheit, so auch heute 
volle Bedeutung der Aufrechterhaltung gutnachbarlicher Beziehungen mit dem 
Deutschen Reiche auf weiteste Sicht bei. 

Die Polnische Regierung hat einen klaren Beweis dieser ihrer Einstellung dadurch 
geliefert, daß sie schon im Jahre 1933 als eine der ersten ausländischen Regierungen 
ein freundschaftliches Verhältnis zum Dritten Reich angebahnt hat und in Ver- 
handlungen eingetreten ist, welche zum Abschluß der Polnisch-Deutschen Erklärung 
vom 26. Januar 1934 geführt haben. 

Es sei auch hier die seitens Polens dem national-sozialistischen Senat ın Danzig 
gegenüber eingenommene positive Einstellung zu erwähnen. 

In den darauffolgenden fünf Jahren hat die Polnische Regierung in ihrer inter- 
nationalen politischen Tätigkeit es stets vermieden, an den gegen das Deutsche Reich 
gerichteten Aktionen teilzunehmen. 

Schließlich ist es wohl bekannt, daß im Herbst 1938 Polens entschlossene Haltung 
in bedeutendem Maße zur Verhinderung einer kriegerischen Auseinandersetzung 
im Zusammenhang mit der Durchführung der deutschen Forderungen beigetragen 


hat. 


H. 


In der Frage des Transitverkehrs zwischen dem Deutschen Reich und Ost- 
preußen sowie in der Frage der Freien Stadt Danzig, in denen bisher stets ein Ein- 
vernehmen zwischen den beiden Regierungen erzielt wurde und bezüglich derer die 
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Deutsche Regierung jetzt neue Anregungen vorgebracht hat, steht die Polnische 
Regierung auf folgendem Standpunkt: 


a) Die Polnische Regierung hat kein Interesse an irgendeiner Erschwerung des Ver- 
kehrs zwischen Otspreußen und dem übrigen Reich. Deshalb hat auch die Polnische 
Regierung trotz vieler Veränderungen, die ın den letzten Jahren im Vergleich zu 
früher in dieser Hinsicht eingetreten sind (z.B. in der Frage des Zahlungstransfers), 
nicht nur keine Schwierigkeiten in dem bevorzugten Eisenbahntransitverkehr ver- 
ursacht, sondern die Verrechnung für diesen Transit unter Berücksichtigung der 
deutschen Interessen vorgenommen. 


Von diesen Voraussetzungen ausgehend, ist die Polnische Regierung bereit, ge- 
meinsam mit der Deutschen Regierung eine weitere Vereinfachung und Erleich- 
terung des Eisenbahn- und Kraftwagenverkehrs zwischen Ostpreußen und dem 
übrigen Reich zu überprüfen, um dem deutschen Reisenden Behinderungen bei der 
Benutzung dieser Verkehrswege zu ersparen. Technische Sachverständige könnten 
an die Ausarbeitung von Vorschlägen herantreten, um obiges Ziel zu verwirklichen. 

Alle polnischerseits gewährten Zugeständnisse können jedoch nur im Rahmen 
der polnischen Souveränität stattfinden — eine Exterritorialität der Verkehrswege 
kann daher nicht in Frage kommen. Unter diesem Vorbehalt hat die Polnische 
Regierung die Absicht, den deutschen Wünschen weitgehend entgegenzukommen. 


b) Was die Freie Stadt Danzig anbelangt, so darf daran erinnert werden, daß die 
Polnische Regierung seit längerer Zeit schon, in der Erkenntnis der Notwendigkeit 
einer Vereinbarung in dieser Frage auf dem Wege einer Verständigung zwischen 
Warschau und Berlin, entsprechende Anregungen getan hat. Dies erschien ihr beson- 
ders zweckmäßig mit Rücksicht auf die Lage des Völkerbundes, der die auf sich 
genommenen Verpflichtungen in der Freien Stadt Danzig nicht mehr vollends zu 
erfüllen imstande ist. 

Wie aus den bisherigen polnisch-deutschen Unterredungen hervorging, bestand 
keine Meinungsverschiedenheit bezüglich der grundsätzlichen Auffassung, daß die 
Polnische Regierung keine Behinderung des freien Innenlebens der deutschen Be- 
völkerung der Freien Stadt anstrebt, daß andererseits die Deutsche Regierung die 
polnischen Rechte sowie die wirtschaftlichen, maritimen und verkehrstechnischen 
Interessen und die Rechte der polnischen Bevölkerung in der Freien Stadt respek- 
tiert. Da diese beiden Fragen grundsätzlicher Natur sind, glaubt die Polnische 
Regierung, daß eine Lösung zu finden wäre, die auf einer gemeinsamen polnisch- 
deutschen Garantie für die Freie Stadt Danzig beruhen würde. Diese Garantie würde 
einerseits die freie Entwicklung des deutschen Volkstums und seines politischen 
Innenlebens befriedigen, andererseits die polnischen Rechte und Interessen sicher- 
stellen. Die polnischen Interessen stimmen übrigens mit den wirtschaftlichen Inter- 
essen der Bevölkerung der Freien Stadt überein, da der Wohlstand derselben seit 
Jahrhunderten von dem polnischen Überseehandel abhängig ist. 

Im Gegensatz zum vorhergenannten Problem der Verkehrserleichterungen, 
welches nach Ansicht der Polnischen Regierung einen überwiegenden technischen 
Charakter trägt und Sache von Experten wäre, müßten in der Frage der Freien 
Stadt zunächst die politischen Grundsätze zwischen der Polnischen und Deutschen 
Regierung besprochen werden, und zwar nach der Richtung hin, daß in diesem 
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Körper, gemäß den Ausführungen des Herrn Reichskanzlers vom Februar 1938, 
von Polen die nationalen Verhältnisse in der Freien Stadt respektiert würden und 
von der Freien Stadt und Deutschland die Rechte und Interessen Polens. 

Die Polnische Regierung würde es zwecks einer Stabilisierung der Verhältnisse in 
dieser Region Europas für erwünscht halten, daß man zu einem Gedankenaustausch 
über die beiden obenerwähnten Probleme, die gemeinsam zu behandeln wären, 
möglichst bald herantrete, um dadurch eine Grundlage zur zukünftigen Festigung 
der gutnachbarlichen gegenseitigen Beziehungen zu finden. 


26a 


Auszug aus dem Bericht des Ministerialdirektors Wohltat über seine Verhandlungen 
in Rumänien am 27. März 1939 


Aus ADAP Bd. VIS. 133 ff 


ET Gafencu hate den Engländern mitgeteilt, sie möchten, solange Rumänien mit 
Deutschland verhandelte, ihre Vorschläge schriftlich machen und vorläufig keine 
Wirtschaftsabordnung nach Bukarest entsenden. Dies hatte ich mit Gafencu bei mei- 
ner Abreise Ende Februar vereinbart..... j 
Gafencu fragte mich sofort nach der Ankunft, welche politischen Nachrichten ich 
für den König hätte, da er die Unterstützung des Königs bei den anderen Ministern 
brauchte, um den Vertrag im Kabinett durchzusetzen. Ich bemühte mich, ihm neben 
den sachlichen Gründen, die im Vertrag lagen, zu Bewußtsein zu bringen, wie hoch 
der politische Wert des deutschen Vorschlages sei, an Stelle einer geheimen Verein- 
barung einen offiziellen Staatsvertrag abzuschließen, bei dem auf der einen Seite 
der deutsche Reichskanzler und auf der anderen Seite der König von Rumänien 
ihre Bevollmächtigten ernannten..... 

Nach den ersten Nachrichten über die Vorgänge in der Slowakeı und in Prag ent- 
wickelte sich eine politische Spannung, die bis zum Tage der Unterzeichnung des 
Vertrages am 23. März täglich stieg. Am 15. und 16. März konnte ich melden, daß 
der Außenminister Gafencu mit der Form des Staatsvertrages einverstanden war, 
und daß der König grundsätzlich dem mit dem Wirtschaftsminister Bujoiu aus- 
gearbeiteten Vertragsentwurf zustimmte..... 

Seit meinem Eintreffen hatten sich englische und französische Journalisten in 
ständig wachsender Zahl eingefunden. Die ausländischen Diplomaten, vor allem die 
Engländer, verlangten von den rumänischen Ministern täglich Aufklärung über den 
Stand der Verhandlungen mit Deutschland. Am Sonnabend, den 18. März, brachten 
die Times und Radio London die Nachricht von einem deutschen Wirtschaftsulti- 
matum an Rumänien. Bei Eintreffen der Nachricht in Bukarest befand ich mich ın 
einer Besprechung mit dem Wirtschaftsminister Bujoiu über den Vertragstext, da 
ich möglichst am Montag, den 20. März, infolge der bedrohlichen Lage zur Unter- 
zeichnung kommen sollte. Der rumänische Staatssekretär für Propaganda, Titeanu, 
suchte uns sofort im Wirtschaftsministerium auf und besprach loyalerweise ein offi- 
zielles Dementi, welches die rumänische Regierung von sich aus vorschlug, in dem 
die freundschaftliche Form unserer Verhandlungen betont werden sollte. Gafencu 
telefonierte seinerseits sofort mit dem Botschafter Tatarescu in Paris, der angewiesen 
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wurde, das Bukarester Dementi bekanntzugeben. Gafencu telefonierte ebenfalls mit 
dem Gesandten Tilea in London, der allerdings das Dementi der englischen Presse 
nicht offiziell mitteilte. Die Rumänen hielten zu diesem Zeitpunkt den Vertreter 
von Reuter in Bukarest für den Schuldigen. Es zeigte sich im Laufe dieses Tages, daß 
ein ungewöhnlicher Druck der Westmächte auf Rumänien einsetzte, um den Ab- 
schluß eines Vertrages mit Deutschland zu verhindern...... 

Ob der deutsch-rumänische Vertrag abgeschlossen wurde, oder nicht, war durch 
die englische Politik zu einer Frage von entscheidender Bedeutung für die deutsche 
Stellung in Südosteuropa geworden. Abgesehen von dem grundsätzlichen neuen 
handelspolitischen Weg, den wir Deutsche mit dem Vertrag beschreiten, konnte ich 
mit dem Abschluß folgende politische Wirkungen erzielen: 

1. Das rumänische Volk sollte von dem Alpdruck der Mobilmachung und der 
Bedrohung seiner Grenzen durch Deutschland befreit werden. 

2. Die Mobilmachung führte dazu, daß sich das ganze Volk bewußt wurde, daß 
seine Zukunft auf dem Vertrage und der Zusammenarbeit mit Deutschland beruht. 

3. Deutschland setzte sich vor den Augen Rumäniens ın einem offenen Macht- 
kampf gegen England durch. 

4. Alle südosteuropäischen Länder sollten sehen, wer die wahre, auf wirtschaft- 
liche Tatsachen gestützte Vormachtstellung an der Donau innehat. Deutschland mit 
modernen Vertragsformen oder England und Frankreich mit alten Ansprüchen und 
Propaganda. 

5. Den Engländern und Franzosen konnte während des Staatsbesuches Lebruns 
in London eine entscheidende Niederlage in der europäischen Politik beigebracht 
werden, wenn Rumänien, das größte und reichste Land Südosteuropas, mit Groß- 
deutschland trotz aller Angriffe freiwillig den wichtigsten Wirtschaftsvertrag seit 
seinem Bestehen abschloß.“ 


26b 


Auftrag des britischen Außenministers Lord Halifax für die britischen Botschafter 
in Warschau und Bukarest vom 27, März 1939 


(DBFP IV Nr. 538) 


1. Meine Erkundigungen in den verschiedenen interessierten Hauptstädten haben 
gezeigt, daß es nicht möglich sein wird, mit der beabsichtigten Vier-Mächte-Erklä- 
rung ohne Veränderung weiterzukommen. Während die französische Regierung den 
Vorschlag angenommen hat, und während die Sowjetregierung akzeptiert hat unter 
der Voraussetzung, daß Frankreich und Polen auch akzeptieren, sträubt sich die 
polnische Regierung aus Gründen, die ich verstehe, sich mit der Sowjetunion in 
einer öffentlichen Erklärung dieser Art, zu verbinden. 

2. SMR steht mit der polnischen Regierung über dieses Thema in enger und ver- 
traulicher Beratung, und wenn auch mögliche Varianten des Originalplans dis- 
kutiert wurden, so wird auch deutlich, daß unsere Versuche, diese zu festigen, ver- 
eitelt werden, wenn die Sowjetunion offen mit der Einführung des Plans ver- 
bunden ist. Die jüngsten Telegramme von einer Anzahl britischer Missionen im 
Ausland haben uns gewarnt, daß die Beteiligung Rußlands, nicht nur dem Erfolg 
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unserer konstruktiven Bemühungen ein Ziel setzen, als auch dazu führen würde, 
die Beziehungen der Parteien zum Anti-Komintern-Pakt zu festigen, und ebenso 
unter einer Anzahl uns freundlicher Regierungen Besorgnis zu erregen. 


3. Es ist daher offensichtlich, daß eine andere Methode gesucht werden muß. In 
jedem Plan ist die Beteiligung Polens von entscheidender Bedeutung als die eine 
starke Macht, die an Deutschland im Osten grenzt, und die Beteiligung Rumäniens 
ist auch von erster Bedeutung, da Rumänien der Staat sein dürfte, der in erster 
Linie von Deutschland bei seiner Ausdehnung nach Osten bedroht ist. 


4. SMR hat deshalb beschlossen, die Regierungen Polens und Rumäniens im fol- 
genden Sinne anzusprechen. Die französische Regierung hat zugestimmt, eine ent- 
sprechende Annäherung zu machen: 

a) Deutschland mag entweder direkt Polen oder Rumänien angreifen, oder es mag 
die Unabhängigkeit jedes dieser Länder unterminieren, ob durch Methoden 
des geschäftlichen Durchdringens, oder der nationalen Auflösung, wie ım Fall 
der Tschechoslowakei, oder durch indirekten militärischen Druck, der im Fall 
Rumäniens die Form von ungarischen Truppenkonzentrationen annehmen 
könnte. Sind die Polen bzw. Rumänen bereit, aktiven Widerstand zu leisten, 
wenn ihre eigene Unabhängigkeit aut eine solche Weise bedroht ist? 

b) Wenn ja, würden Großbritannien und Frankreich bereit sein, dem bedrohten 
Staat zu Hilfe zu kommen. Es würde natürlich bedeuten, daß Polen und Ru- 
mänien als Gegenleistung für die Verpflichtung Großbritanniens und Frankreichs, 
Polen und Rumänien zu unterstützen, Großbritannien und Frankreich voll und 
sofort informieren würden, von allen Entwicklungen, die ihre Unabhängigkeit 
bedrohten. 

c) Die unter b) angebotene Zusicherung ist unabhängig davon, daß Polen Rumänien 
zu Hilfe kommt, wenn das letztere der bedrohte Staat ist. Wır würden zu wissen 
wünschen, ob Rumänien bereit sein würde, Polen zu Hilfe zu kommen, wenn 
Polen der bedrohte Staat sein würde. 

d) Dieser Abschnitt (d) der Mitteilung soll nur der polnischen Regierung gemacht 
werden, da Polen im Unterschied zu Rumänien einen gegenseitigen Beistands- 
pakt mit Frankreich hat und militärisch stärker ist als Rumänien. Die unter b) 
von Großbritannien und Frankreich gegebene Verpflichtung würde gegeben als 
Teil einer gegenseitigen Abmachung, daß, wenn Frankreich und Großbritannien 
von Deutschland angegriffen würden, oder wenn Frankreich und Großbritan- 
nien gegen Deutschland in den Krieg gingen, um einer deutschen Aggression 
irgendwo in Westeuropa oder Jugoslawien entgegen zu treten. 

5. Wenn die Stellung Rumäniens gesichert werden kann, könnten Griechenland 

und die Türkei leichter für die gemeinsame Sache gewonnen werden, und würden 

eher in der Lage sein, einen wirksamen Beitrag zu leisten. 

6. Es ist wichtig, daß den Regierungen Polens und Rumäniens bewußt gemacht 

werden sollte, in welcher Art wir die sowjetischen Schwierigkeiten zu behandeln 

beabsichtigen. Es ist wünschenswert, das Interesse der Sowjetunion an diesem Plan 
wachzuhalten. Die Absicht würde sein, zu einem passenderen Zeitpunkt der Sowjet- 
union zu erklären, daß beabsichtigt wäre, an 1. Stelle mit den Regierungen der 
beiden Länder zu verhandeln, die Deutschland näher liegen und mit größerer 
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Wahrscheinlichkeit von einer möglichen Gefahr der Lage berührt werden. Im Fall 
eines Angriffs auf Polen oder Rumänien würde es gute Gründe geben, nach wesent- 
lichen Gesichtspunkten zu versuchen, die sowjetische Beteiligung in gewissem Aus- 
maß sicherzustellen. Ich glaube, daß schon die wohlwollende Neutralität der Sow- 
jetunion für diese beiden Länder im Falle eines Krieges von Vorteil sein würde, und 
daß sie im Fall einer Not, tatsächlich dankbar sein dürften, solches Kriegsmaterial 
zur Verfügung zu haben, wie die Sowjetunion liefern könnte. Ich bin geneigt, an 
1. Stelle die Ansicht der Sowjetregierung hinsichtlich einer wahrscheinlichen Hal- 
tung zu diesem Vorschlag festzustellen. Es ist wichtig, nicht ihre Toleranz zur Isolation 
zu verstärken, und ich beabsichtige, zu gegebener Zeit zu überlegen, wie ıhr enges 
Interesse zu erhalten ist, welches schließlich zu ihrem eigenen allgemeinen Vorteil ist. 


7. Es ist natürlich wichtig, daß diese Annäherung an die polnische und rumänische 
Regierung geheimgehalten werden müßte, ebenso wie alle Verhandlungen, die ihr 
folgen könnten. Wenn jedoch ein Übereinkommen gesichert worden wäre, würde 
es notwendig sein, aus verfassungsmäßigen Gründen, dem Parlament eine Erklärung 
abzugeben. SMR würde in jedem Fall öffentlich die Zusicherung erklären müssen, 
die sie den Regierungen Polens und Rumäniens gegeben hat. Es ist möglich, daß 
die polnische Regierung sich sträubt, der Veröffentlichung solch gegenseitiger Ver- 
sicherung zuzustimmen, wie sie sie uns dann gegeben haben würde, aber SMR 
würde sicher genötigt sein zu sagen, ob irgendwelche solche gegenseitigen Ver- 
sicherungen gegeben worden sind. 


27 


Auszug aus dem Bericht des deutschen Geschäftsträgers in Washington 
vom 27. März 1939 


Aus ADAP Bd. VIS. 107 ft. 


„Inhalt: Amerikanische Außenpolitik, ihre Ziele und Grenzen. 

Die Kundgebungen und Maßnahmen der Amerikanischen Regierung in den letzten 
Wochen lassen immer deutlicher erkennen, daß der Führungsanspruch des Präsi- 
denten Roosevelt in weltpolitischen Angelegenheiten in das Ziel einmünder, das 
nationalsozialistische Deutschland mit allen zur Verfügung stehenden Mitteln zu 
vernichten und damit die neue Ordnung in Europa wieder rückgängig zu machen. 
Der Präsident hat zwar, um das Gesicht zu wahren, in seiner Kongreßbotschaft 
angekündigt, daß Amerika in seinem Kampf gegen „Rechtlosigkeit und Erpressung“ 
keine kriegerischen Mittel, sondern nur measures short of war anwenden werde; 
aber niemand kann verkennen, daß sich Amerika auf einem Wege bereits gefährlich 
weit hervorgewagt hat, der dazu führen muß, dem Kriegswillen im eigenen Land 
sowie in anderen Ländern Vorschub zu leisten. 

Gegen Deutschland ist mit fadenscheinigen Argumenten ein Wirtschaftskrieg vom 
Zaun gebrochen worden. Das eigene wirtschaftliche Interesse ist dabei bewußt 
unberücksichtigt geblieben. Den westlichen „Demokratien“ ist weitgehend Unter- 
stützung gegen Deutschland teils zugesagt, teils schon gewährt worden. Das Neu- 
tralitätsgeserz soll entweder ganz fallen oder zugunsten Frankreichs und Englands 
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abgeändert werden. Die latein-amerikanischen Republiken werden mit allen Mitteln, 
nicht zuletzt dem der Lieferung von Kriegsmaterial zum Selbstkostenpreis, umwor- 
ben. Amerikanisches Gold und amerikanische Kredite arbeiten in Südamerika nur 
zu dem Zweck, Deutschlands Export zu treffen. Die eigenen Rüstungen werden 
sprunghaft erhöht. 

Man muß von der Annahme ausgehen, daß Roosevelt Realpolitiker genug ist, um 
die Gefahren eines neuen Weltkriegs zu erkennen, und daß seine aufreizende 
Haltung, seine den Demokratien gewährte Hilfsstellung und seine absichtlichen 
Beleidigungen der toralitären Mächte nicht allein auf die scheinheiligen demo- 
kratischen Grundsätze zurückzuführen sind, die er bei jeder Gelegenheit im Munde 
führt. Roosevelt ist in seinem Innern davon überzeugt, daß Deutschland der Feind 
ist, der vernichtet werden muß, weil er das Gleichgewicht der Kräfte und den status 
quo derart empfindlich gestört hat, daß auch Amerika die Folgen zu spüren haben 
wird, wenn es nicht gelingt, das Praevenire zu spielen. Wenn die totalıtären Mächte 
ihre Hegemonie in Europa aufrichten und konsolidieren, so wird nach Roosevelts 
Ansicht Amerika früher oder später in eine Situation hineinmanöveriert werden, 
die nur mit Demütigung und Erniedrigung enden kann. Um diese Aussicht schon 
jetzt ıllusorisch zu machen, ist Roosevelt jedes Mittel recht. Er glaubt nicht an die 
Möglichkeit der Erhaltung des Friedens und rechnet mit einer Auseinandersetzung 
zwischen den totalitären Mächten und den Demokratien. Diese sind Amerikas 
erste Verteidigungslinie; sollte sie wegfallen, ist Amerikas Rolle als Großmacht nach 
Ansicht Roosevelt ausgespielt. Die Rolle Roosevelts als eine Art angemaßten arbiter 
mundi ist nicht auf das Bestreben zurückzuführen, daß Amerika die Beherrschung 
der Welt kraft seiner Macht und Größe zufallen müsse. Sie ist vielmehr neben 
einer gehörigen Dosis Arroganz ein Anzeichen innerer Schwäche und Rarlosigkeit 
angesichts der neuen Ordnung in Europa mit ihren Rück- und Wechselwirkungen 
auf die Lage im Fernen Osten, wobei die Auffassung mitspricht, daß Amerikas 
Hilfe zu spät kommen könnte, wenn sie nicht schon jetzt vorbereitet würde. 

Denn nur, wenn diese Hülfe rechtzeitig eingesetzt wird, kann sie ein entscheiden- 
der Faktor werden. Die Erfahrungen des Weltkriegs haben gelehrt, daß Jahre dazu 
gehören,um die Industrie Amerikas auf Kriegsbedarf umzustellen. Dieser Fehler 
soll unter Roosevelts Führung nicht wiederholt werden. Darum wırd das ameri- 
kanische „Kriegs-Potential* schon jetzt allmählich auf den Ernstfall umgestellt. Die 
Rüstungsindustrie erhält „Lehr-Aufträge“; Kriegsmaterial, besonders Flugzeuge, 
werden an England und Frankreich geliefert, um die Fabrikation auf Touren zu 
bringen; kriegswichtige Rohstoffe, die im eigenen Land nicht erhältlich sind, werden 
vorsorglich bezogen und eingelagert; der Aufbau einer Rüstungs-Industrie ın 
Canada wird gefördert; und den Manövern der Wehrmacht zu Land, Wasser und in 
der Luft werden Aufgaben zugrundegelegt, die weit über die Erfodernisse der 
Landesverteidigung hinausgehen. In diesem Stadium der Vorbereitungen ist an die 
Entsendung von Truppen nach außer-amerikanischen Kriegsschauplätzen nicht ge- 
dacht, weit die öffentliche Meinung darauf zur Zeit nicht eingestellt ist. Auch 
dürften Roosevelt und seine Ratgeber der Ansicht sein, daß unter den heutigen 
Verhältnissen die Entsendung von Truppen nach Europa nach Ausbruch eines 
Krieges weniger entscheidend für seinen Ausgang sein würde als die rechtzeitige 
Zurverfügungstellung der gesamten wirtschaftlichen Macht Amerikas. 
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Um diese Politik zu fördern, bedient sich Roosevelt der rücksichtslosesten 
Propaganda, wobei ihm die Kräfte zu Hülfe kommen, die in der Vernichtung 
Deutschlands sowohl ihren Triumpf wie ihr Geschäft sehen. Der englischen, jüdischen 
und kommunistischen Propaganda ist es in brüderlichem Verein gelungen, mit den 
ihnen zur Verfügung stehenden Mitteln der Beeinflussung der öffentlichen Meinung 
ın Presse, Radio und Kino das amerikanische Volk in einem Grade zu verhetzen, 
der nicht einmal mit der Psychose der Weltkriegsjahre verglichen werden kann, 
vielmehr diese bei weitem übertrifft. Die leichtgläubige und leicht zu lenkende 
Mehrheit des geistig dumpfen amerikanischen Volkes ist der hinterlistigen Propa- 
ganda völlig erlegen, daß Deutschland der „Feind Nr.1“ Amerikas sei, daß Deutsch- 
land beabsichtige, Amerika anzugreifen, ihm sein System aufzunötigen, zu diesem 
Zweck das Land mit einem Spionage- und Agenten-Netz überzogen habe, Sabotage 
im Kriegsfall vorbereite, kurz diejenige Aggressor-Nation sei, gegen die sich die 
ganze Welt, einschließlich Rußland, verteidigen müsse. Selbst vernünftige Menschen 
glauben an die Argumente der Propaganda, daß Deutschlands Streben nach Kolo- 
nien lediglich auf den Wunsch zurückzuführen sei, von der afrikanischen West- 
küste aus Amerika mit Flugzeuggeschwadern angreifen zu können, und daß Deutsch- 
lands Kampf um die latein-amerikanische Absatzmärkte nur unternommen werde, 
um die dortige deutsche „Minderheit“ durch Annektierung ihrer Siedlungsräume 
zu „erlösen“ und sich dadurch gleichzeitig Flugzeugstützpunkte zu schaffen, von 
denen aus der Panama-Kanal angegriffen werden soll. Auf einem solchen Nährboden 
hat es die Propaganda leicht; der Durchschnittsamerikaner versteht im allgemeinen 
nichts von europäischer Geschichte und europäischer Politik; er hat aber über alles 
eine Meinung, wenn sie ihm nur oft genug suggeriert wird. Dazu kommt die leichte 
Entflammbarkeit, der Emotionalismus, für den der Amerikaner bekannt ist, 
Instrumente, auf denen jeder Hetzer und Weltverbesserer spielen kann. Nachdem 
dem amerikanischen Volk eingeredet ist, daß seine heiligsten Güter bedroht sind, 
bedarf es unter Umständen nur eines äußeren Anlasses, um die Erregung der öffent- 
lichen Meinung zur Siedehitze zu bringen. So wie die Dinge heute liegen, ıst das 
amerikanische Volk zwar in seiner breiten Mehrheit mit der Politik des Präsidenten, 
d. h. mit der Einschüchterung der totalitären Mächte durch Mittel short of war 
einverstanden, aber die Vorstellung, für diese Politik notfalls nach Frankreich ziehen 
zu müssen, ist ihm unerträglich und es wird ihm auch von der Propaganda nicht 
zugemutet, sich in dieser Hinsicht alsbald umzustellen, selbst nach Ausbruch eines 
Krieges in Europa. Das Bild würde sich aber aller Wahrscheinlichkeit nach sofort 
ändern, wenn die ersten Nachrichten über die Wirkung eines Luftangriffs auf eng- 
lische oder französische Städte und Zivilbevölkerung herüberkäme (bei deutschen 
Städten wäre man nicht so empfindlich) oder wenn gar die ersten amerikanischen 
Opfer dieses Luftkrieges zu beklagen wären. Es würde dann verhältnismäßig 
geringer Mühe bedürfen, um das amerikanische Volk in den gleichen Zustand 
des Kriegstaumels zu versetzen wie nach der Torpedierung der „Lusitania“. 

An diesem Feuer der Propaganda gegen Deutschland kochen auch andere Kreise 
ihre Suppe, solche, die die Kriegspsychose gern in ihre Berechnungen einkalkulieren, 
weil es ihren politischen und sonstigen Geschäften nützen würde, wenn Amerika sich 
mit möglichst aktivem Einsatz am Krieg beteiligt, die aber bei der Betreibung 
dieser Geschäfte selbst eiskalt und nüchtern rechnen. Es sind dies die Politiker, 
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denen die verworrene innerpolitische Lage des Landes Sorge macht und die die 
Arbeitslosigkeit mit allen ihren Gefahren mit einem Schlage beseitigen möchten; 
es sind ferner die Rüstungs-Industriellen, die große Geschäfte wittern, und vor allem 
sind es die Kommunisten, die ihr Ziel, aus Amerika einen Sowjetstaat zu machen, 
nähergerückt sehen, wenn die ganze Welt — mit Ausnahme Rußlands — in einen 
Krieg auf Leben oder Tod verwickelt ist. Diese Kreise sind es auch, welche die 
Einsatzbereitschaft Amerikas mit dem Argument zu stärken sich bemühen, daß 
Deutschland wirtschaftlich nicht in der Lage sei, einen längeren Krieg zu führen, 
sondern aus Rohstoffmangel innerhalb weniger Monate zusammenbrechen werde, 
und daß daher jetzt oder nie die Gelegenheit gekommen sei, um zuzuschlagen. 

Wenn man nur dieses einseitige Bild der amerikanischen öffentlichen Meinung 
unter Ronsevelts Führung sehen würde, bekäme man einen falschen Eindruck von 
den Kräften und Gegenkräften, ihren Möglichkeiten und Aussichten in der ameri- 
kanischen Politik. Roosevelts „forsche“*“ Außenpolitik ist bei den breiten Massen, 
auf die er sich stützt, populär; aber er weiß genau, daß sie von vielen führenden 
und maßgeblichen Kreisen nicht geteilt wird. Die ärgsten Feinde seiner Außen- 
politik sitzen in den Reihen seiner eigenen Partei, und sie sind nicht deswegen auf 
außenpolitischem Gebiet seine Gegner, weil sie aus innerpolitischem Ressentiment 
dazu geworden sind; nein, sie sind der Ansicht, daß Roosevelts Politik das Land 
über kurz oder lang in einen Krieg hineintreiben muß, und sie halten es für ihre 
patriotische Pflicht, ohne Rücksicht auf parteipoltische Bindungen gegen diese 
Politik zu opponieren. Ebenso wie die Republikaner, die aus Prinzip gegen Roose- 
velts abenteuerliche Außenpolitik eingestellt sind, reden diese, im Senat und im 
Abgeordnetenhaus führenden Männer einer angemessenen Verteidigungsbereitschaft 
Amerikas durchaus das Wort; sie haben aber gewichtige Gründe gegen eine Ver- 
wicklung Amerikas in europäische Konflikte und geben diesen Gründen sowohl im 
Kongreß wie auch über den Rundfunk und in der Presse — soweit sie ihnen zur 
Verfügung steht — Ausdruck. Hierbei wirft die Präsidentenwahl des Jahres 1940 
schon ihre Schatten voraus, und sie erhält, im Lichte der amerikanischen Außen- 
politik gesehen, besondere Bedeutung. Es wäre verfehlt anzunehmen, daß die 
Kritiker Roosevelts eine wesentlich andere Haltung zu Deutschland und den 
totalitiren Mächte im allgemeinen einnehmen oder einnehmen werden; sie haben 
aber einen anderen Abstand zu den Dingen und gehen an sie von rein amerika- 
nischen Gesichtspunkten, Erfordernissen und nationalen Interessen heran. Für sie als 
amerikanische Isolationisten ist es ein mit der amerikanischen nationalen Würde 
durchaus verträgliches Axiom, daß Amerika 3000 Seemeilen vom nächsten Kontinent 
entfernt und infolgedessen unangreifbar ist. 

Es erfüllt sie nicht mit Genugtuung, den Schulmeister der Welt zu spielen; denn sie 
durchschauen die begrenzten Möglichkeiten Amerikas, sowohl außen- wieinnerpolitisch 
und die ewige Abhängigkeit von der englischen Politik ist ihnen ein Dorn ım Auge. 

Die Antwort auf die Frage, ob Amerika bereit und in der Lage ist, an einem 
Weltkrieg aktiv teilzunehmen, kann apodiktisch weder bejaht noch verneint werden. 
Bei nüchterner Erwägung sprechen aber die Gründe gegen eine Kriegsbeteiligung 
eine deutliche Sprache, und sie können selbst von amerikanischer Seite mit sachlichen 
Argumenten schwer bekämpft werden, es sei denn, daß man die Sorge Roosevelts um 
die bedrohte Weltmachtstellung und Weltgeltung Amerikas als berechtigt unterstellt. 
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Die Erfahrungen aus dem Weltkrieg sind noch in allzu frischer Erinnerung in der 
heutigen amerikanischen Generation, um eine Wiederholung des verunglückten 
Experiments to make the world safe for democracy als wünschenswert oder unge- 
fährlich anzusehen. Die Kriegsschulden sind noch nicht bezahlt worden, aber die 
eigenen Kriegsanleihen müssen verzinst und amortisiert werden. Das Land seufzt 
unter schwerem Steuerdruck und ungezügelter Ausgabenwirtschaft. Trotz des Zu- 
stroms von Gold aus der ganzen Welt wird das staatliche Defizit immer größer, 
und die Arbeitslosenziffer bleibt konstant. Wie kann man unter solchen Verhält- 
nissen das amerikanische Volk in einen Krieg führen?, fragen die Kritiker. Und 
welches sind die vorauszusehenden Folgen eines Krieges? Nichts anderes als die Auf- 
richtung einer Diktatur, gegen die man angeblich zu Felde ziehen will, und zwar 
einer Diktatur, die aller Voraussicht nach nicht wieder von der guten, alten 
Demokratie abgelöst werden wird...... 

Angesichts der unbeherrschten Angriffe in der amerikanischen Presse und 
Offentlichkeit auf Deutschlands, Italiens und Japans Politik fehlt es erfreulicher- 
weise nicht an Stimmen, die den „friedliebenden“ Demokratien ihre eigenen, in 
der Vergangenheit und der Gegenwart begangenen Sünden vorhalten. Die Ent- 
stehungsgeschichte des englischen und französischen Weltreichs wird unter die Lupe 
genommen, und die Scheinheiligkeit der Argumente zerpflückt, die die „satten“ 
Nationen gegen die have-nots anwenden. Auch die kommunistische Gefahr wird in 
zunehmendem Maße erkannt. Sobald das Problem gestellt wird, findet der Gedanke, 
womöglich mit Rußland als Bundesgenossen in den Krieg zu ziehen, wenig Gegen- 
liebe, und viele Amerikaner sind sich auch der Gefahr bewußt, die die Zivilisation 
bedroht, wenn Rußland es verstehen sollte, sich aus einem Konflikt herauszuhalten. 
Den Kassandra-Rufen, die die Gefahr eines deutschen Angriffs auf Amerika her- 
aufbeschwören, wird entgegnet, daß Deutschland — ebenso wie Italien und Japan — 
wahrscheinlich mit der Konsolidierung ihres Besitzstandes so beschäftigt sein wer- 
den, daß sie selbst im Falle eines für sie siegreichen Krieges an ein amerikanisches 
Abenteuer überhaupt nicht denken könnten. Und selbst angenommen, die Gefahr 
bestünde, so wären die amerikanischen Verteidigungskräfte vollkommen in der 
Lage, jeden Angriff auf amerikanisches Gebiet zurückzuschlagen. .... . 

Roosevelt glaubt, dem Frieden dadurch zu dienen, daß er dazu beiträgt, möglichst 
viel Brennstoff anzuhäufen; niemand wird ihn rühmen, wenn er im Urteil der 
Geschichte als ein Herostrat erscheint, am allerwenigsten das amerikanische Volk.“ 


28 
Bericht des deutschen Botschafters in Warschau an das Auswärtige Amt 

vom 28. März 1939 

Aus DWB IINr. 210 
Warschau, den 28. März 1939 
Die erregte Stimmung, die in Polen seit einiger Zeit herrscht, hat noch erheblich 
zugenommen. In der Bevölkerung sind die wildesten Gerüchte verbreitet, so z. B., 
daß in Oderberg Kämpfe zwischen deutschen und polnischen Truppen stattgefunden 
hätten, daß Minister Beck verhaftet worden sei und ähnliche phantastische Nach- 
richten. Von ernsterer Bedeutung ist das Entstehen einer Kriegsstimmung, die durch 
die Presse, durch antideutsche öffentliche Kundgebungen — besonders in der Pro- 
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vinz —, die bereits vielfach zuZwischenfällen geführt haben, und zum Teil auch durch 
eine säbelrasselnde offiziöse Propaganda gefördert wird. In weiten Kreisen glaubt 
man heute, daß der Krieg unvermeidlich geworden sei und unmittelbar bevorstehe. 

Die praktischen Maßnahmen der Regierung tragen dazu bei, die vorhandene 
Kriegspsychose zu steigern. Im Laufe der letzten Wochen haben Einberufungen von 
Reservisten der drei Jahrgänge 1912, 1913 und 1914 stattgefunden, zum Teil 
— für Spezialformationen — auch Einberufungen aus anderen Jahrgängen, außer- 
dem sind Requisitionen von Pferden und Lastkraftwagen erfolgt. Ferner hat die 
Regierung die gegenwärtige Situation als Anlaß benutzt, um eine innere Staats- 
anleihe zwecks Ausbaus der Luftwaffe und der Luftabwehr-Artillerie auszuschreiben. 

Für die Art der offiziellen Wehrpropaganda ist besonders ein vielfach nach- 
gedruckter Artikel des Militärblatts „Polska Zbrojna“:; „Wir sind bereit“ charakte- 
ristisch. Darin wird u. a. ausgeführt, daß die Polen, zum Unterschiede von den 
Tschechen, kein Gefühl der Unterlegenheit gegenüber den mächtigen Völkern dieser 
Erde empfänden. Die Zahl der fremden Divisionen schrecke die Polen nicht, denn 
seine eigene Armee, deren Ausrüstung und der kriegerische Geist des polnischen 
Volkes reichten dazu aus, um Polen den Sieg zu sichern. Zahlreiche andere Ver- 
öffentlichungen, die seither täglich ın der Presse erscheinen, sind im gleichen Geist 
und in der gleichen Tonart gehalten. 

In dieser Selbstsicherheit und Überschätzung der eigenen militärischen Stärke, wie 
sie ın der Presse zum Ausdruck kommt, liegt im Hinblick auf den polnischen 
Nationalcharakter eine Gefahr. Daß es sich hierbei nicht nur um Pressepropaganda 
handelt, zeigt eine verbürgte Äußerung, die der Vizekriegsminister Gluchowski in 
einer seriösen Unterhaltung getan hat, wobei er ausführte, die deutsche Wehrmacht 
sei ein großer Bluff, denn Deutschland fehlten die ausgebildeten Reserven, um seine 
Einheiten aufzufüllen. Auf die Frage, ob er glaube, daß Polen im Ernst Deutschland 
militärisch überlegen sei, antwortete Gluchowski: „Aber selbstverständlich“. 

Kennzeichnend für die Stimmung in politischen Kreisen war auch eine in der 
letzten Vollsitzung des Senats veranstaltete antideutsche Demonstration. Die erste 
Lesung des polnisch-litauischen Handelsvertrags, der der Litauische Gesandte Saulnys 
in der Diplomatenloge beiwohnte, gab dem Senator Katelbach Veranlassung, Litauen 
im Namen des Senats zu versichern, daß Polen die schweren Erlebnisse, die Litauen 
soeben habe durchmachen müssen, aufs stärkste mitempfunden habe. An dem 
„langdauernden stürmischen“ Beifall, den diese Erklärung hervorrief, beteiligten sich 
auch die beiden zu der Sitzung erschienenen Minister und Vizeaußenminister Graf 
Szembek. von Moltke 
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Auszug aus dem Bericht des britischen Militärattach&s in Berlin 
F. N. Mason-Mac-Farlane, Colonel 
vom 29. März 1939 


Aus DBFP IV Anhang V $. 623—627 


IRINRO ERE: Die Überraschung und der bewirkte Erfolg (Schaffung des Protektorats) ha- 
ben einen gründlichen Eindruck gemacht. Im Norden hat Litauen das Memelland 
aufgegeben, hat also offensichtlich mit Deutschland seinen Frieden gemacht und die 


69 


Besorgnis Polens vermehrt..... Von unserem Gesichtspunkt aus sieht die Lage 
schwarz aus. Die Chancen zur Erreichung einer Ostfront, die weiter westlich liegt 
als die Grenzen Rußlands, der Türkei und Griechenlands gehen täglich mehr zurück. 
Und nur durch die Erreichung einer solchen Front können wir hoffen, im Kriege 
Deutschland schnell auf die Knie zu zwingen durch eine wirksame Waffe — Blok- 
kade. Wie können wir die Front errichten, die wir wünschen und durch die allein 
wir wahrscheinlich in der Lage sein werden, die Möglichkeit eines Unheils in 3 oder 
4 Jahren zu verhindern. Indem wir es allen Betroffenen klar machen — geheim und 
ohne Rußlands Anteil an dem Arrangement anzuzeigen —, daß Deutschland vom 
militärischen Gesichtspunkt aus jetzt noch nicht in der Lage ist, mit einem größe- 
ren Kriege fertig zu werden, indem es um wirtschaftliche Gebiete zu kämpfen haben 
würde, deren Besitz für Deutschland wesentlich ıst, wenn es in der Lage sein soll, 
der Blockade für mehr als einige Monate zu widerstehen. Wir müssen es klar 
machen, daß jede weitere Aggression seitens Deutschlands, ob durch Waffengewalt 
oder lediglich in der Form wirtschaftlichen Druckes, unterstützt durch Drohungen, 
sofortige bewaffnete Einmischung durch Frankreich und uns zur Folge haben wird. 
Um damit erfolgreich sein zu können, müssen wir die Betroffenen von den schnellen 
Ergebnissen überzeugen, die nun in Bezug auf unsere Aufrüstung geleistet werden 
und wir müssen alles mögliche tun, um zu demonstrieren, daß wir wirklich in der 
Lage sind, mit angemessener Schnelligkeit und Wirksamkeit auf die deutsche Über- 
raschungstechnik zu reagieren, die ihre hauptsächlichste Angst bilder. 


Wir müssen weiter sicherstellen, daß, wenn Deutschland dazu neigen sollte, seine 
aggressive Rolle fortzusetzen, eine Lage geschaffen wird, in der Deutschland ge- 
zwungen ist, eine Aktion zu unternehmen. Berichte oder auch tatsächliche Mißhand- 
lungen von Deutschen in jedem der betroffenen Länder würden wahrscheinlich aus- 
reichen, um Hitler zum Handeln zu veranlassen. .... . Wenn wir nur unsre 
möglichen Verbündeten im Osten von der offenkundigen Tatsache überzeugen 
können, daß Deutschland nicht ın der Lage ist, jetzt einen größeren Krieg durch- 
zukämpfen mit der Hoffnung darauf, der unmittelbaren und schnellen Erwürgung 
zu entgehen, scheinen alle Gründe dafür zu bestehen, daß wir unser Bestes tun 
sollten, um eine Lage zu erzeugen, die zu einem solchen Kriege führen kann und 
ihn definitiv begrüßen. Er ist wirklich nach meiner Meinung die einzig gesunde 
Lösung des Problems, dem wir uns gegenübersehen. Was wäre, wenn wir die Ereig- 
nisse abwarten und keinen bestimmten Schritt unternähmen und dabei fortführen, 
unseren möglichen Verbündeten den Eindruck zu geben, daß wir zu wenig vor- 
bereitet sind, oder vielleicht genauer zu vorsichtig oder zu ängstlich, um einen 
Kampf zu riskieren? 


Wir würden diesen Kurs vermutlich nehmen in der Hoffnung, daß Deutschland 
wahrscheinlich in ernste wirtschaftliche und finanzielle Schwierigkeiten kommen 
würde, daß seine Aufrüstung automatisch aufgehalten werden würde und daß das 
deutsche Volk sich weigern würde, weiter auf unbestimmte Zeit unter den Bedin- 
gungen zu leben, denen es jetzt ausgesetzt ist. Können wir wirklich auf diese 
Hoffnung rechnen? Ist es nicht viel wahrscheinlicher, daß Deutschland sich mehr und 
mehr in Osteuropa einrichter und ohne Kampf nicht nur den Lebensraum sichert, 
der notwendig ist, um es für gewisse Zeit blockadesicher zu machen, zu befähigen, 


70 


sein Rüstungsprogramm ungehindert forzusetzen? Darüber hinaus wird Deutsch- 
land automatisch vermeiden, im Osten angreifen zu müssen und vielleicht sogar 
überhaupt keine Ostfront haben. Was geschieht dann mit uns, wenn Deutschland 
sich ständig unseren Anstrengungen entzieht, im Heeresrüstungsrennen Schritt zu 
halten und wir einem Einfrontkrieg gegenüberstehen werden oder etwas, was dem 
sehr ähnlich ist? Es mag gut das Ende Frankreichs und von uns sein, wenn nicht 
Herr Hitler unerwartet nach Walhalla oder anderswohin entsandt wird. Krieg ist 
oft ein Glücksspiel. Es mag gesagt werden, daß ein Krieg zur Erhöhung unserer 
Sicherheit in der Zukunft nicht das Risiko wert ist. Aber wir werden für mehr als 
das kämpfen. Wir werden kämpfen, um, wie ich glaube, die beinahe sichere schließ- 
liche Ausmerzung zu vermeiden. 


Was geschieht, wenn wir bis zum Herbst warten? Die heimtücische Arbeit der 
deutschen Propaganda, das wachsende Mißtrauen gegenüber unseren Fähigkeiten 
und unserem Willen zu kämpfen, und die Drohung der stets wachsenden deutschen 
militärischen Kräfte müssen unvermeidlich auf unsere möglichen Freunde wirken. 
Deutschland wird eine Atempause haben. Es wird wieder wie 1938 in der Lage sein 
der teilweisen Mobilmachung unter dem Mantel der Reserveausbildung. Wie ich oft 
gesagt habe, kann es in dieser Periode wieder einen Gipfel militärischer Leistungs- 
fähigkeit erreichen, zu einer Jahreszeit, die Deutschland am besten zum Kampfe 
passen wird. Es wird nicht sehr merklich stärker sein als es jetzt ist, aber es wird 
Zeit gehabt haben, sein Haus in Ordnung zu bringen und diese Tatsache allein mag 
schließlich die Entscheidung — wenn nicht schon vorher getroffen — bei unseren 
möglichen Freunden bewirken, uns fallen zu lassen und sich dem Tyrannen vor der 
Tür zu beugen. 


Ich habe bei vorhergegangenen Gelegenheiten auch darauf hingewiesen, daß das 
deutsche Heer während des nächsten Winters wieder in Schwierigkeiten sein wird 
mit der Erweiterung und mit einem neuen Jahrgang nur teilweise ausgebildeter 
Rekruten. Das gilt noch, und die Ereignisse dieses Monats mögen alle diese 
Schwierigkeiten noch vermehren. Aber werden wir bis dahin nicht alle Hoffnungen 
darauf verloren haben, die Front im nahen Osten für uns zu sichern oder zu 
schaffen, die wir haben müssen? Und werden wir noch länger warten? Können wir 
sicher sein, daß Amerika noch genauso fühlen wird wie jetzt? Können wir hoffen, 
mit der totalitären Rüstungsleistung zu konkurrieren? ...... 


Nichts als die innere Zerreißung Deutschlands kann uns retten. Haben wir 
irgendein Recht, eine solche Spaltung für mehr zu halten als für eine äußerste 
Möglichkeit? 


Es ist wahr, daß ernste Elemente der Unzufriedenheit im Lande bestehen, aber 
um den organisierten Widerstand gegen die Partei zu erzeugen oder Uneinigkeit 
innerhalb der Partei, was allein eine Spaltung hervorrufen kann, ist etwas mehr 
erforderlich als die Fortsetzung oder auch merkliche Vermehrung der gegen- 
wärtigen völlig erträglichen „Härten“ und Unbequemlichkeiten, unter denen das 
deutsche Volk leidet. Krieg und jetzt ein Krieg mit einer nahen Ostfront würde 
die Deutschen hart und schnell treffen und dürfte wohl die erhofften Ergebnisse 
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herbeiführen. Ohne Krieg und mit zunehmenden Vorteilen von Deutschlands 
östlichen Nachbarn dürften diese Resultate niemals erreicht werden. 


Deutschland hat eine furchtbare Luftwaffe, aber eine Luftwaffe kann nicht er- 
obern und halten. Das kann nur durch Landstreitkräfte getan werden. Voraus- 
gesetzt, daß wir unsere möglichen Verbündeten davon überzeugen und sie dazu 
bringen können, zu erkennen, daß Deutschland nicht in der Lage ist, gegen eine 
vereinigte Front der schnellen Ausmerzung durch Blockade zu entgehen, können 
wir sicherlich den Fehdehandschuh annehmen, der von Hitler und Mussolini in 
Europa niedergeworfen wurde. Es ist eine Herausforderung, die wir sofort an- 
nehmen sollten mit jeder Aussicht auf raschen Sieg. Wenn wir zögern, glaube ich, 
daß wir vom militärischen Gesichtspunkt aus ein unverantwortliches Risiko ein- 
gehen und ein unendlich viel größeres als es ein Krieg in der unmittelbaren Zukunft 
darstellen muß, wenn wir unsere Karten richtig und schnell ausspielen. Die Auto- 
kratie verläßt sich darauf, daß es der Plutokratie an Mut fehlt, der unmittelbaren 
obwohl verhältnismäßig geringfügigen, Gefahr ins Gesicht zu sehen.“ 
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Auszüge aus der Debatte des Unterhauses über die englische Garantie-Erklärung 
vom 31. März 1939 


Mr. Greenwood: Darf ıch, wenn man so will, eine Formverletzung begehen. Ich 
bin ganz sicher, daß dieses Haus vollkommen die Möglichkeiten ermißt, die aus der 
Erklärung des Sehr Ehrenwerten Herrn erwachsen können. Es kann sich heraus- 
stellen, daß das die zukunftsträchtigste Erklärung ist, die in diesem Haus seit einem 
Vierteljahrhundert abgegeben worden ist. Mit dieser frischen Erklärung vor Augen 
ist es uns schwer, sehr viel zu sagen. Ich möchte dem Herrn Premierminister aber 
ein oder zwei Fragen stellen, die er — wie mir scheint — in seiner Erklärung nicht 
ganz klargemacht hat. Ich möchte fragen, ob die soeben verlesene Erklärung als ein 
erster Schritt zur Entwicklung einer Politik betrachtet werden kann, die Angriffe 
abschrecken oder eindämmen soll. (Beifall.) Falls das zutrifft: wird die Regierung 
sofortige, aktive und energische Schritte unternehmen, um auch andere Mächte in 
diese Abkommen hineinzubringen? Wird er insbesondere an den Wert der Sowjet- 
union denken — (Beifall) — zusammen mit anderen großen und kleinen Mächten? 
Wird er das mit dem weiteren Ziel tun, die Maximalmenge von Kooperation zur 
Verteidigung des Friedens zu erlangen? Wird er jetzt, und dies ist meine letzte Frage, 
in Erwägung ziehen, ob nicht eine sofortige Konferenz jener Mächte rätlich ist, die 
vielleicht bereit sind, sich auf die Seite des Friedens gegen den Angriff zu stellen? 


Mr. Chamberlain: Ich will die Fragen, die der Sehr Ehrenwerte Herr mir gestellt 
hat, zu beantworten versuchen. Ich denke, die Erklärung macht es unmißverständ- 
lich, daß das, was ich sagte, nur — um es so zu nennen — eine Zwischenperiode 
decken soll. Wie schon mitgeteilt wurde, befindet sich die Regierung zur Zeit mit 
verschiedenen anderen Staaten in Beratung, darunter selbstverständlich auch der 
Sowjetunion. Mein edler Freund, der Staatssekretär des Äußeren, sah den Sowjet- 
botschafter heute morgen und hatte mit ihm eine sehr erschöpfende Aussprache über 
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das Thema. Ich habe keinen Zweifel, daß die Prinzipien, nach denen wir vorgehen, 
von dieser Regierung voll verstanden und geschätzt werden. Das Haus weiß, daß wir 
nächste Woche einen Besuch des Obersten Beck, des polnischen Außenministers, er- 
warten. Es wird das eine Gelegenheit sein, mit ihm die verschiedenen weiteren Maß- 
nahmen zu besprechen, die getroffen werden könnten, um — wie der Sehr Ehren- 
werte Herr es genannt hat — die Maximalmenge von Kooperation bei allen An- 
strengungen zu akkumulieren, die unternommen werden können, um Angriffen ein 
Ende zu machen, — falls Angriffe beabsichtigt sein sollten, — und sie durch die ver- 
nünftigere und ordnungsmäßigere Methode der Verhandlung zu ersetzen. 


Mr. J. Morgan (Labour): Kann der Sehr Ehrenwerte Herr uns versichern, daß 
keine ideologischen Hemmungen zwischen uns und der Sowjetunion stehen? 
Mr. Chamberlain: Ja, ich gebe diese Versicherung ohne Zögern. 


Mr. A. Henderson (Labour): Darf ich den Premierminister fragen, ob er angesichts 
der Spannung, die zwischen Deutschland und Polen augenblicklich zweifellos besteht, 
irgend etwas davon erfahren hat, daß die deutsche Regierung an die polnische 
herangetreten ist, um eine friedliche Aussprache über ihre Differenzen herbeizu- 
führen? 


Mr. Chamberlain: Ich habe bisher von keinem solchen Schritt Kenntnis. 
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Bericht des deutschen Botschafters in Warschau an das Auswärtige Amt 
vom 1. August 1939 


Aus DWB IINr. 444 


Warschau, den 1. August 1939 

Die Bevölkerung Polens hat den seit nunmehr vier Monaten andauernden Zu- 
stand der Teilmobilisierung und politischen Unsicherheit ertragen, ohne daß es 
bisher zu einem Zusammenbruc oder auch nur wesentlichen Abflauen der Stimmung 
gekommen wäre. Der alte Haß gegen alles Deutsche und die Überzeugung, daß es 
Polens Schicksal ist, mit Deutschland die Waffen zu kreuzen, sitzen zu tief, als 
daß die einmal angefachten Leidenschaften sobald wieder zusammensinken könnten. 


Wenn man dieser Einheitlichkeit der Stimmung der polnischen Bevölkerung auf 


den Grund gehen will, ist es wichtig, sich die besondere Struktur der polnischen 
Bevölkerung zu vergegenwärtigen. 


Die polnische Intelligenz stammt größtenteils aus Bevölkerungsschichten, die vor 
dem Weltkrieg und während des Krieges den revolutionären Kampf gegen die so- 
genannten Teilungsmächte geführt hatten. Diese polnische Intelligenz verwaltet 
heute den Staat, ihre einzige Existenzbasis ist die Staatsstellung. Sie fühlt sıch als 
Hauptträger des nationalen Gedankens und der polnischen Staatsidee und ist auch 
infolge ihrer nationalrevolutionären Tradition von einem nationalen Fanatismus 
erfüllt, der durch gegnerische Propaganda nicht so leicht zu erschüttern ist. Groß- 
grundbesitzer und Großbürgertum, zahlenmäßig an sich zu unbedeutend, um als 
besonderer Faktor bewertet zu werden, bleiben schon wegen ihrer starken Ver- 
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bundenheit mit der französischen Kultur in ihrer Abneigung gegen Deutschland 
hinter den übrigen Kreisen der Intelligenz nur wenig zurück. 


Die große Masse des polnischen Landvolkes ist stumpf und unwissend, zum 
großen Teil analphabetisch und von jeder Regierung leicht zu lenken, die sich mit 
klaren nationalen Parolen an sie wendet. Pfarrer und Lehrer sind die Werkzeuge, 
mit deren Hilfe die politisch gestaltlose Masse der Dorfbewohner geleitet und be- 
einflußt wird. Auch die fortgeschrittenere Schicht der bäuerlichen Bevölkerung steht 
ım deutschfeindlichen Lager. 


Die polnische Arbeiterschaft, die in sehr gedrückten sozialen Verhältnissen lebt, 
ist überwiegend marxistisch eingestellt und steht schon daher dem national- 
sozialistischen Deutschland feindlich gegenüber. Ihre politische Organisation hat 
überdies alte Tradition aus dem nationalen Freiheitskampf, die ihr das Zusammen- 
gehen mit bürgerlichen Nationalisten im Kampf gegen Deutschland erleichterten. 

Ein eigenvölkisches Kleinbürgertum ist in Polen fast nicht vorhanden. Seine 
Stelle wird von einer starken jüdischen Mittelschicht eingenommen, der das 
Nationalbewußtsein fehlt und der daher alle Untugenden des Kleinbürgertums, 
wie Neigung zu Ängstlichkeit und zum Gerüchtemachen in vervielfachtem Maße 
anhaften. Die jüdische Mittelschicht Polens ist, soweit es sich um den Kampf gegen 
Deutschland handelt, ein natürlicher und fanatischer Bundesgenosse des polnischen 
Chauvinismus. 


Besondere Beachtung verdient die Tätigkeit des polnischen Klerus, dessen Einfluß 
bei der starken, noch alle Volksschichten umfassenden Religiosität ungeheuer groß 
ist. Er stellt sich für die persönliche Beeinflussung der Bevölkerung ım Sinne der 
polnischen antideutschen Propaganda um so williger restlos zur Verfügung, als 
seine eigenen Ziele sich völlig mit denen des Staates decken. Er verkündet dem 
Volke, daß Polen vor einem heiligen Kriege gegen das deutsche Neuheidentum 
steht, und läßt sich an Chauvinismus kaum übertreffen. So wird berichtet, daß 
einzelne Geistliche auf dem flachen Lande schon Gottesdienste für den polnischen 
Sieg abhalten und erklärt haben, daß sie nicht für den Frieden beten könnten, da 
sie für den Krieg seien. Ein vom Kardinal angeordneter Bittgottesdienst für den 
Frieden wurde von den Geistlichen vielfach in der Weise umgestaltet, daß für einen 
polnischen Sieg gebetet wurde. 


Die Besonderheit der polnischen Bevölkerungsstruktur und die geschickt auf sie 
eingestellte Propaganda haben bewirkt, daß Polen, auch in der Masse der Bevöl- 
kerung, der Widerstandswille offenbar ungebrochen fortbesteht. Die Parolen der 
Regierungspropaganda werden blindlings geglaubt, weiteste Kreise sind tatsächlich 
davon überzeugt, daß sich Polen auf seiten der künftigen Sieger befindet, daß in 
Deutschland die Bevölkerung hungert, daß täglich Scharen von hungernden deut- 
schen Soldaten und Arbeitersmännern nach Polen desertieren, daß das deutsche 
Kriegsmaterial von sehr fragwürdigen Wert sei, daß die deutsche Außenpolitik eine 
Niederlage nach der anderen erleide. Ebenso ıst es den polnischen Propaganda- 
stellen gelungen, die öffentliche Meinung weitgehend davon zu überzeugen, daß 
ein Kampf um Danzig einen Kampf um die Unabhängigkeit Polens bedeutet. Auch 
in den Schichten der Intelligenz, die über einige Auslandserfahrung verfügen und 
daher das wahre Kräfteverhältnis zwischen Deutschland und Polen richtig einzu- 
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schätzen vermögen, ist der Widerstandsgeist noch unvermindert vorhanden. Selbst 
für den Fall, daß Polen im Laufe eines Krieges gänzlich von deutschen Truppen 
besetzt würde, ist man davon überzeugt, daß Polen letzten Endes dank dem Siege 
der Koalition größer und mächtiger denn je wieder erstehen müsse. Eine gewisse 
Neigung zum Vabanque-Spiel, die im polnischen Charakter liegt, verleitet sogar 
jetzt manche zu der Auffassung, daß Polen, um dem zermürbenden Einfluß der 
langdauernden Krise entgegenzuwirken, eher früher als später losschlagen solle. 
Diese ganze optimistische Einstellung har freilich zur Voraussetzung, daß das 
Vertrauen auf die Bundesgenossen, im besonderen auf England, unerschüttert bleibt. 
Wenn ın dieser Hinsicht der Mißerfolg der polnisch-englischen Anleiheverhandlun- 
gen unzweifelhaft eine gewisse Nervosität hervorgerufen hat, so hat andererseits 
die polnische Propaganda das ıhrige getan, den Schlag zu parieren. Man wird daher 
gut tun, diese Vorgänge und ihre Rückwirkung nicht zu überschätzen. 


Die vier Monate der polnischen Spannungen und der polnischen Teilmobilisierung 
haben, wie aus den vorstehenden Ausführungen hervorgeht, bisher keinen Einfluß 
auf die moralische und materielle Widerstandskraft der Polen gehabt. Bei dem 
Vertrauen der Polen in ıhre Bundesgenossen, das vornehmlich von englischer Seite 
propagandistisch mit Sorgfalt genährt wird, wird auch in der nächsten Zukunft mit 
einer Wandlung der Grundhaltung der Polen nicht zu rechnen sein. 


von Moltke 
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Auszug aus dem Bericht des britischen Botschafters Kennard aus Warschau 
an Lord Halifax vom 1. 8. 1939 


Aus DBFP VI Nr. 508 


„In den erwähnten Provinzen (Pommern, Posen und große Teile von Ober- 
schlesien) gibt es noch viele alte Rechnungen aus der 120-jährigen preußischen 
Regierungszeit zu begleichen. Es existieren auch bittere Erinnerungen an die deut- 
sche Besetzung während des großen Krieges. Ich hörte Gerüchte, daß es im letzten 
Mai Zeiten gegeben hat, zu denen es nicht sicher war, in Teilen von Schlesien und 
Pommern in der Öffentlichkeit deutsch zu sprechen. Sogar jetzt ruft es noch 
schiefe Blicke hervor. Obgleich es schwierig ist, genaue Informationen zu bekom- 
men, habe ich den Eindruck, daß die Behörden allgemein die Situation gut ın 
Händen haben. 


Trotzdem erforderte die allgemeine polnische Stimmung Maßnahmen, die Ge- 
wißheit geben, daß die deutsche Minderheit ihre Stellung nicht für politische 
Zwecke mißbraucht. Aus diesem Grunde wurde eine regelrechte Kampagne gegen 
die Einrichtungen der deutschen Minderheit gestartet. Dies erklärt die Aktion, die 
von den Behörden gegen die ‚Gesellschaft Erholung‘ in Bydgoszcz in den deut- 
schen Klubs in Posen unternommen wurde. Die Einstellung der polnischen Be- 
hörden war folgende: Wo Einrichtungen der Minderheit in Größe und Funktion 
den Bedürfnissen der Minderheit entwachsen schienen, werden sie bei irgendwelchen 
Unregelmäßigkeiten gegen diese einschreiten. So wurde kürzlich das deutsche 
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Theater in Teschen geschlossen, als die Leitung es ablehnte, polnische Theaterauf- 
führungen zu gestatten. Eine deutsche Schule in Prgyszowice in Schlesien wurde 
vor kurzem wegen angeblichen Mangels an Schülern geschlossen. 


Verschiedene kleinere deutsche Vereine (ein Sportverein und zwei Musikvereine) 
wurden kürzlich wegen unerlaubter Tätigkeit geschlossen. Die ‚Abendländische 
Gesellschaft‘ hat veranlaßt, daß die Behörden in Schlesien römisch-katholische 
Gottesdienste ın deutscher Sprache hauptsächlich im Interesse der öffentlichen 
Ordnung streichen. Die deutschen Behörden im deutschen Teil Schlesiens haben 
gleichermaßen reagiert. In den anderen Fällen haben es die Behörden abgelehnt, 
Maßnahmen zu ergreifen, zum Beispiel im Falle einer von der polnischen Gemeinde 
in Bydgoc heftig begehrten Kirche. 


Es besteht kein Zweifel, daß die deutsche Minderheit in vielen Fällen unklug, 
wenn nicht treulos gehandelt hat, indem sie ihre Einrichtung als Tarnung für die 
Naziaktıvität verwenden ließ. Aber ich kann natürlich nicht sagen, inwieweit alle 
Maßnahmen seitens der Behörden gegen diese Einrichtungen berechtigt waren. 
yes Alle vorgehend angeführten Beispiele zeigten Aktionen seitens der Behör- 
den. Die öffentliche Meinung hat sich auf verschiedene Art ohne und trotz der 
Intervention der Behörden spürbar gemacht. Zum Beispiel begann kürzlich eine 
Bewegung , deutschsprechende Arbeitnehmer aus Fabriken und Geschäfte zu ent- 
fernen. In Tomaszow beispielsweise erreichten die Arbeitnehmer kürzlich die 
Entlassung eines deutsch sprechenden Vorarbeiters, obgleich er Präsident der ört- 
lichen ©. Z. N. Arbeiterfront war. Seitdem haben sie für die Entlassung sämtlicher 
deutsch sprechender Arbeitnehmer in Tomaszow agitiert. Eine ähnliche Bewegung 
hat in Schlesien besondere Schwierigkeiten hervorgerufen, weil die Bevölkerung 
unentwirrbar gemischt ist. Es gibt auch einen gewissen Boykott gegen deutsche 
Waren, und Restaurantinhaber werden allgemein ermutigt, keine deutschen Zei- 
tungen oder deutsches Bier zu verkaufen etc. Obwohl es Fälle gegeben hat, wo 
Deutschsprechende mit Zustimmung der Behörden aus Unternehmungen hinaus- 
geworfen worden sind, scheinen die meisten Fälle sich in Fabriken von militärischer 
oder halbmilitärischer Bedeutung oder solchen, die in den Grenzbezirken gelagert 
sind, zu ereignen...... Die polnische Presse beschwert sich täglich über wirtschaft- 
liche und kulturelle Verfolgungen der polnischen Minderheit in Deutschland. (Es 
folgen hier einige Beispiele.) ..... . Ich habe, seitdem obiges geschrieben wurde, 
die Behandlung der deutschen Minderheit mit dem für diese Frage zuständigen 
stellvertretrenden Außenminister besprochen. Ich richtete seine Aufmerksamkeit 
auf Fälle, die ich in der deutschen lokalen Presse gelesen hatte von den Schließungen 
deutscher Molkereien und von den Entlassungen deutscher Arbeitnehmer und 
fügte hinzu, daß der deutsche Gesandte mir gestern gesagt hätte, eine große Anzahl 
von deutschen Flüchtlingen aus Polen, die wegen Unsicherheit fliehen mußten, 
würden sich in Lagern an der deutschen Grenze befinden. 


Arciszewski gestand ein, daß damals, als ich ihn vor einem Monat besucht hatte, 
Grund für Beschwerden über die Behandlung der Minderheit vorhanden war. 
Soweit er jedoch informiert sei, hätte seit jenem Tag das Innenministerium keiner- 
lei ernste antideutsche Maßnahmen mehr unternommen. ..... 
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Auszug aus dem Brief von Herrn Holmann, 
dem Vertreter des britischen Botschafters Henderson in Berlin vom 1. August 1939 


Aus DBFP Nr. 511 


„Der Botschafter... .. hat mit Interesse Kenntnis von der Warschauer Depesche 
vom 26. Juli genommen. ..... Es ist jedoch schwierig für ıhn zu glauben, daß 80% 
der Danziger den Status quo wünschen. Sie seien durch die lärmende Minorität 
und der Furcht vor Deutschland terrorisiert. Die Lage könnte man wahrscheinlich 
gut vergleichen mit der Österreichs vor zwei Jahren, wo die Jugend — national- 
sozialistisch eingestellt — gewillt war, alles zu wagen, während die Alten hinterm 
Ofen saßen und es vorzogen, wenig aktiv zu sein. Herr Norton (Geschäftsträger 
in Warschau) erhob ın seiner Depesche die Frage, ob Verhandlungen möglich wären 
und falls Ja, ob sie möglicherweise zu einem Ergebnis führen könnten. Er gelangte 
zu dem Schluß, daß solche Verhandlungen zum jetzigen Zeitpunkt durch den Man- 
gel gegenseitigen Vertrauens vorzeitig wären und nicht nur den Eindruck einer 
Schwäche erwecken, sondern auch Oberst Beck’s Position gefährden könnten. Ob 
der jetzige Beginn von Verhandlungen den Fall Oberst Beck’s bedeuten könnten, 
können wir von hier aus nicht beurteilen, aber der Botschafter stimmt zu, daß 
die Zeit für eine Lösung der Danziger Frage auf Verhandlungsbasis noch in 
weiter Zukunft liegt. Seiner Meinung nach liegt die größte Chance, den Frieden 
zu erhalten, darin, die nächsten paar Monate ruhig und fest zu bleiben ohne 
Anzeichen von Kompromissen, offiziell oder inoffiziell über Danzig zu verhandeln. 

Es sollte erwähnt werden, daß diese Haltung geeignet sein kann, Hitler zu vor- 
eiligen Schlüssen zu zwingen. Der Botschafter erkennt diese Gefahr, aber er ist 
der Meinung, daß jedes Anzeichen von Schwanken innerhalb der nächsten Monate 
die Möglichkeit, Deutschland könne alles auf eine Karte setzen, vergrößere. Wie Sie 
wissen, verstehen alle Deutschen einschließlich Hitler nur Stärke und immer nur 
unverwässerte Stärke ın einem Gegner. 

Natürlich bleibt das Problem durch diese Politik ungelöst, die Wunde besteht 
und kann sich verschlimmern, und wir haben in Wirklichkeit kein Radikalmittel. 
In diesem Falle meint der Botschafter, daß, falls Hitler innerhalb der nächsten 
zwei oder drei Monate die Initiative ergreifen sollte, diese nach Verdienst gewürdigt 
werden müßte. 

Falls eine solche nicht kommt, dann sollte — nachdem wir unsere Stärke demon- 
stiert haben und darauf aufbauen können — die Initiative gegebenenfalls von uns 


kommen. ..... Möglicherweise ist sogar eine neue Regierung nach den allgemeinen 

Wahlen im November in England — vorausgesetzt es ist eine Regierung Cham- 

berlains — in einer besseren Lage, die erforderliche Initiative zu ergreifen... .... # 
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Auszug aus dem Brief des britischen Botschafters Henderson an Lord Halifax 
vom 1. 8. 1939 
Aus DBFP VI Anhang IS. 718 


ER EREREER. Natürlich will England keinen Präventivkrieg. Das Volk will es nicht, 
jedoch im Falle einer Wahl Chamberlain verlöre, fürchte ich sehr, daß wir in einen 
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hereingeführt werden. ..... Meine Nächte sind schlaflos, wenn ich daran denke, 
was geschehen könnte, wenn Sie und der Premierminister nicht mehr die britische 
Politik unter Kontrolle haben und sie von anderen, die zu erwähnen ich mich 
enthalte, dirigiert würde. ..... Was Sıe über meine falsche Beurteilung der 
polnischen Haltung, wie sie Ihnen erscheint, sagen, ist eine Frage der Ansicht. 
Ich betrachte es als unbedingt erforderlich, daß die Polen im ureigensten Interesse 
überzeugt werden sollten, vernünftig zu sein. Obwohl ich Ihnen zustimme, daß 
Beck und sein Ministerium keinen Wunsch haben, ın Danzig zur provozieren, ist 
Beck heute nicht Herr ın Polen. Ich würde einem erregbaren polnischen Obersten 
oder einer provinziellen Regierung nicht trauen, kein Streichholz an das Pulver- 
faß zu halten. Ich fürchte natürlich die deutschen Extremisten, die Hitlers Hände 
binden würden, wenn sie es könnten: aber ich bin kaum weniger besorgt über 
den polnischen Chauvinisten, dessen Kopf angeschwollen ist und der, mit britischer 
Unterstützung rechnend, ebenso Becks Hände binden würde... ... Es bereitet mir 
kein Vergnügen, Ihre Aufmerksamkeit auf unangenehme Tatsachen zu richten, 
wie ich sie sehe. Andererseits habe ıch sorgsam Kenntnis davon genommen, was Sie 
sagen: bei anderen nicht den Eindruck erwecken, daß ich es für möglich halte, ein 
Keil könne zwischen Polen und uns getrieben werden, und ich bin überzeugt 
davon, daß Sie keinen Grund haben zu glauben, ich könne es tun..... Es macht 
mich unglücklich, wie jeder Schritt, der einen Versuch darstellt, ein Nachlassen der 
Spannung zu erreichen, sofort durch die Opposition oder die Presse zu Hause wie 
auch in Übersee als ‚Ende’ unserer Politik der Härte, als eine ‚Rückkehr zur Be- 
ruhigungspolitik’? oder wie ein zweites München etc. gebrandmarkt wird. Was in 
aller Welt wollen diese Sorte Kritiker dann? Es muß entweder ein Nachlassen der 
Spannungen oder Krieg geben, und wir sind jetzt, hoffe ich, militärisch stark 
genug, um uns nicht fürchten zu müssen, im geeigneten Augenblick die Stimme zu 
erheben. 


Es überrascht nicht, daß viele Deutsche ehrlich glauben, daß wir auf jeden 
Fall gegen sie kämpfen werden...... 


Der Fluch der Außenpolitik in einer Demokratie ist, daß sie so sehr interne 
Interessen in Betracht ziehen muß...... . 
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Bericht von Lord Halifax an den britischen Botschafter Kennard in Warschau 
vom 2. August 1939 


Aus DBFP VI Nr. 521 


„Der polnische Botschafter (Graf Raczynski) suchte mich...... auf, um mir aus- 
zurichten, daß er von Oberst Beck Instruktion erhalten habe, mich über die kürz- 
lich erhobenen Einwände des Danziger Senats im Zusammenhang mit der Ernen- 
nung der polnischen Zollinspektoren in Danzig zu unterrichten. Der Danziger 
Senat erklärte, daß er nur die polnischen Zollinspektoren anerkennen würde, die 
tatsächlich Angehörige der Zollabteilung des Finanzministeriums sind, aber nicht 
jene, die dem Grenzschutz angehören ...... Der polnische Standpunkt sei, daß Dan- 
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zig kein Recht hätte, sich in dieser Sache überhaupt zu äußern und absolut kein 
Recht, zwischen den beiden Organisationen nach wesentlichen Gesichtspunkten zu 
unterscheiden. Graf Raczynski erklärte weiterhin, er hätte gerade aus Warschau 
gehört, daß die polnische Regierung jetzt ihre Bemerkungen zur Formulierung des 
anglo-polnischen Vertrages vorbereitet hätte..... Morgen wolle er nach Warschau 
fliegen, wo er hoffte, Oberst Beck zu sprechen und uns nächste Woche die Instruk- 
tionen seiner Regierung zu überbringen. Seine Regierung hält es für wichtig, diese 
Sache schnell zu erledigen..... Ich erwiderte, daß wir nichts gegen einen früh- 
zeitigen Abschluß einzuwenden hätten 


Dann verwies der Botschafter wiederum auf die Moskau-Verhandlungen — und 
für sich sprechend sagte er, er verstünde die Schwierigkeiten der polnischen 
Regierung bezüglich zweier Punkte. Der erste bezöge sich auf die Aufzählung 
bestimmter Staaten in dem vorgelegten Vertrag. Die polnische Regierung sei be- 
sonders darum besorgt, daß der sowjetischen Regierung nichts eingeräumt würde, 
was einem Recht der Einmischung in die Angelegenheit anderer Länder gleich- 
kommt. Sie hoffte, daß ım Text des Vertrages keine Staaten aufgeführt werden. 
Zweitens hoffe die polnische Regierung, daß es möglich sein wird, zwischen der 
Stellung von anderen wie Polen, die mit einem der Uhnterzeichneten verbündet 
seien, und der Stellung von anderen Ländern, die nicht verbündet, sondern so- 
zusagen nur garantiert seien, zu unterscheiden ...... 


Wir selbst vertreten die Ansicht, daß die Unabhängigkeit und Neutralität der 
Niederlande für uns lebenswichtig seien, aber wir zögen nicht in Betracht, daß uns 
dies ein Recht der Einmischung einräume. Wir hofften, daß, wenn ein Abschluß 
in den Moskau-Verhandlungen erreicht werden könne, Oberst Beck nicht das 
Gefühl haben würde, wir hätten etwas getan, das sich auf die unabhängige Lage 
Polens oder seinen Status als Verbündete auswirken könne. 


ze Ich schlug vor, daß Polen, falls es in Schwierigkeiten geraten sollte, sicher- 
lich Hilfe von der Sowjetunion wünsche...... e 
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Bericht des Reichsaußenministers v. Ribbentrop an die deutsche Botschaft in Moskau 
vom 3. 8. 1939, 15.47 Uhr, über sein Gespräch mit dem russischen Geschäftsträger 
Astachow am 2. 8. 1939 


ADAP Bd. VI Nr. 760 


Für Herrn Botschafter persönlich. 


Ich empfing gestern abend den russischen Geschäftsträger, der vorher in anderen 
Angelegenheiten im Amt war. Ich bezweckte mit ihm die Ihnen bekannten Ge- 
spräche fortzusetzen, die schon vorher von Mitgliedern des Auswärtigen Amts in 
meinem Einverständnis mit Astachow geführt worden waren. Ich anknüpfte an 
die Handelsvertragsbesprechungen, die sich zur Zeit erfreulich entwickeln, und be- 
zeichnete ein solches Handelsabkommen als eine gute Etappe auf dem Wege einer 
Normalisierung der deutsch-russischen Beziehungen, wenn man eine solche wolle. 
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Bekanntlich sei seit mehr als einem halben Jahr die Tonart unserer Presse gegen- 
über Rußland eine wesentlich gemäßigtere. Ich hielte, sofern auf russischer Seite der 
Wille dazu vorhanden sei, eine Neugestaltung unserer Beziehungen für möglich, 
unter zwei Voraussetzungen: 


a) Nichteinmischung in die inneren Dinge des anderen Staates (diese glaubt Herr 
Astachow ohne weiteres zusagen zu können), 


b) Verzicht auf eine gegen unsere Lebensinteressen gerichtete Politik. Hierauf 
wußte Astachow keine ganz eindeutige Antwort zu geben, meinte aber, daß seine 
Regierung den Wunsch habe, eine Verständigungspolitik mit Deutschland zu führen. 

Ich fortfuhr, unsere Politik sei eine gradlinige und auf lange Sicht angelegte, 
wir hätten keine Eile. Unsere Bereitschaft gegenüber Moskau sei vorhanden, es 
ankomme also darauf, welchen Weg die dortigen Machthaber beschreiten wollten. 
Stelle sich Moskau negativ, so wüßten wir, woran wir wären und wie wir zu han- 
deln hätten, im umgekehrten Fall gebe es kein Problem von der Ostsee bis zum 
Schwarzen Meer, was zwischen uns nicht zu lösen sei. Ich sagte, daß an der Ostsee 
für uns beide Platz sei und daß russische Interessen hier mit unseren in keiner 
Weise zu kollidieren brauchten. Was Polen angehe, so sähen wir weiterer Entwick- 
lung aufmerksam und eiskalt zu. Bei polnischer Provokation würde Abrechnung 
mit Polen in Wochenfrist erledigt sein. Für diesen Fall machte ich eine leichte 
Andeutung darüber, uns über das Schicksal Polens mit Rußland zu verständigen. 
Die deutsch-japanischen Beziehungen schilderte ich als gut und freundschaftlich; 
dieses Verhältnis sei ein dauerndes. Hinsichtlich des russisch-japanischen Verhältnis- 
ses hätte ich jedoch meine besonderen Anschauungen (womit ein modus vivendi 
zwischen beiden Ländern auf lange Frist gemeint war). 


Ich habe ganzes Gespräch im Ton der Gelassenheit geführt und gab dem Geschäfts- 
träger am Schluß noch einmal zu verstehen, daß wir in der großen Politik keine 
Taktik treiben wie die demokratischen Mächte. Wir hätten Gewohnheit, auf soli- 
dem Boden zu bauen, brauchten auf schwankende öffentliche Meinung keine Rüc- 
sicht zu nehmen und wünschten keine Sensationen. Würden Gespräche wie die 
unsrigen nicht so diskret behandelt, wie sie es verdienten, müsse ihre Fortsetzung 
unterbleiben. Wir machten davon kein Aufheben; die Wahl liege, wie gesagt, bei 
Moskau. Interessiere man sich dort für unsere Gedankengänge, so könne ja wohl 
Herr Molotow demnächst wieder einmal mit dem Grafen Schulenburg den Faden 
aufnehmen. (Dies überholt durch Telegramm Nr. 164). 


Schluß des Gesprächs. 

Zusatz für Grafen Schulenburg: 

Ich habe Gespräch geführt, ohne irgendwelche Eile zu zeigen. Geschäftsträger, 
der interessiert schien, hat seinerseits mehrfach versucht, Gespräch zu konkreti- 
sieren, worauf ich ihm zu erkennen gab, daß ich zu einer Konkretisierung bereit 
sei, sobald grundlegender Wunsch Sowjetregierung nach Neugestaltung offiziell 
mitgeteilt wird. Falls Astachow in diesem Sinne instruiert wird, besteht unsererseits 
Interesse an baldiger Konkretisierung. Dies ausschließlich zu Ihrer persönlichen 


Information. 
Ribbentrop 
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Aufzeichnung des deutschen Botschafters v. Dirksen, London 
über eine Unterhaltung mit Sir Horace Wilson am 3. 8. 1939 


Aus DM II S. 119 £. 


l. 


Nachdem sich in der Unterhaltung von Herrn Kordt mit Mr. Butler ergeben 
hatte, daß Sir Horace Wilson mich ım Anschluß an seine Unterhaltung mit Herrn 
Wohlthat gern sprechen möchte, wurde verabredet, daß ich ihn heute um 4 Uhr in 
seiner Wohnung aufsuchen würde. Die Unterhaltung hat dann stattgefunden und 
fast zwei Stunden gedauert. 


II. 


Ich habe Wert darauf gelegt, mir von Sir Horace Wilson die Notizen bestätigen 
zu lassen, die ich auf Grund meiner Besprechungen mit Herrn Wohlthat über 
dessen Gespräche mit Sir Horace Wilson gemacht hatte. Es erschien mir wesentlich, 
diese Feststellungen zu treffen, um über diese wichtigen Punkte volle Klarheit zu 
haben, zumal da seitdem die Hudson-Indiskretion vorgekommen war und eine 
neue Kampagne gegen die Chamberlainsche Befriedungspolitik eingesetzt hatte. Es 
ergab sich, daß die Basis der Unterhaltung Wohlthar/Wilson dieselbe geblieben ist. 
Sir Horace Wilson, bestätigte mir, daß er Herrn Wohlthat folgendes Verhandlungs- 
programm an die Hand gegeben hat: 


1. Abschluß eines „Non-Aggression“-Vertrages, in dem beide Parteien sich ver- 
pflichten, auf einseitiges aggressives Vorgehen als Methode ihrer Politik zu ver- 
zichten. Die innere Absicht der englischen Regierung bei diesem Punkt erklärte mir 
Sir Horace Wilson, als ich ihn im Laufe der Unterhaltung fragte, wie sich denn 
ein Abkommen mit Deutschland in Einklang mit der Einkreisungspolitik der eng- 
lischen Regierung bringen ließe. Er sagte hierauf, daß ein deutsch-englisches Ab- 
kommen mit dem Verzicht auf die Aggression gegenüber dritten Mächten die 
britische Regierung von den von ihr jetzt übernommenen Garantie-Verpflichtungen 
gegenüber Polen, Türkei usw. los und ledig werden lassen würde; diese Verpflich- 
tungen seien nur für den Fall des Angriffs übernommen und in ihrer Formulierung 
darauf abgestellt. Mit dem Wegfall dieser Gefahr würden auch die Verpflichtungen 
hinfällig. 

2. Eine deutsch-englische Erklärung des Inhalts, daß beide Mächte die politische 
Lage entspannen (improve) wollten, um die Möglichkeiten eines Zusammenwirkens 
bei der Verbesserung der wirtschaftlichen Weltlage zu schaffen. 


3. Besprechungen über die Hebung des Außenhandels. 
4. Besprechungen über die Wirtschaftsinteressen Deutschlands im Südosten. 


5. Besprechungen der Rohstoff-Frage. Sir Horace Wilson betonte, daß hierunter 
auch die Kolonialfrage fallen solle. Es sei im gegenwärtigen Augenblick nicht zweck- 
mäßig, sich in diese Materie zu vertiefen, da es eine sehr delikate Frage sei. Es ge- 
nüge die Feststellung, daß die Kolonialfrage behandelt werden solle. 


6. Nichteinmischungsrede. Sir Horace Wilson führte aus, daß die deutscherseits 
erforderliche Erklärung schon in der Rede des Führers vom 28. April enthalten sei. 
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Englischerseits würde man bereit sein, eine Nichteinmischungserklärung für Groß- 
Deutschland (Greater Reich) abzugeben. Hierunter werde zum Beispiel auch die 
Danzig-Frage fallen. Sir Horace Wilson vermied es hinsichtlich der deutschen Inter- 
essensphäre sich so klar auszusprechen, wie gegenüber Herrn Wohlthat, oder wie 
dies Mr. Roden Buxton gegenüber Herrn Kordt getan hat, wenn man auch aus 
seiner Gesprächsführung entnehmen konnte, daß die deutsche Forderung unter 
diesem Programmpunkt behandelt werden könnte. 

7. Rüstungen (armaments). Sir Horace Wilson sagte hierbei, daß er ausdrück- 
lich hervorheben wolle, es sei nicht Abrüstung gemeint, sondern Besprechungen 
über Rüstungen im allgemeinen. Aus dem weiteren Verlauf des Gesprächs ging her- 
vor, daß er sich der Schwierigkeiten aller Abreden über Rüstungsbegrenzung wohl 
bewußt war, ebenso auch der Tatsache, daß sich dies erst über Jahre hinaus an- 
kurbeln und auswirken würde. 

8. Ich bat bei dieser Gelegenheit Sir Horace Wilson auch um eine Mitteilung, 
wie die Zeitungsgerüchte über die von Mr. Hudson in Aussicht gestellte große 
„Abrüstungsanleihe“* entstanden seien, da Herr Wohlthat mir gegenüber nichts 
davon erwähnt hätte. Sir Horace Wilson meinte, daß der Gedanke, wie die mit 
einer Rüstungsbeschränkung zu befürchtenden finanziellen und wirtschaftlichen 
Schwierigkeiten behoben werden könnten, wiederholt erörtert worden sei. Hudson 
habe diesen Gedanken vielleicht aufgegriffen und weiter ausgebaut. Diese Frage sei 
aber jetzt erledigt und käme nicht mehr ın Betracht. Er persönlich glaube, daß 
gegebenenfalls eine Periode von 3—6 Monaten eintreten werde, in der finanzielle 
Schwierigkeiten entstehen würden, die aber mehr auf währungstechnischem Gebiet 
zu suchen seien. 

IN. 


Im Anschluß an die Rekapitulation der Unterhaltung Wohlthar/Sir Horace Wil- 
son führte dieser eingehend aus, daß die Anknüpfung vertraulicher Besprechungen 
mit der deutschen Regierung für Chamberlain mit großem Risiko verbunden sei. 
Wenn etwas davon bekannt würde, so würde es einen Riesen-Skandal geben und 
Chamberlain wahrscheinlich zum Rücktritt gezwungen werden. Der Labour-Ab- 
geordnete Dalton habe schon gestern im Unterhaus auf die Gerüchte von neuen 
„Befriedungsversuchen“ Chamberlains hingewiesen und er — Wilson — habe so- 
eben selbst ein anonymes Schreiben bekommen, in dem er bzw. Chamberlain vor 
solchen Manövern gewarnt werde. 

Auf meinen Einwand, daß es mir fraglich erschiene, ob es überhaupt einer eng- 
lischen Regierung bei der jetzt hier vorherrschenden Geistesverfassung — es werde 
ja ein jeder, der für einen Ausgleich mit Deutschland eintrete, für einen Verräter 
gehalten und als solcher beschimpft — möglich sei, zu irgendwelchen bindenden 
Abmachungen mit Deutschland zu gelangen. 

Sir Horace Wilson erwiderte, daß dies zwar möglich sei, aber es bedürfe des gan- 
zen Geschicks der englischerseits beteiligten Persönlichkeiten, um bei diesem Vor- 
haben nicht zu scheitern. Vor allem sei im gegenwärtigen Stadium strengste Ge- 
heimhaltung erforderlich. Es stelle sich die Frage, wie und in welcher Form denn 
später die Offentlichkeit mit den Plänen der Regierung bekanntgemacht werden 
könne. Hierbei wies Wilson darauf hin, daß auf englischer Seite — ob zu Recht 
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oder zu Unrecht lasse er dahingestellt — das Vertrauen in Deutschland und dessen 
friedliche Absichten erschüttert sei, es käme vor allem darauf an, der britischen 
Öffentlichkeit die Überzeugung beizubringen, daß sie Vertrauen haben könne. Dazu 
komme die Befürchtung, daß in den nächsten Wochen oder Monaten sich Entwick- 
lungen vollziehen könnten, die eine neue Krise herbeiführen würden. Der briti- 
schen Regierung lägen Berichte vor, daß demnächst 2 Millionen Mann deutscher 
Truppen zu den Fahnen einberufen werden sollten; daß an der polnischen Grenze 
für Polen bedrohliche Manöver mit zahlreichen Flugzeugen abgehalten werden soll- 
ten; ziehe man weiter die noch kürzlich von Reichsminister Goebbels getane Äuße- 
rung von dem fortzusetzenden Nervenkrieg in Betracht, so könne sich eine Lage 
ergeben, die weitere Besprechungen nicht aussichtsreich erscheinen lassen würde. Es 
hätte ja keinen Sinn, über einen Ausgleich zu verhandeln, wenn eine neue gefähr- 
liche Krise ın Aussicht stehe. Es sei zuzugeben, daß sich ein gewisser circulus 
vitiosus insofern ergäbe, als man einerseits die Öffentlichkeit nicht durch die Er- 
klärung von bevorstehenden Verhandlungen beruhigen könne (weil man dadurch 
die Verhandlungen gefährde), während man andererseits auf deutscher Seite ab- 
lehne, beruhigende Erklärungen abzugeben, bevor man nicht ein klareres Bild hin- 
sichtlich der Verhandlungen hätte. Für Chamberlain sei es infolge der demokrati- 
schen Verfassung Englands schwer, mit einer Befriedungserklärung an die Offent- 
lichkeit zu treten, da er dann voraussichtlich mit dem Kabinett zum Rücktritt ge- 
zwungen werden würde. Der circulus vitiosus würde sich daher vielleicht eher bre- 
chen lassen, wenn der Führer, der keine innerpolitischen Angriffe zu fürchten habe, 
seinerseits die Initiative zu einer solchen Befriedungserklärung ergreifen würde. Er 
könne dies umso eher tun, als er nicht nur ein großer, sondern auch erfolgreicher 
Staatsmann sei, der aus dem Gefühl der Stärke und der errungenen Vorteile ohne 
Prestigegefährdung oder innere Erschütterungen das Wort ergreifen könne. 


Ich wies demgegenüber darauf hin, daß die deutscherseits geplanten umfang- 
reichen Manöver in keinem Vergleich mit den von den anderen Mächten gerroffe- 
nen militärischen Maßnahmen stünden: die Polen hätten seit vier Monaten eine 
Million Mann mobil gemacht und an unseren Grenzen stehen (Sir Horace Wilson 
bestritt, daß es noch so viele wären, erhob aber keinen Widerspruch gegen die Zahl 
900000); die englischen Streitkräfte zu Lande, zu Wasser und ın der Luft seien 
mehr oder weniger mobil; Frankreich habe umfassende Mobilmachungsmaßnahmen 
getroffen. Man könne doch unmöglich von uns verlangen, daß diese Maßnahmen 
rückgängig gemacht oder die Manöver abgesagt würden. 


Sir Horace Wilson erwiderte, daß ihm dies auch nicht vorgeschwebt habe; es 
bestünden aber doch wesentliche Unterschiede in der Art, in der Manöver abge- 
halten würden; man könne sie so anlegen, daß die andere Seite sie als eine un- 
mittelbare Bedrohung und Herausforderung auffasse, man könne sie aber auch 
anders, und zwar als gewöhnliche Friedensmanöver aufziehen. 


Ich fuhr fort, darauf hinzuweisen, daß wir hinsichtlich der Frage des angeblich 
getäuschten Vertrauens durchaus anderer Meinung seien als die englische Seite; 
jedenfalls sei es aber Tatsache, daß die englische Politik in den letzten Monaten die 
Bildung einer gegen Deutschland gerichteten Weltkoalition zum Ziel gehabt habe 
und bis heute die einzelnen Glieder der Koalition finanziell und militärisch zu 
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einem eventuellen Vorgehen gegen Deutschland in den Stand setze. Wir müßten 
Gewißheit darüber haben, wie die englische Regierung diese Politik mit der Mög- 
lichkeit eines Ausgleichs mit Deutschland in Einklang bringe. Für den Führer käme 
es sicherlich nicht in Frage, beruhigende oder freundliche Erklärungen abzugeben, 
ohne zu wissen, mit welcher Stellungnahme englischerseits gegenüber den berechtig- 
ten deutschen Forderungen er zu rechnen habe. 

Sir Horace Wislon gab hierauf hinsichtlich der englischen Einkreisungspolitik die 
oben bereits erwähnte Erklärung ab, daß diese durch den Abschluß eines Non- 
Aggression-Vertrages mit Deutschland hinfällig werden würde. Was nun die Frage 
betreffe, wie weit der Führer Gewißheit über englischerseits zu machende Kon- 
zessionen haben müsse, bevor er gewissermaßen die Friedenspalme zeigen könne, 
so bestehe eben auch hier die Schwierigkeit, vorweg zu konkreten Resultaten zu 
kommen; es müsse aber doch für die deutsche Seite eine gewisse Sicherheit sein, 
über das Verhandlungsprogramm Bescheid zu wissen; man sei ja englischerseits 
bereit, über alle deutscherseits vorgebrachten Punkte zu sprechen. Wie weit sich 
eine Einigung ermöglichen lassen würde, könne jetzt allerdings noch nicht gesagt 
werden. 

Das Gespräch wandte sich dann der Frage zu, in welcher Form die mit Herrn 
Wohlthat begonnene Unterhaltung fortgesetzt werden solle, vorausgesetzt, daß auf 
deutscher Seite der Wunsch nach ihrer Fortsetzung bestünde. Sir Horace Wilson 
sagte hierbei, daß es für die englische Seite eine schwere Enttäuschung bedeuten 
würde, wenn der Faden von uns nicht weitergesponnen würde. Dann bliebe eben 
nichts weiter übrig, als der Katastrophe entgegenzutreiben (heading on to the 
catastrophe). Es sei daher für ihn von großem Interesse zu wissen, wie seine Unter- 
haltung mit Wohlthat in Berlin aufgenommen worden sei. 


Ich erwiderte, daß ich ihm hierüber keine bestimmten Angaben machen könnte. 
Ich selber könne mir kein richtiges Bild machen, wie, rein technisch gesehen, eine 
Fortsetzung dieser Besprechungen möglich sei; zum Beispiel käme eine erneute 
Reise von Herrn Wohlthat nach London wegen der Indiskretion von Hudson nicht 
mehr in Frage. 

Sir Horace Wilson meinte, daß sich da schon ein Ausweg finden lassen würde; 
man könne darüber sprechen, wenn es soweit sei. Es wäre möglich, daß die beiden 
Abgesandten sich in der Schweiz oder anderswo träfen. 


IV. 

Aus den vorstehend skizzierten Ausführungen schälten sich allmählich einige 
festere Punkte heraus, die Sir Horace Wilson dahin zusammenfaßte: 

1. Welche Instruktionen hat der Führer gegeben hinsichtlich der weiteren Be- 
handlung des von Wohlthat erstatteten Berichts und was sind die Gedanken der 
deutschen Regierung hinsichtlich des nächsten, jetzt zu ergreifenden Schrittes? 

2. Wird es dem Führer möglich sein, die Ereignisse in den nächsten Wochen, 
soweit es an ihm liegt, so zu bestimmen, daß sie keine Verschärfung der Lage 
herbeiführen? 

3. Vorausgesetzt, daß das Programm und die einzelnen zu behandelnden Punkte 
ausgearbeitet sind, wodurch würde der Führer dann seinen Entschluß kundgeben 
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können, die Initiative zu ergreifen, um eine Atmosphäre zu schaffen, daß das Ver- 
handlungsprogramm mit Aussicht auf Erfolg erörtert werden könnte? 

Auf meine Frage, was denn die englische Vorleistung sei, die eine solche Vor- 
leistung deutscherseits rechtfertigen würde, erwiderte Sir Horace Wilson, daß die 
britische Regierung ihren guten Wilen und ihre Initiative ja dadurch gezeigt hätte, 
daß sie die vorerwähnten Punkte mit Herrn Wohlthat erörtert und dadurch der 
deutschen Regierung ihre Bereitschaft zu Verhandlungen bekanntgegeben hätte. 

Aus der ganzen Gesprächsführung von Sir Horace Wilson ging hervor, daß er das 
Herrn Wohlthat gegebene und mir gegenüber bestätigte Verhandlungsprogramm 
als einen offiziellen englischen Fühler ansah, auf den nun eine deutsche Antwort 
erwartet werde. Unverkennbar war die schwere Sorge, die auf der englischen Seite 
über die schwierige Lage besteht, in der sich die britische Regierung befindet, bzw. 
in die sie sich hineinmanövriert hat: Auf der einen Seite eine durch ihre Politik 
und ihre Beeinflussung gegen Deutschland aufgepeitschte öffentliche Meinung, auf 
der anderen Seite der Wunsch, durch einen Ausgleich mit Deutschland einen sonst 
für unvermeidbar gehaltenen Krieg zu verhindern. Die Besorgnis, daß ihre Ein- 
kreisungspolitik Schaden erleiden könne, schien mir demgegenüber ın zweiter Linie 
zu stehen; hier war wohl das Gefühl vorherrschend, daß gegenüber einem wirk- 
lichen Ausgleich mit Deutschland die in den letzten Monaten ins Leben gerufenen 
Bindungen mit anderen Mächten nur Behelfsmittel seien, die hinfällig werden, wenn 
das allein wichtige und erstrebenswerte Ziel der Einigung mit Deutschland einmal 
wirklich erreicht sei. Auch die Zuziehung Frankreichs und Italiens spielte nur eine 
untergeordnete Rolle in der Unterhaltung. Sir Horace Wilson sagte beiläufig, daß 
die Abmachung zwischen Deutschland und England zu treffen sei; natürlich könne 
man auch, wenn es für erwünscht gehalten würde, Italien und Frankreich hinzu- 
ziehen. 

London, den 3. August 1939. 
gez. von Dirksen 
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Bericht des deutschen Botschafters v. d. Schulenburg vom 4. 8. 1939 
über seine Unterredung mit Außenminister Molotow am 3. 8. 1939 


ADAP Bd. VI Nr. 766 


In heutiger 1!/s-stündiger Unterredung trat Molotow aus seiner sonstigen Re- 
serve heraus und zeigte sich ungewöhnlich aufgeschlossen. 

Ich knüpfte an letzte Unterredung mit Molotow an und sagte, daß inzwischen 
die Wirtschaftsverhandlungen in Berlin wiederaufgenommen worden seien und an- 
scheinend erfolgversprechenden Verlauf nähmen. Wir rechneten infolgedessen mit 
baldigem Abschluß. Darüber hinaus hätte zwischen Schnurre und Sowjetvertreter 
in Berlin Gedankenaustausch stattgefunden, über dessen Inhalt Molotow sicher 
unterrichtet sei. Molotow bestätigte, daß er „in großen Zügen“ Bescheid wisse. An 
die Frage Astachows anknüpfend, ob die Ausführungen Schnurres gegebenenfalls 
auch von einer autoritären deutschen Persönlichkeit vertreten würden, erklärte ich, 
daß ich den Auftrag hätte, die von Schnurre entwickelten Gedankengänge aus- 
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drücklich zu bestätigen. Ich führte sodann aus, wie wir uns auf der Grundlage der 
von Schnurre erwähnten drei Etappen die Normalisierung und Verbesserung der 
Beziehungen zur Sowjetunion dächten. Anschließend erklärte ich, daß unseres Er- 
achtens von der Ostsee bis zum Schwarzen Meer keine Gegensätze zwischen 
Deutschland und der Sowjetunion beständen, daß Antikomintern-Pakt nicht gegen 
Sowjetunion gerichtet sei, daß wir durch Abschluß von Nichtangriffspakten mit den 
Baltenstaaten unsern Entschluß dokumentiert hätten, ihre Integrität zu respektie- 
ren und daß unsere bekannten Forderungen gegen Polen keine Beeinträchtigung 
sowjetischer Interessen bedeuteten. Wir glauben daher, daß Interessenausgleich 
durchaus möglich, und bäten hierzu um Meinung der Sowjetregierung. 

Molotow gab in längeren Ausführungen punktweise Antwort. Er erklärte, daß 
Sowjetregierung Abschluß Wirtschaftsabkommens stets gewünscht habe und, falls 
auf deutscher Seite gleicher Wunsch bestehe, so beurteile er Aussichten auf Zu- 
standekommen eines Wirtschaftsabkommens als durchaus günstig. Was die Haltung 
der Sowjetpresse betreffe, so halte er unsere Vorwürfe — von Ausnahmen abge- 
sehen — für unbegründet. Er stehe aber auf dem Standpunkt, daß die Presse beider 
Länder alles unterlassen müsse, was eine Verschärfung der Beziehungen zur Folge 
haben könnte. Die allmähliche Aufnahme von kulturellen Beziehungen halte er 
für notwendig und zweckmäßig und stelle fest, daß erfreuliche Ansätze einer 
Besserung bereits vorhanden seien. 

Zur Frage der politischen Beziehungen übergehend erklärte Molotow, daß auch 
Sowjetregierung Normalisierung und Besserung der beiderseitigen Beziehungen 
wünsche. Es sei nicht ihre Schuld, daß Beziehungen sich so verschlechtert hätten. 
Den Grund hierfür sehe er erstens im Abschluß des Antikomintern-Paktes und in 
allem, was in diesem Zusammenhang gesprochen und getan worden sei. Auf meinen 
Einwand, daß Antikomintern-Pakt nicht gegen Sowjetunion gerichtet und von 
Molotow selbst am 31. Mai als Bündnis gegen westliche Demokratien bezeichnet 
worden seı, sagte Molotov, daß Antikomintern-Pakt trotzdem aggressive Haltung 
Japans gegenüber Sowjetunion gefördert habe. Zweitens habe Deutschland Japan 
unterstützt, und drittens habe die deutsche Regierung immer wieder zu erkennen 
gegeben, daß sie an keinerlei internationalen Konferenzen teilnehmen würde, an 
denen die Sowjetunion beteiligt sei. Als Beispiel führte Molotow die Zusammen- 
kunft in München an. 

Ich widersprach Molotow eingehend, indem ich betonte, daß es sich nicht darum 
handele, über die Vergangenheit zu diskutieren, sondern darum neue Wege zu finden. 

Molotow erwiderte, daß Sowjetregierung bereit sei, sich an Suche nach solchen 
Wegen zu beteiligen, jedoch müsse er auf der Frage bestehen, wie meine heutigen 
Erklärungen mit den von ihm erwähnten drei Punkten in Einklang zu bringen 
seien. Für eine veränderte Einstellung deutscher Regierung fehlten vorläufig noch 
die Beweise. 

Ich betonte darauf erneut die Tatsache des Fehlens außenpolitischer Gegensätze 


und erwähnte deutsche Bereitschaft, unsere Haltung gegenüber Baltikum gegebenen- 
falls so einzurichten, daß lebenswichtige Sowjet-Ostsee Interessen gesichert blieben. 


Bei der Erwähnung Baltikums interessierte sich Molotow dafür, welche Staaten 
wir darunter verstünden und ob auch Litauen dazu gehöre. 
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Zur polnischen Frage erklärte ich, daß wir unsere bekannten Forderungen gegen 
Polen aufrechterhielten, aber eine friedliche Lösung anstrebten. Sollte uns dagegen 
eine andere Lösung aufgezwungen werden, so seien wir bereit, alle sowjetischen 
Interessen zu wahren und uns hierüber mit der Sowjetregierung zu verständigen. 


Molotow zeigte sichtbares Interesse, sagte aber, daß friedliche Lösung in erster 
Linie von uns abhänge. Ich habe dem energisch widersprochen und darauf hinge- 
wiesen, daß englische Garantie es leider dazu gebracht habe, daß Entscheidung bei 
den polnischen Instanzen liege. 


Ich zurückwies sodann Molotows Behauptung, daß Deutschland allein an Ver- 
schlechterung deutsch-sowjetischer Beziehungen Schuld sei. Ich erinnerte ihn an 
verhängnisvolle Rolle Abschluß Vertrags mit Frankreich von 1935 und hinzufügte, 
daß etwaige erneute Beteiligung Sowjetregierung an deutschfeindlicher Kombination 
ähnliche Rolle spielen könnte. Molotow erwiderte, daß die gegenwärtigen von 
Sowjetunion eingeschlagenen Wege rein defensive Ziele und Festigung einer Ab- 
wehrfront gegen Aggression verfolgten. Im Gegensatz hierzu habe Deutschland mit 
Antikominternpakt aggressive Haltung Japans unterstützt und gefördert und ver- 
folge mit militärischem Bündnisvertrag mit Italien neben defensiven auch offensive 
Zwecke. 


Zum Schluß versicherte Molotow, daß er seine Regierung von meinen Mitteilun- 
gen in Kenntnis setzen werde und wiederholte, daß auch Sowjetregierung Nor- 
malisierung und Besserung der Beziehungen wünscht. 


Aus gesamter Haltung Molotows ergab sich, daß bei Sowjetregierung zwar grö- 
ßere Bereitschaft zu Verbesserung deutsch-sowjetischer Beziehungen vorhanden, 
daß jedoch altes Mißtrauen gegen Deutschland weiterbesteht. Mein Gesamteindruck 
geht dahin, daß Sowjetregierung gegenwärtig entschlossen ist, mit England und 
Frankreich abzuschließen, falls diese sämtliche sowejtische Wünsche erfüllen. Aller- 
dings dürften Verhandlungen noch lange dauern, zumal Mißtrauen gegenüber Eng- 
land ebenfalls groß. Ich glaube, daß meine Mitteilungen Molotow beeindruckt 
haben, trotzdem wird es erheblicher Anstrengungen unsererseits bedürfen, um Um- 
schwung bei Sowjetregierung herbeizuführen. 

Schulenburg 
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Bericht des Sudetendeutschen Wenzel Jaksch über seine Unterredung in London 
mit dem ehemaligen tschechoslowakischen Ministerpräsidenten Benesch am 3.8.1939 


Aus Wenzel Jaksch, Europas Weg nach Potsdam. S. 354 f. 


„Was die weitere Gestaltung betrifft, wurde unser Gespräch mit beiderseitiger 
Zurückhaltung geführt. Unser klarer Anspruch auf die Repräsentation der Sudeten- 
deutschen in einer neuen Situation ist von mir stark unterstrichen und von ıhm 
meist nicht in Frage gestellt worden. Ich entnahm aus dem Gespräch, daß Benesch 
von allen möglichen deutschen Oppositionsgruppen die Türen eingerannt werden, 
die die tschechische Bundesgenossenschaft durch den Vorverkauf der Sudeten- 
deutschen einkaufen wollen. Auch der Artikel Geyers im ‚Neuen Vorwärts’ wurde 
von ihm ausdrücklich zitiert. Prinzipiell ist Benesch der Meinung, daß das Ab- 
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kommen von München nichtig geworden sei und daß ein selbständiger tschecho- 
slowakischer Staat in den Münchener Grenzen nicht lebensfähig wäre. Ob das 
Sudetengebiet ganz oder teilweise einer restaurierten Republik einverleibt werde, 
müsse der Entscheidung der Realfaktoren überlassen bleiben. Beiderseits waren wir 
der Auffassung, daß wir nicht die Ermächtigung haben, vom Auslande aus eine 
Entscheidung zu treffen. Die Schwierigkeiten mit dem Pittsburger Vertrag er- 
wähnte er als warnendes Beispiel. Von mir wurde betont, daß bei der Einstellung 
unserer Leute zu Hause und im Auslande nur bei gegenseitiger Bereitschaft zu einer 
Föderallösung in eine Diskussion eingetreten werden könne. Ich erwähnte dabei den 
IV. Plan, wohingegen er betonte, daß dieses Dokument mehr zur Demaskierung 
Henleins bestimmt gewesen wäre. Aus einer Bemerkung entnahm ich, daß er lieber 
auf den III. Plan zurückgehen möchte. Man müßte jedenfalls trachten, so meinte er, 
daß eine bessere Lösung gefunden würde als die frühere. Meiner Auffassung, daß 
auf der Basis einer zentralistischen Staatsverfassung eine Befriedung der Sudeten- 
deutschen unmöglich sei, stimmte er zu. Es war davon die Rede, daß eine Schweizer 
Lösung ein erstrebenswertes Maximalziel sei. Wichtig erschien mir Beneschs Er- 
klärung, daß eine Lösung im Einvernehmen mit den Sudetendeutschen gesucht wer- 
den müsse. Wir verblieben dabei, bei gegenseitiger Loyalität in freundschaftlichem 
Gedankenaustausch zu bleiben. 

Als positiver Teil der Aussprache wäre noch zu erwähnen, daß Benesch auf eine 
strikte Unterscheidung zwischen dem nationalsozialistischen Regime und dem deut- 
schen Volk den allergrößten Wert legt. Er hat das auch bei den Vorträgen in 
Amerika so praktiziert.“ 
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Noten des polnischen Vertreters in Danzig an den Präsidenten des Senats 
der Freien Stadt Danzig vom 4. August 1939 


DWB II Nr. 432, 433 
Danzig, den 4. August 1939 


An den Herrn Präsidenten des Senats der Freien Stadt Danzig, Arthur Greiser, 
Danzig. 

Ich habe erfahren, daß die lokalen Danziger Zollbehörden an den Grenzstellen 
zwischen der Freien Stadt Danzig und Ostpreußen sich an die polnischen Zoll- 
inspektoren mit der in ihrer Art beispiellosen Erklärung gewandt haben, daß die 
Danziger Ausführungsorgane beabsichtigen, sich vom 6. August um 7 Uhr ab der 
Ausübung der Kontrollfunktionen durch einen gewissen Teil der polnischen In- 
spektoren zu widersetzen, welche Funktionen sich aus den Rechten der Polnischen 
Regierung an der Zollgrenze ergeben. Ich bin überzeugt, daß dieses Vorgehen der 
lokalen Organe entweder auf einem Mißverständnis oder auf einer irrigen Aus- 
legung der Instruktion des Senats der Freien Stadt Danzig beruht. 


Ich zweifle nicht, daß Sie, Herr Präsident des Senats, keine Zweifel darüber 
hegen, daß eine derartige Antastung der fundamentalen Rechte Polens unter keinem 
Vorwand von der Polnischen Regierung geduldet wird. 


88 


Ich erwarte Ihre zusichernde Antwort, daß Sie Anordnungen erlassen haben, 


die das Vorgehen Ihrer Untergebenen annullieren, spätestens bis zum 5. August 
um 18 Uhr. 


Angesichts der Tatsache, daß das erwähnte Vorgehen an einer Reihe von Grenz- 
stellen stattgefunden hat, bin ich gezwungen, Sie, Herr Präsident des Senats, zu 
warnen, daß alle polnischen Zollinspektoren den Befehl erhalten haben, ihren Dienst 
in Uniform und mit der Waffe am 6. August d. J. und den nachfolgenden Tagen 
an allen Grenzpunkten auszuüben, die sie für die Kontrolle als notwendig erachten. 
Alle Versuche, ihnen die Ausübung des Dienstes zu erschweren, alle Überfälle oder 
Interventionen der Polizeibehörden wird die Polnische Regierung als einen Gewalt- 
akt gegen die amtlichen Bediensteten des Polnischen Staates während der Aus- 
übung ihres Dienstes betrachten. Falls die obenerwähnten Mißbräuche angewandt 
werden sollten, wird die Polnische Regierung unverzüglich Vergeltung (Retorsion) 
gegen die Freie Stadt anwenden, für die die Verantwortung ausschließlich auf den 
Senat der Freien Stadt fällt. 


Ich hoffe, bis zu der erwähnten Zeit eine zufriedenstellende Aufklärung zu er- 
halten. 


Chodackı 


Danzig, den 4. August 1939 

Herr Präsident des Senats! 

Die Polnische Regierung gibt ihrer Verwunderung Ausdruck, daß der Senat bei 
der Beantwortung einer so einfachen Angelegenheit technische Schwierigkeiten hat. 
Im Interesse der Vermeidung drohender Folgen nehme ich einstweilen zur Kennt- 
nis, daß keine Gewaltakte gegen unsere Zollinspektoren erfolgen werden und daß 
sie ihre Funktionen werden normal ausüben können. Ich bestätige jedoch, daß die 


in.meiner Note vom 4. August — 23.40 Uhr — enthaltenen Warnungen in Kraft 
bleiben. 


Genehmigen Sie, usw. Chodacı 
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Brief des Senatspräsidenten Greiser von Danzig an den Polnischen Vertreter 
in Danzig vom 7. August 1939 


Aus DWB II Nr. 434 


Auf Ihre beiden Schreiben, datiert vom 4. d. M., von denen das zweite am 
5. August zugestellt wurde, muß ich Ihnen mein Erstaunen darüber zum Ausdruck 
bringen, daß Sie ein völlig unkontrolliertes Gerücht zum Anlaß nehmen, der Dan- 
ziger Regierung ein kurzfristiges Ultimatum der Polnischen Regierung zu über- 
senden und damit in dieser politisch bewegten Zeit grundlos Gefahren herauf- 
beschwören, deren Auswirkung unübersehbares Unheil anrichten kann. Die plötz- 
liche Anordnung der Polnischen Regierung, daß alle polnischen Zollinspektoren 
ihren Dienst in Uniform und mit Waffe auszuüben haben, verstößt gegen die 
vertragliche Abmachung und kann nur als eine beabsichtigte Provokation aufgefaßt 
werden, um Zwischenfälle und Gewaltakte bedenklichster Art herbeizuführen. 
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Nach den von mir inzwischen getroffenen Feststellungen, von denen ich Ihnen 
sogleich am Sonnabend, dem 5. d. M. vormittags, telephonisch Mitteilung machte, 
ist von keiner Stelle, insbesondere von keiner Dienststelle des Landeszollamts der 
Freien Stadt Danzig, eine Anordnung des Inhalts gegeben worden, daß die Dan- 
ziger Ausführungsorgane sich vom 6. August, 7 Uhr früh, ab der Ausübung der 
Kontrollfunktionen durch einen gewissen Teil der polnischen Zollinspektoren zu 
widersetzen haben. Ich verweise außerdem auf mein Schreiben vom 3. Juni d. ]., 
in dem ich bereits das Verhältnis der Danziger Zollbeamtenschaft zu den polnischen 
Zollinspektoren an der Grenze genau präjudizierte. 

Die Danziger Regierung protestiert mit aller Entschiedenheit gegen die von der 
Polnischen Regierung angedrohten Retorsionen, die sie als völlig unzulässige 
Drohung ansieht und deren Folgen allein auf die polnische Regierung zurückfallen. 

Greiser 
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Antwort der polnischen Regierung vom 10. August 1939 auf die deutsche 
Erklärung vom 9. August 1939 


DWB II Nr. 446 


Die Regierung der Republik Polen hat mit der lebhaftesten Überraschung von 
der Erklärung Kenntnis genommen, die der Staatssekretär im Deutschen Auswär- 
tigen Amt dem Geschäftsträger Polens a. i. in Berlin am 9. August 1939 über die 
zwischen Polen und der Freien Stadt Danzig bestehenden Beziehungen gemacht har. 
Die Polnische Regierung kann tatsächlich keine juristische Grundlage erkennen, die 
eine Einmischung Deutschlands in die vorgenannten Beziehungen rechtfertigen 
könnte. 

Wenn über das Danziger Problem zwischen der Polnischen Regierung und der 
Reichsregierung Meinungsaustausche stattgefunden haben, so war dies allein in dem 
guten Willen der Polnischen Regierung begründet und ergab sich keineswegs aus 
irgendwelcher Verpflichtung. 

In Beantwortung der vorgenannten Erklärung der Reichsregierung ist die Pol- 
nische Regierung gezwungen, die Deutsche Regierung darauf hinzuweisen, daß sie 
wie bisher auch in Zukunft gegen jeden Versuch der Behörden der Freien Stadt, 
die Rechte und Interessen in Frage zu stellen, die Polen auf Grund seiner Abkom- 
men in Danzig besitzt, vorgehen wird, und zwar durch Mittel und Maßnahmen, die 
sie allein für angebracht hält, und daß sie eventuelle Einmischungen der Reichsregie- 
rung zum Schaden dieser Rechte und Interessen als Angriffshandlung ansehen wird. 
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Rede des Danziger Gauleiters Forster bei der Protestkundgebung 
auf dem Langen Markt zu Danzig am 10. 8. 1939') 


DD VIV2 Nr. 110 


Deutsche Volksgenossen und Volksgenossinnen! 
In ernster Zeit sind wir auf diesem historischen Langen Markt in Danzig zu- 


') VB. vom 11. August 1939. 
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sammengekommen, um vor aller Welt mit größter Entschlossenheit zu protestieren 
gegen die seit Wochen durch polnische Redner und polnische Zeitungen zum Aus- 
druck gebrachten Kriegsdrohungen gegen Danzig. Es wäre falsch, wenn ausländische 
Journalisten annehmen würden, daß diese heutige Protestkundgebung durchgeführt 
wird, um von Danzig aus eine neue Sensation in die Welt zu setzen. Uns ist die 
Lage viel zu ernst, als daß wir Sensationen machen wollen. Es wäre uns ın Danzig 
angenehmer, derartige Protestkundgebungen nicht abhalten zu müssen. Aber die 
alltäglichen Drohungen seitens der Polen zwingen uns dazu. Lange genug hat die 
Danziger Bevölkerung diese polnischen Hetzreden und Hetzschriften hingenom- 
men, ohne besonders dazu Stellung zu nehmen. Die Danziger Bevölkerung hat in 
der Tat bewiesen, daß sie den Frieden liebt. Wären die Kriegsdrohungen von pol- 
nischer Seite ganz vereinzelter Natur gewesen, hätten wir es gar nicht für not- 
wendig gefunden, darauf einzugehen. Hätte man in Danzig den Eindruck gewinnen 
können, daß der polnischen Hetze keine besondere Bedeutung beizumessen ist, so 
wäre es uns ebenfalls nicht eingefallen, dazu Stellung zu nehmen. 


Aber auf Grund der täglich sich neu wiederholenden Kriegsdrohungen und der 
Tatsache, daß auch amtliche Kreise Polens an dieser Hetze teilnehmen und sie in- 
spirieren, sind wir gezwungen, endlich einmal sehr eindeutig und klar unsere Mei- 
nung zum Ausdruck zu bringen. Man denkt in Polen anscheinend gar nicht daran, 
zur Vernunft zurückzukehren. Man versucht im Gegenteil, alles zu tun, um den 
Haß gegen alles Deutsche noch mehr zu steigern. Ich möchte daher von vorn- 
herein betonen, daß, wenn wir nun einmal mit klaren unmißverständlichen Worten 
unsere Meinung zum Ausdruck bringen, nicht wir Danziger Unruhe und Auf- 
regung in die Welt tragen, sondern diejenigen, die nun schon seit Monaten unab- 
lässig in verantwortungslosester Weise zum Kriege hetzen. Daß wir recht haben, 
wenn wir eine derartige Protestkundgebung endlich einmal stattfinden lassen, be- 
weisen folgende Äußerungen in polnischen Zeitungen während der letzten Monate. 


Am 28. April 1939 schrieb der „Kurjer Polski“: Da der jetzige Zustand ın Danzig 
angesichts der erschütterten Autorität der Genfer Liga nicht lange mehr aufrecht- 
erhalten werden könne, gebe es nur eine Lösung der empfindlichen Danziger Frage, 
nämlich daß Polen das Protektorat über die Freie Stadt übernehme. 


Am 2. Mai 1939 schrieb eine Krakauer Zeitung‘): Als der Führer Österreich mit 
dem Reich als deutsches Land vereinigte, hätten Schlesien und Ostpreußen, die 
polnisch seien, an die Polen abgetreten werden müssen; denn diese Gebiete seien 
rein polnisch, und in ihnen werde nur künstlich ein deutsches Element erhalten. 
Polen brauche einen weiteren Zugang zum Meer als den bisherigen. 


Am 4. Mai 1939 wurde in der Posener Universität eine Kundgebung gehalten, 
bei der ein Redner folgendes zum Ausdruck brachte: Deutschland sei aus einem 
ehemaligen Vasallenstaat Polens entstanden. 1410 habe man die Deutschen bei 
Tannenberg geschlagen, jetzt aber werde man sie bei Berlin zusammenhauen. Dieser 
Redner verkündete dann außenpolitische Forderungen der polnischen Jugend, näm- 
lich: die Rückgabe Danzigs, Einverleibung Ostpreußens und Schlesiens seien als 
Mindestforderungen zu betrachten, deren Erfüllung die gerechte Odergrenze für 


') Ilustrowany Kurjer Codzienny. 
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Polen mit sich bringen würde. Über dieses Minimum hinaus forderte der Redner 
auch noch das Lausitzer Gebiet für Polen. 

Ein weiterer Redner namens Nowacki stellt die Behauptung auf, daß die ge- 
meinsame Grenze Deutschlands und Polens heute ungefähr 2700 Kilometer be- 
trage. Nach der Besetzung Ostpreußens und nach der Errichtung der Odergrenze 
bis Stettin werde sie nur 700 Kilometer lang sein, aber nach dem Sieg von Berlin 
würde sie kaum mehr als 400 Kilometer betragen. Durch diesen gewaltigen pol- 
nischen Sieg, der den unvermeidlichen Krieg mit Deutschland krönen werde, würde 
Polen ganz Europa beherrschen. 

Am 4. Juni 1939 schrieb eine Krakauer Zeitung, in dem sie eine Geschichts- 
karte Deutschlands aus dem Jahre 1000 veröffentlichte: Unsere Küste erstreckte 
sich einst von Lübeck bis Danzig. Jetzt ist uns davon nur ein kleiner Rest geblie- 
ben, der in westlicher Richtung um etwa 200 Kilometer erweitert werden müßte, 
da bıs dahin das polnische Siedlungsgebiet reichte. 

Am 10. Juni 1939 wurde auf einer Tagung des Westverbandes in Warschau dar- 
auf hingewiesen, daß Ostpreußen Polens Lebensraum sei. Man stehe zur Zeit vor 
der wichtigen Aufgabe, die polnische Expansion auf dieses urpolnische Gebier zu 
lenken. In Polen müsse die Wahrheit verbreitet werden, daß der in Ostpreußen 
lebende Masure mit dem in Polen lebenden Masuren eines Blutes sei. 

Am 2. 7. 1939 erklärte Oberst Wenda, der Stabschef des Lagers der Nationalen 
Einigung auf einer Bezirksversammlung in Teschen: die jetzige Grenze des pol- 
nischen Staates deckt sich nicht mit den historischen Grenzen. Polen, das niemals 
eine Verringerung seiner Rechte in Danzig zulassen werde, habe nicht nur etwas 
zu verteidigen, sondern sogar noch etwas zu erobern. In diesem Versammlungs- 
lokal waren Schilder mit den verschiedensten Aufschriften angebracht, darunter 
folgende: „Vorwärts über die Oder!“ oder „Wir fordern den Boden, woher unser 
Volk stammt, bis zur Breslauer Burg!* Außer Oberst Wenda hielt auch der Ge- 
neralkommissär des Bezirks Schlesiens eine Ansprache, in der er u.a. sagte: Im kom- 
menden Krieg verliere Polen nichts von seinen bisherigen Errungenschaften. Im 
Gegenteil! Dieser Krieg, der für uns siegreich ausgehen wird, muß uns das Oppelner 
Schlesien und Ostpreußen zurückbringen. 

In einem Telegramm an den Jugendführer des polnischen Regierungslagers heißt 
es wörtlich: Wir glauben fest daran, daß der kommende Krieg, ein Krieg um ein 
größeres Polen, mit einem neuen Tannenberg enden wird. In dieser Überzeugung 
hängen wir feierlich vor dem Heim unserer Organisation die Landkarte des Polens 
von morgen auf, dessen Grenze gegenüber Deutschland kraft des historischen 
Rechtes die Oder bilden wird. Wir versprechen, so Gott es will, wenn der Oberste 
Führer ruft, mit unserem Blut diese Grenze festzusetzen. 

Am 7. August 1939 schrieb der „Illustrowany Kurjer Codzienny“: Wenn Deutsch- 
land befiehlt, zu verkünden, daß es Danzig schon ohne Krieg eingenommen hätte, 
so muß man feststellen, daß die Geschütze donnern würden, wenn Deutschland 
sich bemühen würde, den Hafen über die Weichselmündung zu besetzen. Tags 
darauf schrieb die konservative Zeitung „Csas“: Wenn die Behörden der Freien 
Stadt Danzig Polen vor eine vollendete Tatsache zu stellen beabsichtigen, dann 
würden die polnischen Geschütze dröhnen trotz der Neigung, die die polnische 
Nation für die alten Mauern Danzigs hege. 
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Und die Krone zu all diesen Äußerungen setzt Herr Rydz-Smigly selbst auf in 
einer Rede, die schon etwas länger zurückliegt. In ihr heißt es: Wir werden bald 
gegen den deutschen Erbfeind marschieren, um ihm endgültig die Giftzähne auszu- 
brechen. Die erste Etappe auf diesem Marsch wird die Besetzung von Danzig sein. 
Wenn erst Danzig und Ostpreußen zum polnischen Mutterland zurückgekehrt sind, 
wird auch Deutschland über den Abschluß eines besonderen Vertrages im Osten 
mit sich reden lassen. Haltet euch bereit für den Tag der Abrechnung mit dem 
arroganten Germanenblut! Die Stunde der Rache ist nahe! 

Zu alledem möchte ich — und das dürfte vor allem für das Ausland von In- 
teresse sein — feststellen, daß diese Auslassungen nur eine kleine Blütenlese dessen 
darstellen, was in Wirklichkeit in den letzten Monaten in Polen geredet und ge- 
schrieben worden ist. Im einzelnen zu alledem Stellung zu nehmen, ist uns un- 
möglich. Die Antwort, die wir darauf zu geben haben, kann zusammengefaßt 
werden in wenigen Worten: 

Polen mag folgendes zur Kenntnis nehmen: 

1. Kriegsdrohungen, und mögen sie noch so herausfordernd sein, schrecken uns 
keineswegs und werden in Danzig keinerlei Anzeichen von Angst hervorrufen. 

2. Wir Nationalsozialisten haben dafür gesorgt, daß die Danziger Bevölkerung in 
dieser spannungsreichen Zeit ihre Nerven nicht verliert, weil sie auf Grund der bis- 
herigen Erfahrungen das Vertrauen zur nationalsozialistischen Führung hat, daß 
diese im gegebenen Augenblick das Richtige tut. 

3. Wir haben in Danzig in den letzten Wochen alles getan, um jeden Überfall 
oder Handstreich, ganz gleich, welcher Art, auf Danzig abzuwehren und entspre- 
chend zu beantworten. ') 

4. Polen mag sich darüber ım klaren sein, daß Danzig nicht allein und verlassen 
auf dieser Welt steht, sondern das Großdeutsche Reich, unser Mutterland, und 
unser Führer Adolf Hitler jederzeit entschlossen sind, im Falle eines Angriffs von 
polnischer Seite in der Abwehr desselben uns zur Seite zu stehen. 

Uns allen und darüber hinaus dem ganzen deutschen Volk und auch den ver- 
nünftigen Ausländern dürfte klar geworden sein, daß es angesichts derartiger sich 
immer wiederholender Äußerungen durch Polen nicht so weitergehen kann. Allen 
friedensliebenden Menschen muß allmählich klar werden, welch ein Verbrechen 
durch das Versailler Diktat in bezug auf Danzig und die Grenzziehung im Osten 
begangen worden ist. Ich möchte aber besonders betonen, daß nicht nur wir 
Deutsche einschließlich der Danziger dieser Ansicht sind, sondern daß es sehr viele 
maßgebende und bekannte Männer im Ausland, besonders in England und Frank- 
reich, gibt, die die Unhaltbarkeit der gegenwärtigen Situation im Osten Europas, ins- 
besondere der Danziger, seit 20 Jahren immer wieder zum Ausdruck gebracht haben. 

Ich darf nur einige Äußerungen maßgebender Ausländer vorlesen: Ein maß- 
gebender Franzose, ein früherer Gesandter’), schreibt in seinem Buch: „Diese Lösung 
im Osten ist eines der zahlreichen Beispiele der Heuchelei, die bei der Ausarbeitung 
der Versailler Verträge vorherrschte, die dem Krieg ein Ende machen sollten.“ 


') Über die SS-Heimwehr vgl. DD VIUV2 S. 582. 
?) Alcide Ebray in seinem Buch: „Der unsaubere Frieden“ (La paix malpropre) 
(Berlin 1925). 
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Ein anderer bedeutender Franzose namens Tourly ') schreibt ın seinem Budhı, als 
er nach einer Besichtigung des Ostens, Danzigs und Ostpreußens an der Drei- 
länderecke steht und über das Land sieht: „Vor dem Kriege herrschte dort reiches 
Leben, heute nicht mehr. Das ist der Tod! Kein Schiff, kein Schleppkahn, nicht ein- 
mal eine Barke! Nichts, so weit der Blick reicht! Von der Höhe meines Beobach- 
tungspostens übersehe ich den Flußlauf: kein Schiff am Horizont, wo früher Last- 
kähne, Schleppzüge, ja sogar große Schiffe stromauf, strromab fuhren und Reichtum 
und Überfluß mit sich führten!“ 


Lloyd George, der berühmte Engländer, erklärte ın einer Rede vor dem Unter- 
haus?): „Polen ist das allerletzte Land, welches ein Recht hat, sich über den Ver- 
sailler Vertrag zu beklagen, da es ihn nicht erkämpft hat. Polen hat seine Freiheit 
nicht erobert, und mehr als jedes andere Land muß es daher jedes Komma dieses 
Vertrages beachten. Es verdankt seine Freiheit Frankreich und England.“ 


Ein anderer Franzose’) schreibt in einem Buch: „Die Frage des freien und siche- 
ren Zugangs zur See ist in einer Weise entschieden worden, die man nur als un- 
gerecht bezeichnen kann. In Wirklichkeit hat man Polen zwei Zugänge zum Meer 
gegeben an Stelle’des einen, und noch dazu ın einer Form, daß sie Deutschland einen 
doppelten und sehr schweren Schaden zufügten. Durch die Ausdehnung Polens bis 
zur See ist Deutschland völlig von Ostpreußen abgeschnitten. Das ist der erste 
schwere Schaden, dem man einen zweiten gleichfalls sehr schweren hinzufügte, die 
Abschneidung Danzigs von Deutschland und seine Einrichtung als Freie Stadt, die 
für Polen der freie und sichere Zugang zum Meer seın sollte.“ 


Und wieder ein anderer Franzose schreibt: „Leider befindet sich Polen infolge 
seiner geographischen Lage zwischen zwei großen Nationen, Deutschland und Ruß- 
land, die mehr als 200 Millionen Einwohner haben, in einer furchtbar gefährlichen 
Lage. Von allen europäischen Staaten ist Polen allein im Streit mit allen seinen 
Nachbarn, mit Deutschland, mit der Ukraine, mit Rußland und mit Litauen.“ 


„Man hört es krachen im polnischen Haus“, schreibt dieser Franzose. „Polen“, so 
schreibt er weiter, „wird morgen nur noch ein Traum sein.“ Dieser Franzose, ein 
früherer Gesandter, schreibt weiter: „In wieviel Zeit wird sich der endgültige Zu- 
sammenbruch Polens vollziehen? Das ist schwer vorauszusehen. Sehen wir nur zu, 
wir Franzosen, daß wir nicht unter seinen Trümmern mitbegraben werden.“ Er 
schreibt weiter: „Eine vierte und diesmal endgültige Teilung Polens wird zweifellos 
seinem Leben ein Ende bereiten.“ — Ich betone ausdrücklich: Das hat kein Deut- 
scher geschrieben, sondern ein Franzose. 


Ein weiterer französischer Senator‘) erklärte im Jahre 1927 dem Vertreter einer 
deutschen Zeitung gegenüber: „Der Danziger Korridor ist ein Dorn im deutschen 
') Robert Tourly, Le conflit de demain (Parıs 1928). 


?) Am 15. Mai 1921. 


?) Vg. Anm. 2. $. 93 
*) Der Senator des Departements Aisen Ch£nebenoit gegenüber einem Vertreter 


des Berliner „Tag“. 
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Fleisch. Alle Staatsmänner Europas sollten sich bemühen, für diese Frage eine Lö- 
sung zu finden. Sie sollten Tag und Nacht darüber nachdenken.“ 

Der berühmte französische Schriftsteller Naudeau') erklärt: „Die Engländer 
glauben, daß, was auch immer kommen mag, es unerträglich ist, daß Danzig und 
was man den Polnischen Korridor nennt, lange vom Reich getrennt bleiben darf.“ 


Ein anderer Franzose namens Ren& Martel schreibt in seinem Buch’): „Haben wir 
den Mut, es zu schreiben: Die Sieger haben unrecht gehabt, den Danziger Korridor 
zu schaffen. Sie haben einen schweren Fehler begangen. Sie haben gegen das Recht 
und gegen die Menschlichkeit gehandelt, als sie Ostpreußen und Danzig von 
Deutschland trennten...... Man schneider ein Staatswesen nicht in zwei Teile..... 
Man schneidet nicht den lebendigen Körper eines großen Volkes in zwei verschie- 
dene Stümpfe. Das deutsche Volk ist einmütig darin, den Danziger Korridor für un- 
möglich und unerträglich zu erklären.“ Das schreibt wiederum ein Franzose! 


Derselbe Franzose schreibt über Danzig: „Man hat den Freistaat Danzig ge- 
schaffen. Danzig ist eine deutsche Stadt. Sie ist ihrer Art, ihrem Wesen nach 
deutsch. Die Deutschen bilden dort 96 v. H., aber die Polen 2 v.H. der Bevölke- 
rung. Danzig ist ein Freistaat, nur dem Namen nach; in Wirklichkeit ist Danzig 
mit Polen zusammengekettet.“ — Der Franzose schreibt weiter: „Polen hat auf 
dem schönen Strand der Westerplatte ein gewaltiges Munitionsdepot angelegt, das 
eine ständige Gefahr für die Stadt darstellt. Polen richtet den Handel des Hafens 
zugrunde.“ — Das schreibt ein Franzose! 


Derselbe Franzose schreibt weiter: „Der Korridor und Danzig sind Unmöglich- 
keiten, monstrehafte Mißgeburten, Sünden gegen die Vernunft und den gesunden 
Menschenverstand. Diese ungerechten Machenschaften gehören zu den politischen 
Fehlern, die unsere Nachkommen einmal in Erstaunen setzen werden.“ 


Der vorhin bereits genannte französische Schriftsteller Naudeau’) erklärt weiter: 
„Kurz und bündig, ich beschränke mich darauf: Danzig zeigt alle Merkmale einer 
alten deutschen Stadt. Man verletzt das Selbstbestimmungsrecht der Völker, wenn 
man die Stadt Danzig, deren Seele zutiefst deutsch ist, vom Reiche trennt.“ 


Eine amerikanische Zeitung‘) hat vor einigen Wochen geschrieben: „Danzig ist 
deutsch. Wenn Hitler Danzig will und die Danziger zu Hitler wollen, dann sehen 
wir nicht ein, warum ein Krieg sie daran hindern soll. Wir sehen nicht ein, warum 
die Jugend Englands und Frankreichs aufgepeitscht wird, für Danzig zu sterben. 
Danzig ist für England nicht die Knochen eines einzigen britischen Soldaten wert.“ 

Ein bekannter englischer Schriftsteller, Lyon, schreibt’): „Außerdem hat Polen 
seitdem selbst den Beweis geliefert, daß für sein wirtschaftliches Wohlergehen der 
Danziger Hafen nicht notwendig war; denn es hat ın einer Entfernung von weni- 
gen Kilometern einen anderen Hafen gebaut, der mit Danzig in direkten Wert- 
bewerb getreten ist..... Die Staatsmänner von Versailles, die Danzig wieder die 


') Ludovic Naudeau, En €coutant parler les Allemands (Paris 1925). 
?) La Pologne et Nous (Paris 1928). 

®?) Ludovic Naudeau, En &coutant parler les Allemands {Paris 1925). 
“) „New York Daily News“ vom 1. Juli 1939. 

°) In seinem Buch (anonym): „The fruits of Folly“ (London 1930). 
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Stellung verschaffen wollten, die es zwischen der Mitte des 15. und dem Ende des 
18. Jahrhunderts eingenommen hatte, haben die Geschichte nicht ganz verstan- 
den..... Die Stellung Danzigs ist von der damaligen recht abweichend, denn heute 
ist die Freie Stadt Danzig nur dem Namen nach frei.“ 


Der berühmte Engländer Churchill'), einer der größten Deutschenhasser, er- 
klärte im englischen Unterhaus vor einem Jahr: Wenn die englische Regierung wirk- 
lich ewas zur Förderung des Friedens tun wolle, dann solle sie für Revision der 
Friedensverträge sorgen. England solle die Führung übernehmen und die Frage 
Danzigs und des Polnischen Korridors aufrollen. Solange diese Fragen nicht gelöst 
werden, bestünde keine Hoffnung auf einen dauernden Frieden. — Das sagt der 


Engländer Churchill. 


In einer französischen Zeitung’) stand 1933 geschrieben: „Seit fünf Jahren treten 
wir für die Vertragsrevision ein und vor allem für die Beseitigung des Danziger 
Korridors, der einen unhaltbaren Zustand in Europa geschaffen hat. Während ich 
anfangs auf Protest und Verständnislosigkeit stieß“ — schreibt dieser Franzose’) —, 
„stimmen mir heute die Zuhörer rückhaltlos bei: Man solle den Deutschen Danzig 
und den Korridor zurückgeben.“ 


Der Franzose schreibt weiter: „Wenn ich ein Deutscher wäre, gäbe es für mich 
keine andere Frage als die der Beseitigung des Danziger Korridors. Frankreich hätte 
sich niemals einen Korridor von Nancy nach Le Havre gefallen lassen.“ 


Lioyd George erklärte bereits kurz nach der Niederlegung des Versailler Dik- 
tats‘): „Der Vorschlag der polnischen Kommission, 2,1 Millionen Deutsche der 
Aufsicht eines Volkes von anderer Religion zu unterstellen, das noch niemals ım 
Laufe seiner Geschichte die Fähigkeit zur Selbstregierung bewiesen hat, muß meiner 
Beurteilung nach früher oder später zu einer neuen Auseinandersetzung in Ost- 
europa führen.“ 


In einer englischen Zeitung‘) schreibt ein Engländer‘) am 10. Juli 1939: „Man 
braucht nur die Freie Stadt Danzig zu besuchen, um die Tragödie zu begreifen, ın 
die die Einwohner, die für immer deutsch sind, durch die Regelung nach dem 
Kriege gebracht worden sind. Weil wir Engländer teil daran hatten, sind wir ver- 
antwortlich für die teilweise Ruinierung dieser alten schönen Hansestadt, und die 
Pflicht Großbritanniens ist es, die Schwierigkeiten aus dem Wege zu räumen und 
sie nicht zu vergrößern durch Ministerreden.“ 


Ein weiterer Engländer schreibt in einer englischen Zeitung’) am 14. Juli d. J.: 
„Warum sollen wir Schutzmann spielen? Diejenigen, die einen Krieg wegen Danzig 


') Am 24. November 1932. 

?) La R£publique. 

?) Albert Bayet, Professor der französischen Sprache an der Höheren Handels- und 
*) 25. März 1919. 

°) „Yorkshire Post“. 

*) Tavistock. 

’) „South London Observer“. 
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mit seiner deutschen Bevölkerung anfangen wollten, müßte man als kriminelle Irre 
betrachten. Wir Engländer haben genug gefährliche Probleme zu Hause, ohne 
anderwärts den Schutzmann zu spielen.“ 

Wieder ein anderer Engländer schreibt ın einer Zeitung') im Juli: „Warum 
sollten junge Briten und Franzosen getötet und verstümmelt werden, um eine 
deutsche Stadt daran zu hindern, nach Deutschland zurückzukehren, um Polen zu 
erhalten, eine Nation von ungebildeten, meist analphabetischen Menschen, die von 
feudalen Großgrundbesitzern ausgebeutet und von einer militärischen Diktatur 
beherrscht werden?“ 

Das schreibt ein Engländer, kein Deutscher, das möchte ich ausdrücklich betont 
haben. 

Alle diese Äußerungen, das möchte ich besonders betonen, haben nicht Deutsche, 
sondern Franzosen und Engländer gemacht. Wır Danziger bestätigen diese Aus- 
lassungen ım vollsten Umfange. Besser könnten auch wir Deutsche den berechtigten 
deutschen Anspruch nicht interpretieren als diese Ausländer, die wir vor aller Welt 
als unsere Kronzeugen anrufen. 

Wenn ich bisher nur Äußerungen von Ausländern zur Danziger Frage und den 
damit zusammenhängenden Problemen wiedergegeben habe, so möchte ich nun 
noch besonders unseren eigenen Standpunkt klarstellen. Es ist im Augenblick, wenn 
man in der Weltpresse nachliest, so, daß sich alle Völker, besonders Engländer und 
Franzosen, nicht zu vergessen besonders die Polen, mit der Danziger Zukunft be- 
schäftigen. Sietun gerade so, als ob Danzig englisch oder französisch oder polnisch wäre. 

Wenn jemand überhaupt ein Recht hat, sich über die Zukunft Danzigs Gedanken 
zu machen, dann sind wir Danziger es selbst. Es ist in erster Linie unsere ureigenste 
Angelegenheit, die Gestaltung unseres Lebens und unserer Zukunft zu bestimmen. 

Wir stellen dazu folgendes fest: 

1. Danzig ist seit seiner Gründung, das sind rund acht Jahrhunderte, immer eine 
urdeutsche Stadt gewesen. 

2. In Danzig haben während seiner ganzen Geschichte bis zum Jahre 1919 nur 
Deutsche zu bestimmen gehabt. 

Die Danziger haben sogar ım Jahre 1576 den polnischen König Stefan Batory 
mit Waffengewalt zurückgeschlagen und zur Kapitulation gezwungen, als er ver- 
suchte, die Rechte, besonders die Seeherrschaftsrechte, der alten deutschen Hanse- 
stadt zu schmälern. Die heutigen Danziger fürchten die Kanonen Rydz-Smiglys 
ebensowenig, wie ihre Väter die Kanonen des polnischen Königs gefürchtet haben. 

3. Danzig wurde im Jahre 1919 trotz mehrfachen einmütigsten Protestes seiner 
Bevölkerung vom Mutterlande abgetrennt. 

Die vom amerikanischen Präsidenten Wilson in seinen 14 Punkten angekündigte 
Selbstbestimmung der Völker wurde durch diese willkürliche Handlung auf das 
rücksichtsloseste mit Füßen getreten. 

4. Die seit der Abtrennung vergangenen Jahre haben den unwiderleglichen Be- 
weis erbracht, daß Danzig und seine Bevölkerung wirtschaftliche und kulturelle 
Schädigungen aller Art erlitten haben. Allein die Tatsache, daß dem Danziger 
Hafen, der Polens einziger Zugang zum Meere sein sollte und dessentwegen man 


') „Slough Observer“ vom 14. Juli 1939. 
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Danzig vom Reich abgetrennt hat, immer mehr mit einer grausamen Planmäßigkeit 
die Lebensgrundlagen von polnischer Seite entzogen worden sind, so daß der Dan- 
ziger Hafen schon heute gegenüber Gdingen an zweiter Stelle steht, beweist, daß 
Danzig von Polen nur wirtschaftliche Nachteile und keine Vorteile hat. 

Die Ehrverlerzungen, die in den letzten zwanzig Jahren den Deutschen in 
Danzig durch besondere polnische Maßnahmen zugefügt wurden, stehen auf einem 
besonderen Blatt. 

5. Diese fortwährenden Schikanierungen der Danziger durch Polen auf allen 
Gebieten des öffentlichen Lebens und der Umstand, daß Danzig ohne Befragen 
seiner Bevölkerung vom Reich abgetrennt wurde, ist seit zwanzig Jahren für alle 
Danziger Veranlassung zu dem Ruf: „Wir wollen zurück zum Reich.“ 

6. Die Danziger Bevölkerung ist sich heute vollständig darüber im klaren und 
glaubt felsenfest, daß die Stunde der Befreiung kommt, das heißt, daß Danzig 
wieder zum Deutschen Reich zurückkehrt. 

7. Die Danziger schauen in seltener Geschlossenheit und mit besonderer Liebe 
und Verehrung auf ihren Führer Adolf Hitler, von dem sie überzeugt sind, daß er 
ihren Wunsch nach Heimkehr ins Reich erfüllt und damit dem Selbstbestimmungs- 
recht der Danziger wieder Geltung verschafft, welches man ihnen ım Jahre 1919 
verweigerte, 

In dieser feierlichen Stunde, glaube ich, können wir nichts Besseres tun, als zu 
geloben, daß wir zusammenhalten wollen, ganz gleich, was kommen mag, daß wir 
jeden Angriff auf diesen heiligen deutschen Boden mit den uns zur Verfügung 
stehenden Kräften entschlossen abwehren werden und jeden Befehl unseres Führers 
Adolf Hitler, den er uns gibt, zur Ausführung bringen. 

Möge der Tag nicht mehr fern sein, an dem wir wiederum hier zusammen- 
kommen, nicht mehr zu einer Protestkundgebung, sondern zur Feier der Wieder- 
vereinigung Danzigs mit dem Großdeutschen Reich. 
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Bericht des deutschen Geschäftsträgers Thomsen 
vom 10 8. 1939 aus Washington an das Auswärtige Amt 


ADAP Bd. VII Nr. 9 


Telegramm 
Washington, den 10. August 1939 17 Uhr 27 
Ankunft: 11. August 2 Uhr 20 
Sowohl in Korrespodentenmeldungen wie in Leitartikeln über Lage ın Europa 
beharrt amerikanische Presse bei ihrer Methode, Ol ins Feuer zu gießen und mit 
üblichen Sensationshaschereien Ausbruch europäischen kriegerischen Konflikts dies- 
mal nach „Einbringung Ernte“ vorauszusagen. Verantwortlichkeit wird vorsorglich 
schon jetzt deutscher Führung zugeschoben, die offensichtlich entschlossen sei, wegen 
Danzig-Frage ganz Europa in Krieg zu stürzen. Wenn auch Danzigs deutscher 
Charakter hier nirgends bestritten wird, wird seine Rückgliederung ins Reich als 
Vernichtung polnischer Unabhängigkeit und damit Bedrohung europäischen Friedens 
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dargestellt. Zustand erinnert an Lage in Tschechen-Krise Sepetmber 1938; polnische 
Provokationen werden als bestellte Arbeit der Gestapo und SS bagatellisiert. Vor- 
züglich auf diese Stimmungsmache abgestellt ist das hier sehr beachtete gestrige 
Interview des soeben aus Warschau zurückgekehrten hiesigen Polnischen Botschafters, 
wonach nur noch ein Wunder eine friedliche Lösung herbeiführen könne und ange- 
sichts der polnischen Langmur Krieg oder Frieden lediglich von der deutschen 
Führung abhängig sei. | 

Englische Propoganda wird hier wie 1914 bereitwillig aufgenommen. Churchills 


Rundfunk-Ansprachen dienen ebenfalls ausschließlich Festlegung deutscher Kriegs- 
schuld. 


Alle diplomatischen und sonstigen Vorgänge in Deutschland werden vorwiegend 
als deutsche Kriegsvorbereitungen durch die hiesige Presse ausgewertet, so z. B. 
Besuch Csakys und Cianos, die deutschen Heeres- und Flottenmanöver, die Propa- 
gierung der Stärke des Westwalls, die Besichtigungsfahrt des Beauftragten des Vier- 
jahresplans, die vom Reichsinnenministerium angeordnete neue Registrierpflicht, die 
Reise Forsters zum „Befehlsempfang“ nach Berchtesgaden. Italiens angebliches Wider- 
streben gegen deutsche Kriegspolitik wird bei jeder Gelegenheit hervorgehoben. 


Im Gegensatz hierzu glauben besser unterrichtete Kreise zu wissen, daß die 
Englische Regierung in Warschau dringend zur Mäßigung rate. Thomsen 
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Aufzeichnung des Vortragenden Legationsrates Schnurre über seine Unterredung 
mit dem Sowjetgeschäftsträger Astachow am 10. 8. 1939 


ADAP Bd. VIINTr. 18 


Berlin, den 10. August 1939 


Der Sowjergeschäftsträger Astachow war heute um 11 Uhr zu einer einstündigen 
Besprechung bei mir. Zunächst wurde die Reise der deutschen Teilnehmer an der 
landwirtschaftlichen Ausstellung in Moskau besprochen. Ich fragte sodann Astachow, 
ob er etwas Neues aus Moskau über die zwischen uns besprochenen Fragen hätte. 
Er bejahte dies und brachte folgendes vor: 

Die zwischen uns gesprächsweise erörterte Frage, ob in der Präambel des Kredit- 
Vertrages ein politischer Gedanke aufgenommen werden sollte, sei auch in Moskau 
geprüft worden. Man hielt es für richtiger, den Kredit- und Wirtschaftsvertrag nicht 
in Zusammenhang mit politischen Formulierungen zu bringen. Es wäre dies etwas 
ein Vorgreifen in die Zukunft. Ich erwiderte Herrn Astachow, daß dies auch unsere 
Auffassung sei. Astachow sprach dann davon, daß er nochmals aus Moskau eine 
ausdrückliche Weisung bekommen habe, zu betonen, daß die Sowjetregierung die 
Verbesserung der Beziehungen zu Deutschland wünsche. Hierdurch werde seine 
Erklärung, die er mir beim letzten Male abgegeben habe, noch verstärkt. Ich 
benutzte dies, um in dem nun folgenden Gespräch Astachow folgendes zu sagen: 


Wir hätten mit Befriedigung davon Kenntnis genommen, daß der Sowjer-Regie- 
rung daran gelegen sei, das Gespräch über die Verbesserung der deutsch-sowjetischen 
Beziehungen fortzuführen. Wir hätten gewünscht, daß Molotow uns seine grund- 
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sätzliche Auffassung über die sowjetische Interessenlage mitteilte, um weitere Ge- 
spräche besser in Gang zu bringen, und hätten geglaubt, daß es unsererseits ver- 
früht wäre, konkrete Fragen zu erörtern, solange wir nicht wüßten, wie sich die 
sowjetischen Interessen darstellten. Nun wäre aber immerhin eineFrage recht aktuell, 
und zwar Polen. Der polnische Größenwahnsinn, der von England gedeckt werde, 
triebe Polen zu immer neuen Provokationen. Wir hofften nach wie vor, daß Polen 
irgendwie Vernunft annehme, so daß eine friedliche Lösung erreicht werden könnte. 
Wenn dies nicht geschehe, so sei es möglich, daß gegen unseren Willen und gegen 
unsere Wünsche auch eine kriegerische Lösung erfolgen müßte. Wenn wir uns, wie 
wir dies nunmehr verschiedentlich getan hätten, Moskau gegenüber zu einem 
großzügigen Interessenausgleich bereit erklärt hätten, so sei es für uns wichtig zu 
wissen, wie sich die Sowjetregierung zu der Frage Polen stelle. In Moskau würden 
ja nunmehr, nachdem die politischen Verhandlungen zu keinem Ergebnis geführt 
hätten, militärische Verhandlungen mit England und Frankreich geführt. Wir 
glaubten kaum, daß entgegen der klaren Interessenlage sich die Sowjetregierung an 
der Seite Englands festlegen und sich ebenso wie England zum Garanten polnischer 
größenwahnsinniger Aspiration machen würde. Es wäre natürlich ein schlechtes 
Entr£e für die deutsch-sowjetischen Besprechungen, wenn als Ergebnis der Moskauer 
Militärverhandlungen doch eine Art Militärallianz unter Beteiligung der Sowjet- 
Union gegen uns beabsichtigt sei. Das wären daher Fragen, die uns in diesem Stadium 
unserer Besprechungen interessierten und von denen letzten Endes auch die Erfolgs- 
aussichten der deutsch-sowjetischen Verständigung abhingen. Also einmal die Ein- 
stellung der Sowjet-Union gegenüber der polnischen Frage und zweitens die Absich- 
ten, die man in Moskau in den Militärverhandlungen mit England und Frankreich 
verfolge. Ich könne Herrn Astachow nochmals versichern, wie dies ja schon ver- 
schiedentlich geschehen sei, daß auch im Falle einer kriegerischen Lösung die deut- 
schen Interessen in Polen durchaus begrenzt seien. Sie brauchten in keiner Weise 
mit irgendwelchen sowjetischen Interessen zu kollidieren, wir müßten diese Inter- 
essen nur kennen. Wenn das Motiv für die von Moskau geführten Verhandlungen 
mit England das Gefühl der Bedrohung durch Deutschland im Falle eines deutsch- 
polnischen Konflikts sei, so seien wir unsererseits bereit, der Sowjet-Union jede 
gewünschte Sicherheit zu geben, die sicherlich mehr Bedeutung haben würde als eine 
Unterstützung durch England, die in Osteuropa doch niemals effektiv werden 
könnte. 

Astachow war sehr interessiert, hatte aber natürlich keinerlei Instruktionen aus 
Moskau über das Thema Polen oder über das Thema der Moskauer Verhandlungen 
zu sprechen. Er verbreitete sich jedoch im Verlaufe des Gesprächs von sich aus ziem- 
lich ausführlich über beide Themen. Die englischen Verhandlungen seien aufgenom- 
men worden, als von einem deutschen Verständigungswillen noch nichts zu spüren 
gewesen sei. Die Verhandlungen seien mit wenig Enthusiasmus aufgenommen wor- 
den, aber man habe sie führen müssen, weil man sich gegen eine deutsche Bedrohung 
habe decken müssen und die Hilfe da hätte nehmen müssen, wo sie angeboten 
wurde. Die Situation sei sicherlich verändert, seitdem die Gespräche mit Deutschland 
in Gang gekommen wären. Man könne aber nun nicht einfach das abbrechen, was 
man aus wohl erwogenen Gründen angefangen habe. Zu welchem Ende die Ver- 
handlungen führen würden, wäre seiner Auffassung nach unsicher und es wäre 
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durchaus möglich, daß auch seine Regierung die Frage als völlig offen betrachte. 
Auch unser heutiges Gespräch werde ebenso wie die bisher geführten sicherlich in 
dieser Richtung wirken. Zur Frage Polen sagte er, daß es ihm zweifelhaft schiene, 
ob er über dieses massive Problem eine konkrete Antwort aus Moskau bekommen 
würde. Es hieße in diesem Stadium der Besprechungen wohl etwas den Karren vor 
den Gaul zu spannen, wenn man die Frage Polen jetzt schon definitiv zur Erörterung 
stellen wolle. Astachow versuchte zu erfahren, ob in den nächsten Tagen mit deut- 
schen Entscheidungen in der polnischen Frage zu rechnen sei und welches die deut- 
schen Ziele gegenüber Polen wären. Ich wich der Beantwortung dieser Frage aus und 
habe dem Thema jedenfalls nicht diese Dringlichkeit gegeben. Astachow will berich- 
ten und auf die Fragen zurückkommen. Eine gesprächsweise gestellte Frage nach der 
etwaigen Rückkehr seines Botschafters konnte Astachow nicht beantworten. Im 
Gegenteil, er fragte mich, ob wir nichts aus Moskau über Herrn Merekalow gehört 
hätten. Er betonte jedoch, daß es für unsere Gespräche völlig gleich sei, wer in 
Berlin als amtlicher Vertreter der Sowjetregierung fungiere. 

gez. Schnurre 
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Unterredung Adolf Hitlers mit dem Völkerbundkommissar Burckhardt 
am 11. August 1939 auf dem Obersalzberg 


Aus: Carl J. Burckhardt, Meine Danziger Mission 1937—1939 
S. 339 —348 


Hier der Bericht über den Besuch und das mit dem Diktator geführte Gespräch, 
wie ich ihn am 13. August in Basel den beiden Vertretern von Lord Halıfax und 
von Minister Georges Bonnet, Roger Makins und Minister Pierre Arnal, abstattete: 

„H.: Ich hoffe, Sie haben einen angenehmen Flug gehabt. Meine Condor-Maschine 
ist nicht so schnell wie die Douglas-Maschinen, aber sie ist solider und als Militär- 
flugzeug nützlicher. Sie hält Geschützfeuer besser aus. Sie haben eine anstrengende 
Woche gehabt. Ich weiß, daß Sie Ihr Bestes getan haben, um eine friedliche Lösung 
zu finden, aber (sein freundlicher Ausdruck verwandelt sich nun in eine drohende 
Maske) all Ihre Arbeit ist durch die Polen verdorben worden. Ich habe Forster ge- 
sagt, er solle über den Vertreter des Völkerbundes arbeiten. Ich liebe diese Einrich- 
tung nicht, aber ich muß zugeben, daß der Völkerbund in der Saar- und der Dan- 
ziger Frage im allgemeinen in korrekter Weise verfahren ist. Ich unterstreiche, daß 
Forster auf meine Instruktionen hin gehandelt hat, denn ich weiß, daß Sie objektiv 
sind. Trotz wirtschaftlicher Repressalien und Drohungen hat Forster nicht in über- 
triebener Weise gehandelt. Aber die Polen, die noch immer, wie ich glaube, Mit- 
glieder des Völkerbundes sind, machen keinen Gebrauch davon. Am letzten Freitag 
(dem Tag der Überreichung des polnischen Ultimatums) würde ein Telephonanruf 
bei Ihnen genügt haben. Die Polen wußten, daß Gespräche möglich waren. Sie 
hätten keine Note zu senden brauchen. (Herr Forster stimmte hier zu.)“ 


„B: Die Verhandlungen sind wegen Kleinlichkeit abgebrochen worden.“ 


„H. (ärgerlich): Das ist beklagenswert in einem solch ernsten Augenblick. Cho- 
dacki hat auf die Anweisung von Beck Schritte unternommen, zwei Tage bevor die 
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Angelegenheit im Begriff war, geregelt zu werden. Er schickte eine grobe telepho- 
nische Botschaft. Während Greiser bestritt, daß irgendwelche Maßnahmen gegen 
die Zollbeamten ergriffen worden seien, posaunte Beck alles in der Presse aus. 
(Wütend..... ) Die Presse sagte, daß ich den Nervenkrieg verloren hätte, daß Dro- 
hungen die richtige Behandlung für mich seien, daß wir nachgegeben hätten, als die 
Polen fest blieben, daß ich voriges Jahr nur geblufft hätte und daß mein Biuff 
durch den polnischen Mut, den die Tschechen nicht besessen hätten, geplatzt sei. 
Ich habe idiotische Erklärungen in der französischen Presse gesehen, daß ich meine 
Nerven verloren habe, die Polen aber die ihren behalten hätten. (Hitler wurde so 
zornig, daß er einige Augenblicke unfähig war, weiterzusprechen.)“ 

„B: Sie geben diesen Journalisten zu viel Ehre, wenn Sie ihre Äußerungen so 
ernst nehmen. Ein Reichskanzler sollte über solchen Kleinigkeiten stehen.“ 


Im englischen Bericht abweichend und auch vom französischen Bericht verschieden 

wiedergegeben. Der Inhalt des Satzes ergibt sich aus Hitlers Erwiderung. 
„H. (ruhig): Ich kann das nicht. Als Proletarier kann ich wegen meiner Abstam- 
mung, meines Aufstiegs und meiner Wesensart die Dinge nicht in dieser Weise 
sehen. Die Staatsmänner müßten dies begreifen und damit rechnen, wenn sie eine 
Katastrophe vermeiden wollen. Es ıst nicht wahr, daß die britische Regierung 
keinen Einfluß auf die Presse hat. Die Presse schweigt, wenn die Regierung es 
wünscht. 

(Crescendo) Der Staatssekretär hat den polnischen Botschafter kommen lassen 
und ihm gesagt, „welche Stunde geschlagen hat“. Das ist eine Antwort auf Ulti- 
matum und auf den verlorenen Nervenkrieg. (Fortissimo) Wenn der kleinste 
Zwischenfall sich ereignet, werde ich die Polen ohne Warnung zerschmettern, so 
daß nicht eine Spur von Polen nachher zu finden ist. Ich werde wie ein Blitz mit 
der vollen Macht einer mechanisierten Armee zuschlagen, von der die Polen keine 
Ahnung haben. Hören Sie zu.“ 

„B: Ich höre. Ich weiß, daß dies einen allgemeinen Krieg bedeuten wird.“ 

„H. (erregt und fast beschwörend): Dann soll es eben sein. Wenn ich Krieg 
zu führen habe, würde ich lieber heute als morgen Krieg führen. Ich würde ıhn 
nicht wie das Deutschland Wilhelms II. führen, das ständige Gewissensqualen wegen 
der vollständigen Anwendung seiner Waffengewalt hatte. Ich werde bis zum letzten 
rücksichtslos kämpfen. (Pause) Ich sagte zu Lloyd George: „Wenn Sie ein Gefreiter 
gewesen wären im letzten Kriege und ich ein Minister, Sie (das ist England) würden 
heute in einer anderen Lage sein, als Sie es heute sind. „Italien (und hier hatte ich 
den Eindruck einer leichten Unsicherheit) wird an meiner Seite kämpfen, was immer 
geschieht. (Zögernd:) Japan auch. Dank meiner Befestigungen werde ich den Westen 
mit 74 Divisionen halten. Der Rest wird gegen die Polen geworfen, die in drei 
Wochen liquidiert sein werden. (Die Schweiz hat nichts zu fürchten. Ich werde ihre 
Neutralität achten). Wo können sie mich angreifen? In der Luft? Die Menschen 
versuchen, mich mit Zahlen und Demonstrationen der Aufrüstung, besonders in der 
Luft, zu beeindrucken. (Hysterisches Gelächter). Ich lache, denn ich bin der Spezialist 
der Aufrüstung, nicht die anderen. Ihre Luftwaffe! England hat 135000 Mann, 
Frankreich 75000. Ich habe in Friedenszeiten 600000 und 1000000 in Kriegszeiten. 
Meine Flak ist die beste der Welt, wie sich in Spanien erwiesen hat. Die Russen 
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(und wir kennen sie besser als die meisten anderen Leute, Hunderte unserer Offi- 
ziere haben in Rußland gedient) haben keine Offensivkräfte und werden nicht den 
anderen die Kastanien aus dem Feuer holen. Ein Land mordet nicht seine Offiziere, 
wenn es beabsichtigt, einen Krieg zu führen. Wir schlugen die Russen in Spanien. 
Die Japaner haben sie auch geschlagen. (Zornig:) Man wird uns mit den Russen 
keine Gänsehaut machen. (Ruhig:) Dieses ewige Gerede über den Krieg ist Narrheit 
und macht die Völker wahnsinnig. Was ist denn die Frage? Nur daß wir Korn 
und Holz brauchen. Des Getreides wegen brauche ich Raum im Osten, des Holzes 
wegen brauche ich eine Kolonie, nur eine. Wir können leben. Unsere Ernten sind 
ım Jahre 1938 und dieses Jahr ausgezeichnet gewesen. Wir können leben, trotz 
des triumphierenden Geschreis anderer darüber, daß wir Hungers sterben. Wir 
haben diese Ernten erzielt dank der Zähigkeit unseres Volkes und vor allem wegen 
der Anwendung chemischer Düngemittel. Aber eines Tages wird der Boden genug 
haben und streiken wie ein Körper, der gedopt wird? Was dann? Ich kann nicht 
hinnehmen, daß mein Volk Hunger leidet. Soll ıch denn nicht besser zwei Millionen 
auf dem Schlachtfeld lassen, als noch mehr durch Hunger zu verlieren? Wir wissen, 
was es ist, an Hunger sterben. Vielleicht gibt es bei Ihnen noch Apostel der Hu- 
manität, die sich an 1919 erinnern. Ich möchte nicht, daß sich das wiederholt. 
(Kreischend:) Ich will das nicht. Freihandel, offene Grenzen, das ist alles prächtig, 
wir haben es gehabt. Aber wenn alles von der Herrin der Meere abhängt, wenn 
wir einer Blockade unterworfen werden, dann ist es meine Pflicht, eine Situation 
zu schaffen, in der mein Volk von seinem eigenen Fett leben kann. Das ist die 
einzige Frage, alles andere ist Unsinn.“ 

„Ich habe keine romantischen Ziele. Ich habe keinen Wunsch, zu herrschen. Vor 
allem will ich vom Westen nichts, heute nicht und nicht morgen. Ich wünsche nichts 
von den dichtbesiedelten Regionen der Welt. Hier suche ich nichts und ein für 
allemal: gar nichts. Aber ich muß freie Hand im Osten haben. Noch einmal: Es ist 
eine Frage des Getreides und des Holzes, die ich nur außerhalb Europas finden 
kann. Das muß ich in ausreichender Menge haben. Ein für allemal: Ich bin bereit, 
zu verhandeln und darüber zu sprechen. Aber der Punkt, an dem für mich jede 
Möglichkeit einer Verhandlung aufhört, ist da, wo man mich beschimpft und mich 
durch Ultimaten herausfordert.“ 

„B: Ich kam hierher wegen Danzig. Ich habe keine Befugnis, über andere Dinge 
zu sprechen. Ein neuer Krieg wird der Zivilisation ein Ende bereiten. Das ist eine 
große Verantwortung für die Zukunft. Es ist besser, in Ehren zu leiden, als solch 
eine Verantwortung auf sich zu nehmen. Je stärker man ist, desto länger kann man 
warten. Je größer die eigene Ehre ist, desto mehr Angriffe kann man aushalten. 
Man hat mir gesagt, daß die Stärke Deutschlands klar aus seiner Geduld in der 
polnischen und Danziger Frage hervorgeht.“ 

H. (heftig): Das ist sehr wichtig. (Zu Forster:) Wir müssen das diesem Ribben- 
trop sagen.“ 

„B: Ich bin vollkommen überzeugt, daß dieses Problem durch Verhandlungen 
gelöst werden kann und daß die Westmächte bereit sind, zu verhandeln.“ 

„H.: (heftig:) Warum hetzen sie dann die Polen auf, sich mit Ultimaten zu 
brüsten und uns Ultimaten zu schicken?“ 
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„B: (scharf:) Es kann keine Rede davon sein. London und Paris üben beständig 
einen mäßigenden Einfluß in Warschau aus. Die Danziger Frage ist ganz einfach. 
Sie betrifft einen internationalen Komplex von Rechten, der nicht länger durch 
einseitigen Druck, durch Gewalt oder die Drohung mit Gewalt verletzt werden 
kann.“ 

„Fl. (auf den Tisch hauend): Besprechungen! Aber auf welcher Basıs? Erinnern 
Sie sich an die Abrüstungsdiskussionen? Ich habe ein annehmbares Angebot an die 
Polen gemacht. Im März wollte ich, nachdem ich die Kriegsgefahr aus der Tschecho- 
slowakei an meiner Südostflanke beseitigt habe, zwei schwelende Feuer, Memel und 
Danzig, austreten. Jedesmal, wenn ich einen Schritt tue, der durch die Geschichte 
geboten ist, finde ich England und Frankreich auf meinem Wege. Was kann ich 
denn da tun?“ 

„B: Vor dem 15. März galt das Argument des Volkstums. Es entsprach gewissen 
Naturrechten, die bestehenden internationalen Gesetzen entgegengesetzt waren. 
Es gab Leute, die mit diesem Argument sympathisieren.“ 

„H.: Ja. Der 15. März hat das endgültig gemacht. Dieser Gesichtspunkt ist mir nicht 
fremd. Ich habe ihn schon vorher gehört. Aber eine akute Gefahr mußte durch 
eine gemäßigte Lösung eliminiert werden, die besser war, als man im Ausland 
dachte. (Ruhig): Es hat vier schwere Zwischenfälle in der Tschechoslowakei gegeben. 
Für zwei von ihnen waren die Deutschen verantwortlich: sie sind bestraft worden. 
Die Intellektuellen waren gegen meine Lösung. Die Arbeiter und Bauern sind zu- 
frieden damit, wie sie es immer mit einfachen Lösungen sind. Sie haben gar keine 
Vorstellung, wieviel Kriegsmaterial wir in der Tschechoslowakei gefunden haben. 
Es war überraschend, wir konnten kaum unseren Augen trauen, und alles ın her- 
vorragender Ordnung! Die Inventare wurden von unseren Soldaten sehr bewundert. 
Die Tschechen sind ausgezeichnete Beamte und waren es immer, sehr verschieden 
von den Polen. Die Generalstabspläne der Tschechen waren Bemühungen von Schul- 
jungen, genau, bescheiden und engstirnig, sehr verschieden von den Generalstabs- 
plänen der Polen, die wir besitzen und die alle Visionen Alexanders und Napoleons 
weit übertreffen. Ihre technische und organisatorische Seite ist aber beklagenswert. 
Unsere Soldaten sind fest entschlossen angesichts der polnischen Unverschämtheit. 
Letztes Jahr waren meine Generale vorsichtig, und ich hatte sie voranzutreiben. 
Dieses Jahr habe ich sie zurückzuhalten. Nach meiner Reichstagsrede umgaben mich 
meine Generale und sagten mit großer Achtung: Gott sei Dank haben die Polen 
nicht angenommen. Das wäre keine Lösung gewesen. Aber für mich ist es wahr, 
wenn ich sage, daß es eine Lösung gewesen wäre, nämlich mein Beitrag für die 
Sache des Friedens. Später hätte ich versucht, die Frage unserer Agrarbedürfnisse 
durch eine Konferenz zu regeln. Wie sehr hätten die Polen in diesem Bereich mit- 
arbeiten können! Durch die exterritoriale Straße wäre den Polen kein Stein aus der 
Krone gefallen. Die exterritoriale Autobahn und die polnische Straße würden durch 
Brücken und Tunnels gegenseitig überbrückt worden sein. Sie hätten einander nicht 
behindert. Unsere abgetrennten Länder würden natürliche Verbindungswege mit 
dem Reich gehabt haben. Das ist wesentlich für mich.“ 

„B: Ist diese Lösung endgültig ausgeschaltet?“ 

„H.: (aufmerksam:) Leider endgültig ausgeschaltet durch die Polen. Nachdem 
sie diese Position eingenommen haben, können sie nicht mehr zurück. Das ist der 
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Jammer (lange Pause, Hitler steht auf und schlägt vor, mich durch seine Besitzung 
zu führen).“ ') 

„H.: (auf der Felsterrasse): Wie glücklich bin ich, wenn ich hier bin. Ich habe 
genug Mühe gehabt. Ich brauche nun meine Ruhe.“ 

„B. (beziehungsvoll): Sie drücken die Gefühle der ganzen Welt aus. Sie haben 
mehr als irgendein anderer die Chance, der Welt die Ruhe zu geben, die sie 
braucht.“ 

„H.: Nein, es ist nicht so. (Entläßt Forster, steht nervös und spricht leise): Wenn 
ich erkenne, daß England und Frankreich Polen zum Krieg anstacheln, dann würde 
ich den Krieg heute lieber haben als morgen, dieses Jahr lieber als nächstes Jahr 
führen.“ 

„Aber sicherlich sollte man einen vernünftigen Ausweg finden. Wenn die Polen 
Danzig absolut in Ruhe lassen, wenn sie nicht versuchen, mich mit falschen Karten 
zu überstechen, dann kann ich warten. Aber eine Bedingung ist, daß die Leiden 
unserer Minderheit in Polen aufhören. Man glaubt mir hier nicht. Aber ich habe 
befohlen, daß die sensationellen Fälle in der Presse nicht erwähnt werden (Kastrie- 
rung usw.). Sie regen die öffentliche Meinung zu sehr auf. Aber ich kann nun die 
Wahrheit nicht länger zurückhalten. Die Grenze der Duldsamkeit ist erreicht.“ 

„Ich bin fähig, Opfer zu bringen, z. B. in Südtirol. Aber man zollt mir keine 
Anerkennung dafür, und man schreit: Ungerechtigkeit und Unmenschlichkeit! Ich 
kann politische Opfer bringen, aber alles hat seine Grenzen.“ 

„Ich habe es nicht immer gewußt, aber nun weiß ich es, daß England und Frank- 
reich unzertrennbar zusammengehören. Das ist die Natur der Dinge. Ich intrigiere 
gegen diesen Tatbestand nicht, ganz verschieden von den anderen, die gegen meine 
Freundschaft mit Italien intrigieren. Ich habe vier Jahre lang im Schützengraben 
gegen England und Frankreich gekämpft, und ich erkenne den Mut dieser beiden 
Völker an. Aber es gibt etwas in den Angelsachsen (und den Amerikanern), was sie 
zutiefst von uns trennt. Was ist das?“ 

„B: Vielleicht ist es die Treue gegenüber Verpflichtungen.“ 

„H.: Man kann verschieden auslegen. Wir erkennen unsere Taten als das an, was 
sie sind. Sie heucheln. Ich könnte Beispiele geben.“ 

„B: Paix — Pax — Pakt haben eine ähnliche Wurzel, ebenso wie Friede und 
Freude. Bei den Deutschen ist es eher eine Sache des Gefühls.“ 

„H.: Wir sind ein Volksstaat, die Engländer ein Empire. Wir sind ein Körper, 
England ist eine Assoziation.“ 

„B: Bei den Tschechen und Slowaken fängt die Idee einer Assoziation an.“ 

„H.: (ruhig) Das Protektorat ist für den Augenblick eine Notwendigkeit. Die 
Slowaken können tun, was sie wollen. Ich will keinen Druck auf sie ausüben. Sie 


') In dem Bericht der beiden Diplomaten ist nicht erwähnt, daß Hitler auf die 
Felsterrasse hinaustretend nach den Worten: „Ich brauche nun meine Ruhe“ hınzu- 
fügte: „Sehen Sie, da drüben liegt Salzburg. Jahre konnte ich nicht hinüber in 
meine Heimat. Jetzt gibt es keine Grenzen mehr, ach wie gerne würde ich hier 
bleiben und als Künstler arbeiten. Ich bin ein Künstler.“ Ich sagte darauf: „Das 
liegt doch ganz in Ihrer Hand!“ Hitler zuckte zusammen, wandte sich mit einem 
unvergeßlichen, verzerrten Ausdruck und sagte dumpf: „Nein, nicht mehr.“ 
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können bleiben, da wo sie sind, oder wenn sie es wünschen, sich an Ungarn an- 
schließen. Ich werde mich nicht widersetzen. Aber die Ungarn sind nicht fähig, 
sie zu regieren oder organisieren. Ich kehre immer zu derselben Frage zurück: Korn 
und Holz. Wenn man darüber reden will, werde ich annehmen. Aber es ist etwas 
anderes, wenn man mich beschimpft und mich mit Lächerlichkeit überhäuft wie im 
Mai im letzten Jahre. Ich bluffe nicht. Wenn das geringste in Danzig passiert oder 
unseren Minderheiten geschieht, werde ich hart zuschlagen.“ 

„B: Forster sagte mir, ich möchte Ihnen eine Frage stellen: Soll ich meine Kinder 
ın Danzig lassen?“ 

„H.: Es kann jeden Tag ın Danzig etwas geschehen, aber nur wenn die Polen 
es so wollen. Ich glaube, daß Ihre Kinder besser in der Schweiz wären.“ 

Ich verabschiedete mich. 

„H.: (traurig) Ich habe mich gefreut, Sie zu sehen. Sie kommen aus einer Welt, 
die mir fremd ist. Aber ich habe um eine friedliche Lösung gekämpft. Ich habe 
große Sympathie für einen anderen Mann, Lord Halifax. Man hat mir viel Böses 
über ihn gesagt, aber mein erster Eindruck bleibt bestehen. Ich glaube, daß er ein 
Mann wäre, der die Dinge in einem großen Maßstab sieht und der eine friedliche 
Lösung wünscht. Ich hoffe, ihn eines Tages wiederzusehen.“ 

Der Wortlaut der englischen und der französischen Wiedergabe meiner Bericht- 
erstattung ist nicht in jedem Punkt übereinstimmend, die Divergenzen sınd aber 
unwesentlich. 

Folgendes wäre hinzuzusetzen: 

Im Augenblick, in welchem Hitler von der Felsterrasse in den Hauptraum zu- 
rückkehrte, sagte er mir: „Ich möchte, bevor es zu spät ist, nochmals mit einem 
Engländer reden, der deutsch kann.“ Ich antwortete: „Sir Nevile Henderson spricht, 
wie ich höre, fließend deutsch.“ Hitler aber schüttelte den Kopf: „Das hat keinen 
Sinn“, sagte er, „das ist ein Diplomat mit einer Nelke im Knopfloch, ich möchte 
mit einem Mann sprechen wie Lord Halifax einer ist, er kann selbst nicht kommen, 
aber — wie wäre es mit dem Marschall Ironside, ich höre Gutes von ıhm? Können 
Sıe das den Engländern sagen?“ 
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Bericht des Grafen Ciano vom 12. 8. 1939 über seine Unterredung 
mit Reichsaußenminister v. Ribbentrop am 11. 8. 1939 in Salzburg 
Aus Michael Freund, Geschichte des II. Weltkrieges in Dokumenten 


Bd. III, Dok. Nr. 78.23 ff 


Gleich zu Beginn unserer Unterredung verbirgt der Minister Ribbentrop nicht, 
daß er die Situation als außerordentlich ernst sieht und daß nach seiner Ansicht der 
Zusammenprall zwischen Deutschland und Polen unvermeidlich ist. Ich muß hinzu- 
fügen, daß seine Worte erfüllt sind von einem unvernünftigen und besessenen 
Willen, diesen Konflikt herbeizuführen. Er hat die schon bekannten Ereignisse noch 
einmal zusammengefaßt, die den Zustand der gegenwärtigen Spannung zwischen 
Deutschland und Polen geschaffen haben. Ich kann nicht sagen, daß er neue tat- 
sächliche Elemente geliefert hat. Er hat im Gegenteil versucht, die Ereignisse in der 
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schon wohlbekannten Form zu dramatisieren und ein Bild der Verfolgung von 
Deutschen und der Kastrierung einzelner Männer deutscher Rasse durch die pol- 
nische Soldateska zu geben. Aber keine neuen Tatsachen. Er ist der Meinung, daß 
die Ehre Deutschlands auf dem Spiele steht (er hat sogar einige Male gesagt, die 
Ehre der Achse). Er sagt, daß es für eine Großmacht nicht möglich sei, auf die 
legitime Reaktion zu verzichten. Ribbentrop geht von zwei Axiomen aus, über 
welche mit ıhm zu diskutieren eitel ist, denn er antwortet, indem er das Axiom 
wiederholt und jede Argumentation vermeidet. Diese Axiome sind: 

1. Der Konflikt wird sich nicht verallgemeinern, und Europa wird passiv der 
erbarmungslosen Vernichtung Polens durch Deutschland zusehen. 

2. Selbst wenn England und Frankreich intervenieren wollten, sind sie materiell 
nicht in der Lage, Deutschland und der Achse Schaden zuzufügen, und der Kon- 
flikt würde sicher durch den Sieg der totalitären Mächte enden. 

Ich wiederhole, daß es unnütz ist, eine Diskussion über diese Argumente mit 
Rıbbentrop anzufangen. Ich habe mehrmals unseren eigenen Standpunkt dargelegt. 
Ich habe dargelegt, wie alle die gegenwärtigen Bedingungen der europäischen Politik 
die bewaffnete Intervention Frankreichs und Englands mit Unterstützung oder der 
direkten Hilfe zahlreicher anderer Länder als unvermeidlich erscheinen lassen. Ver- 
geblich. Ribbentrop verkriecht sich in eine reine und simple negative Haltung, in- 
dem er sagt, daß seine Informationen und besonders seine psychologische Kennt- 
nis (!) Englands es als sicher erscheinen lassen, daß jede bewaffnete britische Inter- 
vention ausgeschlossen ist. 

Bei einer tour d’horizon hinsichtlich der gegenwärtigen europäischen Situation 
hat er praktisch das folgende behauptet: 

1. Rußland wird in diesem Konflikt nicht intervenieren, weil die Verhandlungen 
in Moskau vollkommen gescheitert sind und weil (wie er mir ın strengem Ver- 
trauen gesagt hat) ziemlich konkrete Verhandlungen zwischen Moskau und Berlin 
bereits im Gange sind. ( Ich bemerke, daß dieses so streng gewahrte Geheimnis über 
die Entwicklung dieser Verhandlungen sich schlecht mit den Bedingungen des Bünd- 
nisses und der vollkommenen Loyalität verträgt, die wir gegenüber Deutschland 
an den Tag gelegt haben.) 

2. Frankreich und England können nicht intervenieren, weil ihre militärische 
Vorbereitung ungenügend ist und weil sie keine Mittel haben, Deutschland anzu- 
greifen, während Deutschland selbst in der Lage ist — dank vor allem seiner Luft- 
waffe, die viel stärker ist als die der beiden Luftwaffen der Westmächte zusam- 
men —, all die französisch-englischen Zentren zu bombardieren. 

3. Belgien und Holland beabsichtigen, eine strenge Neutralität zu beobachten, 
und sind entschlossen, gegen jegliche Macht die Unversehrtheit ihres Gebietes zu 
verteidigen. 

4. Die Türkei kann keinen konkreten Beitrag leisten. Viele Anzeichen, die 
v. Papen mitgeteilt habe, lassen glauben, daß das Land unzufrieden ist über den 
Weg, den es seit kurzem beschritten hat. 

5. Rumänien beabsichtigt nicht, etwas Konkretes zu tun. Es wird weiterhin zur 
Seite stehn, um sein Gleichgewicht aufrechtzuerhalten, und es bereitet keinerlei 
militärische Sorgen, da Bulgarien und Ungarn mehr als ausreichend sind, um Ru- 
mänien zu liquidieren. 
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7. Was Amerika angeht, stellt Ribbentrop fest, daß besonders nach einer von ihm 
mit Druckschriften durchgeführten Propagandaaktion ein grundlegender Wandel 
der öffentlichen Meinung eingetreten sei, die sich immer mehr zur Neutralität und 
zur Isolierung orientiere. Bei diesem Zustand der Dinge sieht Ribbentrop eine be- 
sonders günstige Situation für eine Aktion Deutschlands. Er gibt zu, daß er bei un- 
seren Unterredungen stets von zwei oder drei Jahren Vorbereitung gesprochen hat, 
damit der Gegner mit einer absoluten Gewißheit des Erfolges getroffen werden 
könnte. Aber er heute sagt er, daß eine neue Situation eingetreten sei, die wahr- 
scheinlich die Ereignisse überstürzen werde. In diesem Falle werde Deutschland mit 
größter Entschlossenheit handeln. 

Ich habe meinerseits zu Ribbentrop mit der größten Klarheit nach den Befehlen 
des Duce gesprochen, und ich habe die Gründe auseinandergesetzt, weshalb die Ver- 
meidung eines Konfliktes vollkommen den Interessen der Länder der Achse ent- 
spreche, die bisher den Vorteil der Initiative und Überraschung gehabt hätten, 
einen Vorteil, der in der gegenwärtigen Situation verlorengegangen seı. 


Ribbentrop hat meinen Argumenten zugehört und Kenntnis von meiner Argu- 
mentation genommen, ohne jedoch in eine Diskussion über ihren Inhalt eintreten 
zu wollen. Als ich ihm die Nützlichkeit darlegte, eine Geste zu machen, die angetan 
wäre, die Bedingungen einer schwierigen Situation zu verändern, d. h. mitzuteilen, 
daß die Mächte der Achse es noch immer als möglich ansehen, die Krise mittels der 
normalen diplomatischen Verhandlungen zu lösen, hat er sich dem widersetzt. Ich 
habe ihm den Entwurf eines Kommuniques gezeigt und habe ihm lange die 
Gründe auseinandergelegt, die uns dazu führen, eine derartige Prozedur als die 
zweckmäßigste und nützlichste anzusehen. Ribbentrop hat nur den einen un- 
begründeten Einwand gemacht, daß eine derartige Geste als eine Schwäche seitens 
der Achse gedeutet werden kann. Ich habe geantwortet, daß das ein Irrtum 
wäre, denn der Wortlaut des Kommuniqu&s habe eher den Ton einer Warnung an 
die Gegner als den eines Zurückweichens von unseren Positionen. 

Ribbentrop hat selbst zugeben müssen, daß die Geste taktisch nützlich wäre. 
Aber in seinen unvernünftigen und verbissenen Willen nach einem Konflikt ver- 
bohrt, hat er während der langen Unterredungen am 11. versucht, die Initiative an 
sich zu reißen, indem er mechanisch und ohne plausible Erklärung die beiden Sätze 
wiederholte, daß der Konflicht lokalisiert werden würde und daß selbst, wenn er 
sich zu einem allgemeinen Krieg ausweiten würde, der Sieg Deutschlands hundert- 
prozentig gesichert sei. 

Als ich von ihm Präzisionen über das nächste Aktionsprogramm Deutschlands 
verlangte — da nach seiner Aussage die Ereignisse mit wachsender Schnelligkeit ab- 
rollen werden —, hat er nicht antworten wollen. Selbst, als ich bemerkte, daß uns 
all dies in keiner Weise mitgeteilt worden wäre, daß sogar in meinen jüngsten 
Unterhaltungen mit dem Botschafter die unmittelbare Nähe der Krise dementiert 
worden wäre, antwortete er, daß er nicht in der Lage sei, mir größere Einzelheiten 
über das, was geschehen werde, mitzuteilen, denn alle Entschließungen seien noch in 
der undurchdringlichen Brust des Führers verborgen. 

Aber nach zehn Stunden ununterbrochener Unterredung mit Ribbentrop habe 
ich ihn verlassen, zutiefst überzeugt, daß er den Konflikt provozieren will und daß 
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er sich jeder Initiative widersetzen wird, die dazu führen könnte, die gegenwärtige 
Krise auf friedliche Weise zu lösen. 
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Auszug aus der Aufzeichnung über die Unterredung zwischen Adolf Hitler 
und dem italienischen Außenminister Graf Ciano in Anwesenheit 
des Reichsaußenministers auf dem Obersalzberg am 12. 8. 1939 


ADAP Bd. VII Nr. 43 


An Hand von Karten stellte der Führer zu Beginn der Unterredung dem Grafen 
Cıiano die augenblickliche Lage Deutschlands vom militärischen Standpunkt aus dar. 
Er unterstrich insbesondere die Stärke der deutschen Westbefestigungen. Es gebe 
auf der Westseite drei Durchbruchsstellen, an denen die Franzosen in früheren Zei- 
ten stets den Durchbruch aus geographischen und strategischen Gründen versucht 
hätten, die nun aber besonders sorgfältig geschützt worden seien, so daß auch hier 
ein Durchbruch unmöglich erschiene..... 


Sr Die dritte Möglichkeit, Deutschland anzugreifen, bestünde ın der Blockade 
durch die englische Marine. Dabei sei jedoch zu bedenken, daß die Blockadeschiffe 
von Deutschland aus der Luft angegriffen werden könnten, da ganz England in- 
folge des großen Aktionsradius der neuesten deutschen Bomber innerhalb des An- 
griffsbereichs der deutschen Luftwaffe läge..... 


RER. Im Osten habe Deutschland ebenfalls starke Befestigungen errichtet. Der 
Führer zeigte dem Grafen Ciano die verschiedenen Befestigungssysteme Ostpreu- 
ßens (Königsberg, Heilsberger Dreieck, Grenzbefestigungen). Auch an der übrigen 
Reichsgrenze (Grenzmark, Schlesien) seien starke Befestigungen im Entstehen be- 
griffen, die besonders an der polnischen Grenze gegenüber Berlin zu einem un- 
einnehmbaren System hintereinander liegender Linien ausgebaut worden seien. 
Allerdings sei die Hauptstadt bei den nur 150 km, die sie von der polnischen 
Grenze trennten, Luftangriffen stark ausgesetzt, besonders da infolge der großen 
Ausdehnung Berlins (28 km nordsüd und 45 km ostwest) die Stadt auch schon aus 
einer sehr großen Höhe (8—9000 m) aus der Luft bombardiert werden könnte, 
ohne daß zwar bestimmte Ziele angegriffen würden, jedoch mit der Sicherheit, daß 
die Bomben irgendwo im Stadtgebiet niederfielen. 

Zur militärischen Lage der Westmächte und Polens übergehend, wies der Führer 
erneut auf die Verwundbarkeit Englands in der Luft hin. Zwar seien in der Flug- 
zeugproduktion Fortschritte gemacht worden, jedoch befände sich die Luftabwehr 
noch stark im Rücstand..... 

Zur See habe England im Augenblick noch keinerlei Zuwachs zu verzeichnen. 
Von den im Bau befindlichen Schiffen würden erst in einiger Zeit die ersten Ein- 
heiten in Dienst gestellt werden können. Was die Landarmee anbetrefle, so seien 
nach Einführung der Dienstpflicht jetzt 60 000 Mann unter die Fahnen gerufen 
worden..... 


Über Frankreichs Lage bemerkte der Führer, daß bei einem allgemeinen Konflikt 
nach der innerhalb einer kurzen Zeit zu erwartenden Niederschlagung Polens 
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Deutschland in der Lage sein würde, am Westwall hundert Divisionen zu versam- 
meln, die Frankreich zwingen würden, sämtliche verfügbaren Streitkräfte aus den 
Kolonien, von der italienischen Grenze und anderswoher an seiner eigenen Maginot- 
Linie für den Kampf auf Leben und Tod, der dann einsetzen würde, zu versammeln. 
Er sei im übrigen der Ansicht, daß die Franzosen ebensowenig die italienischen Be- 
festigungen überrenen könnten wie den Westwall. 

Hier gab Graf Ciano einige Zeichen äußersten Zweifels zu erkennen. 

Polens Armee sei außerordentlich unterschiedlich in ihrem Wert. Es gebe neben 
einigen Paradedivisionen eine ganze Anzahl minderwertiger Truppenteile. In der 
Tankabwehr sei Polen sehr schwach. Zur Zeit könnten ıhm Frankreich und England 
nichts liefern. Wenn aber Polen eine längere Zeit vom Westen wirtschaftlich unter- 
stützt würde, so könne es sich diese Waffen zulegen und Deutschlands Überlegenheit 
würde dadurch herabgesetzt. Den Fanatikern von Warschau und Krakau stände 
die indifferente Landbevölkerung der anderen Gegenden gegenüber. Außerdem 
sei die Bevölkerungszusammensetzung des Polnischen Staates zu berücksichtigen: 
auf 34 Millionen Einwohner kämen 1!/s Millionen Deutsche, rd. 4 Millionen Juden 
und schätzungsweise 9 Millionen Ukrainer, so daß an eigentlichen Polen erheblich 
weniger als die Bevölkerungszahl übrig bleibe, und auch diese, wie bereits erwähnt, 
in ihrer Schlagkraft unterschiedlich zu bewerten sei. Unter diesen Umständen würde 
Polen durch Deutschland in kürzester Zeit zu Boden geschlagen werden. 

Da Polen durch seine ganze Haltung zu erkennen gebe, daß es auf jeden Fall 
in einem Konflikt auf Seiten der Gegner Deutschlands und Italiens stehen würde, 
könne eine schnelle Liquidierung für die doch unvermeidliche Auseinandersetzung 
mit den westlichen Demokratien im jetzigen Augenblick nur von Vorteil sein. 
Bleibe ein feindliches Polen an Deutschlands Otsgrenze bestehen, so wären nicht nur 
die elf ostpreußischen Divisionen, sondern auch noch weitere Kontingente ın Pom- 
mern und Schlesien gebunden, was bei einer vorherigen Liquidierung nicht der Fall 
sein würde. Ganz allein gesprochen sei es überhaupt das beste, wenn die falschen 
Neutralen einer nach dem andern liquidiert würden. Dies ließ sich verhältnismäßig 
einfach durchführen, wenn jeweils der eine Partner der Achse dem anderen, der 
gerade einen der unsicheren Neutralen erledigt, den Rücken deckte und umgekehrt. 
Für Italien sei wohl Jugoslawien als ein derartiger unsicherer Neutraler anzusehen. 
Bei dem Besuch des Prinzregenten Paul habe er (der Führer) diesem besonders auch 
mit Rücksicht auf Italien nahegelegt, durch eine Geste seine politische Einstellung 
der Achse gegenüber zu klären. ...... 

ERROR Rumänien fürchte sich vor Ungarn und sei militärisch außerordentlich 
schwach und innerlich korrupt. König Carol würde ohne Notwendigkeit seine Neu- 
tralität zweifellos nicht verlassen. 

Ungarn sei befreundet und die Slowakei befände sich unter deutschem Einfluß, 
habe sogar in einigen Teilen deutsche Garnisonen. 

Zur Danziger Frage zurückkehrend erklärte der Führer dem Grafen Ciano, daß 
es ihm unmöglich sei, hier zurückzuweichen. Er habe sich mit Italien auf die Zu- 
rückziehung der Deutschen aus Südtirol geeinigt, müsse aber nun gerade deswegen 
peinlichst alles vermeiden, was den Eindruck hervorrufen könne, es handle sich bei 
der Zurückziehung der Deutschen aus Südtirol um einen Präzedenzfall, der auch 
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auf andere Gebiete Anwendung finden könne. Im übrigen sei seine Rechtfertigung 
der Zurückziehung dieser Deutschen aus Italien dem deutschen Volk gegenüber 
die allgemeine nach Osten und Nordosten gehende Richtung der deutschen Politik. 
Der Osten und der Nordosten, d. h. die Länder an der Ostsee, seien genau so 
Deutschlands unumstrittene Interessengebiete seit Urzeiten wie das Mittelmeer 
Italiens eigenste Sphäre sei. Auch aus wirtschaftlichen Gründen brauche Deutschland 
die Getreide und und Holz produzierenden Länder dieser östlichen Gegenden. Im 
Falle Danzig handele es sich aber nicht nur um rein materielle Interessen, obwohl 
diese Stadt der größte Ostseehafen sei. Der Umschlag betrage tonnengemäß 40% 
von Hamburg. Danzig, das nordische Nürnberg, sei eine urdeutsche Stadt, die in 
jedem Deutschen sentimentale Regungen wecke und gerade dieses psychologische 
Element zwinge auch den Führer, der Volksstimmung Rechnung zu tragen. Um 
die Lage dem italienischen Verständnis näher zu bringen, müsse sich Graf Ciano 
einmal vorstellen, Triest befände sich in jugoslawischen Händen und eine starke 
italienische Minderheit auf jugoslawischem Boden würde mit brutaler Gewalt be- 
handelt. Es sei kaum anzunehmen, daß Italien dies sehr lange ruhig mit ansehn 
würde. 


Graf Ciano erwiderte auf die Ausführungen des Führers, indem er zunächst auf 
die große Überraschung hinwies, die auf italienischer Seite über den völlig unerwar- 
teten Ernst der Lage bestehe. Weder in den Unterhaltungen von Mailand noch in 
den Gesprächen anläßlich seines Berliner Besuches habe man deutscherseits erklärt, 
daß die Lage Polens gegenüber derartig ernst sei. Im Gegenteil habe der Reichs- 
außenminister zu verstehen gegeben, daß seiner Meinung nach die Danziger Frage 
im Laufe der Zeit geregelt werden würde. Auf Grund dieser Sachlage habe sich 
der Duce, getreu seiner Überzeugung, daß die Auseinandersetzung mit den west- 
lichen Demokratien unumgänglich sei, vorgenommen, seine Vorbereitungen für 
diesen Fall zu treffen und habe diese Pläne auf eine bestimmte Zeitdauer von zwei 
bis drei Jahren abgestellt. Falls ein Konflikt jetzt unumgänglich sei, würde, wie der 
Duce noch bei der Abreise des Grafen Ciano erneut betont hätte, Italien selbst- 
verständlich ganz an der Seite Deutschlands stehen, aber aus verschiedenen, im ein- 
zelnen aufgeführten Gründen würde es die Verschiebung eines allgemeinen Konflikts 
auf einen späteren Zeitpunkt begrüßen. 


Graf Ciano stellte sodann anhand der Karte die italienische Lage bei Ausbruch 
eines allgemeinen Konflikts dar. Italien glaube, so führte er aus, daß ein Konflikt 
mit Polen nicht auf dieses Land beschränkt bleiben, sondern sich zu einem allge- 
meinen europäischen Krieg auswachsen würde. 


Der Führer bemerkte hierzu, daß dies der Punkt sei, an dem die Meinungen 
auseinandergehen. Er persönlich sei der felsenfesten Überzeugung, daß die west- 
lichen Demokratien letzten Endes doch vor der Entfachung eines allgemeinen 
Krieges zurückschrecken würden. 


Graf Ciano erwiderte, er wünschte, der Führer behielte recht, er glaube es aber 
nicht. Auf jeden Fall müsse man seine Überlegungen auf den ungünstigsten Fall, 
d. h. den allgemeinen Konflikt abstellen. Italien habe seit dem Abessinien-Konflikt 
eigentlich ständig in einer Art Kriegszustand gelebt und bedürfe daher dringend 
einer Atempause. ..... 
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Graf Ciano wies auf lange italienische, schwer zu verteidigende Küstenlinie hin 
und auf die den englisch-französischen Flotten zahlreich zur Verfügung stehenden 
Stützpunkte, unter besonderer Berücksichtigung der griechischen Häfen. 

Wirtschaftlich habe Italien Autarkiepläne, die sich erst in einigen Jahren verwirk- 
lichen lassen würden und dann Italien in den Stand setzten, auch einen längeren 
Krieg ohne Schwierigkeiten durchhalten zu können. Ein weiterer Grund für den 
Wunsch des Duce, den Konflikt hınauszuschieben, seien die Italiener ım Ausland, 
die planmäßig nach Italien zurückgezogen werden sollten. In Frankreich lebten 
eine Million Italiener, von denen ungefähr 700000 endgültig für Italien verloren 
seien. Die restlichen 300000 aber würden im Konfliktsfalle von Frankreich als 
Geiseln benutzt werden, wie sıch dies schon aus einigen im September v. J. in 
Frankreich getroffenen Maßnahmen habe erkennen lassen. 

Außerdem lege der Duce persönlich großen Wert auf die ordnungsgemäße Durch- 
führung der Weltausstellung im Jahre 1942, für die Italien große Vorbereitungen 
treffe und von der es auf wirtschaftlichem Gebiet, besonders auch hinsichtlich der 
Devisengänge günstige Resultate erhoffe. 

Außer diesen ın Italiens Lage selbst begründeten Erwägungen sprächen jedoch 
auch Überlegungen allgemein politischer Art für die Verschiebung eines allgemeinen 
Konflikts. Das Einkreisungssystem der westlichen Demokratien würde nach der 
Überzeugung des Duce im gegenwärtigen Augenblick zweifellos funktionieren. Sei 
aber erst einmal eine gewisse Zeit verstrichen, so würden die Reibungspunkte und 
die Keime der Uneinigkeit unter den Partnern der Einkreisungsfront sich wieder 
stark bemerkbar machen und die Front allmählich zersetzen. 

Außerdem sei der Duce überzeugt, daß die augenblickliche Hochstimmung in 
England und Frankreich nicht längere Zeit andauern könne. Bald würde, besonders 
in Frankreich, die Union sacr& wieder durch den Parteizwist abgelöst werden, unter 
der Bedingung, daß von Seiten der Achse eine Zeitlang Ruhe gehalten würde. Im 
Augenblick sei es jedenfalls nur der Achse zu verdanken, wenn in den betreffenden 
Ländern die inneren Streitigkeiten begraben werden. 

Graf Ciano erklärte zu seinem Kommuniqu£-Entwurf, daß der Duce zunächst ja 
einen Konferenzvorschlag im Auge gehabt habe. Er habe sich den Bedenken des 
Führers nicht verschlossen und bringe nunmehr einen anderen Vorschlag ın abge- 
milderter Form, auf dessen Annahme er allerdings großen Wert lege. 

Zu dem Konferenzplan erklärte der Führer, daß bei zukünftigen Zusammen- 
künften der Mächte Rußland nicht mehr ausgeschaltet werden könne. In den 
deutsch-russischen Besprechungen hätten die Russen unter Hinweis auf München 
und andere Gelegenheiten, bei denen sie ausgeschlossen wurden, zu verstehen ge- 
geben, daß sie in Zukunft dies nicht mehr länger hinnehmen würden. Zu den vier 
Großmächten würden außer Rußland auch Polen und Spanien zu einer solchen 
Konferenz hinzugezogen werden müssen. Das bedeute aber, daß Italien, Deutsch- 
land und Spanien einer Front Englands, Frankreichs, Rußlands und Polens gegen- 
überstehen würden, was sicherlich eine ungünstige Lage sei. 

Graf Ciano erwiderte, der Duce sei der Ansicht, daß derjenige auf einer Kon- 
ferenz gewinne, der bereit sei, die Konferenz gegebenenfalls auch scheitern zu lassen 
und evtl. kriegerische Folgen mit in Kauf zu nehmen. Im übrigen habe der Duce 
den Bedenken des Führers Rechnung getragen und seinen Vorschlag abgemildert. 
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Er sehe in einer Friedensgeste Italiens und Deutschlands, wie sie in diesem Vor- 
schlag enthalten sei, den Vorteil, daß den Westmächten, die innerlich durchaus nicht 
zu einem Kriege bereit seien, ihn aber nach der Überzeugung des Duce, die sich auf 
sehr zuverlässige Nachrichten aus den Demokratien stütze, im jetzigen Augenblick 
sicherlich beginnen würde, wenn sie gewissermaßen von der Achse an die Wand 
gedrängt wären und keinen anderen Ausweg sähen. Die vorgeschlagene Geste 
Deutschlands und Italiens stelle für die Westmächte einen ehrenvollen Ausgang dar, 
den sie auch sicherlich benützen würden; denn es gebe weite Kreise, die vor einem 
Kriege warnten und deren Rücken natürlich durch eine Friedensgeste erheblich ge- 
stärkt würde. Das bedeutete aber, daß Polen, von dem sich die Westmächte dann 
zweifellos distanzieren würden, nach einiger Zeit isoliert wäre und sich zu ver- 
nünftigen Lösungen der bestehenden Schwierigkeiten bereitfinden müßte. 


Der Führer erwiderte, daß für die Lösung des polnischen Problems keine Zeit 
zu verlieren sei. Je weiter man in den Herbst hineinkomme, desto schwieriger 
würden militärische Operationen im Osten Europas werden. Ab Mitte September 
sei infolge der Wetterverhältnisse die Luftwaffe ın diesen Gebieten kaum noch ein- 
zusetzen, während die motorisierten Kräfte durch den Zustand der Straßen, die sich 
infolge der ım Herbst einsetzenden Regen schnell in einen Morast verwandelten, 
ebenfalls unverwendbar würden. Von September bis Mai sei Polen ein großer 
Sumpf und für irgendwelche militärische Handlungen völlig ungeeignet. So könnte 
Polen im Oktober Danzig einfach besetzen — und das hätte es wohl auch vor —, 
ohne daß Deutschland irgend etwas dagegen tun könne; denn Danzig beschießen 
und zerstören käme natürlich nicht in Frage. 

Graf Ciano fragte, in welcher Frist nach Meinung des Führers die Danziger Frage 
geregelt sein müsse. Der Führer erwiderte, daß diese Regelung bis Ende August so 
oder so erfolgen müsse. Auf die Frage Cianos, wie sich der Führer eine Lösung vor- 
stelle, erwiderte dieser, daß Polen politisch Danzig aufgeben müsse, wobei seine 
wirtschaftlichen Interessen gewahrt werden würden, und daß es im übrigen auch 
durch seine allgemeine Haltung zur Beseitigung der Spannung beitragen müsse. 
Es sei ihm zweifelhaft, ob Polen dazu bereit sein werde; denn bisher habe es die 
deutschen Vorschläge abgelehnt. Der Führer habe persönlich Beck diese Vorschläge 
bei seinem Besuch auf dem Obersalzberg gemacht. Sie seien für Polen außerordent- 
lich günstig gewesen. Gegen eine politische Rückgabe Danzigs an Deutschland unter 
voller Wahrung der polnischen Wirschaftsinteressen und die Herstellung einer Ver- 
bindung zwischen Ostpreußen und dem Reich habe Deutschland eine Grenzgarantie, 
einen 25-jährigen Freundschaftspakt und eine Beteiligung Polens am Einfluß auf die 
Slowakei zugesagt. Beck habe seinerzeit den Vorschlag mit dem Bemerken zur 
Kenntnis genommen, ihn prüfen zu wollen. Die scharfe Ablehnung sei erst als 
Folge der englischen Intervention erfolgt. Was im übrigen Polen für Ziele hätte, 
könne man mit aller Deutlichkeit aus der Presse erkennen. Ganz Ostpreußen sollte 
genommen werden, man wolle bis nach Berlin vorrücken usw. Es sei für eine Groß- 
macht auf die Dauer unerträglich, einen derartig feindselig eingestellten Nachbarn 
in einer Entfernung von nur 150 km von seiner Hauptstadt zu dulden. Der Führer 
sei daher entschlossen, die Gelegenheit der nächsten Provokation in Gestalt eines 
Ultimatums, einer brutalen Mißhandlung Deutscher in Polen, eines Aushungerungs- 
versuchs Danzigs, eines Einrückens polnischer Truppen in Danziger Gebiet oder der- 
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gleichen, zu benutzen, um innerhalb 48 Stunden Polen anzugreifen und auf diese 
Weise das Problem zu lösen. Dies würde eine erhebliche Stärkung der Achse bedeu- 
ten, genau so wie eine italienische Liquidierung Jugoslawiens für die Achse einen 
erheblichen Kräftezuwachs bedeuten dürfte. 


Graf Ciano fragte, wann eine derartige Unternehmung gegen Polen zu erwarten 
sei, da sıch Italien natürlich auf alle Eventualitäten vorbereiten müsse. Hierauf 
erwiderte der Führer, daß unter den obwaltenden Umständen mit einem Vorgehen 
gegen Polen in jedem Augenblick gerechnet werden müsse. 


Während dieses Meinungsaustausches wurde dem Führer ein Telegramm aus 
Moskau und ein Telegramm aus Tokio überreicht. Die Besprechung wurde auf 
kurze Zeit unterbrochen und Graf Ciano sodann der Inhalt des Moskauer Tele- 
gramms mitgeteilt. Die Russen seien mit der Entsendung eines deutschen politischen 
Unterhändlers nach Moskau einverstanden. Der Reichsaußenminister fügte hinzu, 
daß die Russen über die Absichten Deutschlands gegen Polen absolut unterrichtet 
seien. Er selbst habe im Auftrag des Führers den Russischen Geschäftsträger infor- 
miert. 


Der Führer bemerkte hierzu, daß Rußland seiner Ansicht nach nicht bereit sein 
werde, für die Westmächte die Kastanien aus dem Feuer zu holen. Stalins Stellung 
sei durch eine siegreiche russische Armee ebenso gefährdet wie durch ein geschlagenes 
russisches Heer. Rußland habe höchstens das Interesse, seinen Zugang zur Ostsee 
etwas zu erweitern. Deutschland habe nichts dagegen einzuwenden. Im übrigen 
würde wohl Rußland nie für Polen, das es von ganzem Herzen hasse, eintreten. 
Die Entsendung der englisch-französischen Militärmission nach Moskau habe nur 
den einen Zweck, den katastrophalen Stand der politischen Verhandlungen zu ver- 
schleiern. 

Nach einer weiteren Unterhaltung über den Kommuniquevorschlag des Grafen 
Ciano erklärte der Führer, er wolle sich diesen Vorschlag sowie die Ausführungen 
des Grafen Ciano zur allgemeinen Lage einen Tag lang überlegen und schlage daher 


vor, daß die Verhandlungen am nächsten Tage wieder aufgenommen würden. 
gez. Schmidt 
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Aufzeichnung über die (2.) Unterredung zwischen Adolf Hitler 
und dem Grafen Ciano in Anwesenheit des Reichsaußenministers 
auf dem Obersalzberg am 13. August 1939 


ADAB Bd. VII Nr. 47 


Der Führer erklärte einleitend, er habe sich seit der letzten Unterredung die ge- 
samte Lage noch einmal reiflich überlegt. Der Reichsaußenminister habe ihm in- 
zwischen mitgeteilt, daß Graf Ciano unter den obwaltenden Umständen damit ein- 
verstanden sei, die Unterredung nicht mit einem Kommunique& abzuschließen. Auch 
er (der Führer) sei der Ansicht, daß dies der beste Weg sei. So bleibe nach jeder 
Seite hin Tür und Tor offen, niemand würde gebunden und nichts würde ver- 
hindert. 
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Grundsätzlich sei er im übrigen mit seinen Überlegungen zu dem gleichen Ergeb- 
nis gekommen, das er bereits in der gestrigen Unterredung mitgeteilt habe, nämlich 
daß die Gefahr bestehe, zu weit in den Herbst hinein zu geraten, so daß Polen 
für die Erreichung seiner verhältnismäßig beschränkten Ziele freie Bahn bekäme. 
Es könne Danzig im Wege der langsamen Erpressung gefügig machen, wobei die 
vertraglichen Voraussetzungen für Polen außerordentlich günstig seien. Danzig 
könne langsam abgeschnürt werden und dem wirtschaftlichen Ruin, ja sogar einer 
Hungersnot ausgesetzt werden. Von der zweiten Hälfte des Septembers und beson- 
ders auch Anfang Oktober ab, könne Danzig ohne weiteres von Polen besetzt wer- 
den. Es würde dann eine Wiedereroberung des Korridors und Danzig deutscherseits 
erfolgen, aber irgendwelche größeren militärischen Operationen seien zu dieser 
Jahreszeit nicht möglich. Danzig würde dabei in Trümmer gehen. Die schweren 
motorisierten Kräfte Deutschlands, die zu einem Tiefenstoß gegen Polen benötigt 
würden, seien nicht mehr verwendbar. Bei einem strengen Winter würde es zwar 
möglich sein, gewisse militärische Operationen durchzuführen, aber die Vernebelung 
und Verschlammung der Feldflugplätze sowie der gewöhnlichen Flugplätze mache 
jedes Einsetzen der Luftwaffe unmöglich. Wenn man deutsche Flughäfen benutzte, 
so würde die Flugstrecke stark verlängert, der Benzinverbrauch erhöht und die mit- 
zuführende Bombenlast erheblich herabgesetzt werden. Es sei also von entscheiden- 
den Bedeutung, daß innerhalb kürzester Zeit erstens Polen seine Absichten klar zu 
erkennen gebe und zweitens keinerlei Provokationen mehr von Deutschland hin- 
genommen würden. Wenn man sich Provokationen jetzt gefallen ließe, so müsse 
man sie erst recht im Oktober hinnehmen, wenn die Tank- und Luftwaffe nicht 
mehr verwendungsfähig seien. Die saisonbedingte Schwäche Deutschlands sei dem 
polnischen Generalstab sehr wohl bekannt und deshalb spiele Polen auf Zeit. Er 
(der Führer) käme daher zu zwei Schlußfolgerungen: 

1) Wenn eine neue Provokation erfolge, würde er schnellstens zugreifen, 
2) wenn Polen nicht klar und deutlich seine politische Stellungnahme zu erkennen 
gebe, so müsse eine derartige Stellungnahme herbeigeführt werden. 

Man dürfe nicht vergessen, daß die „Nervensäge“, die die Polen durch Herbei- 
führung ständiger Zwischenfälle und Provokationen angesetzt hätten, nunmehr 
drei Monate lang in Tätigkeit sei. Jedes Zeichen eines Nachgebens würde bei der 
slawischen Mentalität geradezu ein Überschäumen des polnischen Übermutes nach 
sich ziehen. Ein Nachgeben würde daher keinerlei Stärkung der Gesamtposition 
bringen, sondern ganz allgemein von den anderen Ländern als Schwächezeichen aus- 
gelegt werden. Wenn die westlichen Demokratien den Entschluß, gegen die Achse 
vorzugehen, bereits fest gefaßt hätten, so würden sie auf keinen Fall mit der Aus- 
führung ihres Planes drei oder vier Jahre warten und erst zu einem Zeitpunkt 
angreifen, an dem die Achsenmächte ihre notwendigen Vorbereitungen abgeschlossen 
hätten, sondern sie würden den Konflikt früher herbeiführen. Hätten sie aber den 
Entschluß noch nicht fest gefaßt, — was er (der Führer) mit Rücksicht auf den 
Rüstungsstand der westlichen Länder glaube, — so sei das beste Mittel, sie von 
einem Vorgehen zurückzuhalten, Polen gegenüber schnell zu handeln. 

Im übrigen sei jede gelungene Einzelaktion eines Achsenpartners gleichbedeutend 
mit einer nicht nur strategischen, sondern vor allen Dingen auch psychologischen 
Stärkung des Partners sowie der gesamten Achse. Italien habe in Abessinien, Spanien 
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und Albanien eine Reihe erfolgreicher Einzelaktionen durchgeführt, und zwar im- 
mer gegen den Willen der demokratischen Entente. Diese Einzelaktionen hätten 
nicht nur in jedem einzelnen Falle Italiens Interesse an Ort und Stelle gefördert, 
sondern auch seine Gesamtstellung außerordentlich gestärkt. Dasselbe sei bei 
Deutschlands Aktionen in Österreich, der Tschecho-Slowakei usw. der Fall gewesen. 
Auch hier hätten sich nicht nur die örtlichen Interessen verbessert, sondern die 
Gesamtstellung sei gefestigt worden. Die Achse als solche habe dabei erheblich 
gewonnen. Wenn man sich einmal vorstelle, daß die betreffenden Einzelaktionen 
nicht erfolgt wären, und sich klar mache, wie dann die Stellung Italiens oder 
Deutschlands gewesen wäre, käme man noch deutlicher zu dieser vorgenannten 
Erkenntnis, daß materiell und psychologisch die Einzelkationen die Gesamtstellung 
aufs stärkste gefördert hätten. Die Stärkung der Achse, die sich so ergeben habe, 
sei von größter Wichtigkeit für die unausbleibliche Auseinandersetzung mit den 
Westmächten. So wie die Dinge jetzt lägen, könnten Italien und Deutschland in der 
Welt einfach nicht weiter existieren, und zwar aus Platzmangel. Nun sei nicht etwa 
kein Platz mehr da, sondern der vorhandene Raum würde nur durch die jetzigen 
Besitzer völlig blockiert. Wie Geizhälse säßen sie auf ihren Goldhaufen und be- 
rauschten sich daran, in ihren Reichtümern herumzuwühlen, ohne sie nutzbringend 
verwenden zu können. Die westlichen Demokratien seien von dem Willen geleitet, 
die Welt zu beherrschen und sähen Deutschland und Italien als nicht ebenbürtig an. 
Dieses psychologische Element der Mißachtung sei vielleicht das Schlimmste an der 
ganzen Lage. Es könne nur beseitigt werden durch einen Kampf auf Leben und 
Tod, den die beiden Achsenpartner um so besser bestehen könnten, als ihre Inter- 
essen sich an keinem Punkte überkreuzten. Das Mittelmeer sei unbestrittenerweise 
aus historischen und geographischen Gründen Italiens ureigenste Domäne, in der 
ihm die Vormachtstellung gebühre. Der Duce habe ihm gegenüber auf dem 
„Conte Cavour“ die Lage dadurch hervorragend charakterisiert, daß er sagte, 
Italien sei bereits Jetzt allein durch seine geographische Lage die vorherrschende 
Macht im Mittelmeer, dagegen erklärte der Führer, wird Deutschland den alten 
Germanenweg nach Osten beschreiten, der ihm auch aus wirtschaftlichen Gründen 
angezeigt erschiene. Daß Italien aus geographischen und historischen Gründen die 
Vormacht des Mittelmeeres sei, habe übrigens auch der Gründer des II. Reiches, 
Bismarck, klar erkannt und ın dem bekannten Brief an Mazziını zum Ausdruck 
gebracht. So verliefen denn die Interessenlinien Deutschlands und Italiens in ganz 
verschiedene Richtungen, und es könne niemals zu einem Interessenkonflikt kom- 
men. 

Der Reichsaußenminister fügte hier ein, daß, wenn die beiden in der gestrigen 
Unterredung vom Führer genannten Probleme gelöst wären, Italien und Deutsch- 
land im Kampfe gegen den Westen den Rücken frei hätten. 

Der Führer erklärte, daß man Polen so niederschlagen müsse, daß es auf jeden 
Fall zehn Jahre lang kampfunfähig sei. In diesem Falle könne man sich mit dem 
Westen auseinandersetzen. 

Graf Ciano dankte dem Führer für die außerordentlich klaren Darlegungen über 
die Lage. Er habe seinerseits nichts hinzuzufügen und würde dem Duce in allen 
Einzelheiten über die Mitteilungen des Führers berichten. In einem Punkte erbäte 
er vielleicht noch eine Präzisierung, um dem Duce alle Elemente zur Beurteilung der 
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Lage an die Hand zu geben. Der Duce würde ja wohl keine Entscheidung zu fällen 
haben, da der Führer der Überzeugung Ausdruck gegeben habe, daß der Konflikt 
mit Polen sich lokalisieren lassen würde. Auf Grund einer langen Erfahrung könne 
er (Graf Ciano) sagen, daß der Führer in seiner Beurteilung der Lage bisher immer 
recht behalten habe. Aber wenn auch Mussolini keine Entscheidung zu treffen 
hätte, so würde er doch gewisse Vorsichtsmaßnahmen ergreifen wollen, und aus 
diesem Grunde stelle er (Graf Ciano) folgende Frage: 


Der Führer habe zwei Gründe genannt, aus denen er gegen Polen vorgehen 
würde. Erstens wenn Polen eine ernste Provokation vornähme und zweitens, wenn 
es seine politische Haltung nicht kläre. Die Provokationen seien von dem Willen 
des Führers unabhängig und könnten jederzeit erfolgen, worauf dann in jedem 
Augenblick die deutsche Gegenaktion ausgelöst würde. Der zweite Fall jedoch 
schließe gewisse Fristen ein. Er frage daher, bis zu welchem Datum Polen seine 
politische Haltung nach Ansicht Deutschlands geklärt haben müsse, wobei er durch- 
aus Verständnis für die saisonbedingten Gegebenheiten der Lage habe. 


Der Führer erwiderte, daß die Klärung der politischen Stellungnahme Polens 
bis spätestens Ende August erfolgt sein müsse. Da zwar der entscheidende Hauptteil 
der militärischen Operation gegen Polen innerhalb von 14 Tagen durchgeführt 
werden könnte, die endgültige Liquidierung jedoch immerhin noch weitere 14 Tage 
bis 4 Wochen in Anspruch nehmen würde, sie daher erst Ende September, Anfang 
Oktober abgeschlossen werden könnte. Darauf ergebe sich der Termin Ende August 
notwendigerweise. 


Zum Schluß versicherte der Führer dem Grafen Ciano erneut, daß er seit seiner 
Jugend für die deutsch-italienische Zusammenarbeit eingetreten sei und in keiner 
seiner Publikationen etwas anderes zu finden wäre. Er sei von Anfang an der 
Ansicht gewesen, daß Deutschland und Italien von Natur aus zum Zusammen- 
gehen bestimmt seien, weil zwischen ihnen keinerlei Interessengegensätze bestünden. 
Persönlich sei er glücklich, in einer Zeit zu leben, wo außer ihm selbst noch ein 
anderer Staatsmann lebe, der groß und einmalig in der Geschichte dastehe. Daß er 
der Freund dieses Mannes sein könne, bedeute für ihn großes persönliches Glück. 
Wenn die Stunde des gemeinsamen Kampfes schlage, so würde er immer an der 
Seite des Duce zu finden sein, und zwar auf Gedeih und Verderb. Schmidt 
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Aufzeichnung des Britischen Generalstabs 
über die Frage etwaiger Luftbombardierungen in der ersten Phase eines Krieges, 
bei dem Deutschland im Westen defensiv bleibt und im Osten angreift 


Aus dem Deutschen Weißbuch VIII Nr. 33 
(Auszug) 


14. August 1939 


er Es ist die Absicht seiner Majestät Regierung, in der nahen Zukunft den 
britischen Befehlshabern Instruktionen über die Art der Durchführung von Bom- 
bardierungen zu Beginn eines Krieges, und zwar sowohl aus der Luft wie von 
See aus, zu geben, die einen noch einschränkenderen Charakter haben, als durch eine 
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vernünftige Auslegung der mit Frankreich vereinbarten Politik oder der hierüber 
bestehenden Völkerrechtsregeln erfordert wird. Seiner Majestät Regierung hält es 
für lebenswichtig, daß kein verbündeter Befehlshaber eine Handlung irgendwelcher 
Art unternehmen soll, die uns möglicherweise einem berechtigten Vorwurf unein- 
geschränkter Bombardierung aussetzen kann, ohne daß ausdrückliche Befehle gegeben 
sind. Es ist beabsichtigt, dem französischen Generalstab bald eine Abschrift dieser 
Befehle zu übermitteln, wobei die Hoffnung besteht, daß der französische General- 
stab die Möglichkeit findet, seinen Befehlshabern gleichartige Instruktionen zukom- 
men zu lassen. 


Trotzdem kann man sich gewisse besondere Umstände denken, in denen wir 
gezwungen sein könnten, von dieser allgemeinen Linie abzuweichen. Die britischen 
Stäbe denken hierbei an den Fall, daß die Deutschen ihre Hauptoffensive zu Lande 
und in der Luft gegen Polen oder Rumänien richten, ım Westen aber völıg defensiv 
bleiben. Sollte dieser Fall eintreten, so könnte es schwierig sein, eine Untätigkeit 
in der Luft gegenüber Deutschland zu rechtfertigen, während Polen überrannt wird, 
obgleich die Alternative, gegen gewisse Ziele vorzugehen, die nicht als „rein 
miltärisch ım engsten Sinne des Wortes“ bezeichnet werden können, zu unter- 
schiedslosen deutschen Luftangriffen führen könnte. 


Aktionsmöglichkeiten für die französisch-britischen Luftstreitkräfte, um den 
Druck auf Polen bei Kriegsbeginn zu erleichtern, wobei angenommen wird, daß 
Deutschland im Osten angreift und im Westen defensiv bleibt...... 


ee 9. Es gibt im großen ganzen vier verschiedene Aktionsmöglichkeiten, unter 
denen eine Wahl getroffen werden muß. Sie sind weiter unten kurz dargelegt. Es 
wird in jedem Falle angenommen, daß eine volle nationale Mobilisierung erfolgt ist 
oder sich im Gange befindet und daß wir sofort zur See alle Maßnahmen wirtschaft- 
lichen Druckes einschließlich der Unterbrechung alles deutschen Handels auf dem 
Seewege und der Wegnahme aller deutschen Schiffe auf See in Kraft setzen. Eine 
Erwägung, die die Wahl einer dieser Aktionsmöglichkeiten beeinflussen muß, be- 
steht darin, daß das endgültige Schicksal Polens von dem endgültigen Ergebnis des 
Krieges und dieses Ergebnis wiederum von der Fähigkeit der Alliierten abhängen 
wird, die schließliche Niederlage Deutschlands herbeizuführen, nicht aber von un- 
serer Fähigkeit, bei Beginn des Krieges den Druck auf Polen zu erleichtern. 


10. a) Alle notwendigen Vorbereitungsmaßnahmen zu Lande und in der Luft zu 
treffen, einschließlich der Entsendung der British Advanced Aır Striking Force und 
der 1. Abteilung der Field Force nach Frankreich — aber keine offensive Aktion in 
der Luft einzuleiten, mit Ausnahme von Aktionen gegen Kriegsschiffe auf See. 


b) Luftangriffe gegen rein „militärische“ Ziele im engsten Sinne des Wortes eıin- 
zuleiten — d. h. die deutsche Flotte und ihre Basen, Einheiten und Einrichtungen 
der Luftstreitkräfte und die deutsche Armee an der Westfront. 


c) Unsere Luftaktion so weit auszudehnen, daß sie Ziele einschließt, welche zwar 
rein militärischen Einrichtungen so nahe wie möglich verwandt sind, aber eine stär- 
kere Wirkung haben hinsichtlich einer Herabsetzung der Fähigkeit des Feindes, den 
Krieg fortzusetzen. In dieser Gruppe scheinen die brauchbarsten Ziele Bestände von 
Benzin und Fabriken für die Herstellung von synthetischem Benzin zu sein. 
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d) Von vornherein „die Handschuhe auszuziehen“ und die Ziele anzugreifen, die 
am besten geeignet sind, die feindlichen Kriegsbemühungen herabzusetzen, ohne 
Rücksicht darauf, ob eine solche Aktion schwere Verluste unter der feindlichen 
Zivilbevölkerung hervorrufen wird oder nicht...... 
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Information des Reichsaußenministers für Botschafter von der Schulenburg 
am 14. August 1939 


ADAP Bd. VII Nr. 56 


Berlin, den 14. August 1939 22 Uhr 53 
Ich bitte Sie, Herrn Molotow aufzusuchen und ihm folgendes mitzuteilen: 

1.) Der Gegensatz zwischen der nationalen Idee, verkörpert durch das natio- 
nalsozialistische Deutschland, und der Idee der Weltrevolution, verkörpert durch 
die UdSSR, war ın den vergangenen Jahren die alleinige Ursache, daß sich Deutsch- 
land und Rußland in zwei weltanschaulich getrennten und sich bekämpfenden 
Lagern gegenüberstanden. Die Entwicklung der neueren Zeit scheint zu zeigen, 
daß die verschiedenen Weltauffassungen ein vernünftiges Verhältnis zwischen den 
beiden Staaten und die Wiederherstellung neuer guter Zusammenarbeit nicht aus- 
schließen. Die Periode der außenpolitischen Gegnerschaft könnte damit ein- für 
allemal abgeschlossen, und der Weg für eine neue Zukunft der beiden Länder frei 
werden. 
2.) Reale Interessengegensätze zwischen Deutschland und Rußland bestehen nicht. 
Deutschlands und Rußlands Lebensräume berühren sich, aber in ihren natürlichen 
Bedürfnissen überschneiden sie sich nicht. Hiermit fehlt von vornherein jede 
Ursache einer aggressiven Tendenz eines Landes gegen das andere. Deutschland hat 
keinerlei aggressive Absichten gegen die UdSSR. Die Reichsregierung ist der Auf- 
fassung, daß zwischen Ostsee und Schwarzem Meer keine Frage gibt, die nicht zur 
vollen Zufriedenheit beider Länder geregelt werden könnte. Hierzu gehören Fragen 
wie: Ostsee, Baltikum, Polen, Südost-Fragen usw. Darüber hinaus könnte politische 
Zusammenarbeit beider Länder nur nützlich sein. Dies trifft auch auf die deutsche 
und russische Wirtschaft zu, die sich nach jeder Richtung ergänzen. 
3.) Es unterliegt keinem Zweifel, daß die deutsch-russische Politik an einem ge- 
schichtlichen Wendepunkt angelangt ist. Die in der nächsten Zeit in Berlin und 
Moskau zu fassenden politischen Entschlüsse werden für die Gestaltung der Be- 
ziehungen zwischen dem deutschen und russischen Volk auf Generationen von ent- 
scheidender Bedeutung sein. Von ihnen wird es abhängen, ob die beiden Völker 
eines Tages erneut und ohne zwingenden Grund die Waffen kreuzen, oder ob sie 
wieder zu einem freundschaftlichen Verhältnis kommen werden. Beiden Ländern 
ist es früher immer gut gegangen, wenn sie Freunde waren, und schlecht, wenn sie 
Feinde waren. 
4.) Wahr ist, daß sich Deutschland und Sowjetrußland durch die Jahre der welt- 
anschaulichen Gegnerschaft heute mißtrauisch gegenüberstehen. Viel Schutt, der sich 
angesammelt hat, ist noch zu beseitigen. Festzustellen ist aber, daß auch während 
dieser Zeit die natürliche Sympathie der Deutschen für das Russische nie verschwun- 
den ist. Hierauf kann die Politik der beiden Staaten neu aufbauen. 
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5.) Die Reichsregierung und die Sowjetregierung müssen nach allen Erfahrungen 
damit rechnen, daß die kapitalistischen westlichen Demokratien unversöhnliche 
Feinde sowohl des nationalsozialistischen Deutschlands wie auch Sowjetrußlands 
sind. Sie versuchen heute erneut, durch Abschluß eines Militärbündnisses Rußland 
gegen Deutschland in den Krieg zu hetzen. 1914 ist das russische Regime an dieser 
Politik zerbrochen. Es ist das zwingende Interesse beider Länder, daß ein Zer- 
fleischen Deutschlands und Rußlands im Interesse der westlichen Demokratien für 
alle Zukunft vermieden wird. 

6.) Die durch die englische Politik hervorgerufene Zuspitzung der deutsch-pol- 
nischen Beziehungen sowie die englische Kriegstreiberei und die damit verbundenen 
Bündnisbestrebungen machen eine baldige Klärung des deutsch-russischen Verhält- 
nisses erforderlich. Die Dinge könnten sonst ohne deutsches Zutun einen Verlauf 
nehmen, der beiden Regierungen die Möglichkeit abschneidet, die deutsch-russische 
Freundschaft wieder herzustellen und gegebenenfalls auch territoriale Fragen Ost- 
europas gemeinsam zu klären. Die Führung in den beiden Ländern sollte daher die 
Dinge nicht treiben lassen, sondern zur rechten Zeit zupacken. Verhängnisvoll 
würde es sein, wenn aus gegenseitiger Unkenntnis der Auffassungen und Absichten 
die beiden Völker endgültig auseinandertreiben würden. 

Bei der Sowjetregierung bestehe, wie uns mitgeteilt wurde, ebenfalls der Wunsch 
nach einer Klärung des deutsch-russischen Verhältnisses. Da aber nach den bis- 
herigen Erfahrungen diese Klärung durch den üblichen diplomatischen Kanal nur 
langsam herbeigeführt werden kann, bin ich bereit, zu einem kurzen Besuch nach 
Moskau zu kommen, um namens (des) Führers Herrn Stalin die Auffassung des 
Führers auseinanderzusetzen. Nur durch eine solche unmittelbare Aussprache ist 
nach meiner Auffassung eine Änderung herbeizuführen, und es sollte nicht unmög- 
lich sein, hierbei das Fundament für eine endgültige Bereinigung der deutsch-rus- 
sischen Beziehungen zu legen. 

Zusatz: Ich bitte Herrn Molotow diese Instruktion nicht schriftlich zu geben, 
sondern wörtlich vorzulesen. Ich lege Wert darauf, daß dieselbe möglichst genau 
an Herrn Stalin gelangt und ermächtige Sıe, hiermit gegebenenfalls bei Herrn Molo- 
tow in meinem Auftrage eine Audienz bei Herrn Stalin nachzusuchen, damit Sie 
ihm diese wichtige Mitteilung auch unmittelbar machen können. Neben der Aus- 
sprache mit Molotow wäre eine eingehende Unterredung mit Stalin Voraussetzung 
meines Besuchs. Ribbentrop 
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Aufzeichnung des Staatsekretärs v. Weizsäcker 
über seine Unterredung mit dem französischen Botschafters Coulondre 
am 15. August 1939 


Aus DWB IINr. 449 


Berlin, den 15. August 1939 


Der Französische Botschafter meldete sich heute bei mir nach Rückkehr von 
seinem Urlaub. Der Botschafter drückte sich zur Lage erwa folgendermaßen aus und 
brachte dies ruhig und bestimmt vor: Frankreich habe seine Stellung bezogen. Sein 
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Verhältnis zu Polen und zu England sei bekannt. Ein Konflikt zwischen Deutsch- 
land und Polen werde automatisch Frankreich einbeziehen. Das sei eine Tatsache, 
kein Wunsch Frankreichs. Vielmehr wünsche Frankreich nichts dringlicher als einen 
deutsch-polnischen Ausgleich, besonders hinsichtlich Danzigs. Er hoffe, daß einer 
Regelung dieser Sonderfrage auch eine allgemeine deutsch-polnische Entspannung 
folgen würde. So sei in kurzen Worten sein Eindruck aus seinen letzten Gesprächen 
mit Daladier und Bonner. Sein frischer Eindruck in Berlin aber sei der einer gewis- 
sen Verschärfung der Lage. Besonders beschäftige ihn, daß in den neuesten deut- 
schen Auslassungen der Ehrenpunkt wiederholt vorkomme; das bedeute doch offen- 
sichtlich eine ernste Zuspitzung. 

Ich habe Coulondre daraufhin bestätigt, daß die Lage eine andere sei als vor 
seinem Urlaubsantritt im Juli. Alsdann holte ich ziemlich weit aus und zog die 
nötigen Argumente heran, um die ungezügelte selbstmörderische Politik Polens zu 
kennzeichnen. Ich sprach Coulondre von der ultimativen Note Polens an Danzig 
vom Samstag vor 8 Tagen, von der Aggressivität in dem vorwöchigen Meinungs- 
austausch zwischen Berlin und Warschau, von den provokatorischen Äußerungen 
der gesteuerten polnischen Presse, von den fortgesetzten Unterdrückungs-, Knebe- 
lungs-, Ausweisung- und ähnlichen Maßnahmen der polnischen unteren Instanzen 
(ich zeigte Coulondre dazu eine mir darüber frisch zugegangene Liste) und erklärte 
dieses alles als das faktische Ergebnis der Versprechungen Frankreichs und Englands 
an Polen. So also sei die Saat aufgegangen, welche die Westmächte in Polen aus- 
gestreut hätten. 

Coulondre machte dann einen kleinen Ausflug in die Vergangenheit und stellte 
die englisch-französische Garantieleistung an Polen hin als das unvermeidliche Er- 
gebnis der deutschen Errichtung des Protektorats in der Tschechei. Im übrigen be- 
hauptete der Botschafter, es herrsche nach der französischen Berichterstattung aus 
Warschau dort kein Übermut, vielmehr bewahre die Polnische Regierung kühles 
Blut. 

Ich führte nun erhaltenem Auftrag gemäß eine sehr ernste, warnende Sprache 
und bestritt Coulondres Darlegungen auf das heftigste. Die Polnische Regierung 
regiere außerdem ja gar nicht. In Paris wisse man anscheinend nicht, was „polnische 
Wirtschaft“ sei. Die Polnische Regierung sei auch keineswegs bei Verstand, sonst könn- 
ten ultimative Drohungen, wie kürzlich in Danzig, nicht durch polnische Diplomaten 
ausgesprochen werden. Derartige Exzesse bewiesen nur den polnischen Glauben an 
die beiden großen Brüder im Westen, die schon helfen würden. Wir könnten und 
würden uns eine Fortsetzung eines solchen polnischen Verhaltens nicht weiter ge- 
fallen lassen. Polen ziehe als Amokläufer sein Schicksal über sich zusammen. 

Ich fuhr dann fort, wie jede Dummheit, habe auch die polnische ein gewisses 
Verdienst: 

1. sähen daraus Polens Freunde, was sie selber angerichtet hätten, und 

2. befreie Polen seine Freunde damit von ihrer Unterstützungspflicht, 

denn man könne sich ja nicht vorstellen, daß etwa Frankreich oder England zu- 
gunsten ihres wild gewordenen Freundes ihre Existenz aufs Spiel setzen wollten. 
Ich verstände daher auch nicht, wieso Coulondre zu Beginn unserer Unterhaltung 
die französische Hilfe an Polen als eine selbstverständliche und automatische habe 
bezeichnen können. 
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Coulondre sprach dann einen Augenblick davon, daß der französisch-polnische 
Bündnisvertrag durch die diesjährige Garantie noch verstärkt worden sei, die juri- 
stische Bindung an Polen sei aber nicht ausschlaggebend. Frankreich brauche zu 
seiner Sicherheit das Gleichgewicht Europas. Würde dies zugunsten Deutschlands 
gestört, d. h. würde Polen jetzt von uns überrannt, so käme in absehbarer Zeit 
Frankreich an die Reihe, oder aber es müsse herabsinken etwa auf das Niveau von 
Belgien oder Holland. Frankreich würde damit praktisch zum Vasallen Deutsch- 
lands, und dieses wolle es eben nıcht. 

Ich legte dem Botschafter dringend nahe, sich über das tatsächliche Verhalten 
Polens zu unterrichten und sich von seinem totalen Irrtum über das Benehmen 
seiner Freunde kurieren zu lassen, dann werde er auch zu den richtigen Schluß- 
folgerungen kommen. 

Als Coulondre mich nach diesen Schlußfolgerungen fragte, sagte ich ihm, Polen 
müsse den berechtigten Ansprüchen Deutschlands nachkommen, und es müsse sein 
Gesamtverhalten gegenüber Deutschland total umstellen. 

Schließlich meinte der Botschafter, zu einem Druck auf Warschau wie im vorigen 
Jahr auf Prag werde seine Regierung sich nicht verstehen. Die Lage sei eine andere 
als damals. 

Ich erwiderte Coulondre trocken, ıch hätte ihm bzw. seiner Regierung keine 
Ratschläge zu erteilen. Sie möge sich die Tschechen ansehen und diese sprechen 
lassen. 

Zum Schluß versicherte mich der Botschafter seiner Bereitschaft zu jeder Art von 
Mitwirkung an der Bewahrung des Friedens. Ein europäischer Krieg würde enden 
mit einer Niederlage aller, auch des heutigen Rußland. Der Sieger wäre nicht Stalin, 
sondern Trotzki. Weizsäcker 
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Aufzeichnung des Staatssekretärs v. Weizsäcker 
über seine Unterredung mit dem englischen Botschafter Henderson 
am 15. August 1939 


Aus DWB IINr. 450 


Berlin, den 15. August 1939 


Der Britische Botschafter kam heute nach längerer Zeit zu einer Aussprache zu 
mir. Er fragte mich ziemlich unvermittelt nach dem Ergebnis des Ciano-Besuches in 
Salzburg. 

Auf Ciano und die Gespräche mit ihm ging ich in meiner Antwort nicht ein. Ich 
schilderte ihm aber die Verschlechterung der Lage zwischen Berlin und Warschau 
und hielt mich etwa an den Gedankengang, dem ich heute früh auftragsgemäß ge- 
genüber dem Französischen Botschafter gefolgt war. Meine Ausdrucksweise über 
die polnische Politik habe ich gegenüber Henderson vielleicht noch um eine Kleinig- 
keit schärfer gewählt als gegenüber Coulondre. 

Henderson knüpfte an die Zollinspektorenfrage die Behauptung deutschen Waf- 
fenschmuggels und einer weitgehenden Militarisierung Danzigs, womit polnische 
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Rechte und Interessen berührt seien, ohne daß Polen remonstriert habe. Ich bestritt 
auf das energischste, daß die militärischen Maßnahmen in Danzig unberechtigt seien. 
Danzig mache nichts anderes, als daß es sich gegen seinen Beschützer schütze. Das 
werde doch wohl noch erlaubt sein. Im übrigen führte ich wieder aus, wie die 
britische Politik der Polnischen Regierung Narrenfreiheit gegeben habe, welche sich 
die Polen nunmehr ungezügelt zunutze machten. England müsse jetzt erkennen, 
wohin seine sogenannte Einkreisungspolitik geführt habe, und werde wohl schwer- 
lich geneigt und verpflichtet sein, sich von seinen wild gewordenen polnischen 
Freunden ins Unglück führen zu lassen. 


Auch bei dem Gespräch mit Henderson heute nachmittag ergab sich wieder ein 
fundamentaler Unterschied in der Auffassung von der Haltung der Polen. Hender- 
son bzw. seine Regierung behaupten, Polen sei vernünftig und ruhig, und bestreitet, 
daß Polen in der Lage wäre, einen Angriffsakt gegen Deutschland zu begehen. In 
allen anderen Fällen eines deutsch-polnischen Zusammenstoßes aber sei die Britische 
Regierung zur Wafftenhilfe verpflichtet und zu dieser fest entschlossen. Im übrigen 
werde Polen Schritte von großer Tragweite nicht tun, ohne sich des Londoner Ein- 
verständnisses zu versichern. 


Ich fragte darauf den Botschafter, ob etwa das Londoner Einverständnis zu der 
Drohnote an Danzig oder zu der polnischen Erklärung von Mitte voriger Woche 
an uns oder zu all den provokatorischen Reden und Artikeln und zu der fort- 
gesetzten Bedrängung der deutschen Minderheit vorliege. Das Maß unserer Geduld 
sei bis an den Rand gefüllt. Die Politik eines Landes wie Polen setze sich aus tausend 
Provokationen zusammen. Ob England wohl damit rechne, Polen von jeder neuen 
Unbesonnenheit zurückhalten zu können? Es sei doch alles pure Theorie, wenn 
England glaube, Polen in der Hand zu haben, solange Warschau sich von London 
gedeckt fühle. Umgekehrt liege es. 


Alsdann hatte ich noch gegenüber dem Botschafter die Behauptung zu dementie- 
ren, daß durch unseren Generalkonsul in Danzig verschärfte Instruktionen nach 
Danzig gelangt seien. Ich bezeichnete diese dem Botschafter hinterbrachte Behaup- 
tung als eine glatte Lüge. 


Der Botschafter ging dann zu der Frage über, ob nicht das Problem Danzig so 
lange verschoben werden könne, bis es in einer ruhigeren Atmosphäre lösbar seı. 
Er verspreche sich dann auch für uns einen besseren Erfolg. Henderson meinte, ich 
würde ihm auf diese Frage wohl nicht antworten können. Ich erwiderte ihm aber 
damit, seine Frage sei eine rein theoretische, denn eine Verschiebung würde in 
Polen zu nichts anderem ausgenützt werden, als das Unheil noch zu vergrößern, 
was es jetzt schon anrichte, so daß von einer Verbesserung der Atmosphäre gar 
keine Rede wäre. 


Henderson meinte dann, ob denn nicht deutsch-polnische Verhandlungen zu 
führen wären, zu denen wir den Anstoß geben könnten. Hierauf erinnerte ich Hen- 
derson daran, daß Beck in seiner letzten Parlamentsrede sich wie ein Pascha auf den 
Diwan gesetzt habe mit der Erklärung, wenn Deutschland sich der polnischen 
Prinzipien anpasse, so sei er bereit, in diesem Rahmen Vorschläge gnädig entgegen- 
zunehmen. Außerdem hätte ja gerade in der vorigen Woche die Polnische Regie- 
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rung erklärt, daß jede deutsche Initiative auf Kosten polnischer Ansprüche als eine 
Angriffshandlung anzusehen sei. Ich sähe also keinen Raum für eine deutsche Ini- 
tiative. 

Henderson deutete dann noch auf eventuelle spätere umfassende deutsch-englische 
Erörterungen in großen Fragen wie Kolonien, Rohstoffe usw. hin, sagte aber gleich- 
zeitig, die Lage sei doch viel schwieriger und ernster als im Vorjahr, denn Chamber- 
lain könne nicht noch einmal bei uns angeflogen kommen. 

Ich erklärte mich meinerseits außerstande, andere Ratschläge zu geben, als daß 
Polen in dem akuten Problem Danzig und in seinem gesamten Verhalten zu uns 
schleunigst Vernunft annehmen müsse. 

Henderson verließ mich mit dem Gefühl vom Ernst und der Dringlichkeit der 
Lage. Weizsäcker 
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Brief des britischen Botschafters Henderson an Lord Halifax 
über seine Unterredung mit Staatssekretär v. Weizsäcker 
am 15. August 1939 


Aus DBFP VII Nr. 35 


a Ich komme auf den Hauptpunkt dessen, was mir Attolico sagte und auf 
dessen dringende Vorladung nach Rom, daß es offensichtlich sei, daß der unglück- 
liche Austausch von Noten und Ultimaten über Danzig zwischen Berlin und War- 
schau die Situation vollkommen ins Üble verdreht habe. 


In der Tat, es muß schnell etwas getan werden, wenn das Übelste nicht geschehen 
soll. Ich glaube, daß Mussolini den Premierminister konsultieren will und ihn an- 
regen wird. Ich hoffe, er wird den Mut dazu haben. Attolicos Besuch in Rom wird 
helfen, er will es zumindest versuchen. 

Aber der Weg, den ich empfehlen möchte, ist der, daß die polnische Regierung 
dazu überredet — und zwar sofort — werden müßte, den polnischen Botschafter 
hier zu instruieren, ganz formlos eine Demarche zu unternehmen, was leicht über 
Göring möglich sein wird. Er hat eine leichte Entschuldigung, zu ihm zu gehen, 
denn wie ich weiß, hat der Feldmarschall ihm angeboten, im September einen 
Hirsch zu schießen. Überhaupt ist Lipski hier eine Persona grata. 

Noch ist die Linie, die hier eingehalten werden müßte, wirklich nicht so schwer 
zu halten. Die Polen könnten die Verschlechterung der Lage bedauern und das 
Beibehalten des Status quo vom März anregen bis zu der Zeit, wenn die Atmos- 
phäre sich genügend abgekühlt hat, um diplomatische Verhandlungen wieder star- 
ten zu können. In der Zwischenzeit können sie unternehmen, ihre Presse zu kon- 
sultieren und auf der Basis der Reziprozität einen sofortigen wirksamen Stop von 
Deutschenverfolgungen bis in die Provinzen anzuordnen. 

Sogar wenn Hitler geneigt ist, einen solchen Waffenstillstand anzunehmen, würde 
es Polens Hand eher stärken als schwächen... .. 
ui Auch Weizsäcker sprach gestern über die schrecklichen Verluste, die die Polen 
erleiden werden in einem Krieg, in welchem sie doch kein gleichwertiger Gegner zu 
Deutschland seien. Ich entgegnete ihm in derselben Sprache, wie Ribbentrop sie mit 


124 


mir am 21. Mai im letzten Jahre sprach. Er nahm seine Bemerkung zurück, doch 
es war klar, was er dachte — was alle Deutschen denken. Polen ist kein Mißstand 
in Hitlers Werk, aber ein deutsches Hindernis, und ich habe keine Zweifel an allem, 
was Hitler zu Burkhardt sagte, daß es wahr sei, nämlich daß in diesem Jahr — an- 
ders wie im letzten — seine militärischen Berater ihm den Rücken steifen. 


Im Verlauf dieses Gespräches sagte Weizsäcker noch, wie nützlich es sei, wenn 
einer, der perfekt deutsch spreche und dazu noch zum inneren Gremium des Kabi- 
netts gehöre, mit Hitler spreche. Ich sagte, soweit ich wisse, sei das einzige Mitglied 
des Kabinetts, das gut genug deutsch spreche, Burgin (Minister für politische Wirt- 
schaft). 


Weizsäcker meinte zuerst, Burgin sei zu unmilitärisch und zu gefällig, doch er 
korrigierte sich selbst und sein Eifer dabei schien mir von der Besorgnis zu kom- 
men, doch etwas tun zu müssen, um die Katastrophe zu vermeiden, die er sehr nah 


sich abzeichnen sah. 


Es mag schroff gewesen sein, aber ich mußte es sagen, daß es meine Überzeugung 
sei, daß, wenn Hitler in die Enge getrieben würde, er den Krieg wähle. Er ist über- 
zeugt, daß ıhn im Osten niemand aufhalten kann und daß seine Verteidigung im 
Westen genügen würde, den Angriff zu stoppen. Er fürchte die Blockade, aber er 
hoffe, daß, bevor sie wirksam werde, Europa — die Neutralen wie die Kriegsführen- 
den — so angeschlagen sein würden von dem Blutvergießen und der Zerstörung, 
daß sie auf Frieden bestehen würden. 


Dabei sagte ich Weizsäcker, daß ich weder die Möglichkeit sehe noch den Nutzen 
für einen Engländer, mit Hitler zu sprechen, bevor ein Abkommen über Danzig 
erlangt sei.“ 
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Berichte Botschafters v. d. Schulenburg über seine Unterredung mit Molotow 
am 15. August 1939 


ADAP Bd. VII Nr. 79, 88 


Die Unterredung mit Molotow am 15. August um 20 Uhr leitete ich mit der 
Feststellung ein, daß nach den uns gewordenen Mitteilungen die Sowjetregierung 
Interesse habe, die politischen Besprechungen fortzusetzen, es jedoch vorziehe, sie 
in Moskau zu führen. Molotow erwiderte, daß dies zutreffend sei. 


Sodann verlas ich Herrn Molotow den Inhalt der mir aufgerragenen Mitteilung, 
deren deutscher Wortlaut sofort absatzweise ins Russische übertragen wurde. Auch 
von dem Inhalte des Zusatzes zu der mir erteilten Instruktion gab ich Molotow 
Kenntnis. Meine Mitteilung, daß ich gegebenenfalls im Auftrage des Herrn Reichs- 
außenministers eine Audienz bei Herrn Stalin nachsuchen solle sowie die Fest- 
stellung, daß neben der Aussprache mit Molotow eine eingehende Unterredung 
des Herrn Reichsaußenministers mit Stalin die Voraussetzung für den angekündig- 
ten Besuch bilde, nahm Molotow zur Kenntnis. Zu dem Wunsche des Herrn Reichs- 
außenministers, daß der Inhalt der Instruktion möglichst genau an Herrn Stalin 
gelangt, machte Molotow eine zustimmende Geste. 
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Molotow hörte beim Verlesen der Instruktion mit gespannter Aufmerksamkeit 
zu und wies seinen Sekretär an, sich möglichst eingehende und wortgetreue Notizen 
zu machen. 

Molotow erklärte sodann, daß er angesichts der Wichtigkeit meiner Mitteilungen 
mir nicht sofort Antwort geben könne, sondern vorerst seiner Regierung Bericht 
erstatten müsse. Schon jetzt könnte er aber erklären, daß die Sowjetregierung die 
von deutscher Seite zum Ausdruck gebrachte Absicht, eine Verbesserung der Be- 
ziehungen zur Sowjetunion herbeizuführen, lebhaft begrüße. Vorbehaltlich weiterer 
Mitteilungen, die er mit nach erfolgter Unterrichtung seiner Regierung in Kürze 
machen würde, wolle er vorläufig als seine eigene Ansicht Nachstehendes zu dem 
Vorschlage der Deutschen Regierung zum Ausdruck bringen. 

Die Verwirklichung einer Reise des Herrn Reichsaußenministers nach Moskau 
erfordere eine eingehende Vorbereitung, damit der beabsichtigte Meinungsaustausch 
ein Ergebnis zeitige. In diesem Zusammenhang bäte er mich um Mitteilung, ob fol- 
gendes den Tatsachen entspräche. 

Die Sowjetregierung habe Ende Juni d. J. von ihrem Geschäftsträger in Rom 
einen telegraphischen Bericht über dessen Unterredung mit dem. Ikalienischen 
Außenminister Ciano erhalten. In dieser Unterredung habe Ciano gesagt, daß ein 
deutscher Plan existiere, der sich eine entschiedene Besserung der deutsch-sow- 
jetischen Beziehungen zum Ziele setze. Dabei habe Ciano aus dem Plane nach- 
folgende Punkte erwähnt: 

1.) Deutschland würde nicht abgeneigt sein, auf Japan hinsichtlich einer Ver- 
besserung seiner Beziehungen zur Sowjetunion und einer Beseitigung der Grenz- 
konflikte einzuwirken; 


2.) Ferner wurde die Möglichkeit erwogen, mit der Sowjetunion einen Nicht- 
angriffspakt zu schließen und die Baltenstaaten gemeinsam zu garantieren; 


3.) Deutschland sei zu einem Wirtschaftsabkommen mit der Sowjetunion auf 
breiter Basıs bereit. 

Der Inhalt der vorstehenden Punkte habe bei der Sowjetregierung großes Inter- 
esse hervorgerufen und er — Molotow — möchte gern wissen, was an diesem Plan, 
den Ciano dem Sowjetgeschäftsträger in der soeben vorgetragenen Form entworfen 
habe, wahr sei. 

Ich erwiderte, die Mitteilungen Cianos beruhten offenbar auf einem Bericht des 
hiesigen Italienischen Botschafters Rosso, wovon auch wir bereits gehört hätten. 
Der Inhalt dieses Berichts bestehe im wesentlichen aus Kombinationen Rossos. 

Auf eine Zwischenfrage Molotows, ob sich Rosso seine Angaben aus den Fingern 
gezogen habe, erwiderte ich, daß dies nur bedingt richtig sei. Wir wünschten 
— wie Molotow wisse — tatsächlich eine Verbesserung der deutsch-sowjetischen 
Beziehungen und hätten natürlich darüber nachgedacht, wie eine solche Verbes- 
serung herbeigeführt werden könnte. Das Ergebnis dieses Nachdenkens sei in mei- 
nen Molotow bekannten Weisungen und in den Erklärungen des Herrn Reichs- 
außenministers und des Herrn Schnurre gegenüber Herrn Astachow niedergelegt. 

Molotow erwiderte, daß ihn die Frage, ob Rosso seine Regierung richtig infor- 
miert habe, nicht weiter interessiere. Es komme der Sowjetregierung im gegen- 
wärtigen Zeitpunkt vor allem darauf an, zu wissen, ob Pläne, wie sie in dem 
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Berichte Rossos enthalten seien, oder etwas ähnliches existiert hätten und ob sich 
die Deutsche Regierung noch mit solchen Gedankengängen befasse. Er, Molotow, 
habe nach Kenntnisnahme des Berichts aus Rom nichts Unwahrscheinliches darin 
gefunden. Die Sowjetregierung habe in diesen ganzen letzten Jahren unter dem 
Eindruck gestanden, daß die Deutsche Regierung nicht den Wunsch habe, eine Ver- 
besserung der Beziehungen zur Sowjetunion herbeizuführen. Jetzt liegt die Sache 
anders. Aus den Besprechungen, die in den letzten Wochen stattgefunden hätten, 
habe die Sowjetregierung die Überzeugung gewonnen, daß es der Deutschen Regie- 
rung mit ihren Absichten, eine Änderung des Verhältnisses zur Sowjetregierung 
herbeizuführen, wirklich ernst sei. Als entscheidend betrachte er die heutige Er- 
klärung, die diesen Wunsch besonders prägnant und deutlich zum Ausdruck bringe. 
Was dieSowjetregierung betreffe, so sei sie zur Frage guter Beziehungen zu Deutsch- 
land immer positiv eingestellt gewesen und freue sich, daß dies nunmehr auch auf 
deutscher Seite der Fall sei. Ob nun Einzelheiten, wie sie der Bericht Rossos enthal- 
ten habe, deutscherseits tatsächlich ıns Auge gefaßt worden seien oder nicht, sei von 
nicht so ausschlaggebender Bedeutung. Er — Molotow — habe den Eindruck, daß 
daran schon viel Wahres sein müsse, da sich diese Gedanken ın der gleichen Linie 
bewegten, die sich schon seit Monaten auf deutscher Seite herausgebildet hätte. Er 
stelle in dieser Verbindung mit Genugtuung fest, daß die Wirtschaftsverhandlungen 
in Berlin fortschritten und offensichtlich einem guten Ende zusteuerten. 


Ich bemerkte, daß auch uns der Verlauf der Wirtschaftsverhandlungen befriedige 
und fragte, wie er sich nun den weiteren modus procedendi in den politischen Be- 
sprechungen vorstelle. 


Molotow wiederholte, daß ıhn vor allem eine Antwort auf die Frage interessiere, 
ob auf deutscher Seite der Wunsch bestehe, die im Bericht Rossos aufgeführten 
Punkte zu konkretisieren? So z. B. wolle die Sowjetregierung wissen, ob Deutsch- 
land reale Möglichkeiten sehe, auf Japan im Sinne einer Besserung seines Verhält- 
nisses zur Sowjetregierung einzuwirken. „Wie steht es ferner mit der Idee des Ab- 
schlusses eines Nichtangriffspaktes? Ist die Deutsche Regierung sympathisch hierzu 
eingestellt oder ist diese Frage noch nicht näher erörtert worden?“ fügte Molotow 
wörtlich hinzu. 


Ich erwiderte, was das Verhältnis zu Japan betreffe, so habe der Herr Reichs- 
außenminister bereits zu Herrn Astachow gesagt, daß er über diese Frage seine 
besonderen Anschauungen habe. Hieraus könne wohl geschlossen werden, daß der 
Herr Reichsaußenminister bereit sei, sich auch für diese Frage zu interessieren, 
zumal sein Einfluß auf die Japanische Regierung bestimmt nicht gering sei. 


Molotow sagte, daß ihn dies alles sehr interessiere und ließ an dieser Stelle die 
Zwischenbemerkung fallen, daß Ciano dem Sowjetischen Geschäftsträger erklärt 
habe, er werde die Gedanken des Rosso-Berichts voll unterstützen. Er fuhr fort, 
daß es der Sowjetregierung in Verbindung mit der beabsichtigten Reise des Herrn 
Reichsaußenministers nach Moskau wichtig sei, eine Antwort auf die Frage zu 
erhalten, ob die Deutsche Regierung bereit sei, mit der Sowjetunion einen Nicht- 
angriffspakt oder etwas ähnliches abzuschließen. Bei einer früheren Gelegenheit sei 
von der Möglichkeit einer „Belebung und Auffrischung früherer Verträge“ die 
Rede gewesen. 
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Ich bestätigte Herrn Molotow, daß wir tatsächlich an eine Neuordnung der Dinge 
entweder in Anknüpfung an Vergangenes oder gegebenenfalls auf einer neuen 
Grundlage dächten. Sodann fragte ich ihn, ob ich ihn so verstehen dürfe, daß die 
von ihm aufgeworfenen Fragen den Gegenstand der Moskauer Besprechungen des 
Herrn Reichsaußenministers bilden würden und daß er sie mir nur mitgeteilt hätte, 
damit ich den Herrn Reichsaußenminister auf diese Fragen vorbereite. 

Molotow erwiderte, daß er mir zur Frage der Herreise des Herrn Reichsaußen- 
ministers noch eine zusätzliche Antwort geben würde. Es scheine ihm aber, daß für 
diese Reise eine vorherige Klärung und Vorbereitung gewisser Fragen notwendig 
sei, damit es in Moskau nicht bei Gesprächen verbleibe, sondern auch Entscheidun- 
gen getroffen werden könnten. Er erkenne die Berechtigung meines Hinweises, daß 
eine baldige Klärung erwünscht sei, durchaus an. Auch er habe die Ansicht, daß 
Eile geboten sei, damit man durch die Ereignisse nicht vor vollendete Tatsachen 
gestellt werde. Er müsse daher wiederholen, daß wenn die Deutsche Regierung zu 
der Idee des Abschlusses eines Nichtangriffspaktes positiv eingestellt sei und wenn 
meine heutige Erklärung diese oder eine ähnliche Idee einschließe, so müsse über 
diese Frage zunächst konkret verhandelt werden. Er bäte mich, meine Regierung 
in diesem Sinne zu verständigen. Graf von der Schulenburg 


Moskau, den 16. August 1939 
Abgesandt: 17. August mit Flugkurier 
Sehr geehrter Herr Staatssekretär! 


Aus meiner gestrigen Unterredung mit Herrn Molotow möchte ıch in aller Ge- 
schwindigkeit folgendes besonders hervorheben: 

Herr Molotow war ganz außerordentlich entgegenkommend und aufgeschlossen. 
Ich habe den Eindruck, daß der Vorschlag des Besuches des Herrn Reichsministers 
Herrn Molotow persönlich erheblich schmeichelte und daß er ihn als einen wirk- 
lichen Beweis für unsere guten Absichten betrachte. (Ich erinnere daran, daß — Zei- 
tungsmeldungen zufolge — Moskau seinerzeit verlangt hatte, England und Frank- 
reich sollten einen Kabinettsminister hierher entsenden, und daß stattdessen nur 
Herr Strang gekommen ist, weil London und Paris sich darüber geärgert hätten, 
daß man Herrn Woroschilow nicht gestattet hatte, der Einladung zu den englischen 
Manövern Folge zu leisten, was in Wirklichkeit eine ganz andere Sache ist, da die 
großen Sowjetrussen bisher niemals ins Ausland gereist sind.) 

Bemerkenswert erscheint mir weiter in den gestrigen Ausführungen des Herrn 
Molotow seine erstaunliche Mäßigung in seinen Forderungen gegen uns. Er hat das 
Wort „Antikominterpakt“ überhaupt nicht in den Mund genommen und hat nicht 
mehr, wie in seiner letzten Unterredung, von uns „Unterlassung“ der Untersrüt- 
zung der japanischen Aggression verlangt. Er hat sich begnügt mit dem Wunsch, 
daß wir einen sowjetisch-japanischen Ausgleich herbeiführen möchten. 

Bedeutsamer ist sein ziemlich klar zum Ausdruck gebrachter Wunsch, mit uns 
einen Nichtangriffspakt abzuschließen. 

Trotz aller Bemühungen ist es uns nicht gelungen, vollkommen klar zu ermitteln, 
was Herr Molotow.in der Frage des Baltikums wünscht. Es scheint, daß er die 
Frage einer gemeinschaftlichen Garantie der Baltenstaaten nur als einen Punkt in 
dem Bericht des Herrn Rosso erwähnt, nicht aber ausdrücklich das Verlangen ge- 
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äußert hat, daß wir eine solche Garantie aussprechen. Eine solche gemeinsame 
Garantie scheint mir dem Verhalten der Sowjetregierung in den britisch-fran- 
zösischen Verhandlungen zu widersprechen. 


Es sieht im Augenblick tatsächlich so aus, als ob wir in den hiesigen Verhand- 
lungen den gewünschten Erfolg erzielen würden. 
Mit herzlichen Grüßen und mit Heil Hitler! bin ich, sehr geehrter Herr Staats- 
sekretär, 
Ihr stets ganz ergebener 
gez. Graf von der Schulenburg 
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Auszug aus dem Brief des britischen Botschafters Henderson 
an Mr. Strang vom Foreign Office vom 16. August 1939 


Aus DBFP VI Nr. 37 


ER Ich bin gewiß, es wäre noch unheilvoller ausgefallen, wenn Hitler den 
Text der polnischen Antwort vom 10. August gehabt hätte. Ich kann nicht glauben, 
daß er ıhn hatte; andernfalls wäre er noch ausfallender gewesen..... Was Hitler 
über seine Haltung zur Presse sagt, ıst unglücklicherweise wahr. Wenn wir wirk- 
lich eine Katastrophe vermeiden wollen, müssen wir dieser Tatsache ins Gesicht 
blicken. Wir werden gewiß einen Krieg haben, wenn die Presse davon redet, daß 
Hitler nach Einschüchterung einlenkt. Wenn man dies der Presse ganz klar sagt, 
würde sie gewiß ihre Verantwortung erfassen. Das Urteil der Geschichte wird 
dahin gehen, daß die Presse im allgemeinen die Hauptursache des Krieges war. 
en Hitlers Tirade über Getreide und Holz..... ist in Wirklichkeit Selbstgenüg- 
samkeit, weil er eine Blockade fürchtet. Es ist jene Furcht, wie ich von hier aus 
stets berichtet habe, welche seine Politik mehr als sonst irgend etwas beherrscht. 


Sie stand im Hintergrund seines Handelns vom 15. März...... Er wird weiterhin 
um sich schlagen, solange es kein englisch-deutsches Verstehen gibt. Es sieht nicht 
so aus, als ob es viel Hoffnung auf ein solches gäbe. ..... Wenn es einen Waffen- 


stillstand geben soll — und das ıst die letzte Hoffnung —, muß die Mißhandlung 
der deutschen Minderheit in Polen aufhören. Ich wünschte, ein paar englische Zei- 
tungen würden Korrespodenten ausschicken, um sich selbst zu überzeugen — und 
Euch alle. Weizsäcker ist mir gegenüber zu diesem Thema immer sehr bitter ge- 
wesen. Unsere Botschaft in Warschau weiß nichts davon, genau so wie ich nichts 
von dem weiß, was in den deutschen Provinzen geschieht. Wie könnte sie auch? 
Warschau mit seiner zivilisierten und intelligenten, - um nicht zu sagen schlauen - 
Clique, mit der man dort Umgang pflegt, das ist die eine Seite. Draußen auf dem 
Lande sind die Polen ein äußerst unzivilisiertes Volk. ‚Ruhe und Zurückhaltung‘ 
ja, zweifellos nach außen hin, und wenn Worte irgend etwas bedeuten. Aber über- 
all sonst nichts davon. Ich habe zu viele Erzählungen wohlgeneigter Neutraler ge- 
hört, um noch ein Wort davon zu glauben. ..... Hitlers Bemerkung, daß das 
Protektorat im gegenwärtigen Augenblick eine Notwendigkeit sei, mag durchaus 
wert sein, sich ihrer zu erinnern. ..... Allgemein gesprochen scheinen wir nichts 
zu lernen. Wir haben in diesem Jahre bereits wieder zwei- oder dreimal einen klei- 
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nen 21. Mai erlebt. Werden wir nie einsehen, daß Triumphgeschrei den Sieg nur 
noch pyrrischer macht? Ich selber glaube, daß Burckhardt zu optimistisch ist. ...... 
Ich bedauere sagen zu müssen, daß, während ich mit Burckhardt übereinstimme, 
die polnische Note jenen Datums in Ton und Gehalt bewundernswert war, soweit 
es ihre beiden ersten Absätze berrifft, ich sie im Hinblick auf ihren letzten Satz 
entschieden für alles andere halte als bewundernswert. Es war zuviel an Heraus- 
forderung zu einem kritischen Zeitpunkt.“ 
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Aktennotiz des Leiters des Außenpolitischen Amtes der NSDAP, 
Alfred Rosenberg über den Besuch von Baron de Ropp, London am 16. 8. 1939 


ADAP Bd. VII Nr. 74 


Am 16. August, nachmittags 4 Uhr, besuchte mich Baron de Ropp, nachdem 
er eine Reise nach Südfrankreich, Korsika gemacht hat und ın London gewesen 
ist. Er teilte mit, daß er ın den letzten Tagen mit den uns bekannten Offizieren 
des britischen Fliegergeneralstabs und Luftfahrtministeriums gesprochen habe. Die 
Ansichten dort seien die gleichen wie bisher. Es sei widersinnig, daß Deutschland 
und England wegen der Polen in einen Kampf auf Leben und Tod gerieten; das Er- 
gebnis könne nach Lage der Dinge nur die gegenseitige Zerstörung der beiden 
Luftflotten sein und am Ende eines solchen Krieges der Untergang der ganzen 
europäischen Zivilisation, wobei Rußland als Nutznießer mit intakter Waffe zu- 
rückbliebe. Die Polen drücken eben das Foreign Office, im Falle eines Krieges mit 
Deutschland mit ganzer Kraft gegen Deutschland zu marschieren. Es wachse aber, 
auch gerade angesichts der Tatsache, daß die ganze Schwere des Krieges zunächst 
auf der Luftflotte liegen würde, auch der Einfluß des Luftfahrtministeriums und 
des Fliegergeneralstabes. 

Baron de Ropp teilte mir mit, daß er und seine Freunde nach genauer, jahre- 
langer Kenntnis Deutschland und der nationalsozialistischen Bewegung nicht glau- 
ben, daß Deutschland — auch selbst nach einem Siege im Osten — die Absicht 
hätte, England oder Frankreich zu zerstören. Vielmehr wisse er, daß der Führer 
und unsere Bewegung stets das Britische Imperium als Ganzes geachtet habe. Er 
und seine Freunde könnten sich auch nicht vorstellen, daß wir irgendwelche 
britischen Dominions uns einverleiben wollten, was ich als bisherige Stellungnahme 
der nationalsozialistischen Bewegung bejahte. 

Baron de Ropp fügte hinzu, daß er im Falle eines Krieges als politischer Berater 
des Luftfahrtministeriums über Deutschland ausersehen sei, d. h. als Informations- 
offizier zur Beurteilung der politischen Lage ın Deutschland und der Nachrichten 
über Deutschlands Absichten. Er teilte mir das vertraulich auf Grund unserer 
jahrelangen Bekanntschaft mit, weil er der festen Überzeugung sei, daß alles geran 
werden müsse, um einen Krieg zu verhindern. Er glaube aber auf Grund der augen- 
blicklichen Lage, daß bei einem kriegrischen Konflikt zwischen Deutschland und 
Polen ein Mitgehen Frankreichs und Englands automatisch erfolgen werde. Selbst 
für diesen Fall müsse aber im Interessse der Bewertung eines solchen Konfliktes 
noch die Möglichkeit ins Auge gefaßt werden, ihn nicht zu einem gegenseitigen 
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Ausrotten ausarten zu lassen. Es käme hier der Fall in Frage, daß Deutschland 
mit Polen schnell fertig werden könnte und daß für diese Zeit zwar eine Kriegs- 
erklärung vorläge, daß der Krieg aber in dieser Epoche beiderseitig noch defensiv 
geführt würde, d. h. daß zwar Blockaden und Artillerie den Grenzschutz ent- 
sprechend aufnehmen, dagegen ein Luftbombardement offener Städte, das zu einem 
nicht mehr rückgängig zu machenden Haß führen müßte, nicht stattfindet. Für den 
Fall einer schnellen Erledigung eines deutsch-polnischen Konfliktes würde unter 
diesen Voraussetzungen noch die Möglichkeit einer schnellen Liquidation des 
Krieges bestehen, da für einen Staat, der praktisch in seiner früheren Gestalt nicht 
mehr existiert, das Britische Imperium und Deutschland nicht ihre ganze Existenz 
aufs Spiel setzen könnten. 


Was Frankreich berräfe, so sei die Stimmung hier im Unterschied zum ver- 
gangenen Jahre außerordentlich kriegerisch. Namentlich sei der Haß gegen Italien 
sehr gestiegen, Korsika sei eben von Truppen überfüllt, und die Korsikaner selbst 
fühlten zweifellos französisch. Es entstünde die Frage: wenn im Falle eines all- 
gemeinen Konfliktes zwischen französischer und italienischer Luftwaffe Kämpfe 
stattfinden würden, ob das automatisch einen allgemeinen deutsch-englischen Luft- 
kampf auslösen müßte. 


Ich habe diese Mitteilungen zur Kenntnis genommen mit der Erklärung, daß 
ich eben aus dem Urlaub zurückgekommen und über den augenblicklichen Stand 
der Lage nicht ganz informiert sei. De Ropp fragte mich: „Glauben Sie, daß die 
Polen vernünftig würden auf einen englischen Druck hin? Was könnte man hier 
tun?“ Er bat zugleich um ein eingehendes Material über die Deutschen-Mißhand- 
lungen in Polen, möglichst authentischer Art. Ich habe dieses Material für morgen 
mittag bereitstellen lassen. 


Ich sagte ihm, daß die Polen den ersten entgegenkommenden Vorschlag des 
Führers: Rückkehr Danzigs und deutschen Verkehrsweg zwischen Ostpreußen 
und dem Reich, brüsk abgelehnt hätten, vermutlich weil sie schon durch frühere 
Reisen nach London irgendwo festere Unterstützung zugesagt erhalten hätten. 
Man könne vielleicht sagen, daß die Polen eben ein Vabanque-Spiel spielten und 
mit Absicht in den letzten Wochen die Deutschen-Verfolgungen unerhört ver- 
schärft hätten, um uns zu provozieren, weil sie durch einen eigenen militärischen 
Schritt einer Unterstützung Englands nicht ganz sicher seien. Sie wollen wahr- 
scheinlich also durch diese ständigen Herausforderungen in Rede und Tat Deutsch- 
land zu irgendeinem Schritt zwingen und damit die gesamte englische und fran- 
zösische Unterstützung automatisch auslösen. Ich glaube, man könnte sich in Eng- 
land sagen, daß die Garantie unter anderen Voraussetzungen gegeben worden sei, 
als sie eben bestünden. Denn wie die Dinge jetzt liegen, wird das Deutsche Reich 
bewußt von den Polen provoziert, und damit versucht man, England eigentlich 
ein polnisches Spiel spielen zu lassen. Es spiele bei der Beurteilung der Polen hier 
auch ein slawisches Element mit, daß in gewissen Augenblicken jede Haltung und 
das klare Urteilsvermögen verliert und dann gewissermaßen verzweifelt seine 


Sache auf Nichts stellt. 


De Ropp betonte am Ende, er wisse selbst ganz genau, daß Deutschland nach 
einer Festigung im Osten, wofür gerade seine Freunde besonders eintreten, weil sie 
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dafür für die Zukunft Englands nicht nur keinen Schaden, sondern einen Vorteil 
erblickten, gar nicht daran denke, es später auf das Britische Imperium abzusehen. 
Aber diese Idee habe sich, genährt aus bestimmten Zentren, bei den Franzosen 
und Engländern vielfach festgesetzt, und es sei nicht leicht, diese Gedanken aus- 
zurotten. Er für seine Person sehe klar mit seinen Freunden und werde alles tun, 
um eine verhängnisvolle Entwicklung aufzuhalten. 

Er erklärte, daß er noch etwa 8 bis 10 Tage in Deutschland bleiben würde. 

Ich halte mich für verpflichtet, dem Führer von diesen Mitteilungen aus dem 
englischen Luftfahrtministerrum und von den Ansichten stärkster Kreise des Bri- 
tischen Fliegergeneralstabs Kenntnis zu geben, um so mehr als diese Anschauungen 
damit übereinstimmen, was diese Kreise bisher auch öffentlich ın ıhren Zeitschriften 
ausgesprochen haben. A. Rosenberg 
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Information des Reichsaußenministers für Botschafter von der Schulenburg 
vom 16. August 1939 


ADAP Bd. VII Nr. 74 


Berlin, den 16. August 1939 16 Uhr 10 


Ich bitte Sie, sich sofort erneut bei Herrn Molotow anzumelden mit dem Be- 
merken, Sie hätten ihm zu der gestrigen Mitteilung für Herrn Stalin eine soeben 
aus Berlin eingegangene ergänzende Instruktion mitzuteilen, die sich auf die von 
Herrn Molotow gestellten Fragen bezöge. Herrn Molotow bitte ıch dann folgendes 
zu sagen: 

1.) Die von Herrn Molotow vorgebrachten Punkte decken sich mit den deutschen 
Wünschen. Das heißt, Deutschland ist bereit, einen Nichtangriffspakt mit der Sow- 
jetunion abzuschließen und zwar, wenn Sowjetregierung das wünscht, unkündbar 
auf die Dauer von 25 Jahren. Ferner ist Deutschland bereit, die baltischen Staaten 
gemeinsam mit der Sowjetunion zu garantieren. Endlich entspricht es durchaus dem 
deutschen Standpunkt und Deutschland ist bereit dazu, seinen Einfluß für eine 
Besserung und Konsolidierung der russisch-japanischen Beziehungen einzusetzen. 
2.) Der Führer ist der Auffassung, daß ın Anbetracht der gegenwärtigen Lage und 
der Möglichkeiten des jederzeitigen Eintretens ernster Ereignisse (bitte hierzu Herrn 
Molotow zu erklären, daß Deutschland nicht gewillt ıst, die polnischen Provokatio- 
nen auf die Dauer hinzunehmen) eine grundsätzliche und schnelle Klärung des 
deutsch-russischen Verhältnisses und der beiderseitigen Einstellung zu den aktuellen 
Fragen erwünscht ist. Aus diesem Grunde erkläre ich mich bereit, von Freitag, den 
18. 8., jederzeit im Flugzeug nach Moskau zu kommen mit der Vollmacht des 
Führers, über den Gesamtkomplex der deutsch-russischen Fragen zu verhandeln 
und gegebenenfalls entsprechende Verträge zu unterzeichnen. 

Zusatz: Ich bitte, diese Instruktionen wiederum wörtlich Herrn Molotow vor- 
zulesen und eine umgehende Stellungnahme der Russischen Regierung bezw. Herrn 
Stalins zu erbitten. Ganz vertraulich sei für Ihr Vorgehen noch hinzugefügt, daß 
es für uns von ganz besonderem Interesse wäre, wenn mein Moskauer Besuch Ende 
dieser oder Anfang nächster Woche stattfinden könnte. Ribbentrop 
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Auszug aus dem Brief des britischen Botschafters Sir Kennard in Warschau 
an Sir Cadogan vom Foreign Office vom 17. August 1939 


Aus DBFP VIINr. 48 


„Ich habe diesen Leuten (den Polen) eingeprägt, daß Hitler zum gegenwärtigen 
Zeitpunkt unentschlossen scheint und daß es deshalb wichtig ist, daß man es zu 
keinem Zwischenfall, keinem Wort in der Presse oder Mißhandlung der Minderheit 
kommen läßt, der ihm einen Vorwand gibt, sich flott zu segeln. Dies wird, denke 
ich, hier gewürdigt, aber gleichzeitig empfinden die Polen, daß, falls sie in der 
kleinsten Sache nachgeben, Hitler dies ausnutzen und danach streben wird, sie in 
die Knie zu zwingen. Ich habe sogar meinem amerikanischen Kollegen, der hier 
ein gut Teil Einfluß hat, vorgeschlagen, daß er darauf hinweisen sollte, daß es 
Polen in den Augen der öffentlichen Meinung in Amerika beträchtlichen Schaden 
zufügen würde, sollte Hitler eine lange Liste von Fällen der Mißhandlung der 
deutschen Minderheit hier vorweisen oder auf irgendeine Art zeigen, daß Polen 
sich unvernünftig benommen hat... .... 


Die polnische Meinung hat Burckhardts Besuch in Berchtesgaden mißtraut, weil, 
während seine Anwesenheit örtlich in Danzig für nützlich gehalten wird, der Mög- 
lichkeit eines Vorschlages direkter Vermittlung zwischen Polen und Deutschland 
hier fast mehr als irgendeiner anderen Zwangslage mißtraut wird, damit Polen nicht 
etwa in einen Kompromiß zuungunsten seiner lebenswichtigen Interessen hinein- 
manöveriert würde. ...... Die Feststellung im F. O.-Telegramm, daß es die Haupt- 
funktion des Hohen Kommissars ist, sich mit Fragen, die sich zwischen Danzig und 
Polen ergeben, zu befassen — und das schließt ein, daß es also nicht seine Funktion 
ist, zwischen Deutschland und Polen zu vermitteln —, hat besondere Genugtuung 
hervorgerufen. Was die Presse anbetrifft, so weist Beck mit einiger Berechtigung 
darauf hin, daß es weitgehend die britische und ausländische Presse ist, die sich 
etwas zugute tut, wenn die Danziger gezwungen werden, nachzugeben, und ich 
würde vorschlagen, daß, sollte sich irgendein weiterer Fall dieser Art ergeben, die 
britische Presse dazu angehalten werden sollte, keine unangebrachte Schadenfreude 
zu zeigen... . .. Ob es sich lohnt, einen Kompromiß in dieser Richtung zu unter- 
nehmen, ist schwer zu beurteilen. Es ist so sehr eine Frage des Prestiges auf beiden 
Seiten, daß es schwierig ist, irgendeinen praktischen Weg einer Regelung dieses 
unlösbaren Problems zu entwickeln, selbst wenn Polens lebenswichtige Interessen 
nicht gleichfalls berührt wären. Es wäre in jedem Falle sehr schwierig für uns, 
solch einen Vorschlag vorzubringen, auch besteht zur Zeit tatsächlich keine Wahr- 
scheinlichkeit, daß dieser Herrn Hitler zufrieden stellen würde, selbst wenn — was 
ich nicht weiß — die Idee für die Polen annehmbar wäre, die immer noch darauf 
bestehen, daß Danzig in ihrem Zollgebiet verbleiben muß. ..... Auf jeden Fall 
glaube ich, hinzufügen zu müssen, daß es hier eine verheerende Wirkung haben 
würde, wenn der Eindruck entstünde, daß wir darauf aus wären, uns auf Kom- 
promisse zu Lasten Polens einzulassen. Sie können sich darauf verlassen, daß ich 
mein Bestes tun werde, hier die extremen Leidenschaften unter Kontrolle zu halten, 
aber man kann natürlich nicht zu viel von ihnen verlangen — in der Tat wäre es 
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zwecklos, dies zu tun... ... lm ganzen glaube ıch, daß Beck und die Polen ım 
allgemeinen die Notwendigkeit der Zurückhaltung einsehen, aber in diesen Tagen 
der Spannung kann man nicht garantieren, daß die Situation nicht den Händen 
entgleitet, und wir werden sehr aufpassen müssen, um die Lage unter Kontrolle 
zu halten... .... 


Soeben kommt die Nachricht von der Schließung der oberschlesischen Grenze 
und der Verhaftung einer Anzahl Mitglieder der nazideutschen Minderheitsorga- 
nisation (jungdeutsche Partei) im Zusammenhang mit Spionage und der kürzlichen 
Ermordung eines Grenzpostens. Ich empfinde es als schwierig, irgendeine Aktion 
im Hinblick auf diese Fälle zu unternehmen, besonders angesichts der Tatsache, 
daß, als die polnische Polizei zwei Mitglieder der jungdeutschen Parteı zu verhaften 
versuchte, die letzten einen Polizisten totschossen und es sich um einen eindeutigen 
flagranten Fall zu handeln scheint... .... . 
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Bericht des Botschafters von der Schulenburg 
über seine Unterredung mit Molotow am 17. 8. 1939 


ADAP Bd. VII Nr. 105 


Moskau, den 18. August 1939 5 Uhr 58 


Nachdem ich Molotow ergänzende Instruktion vorgelesen hatte, erklärte Mo- 
lotow — ohne auf deren Inhalt näher einzugehen — daß er mir heute bereits die 
Antwort der Sowjetregierung auf meine Mitteilung vom 15. August geben könne. 
Herr Stalin verfolge die Besprechungen mit großem Interesse, sei über alle Einzel- 
heiten unterrichtet und befinde sich in völliger Übereinstimmung mit Molotow. 


Hierauf verlas Molotow Antwort der Sowjetregierung, die gemäß mir über- 
lassenem Text wie folgt lauter: 


„Die Sowjetregierung hat von der ihr am 15. August dieses Jahres durch den 
Grafen Schulenburg abgegebenen Erklärung der Deutschen Regierung über ihren 
Wunsch nach einer ernsthaften Verbesserung der politischen Beziehungen zwischen 
Deutschland und der Sowjetunion Kenntnis genommen. 


Unter Berücksichtigung der offiziellen Erklärungen einzelner Vertreter der Deut- 
schen Regierung, die nicht selten einen unfreundlichen und sogar feindlichen Cha- 
rakter in Bezug auf die Sowjetunion gehabt hatten, wobei die Sowjetregierung bis 
zur letzten Zeit davon ausgegangen, daß die Deutsche Regierung einen Anlaß zu 
Zusammenstößen mit der Sowjetregierung sucht, sich auf diese Zusammenstöße vor- 
bereitet und nicht selten die Notwendigkeit seiner steigenden Aufrüstung mit der 
Unvermeidlichkeit solcher Zusammenstöße begründet. Nicht zu reden davon, daß 
die Deutsche Regierung unter Ausnutzung des sogenannten Antikominternpakts 
die Einheitsfront einer Reihe von Staaten gegen die Sowjetunion zu schaffen be- 
strebt war und geschaffen hat, wobei sie mit besonderer Hartnäckigkeit Japan 
heranzog. 


Es ist verständlich, daß eine derartige Politik der Deutschen Regierung die Sow- 
jetunion zwang, ernste Maßnahmen zur Vorbereitung einer Abwehr gegen eine 
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mögliche Aggression auf die Sowjetunion von Seiten Deutschlands zu ergreifen und 
somit an der Organisation der Abwehr-Front einer Reihe von Staaten gegen eine 
Aggression teilzunehmen. 

Wenn jedoch die Deutsche Regierung jetzt eine Schwenkung von der alten 
Politik in Richtung auf eine ernsthafte Verbesserung der politischen Beziehungen 
zur Sowjetunion unternimmt, so kann die Sowjetregierung eine derartige Schwen- 
kung nur begrüßen und ist ihrerseits bereit, ihre Politik im Geiste einer ernsthaften 
Verbesserung in Bezug auf Deutschland umzustellen. 

Fügt man diesem die Tatsache hinzu, daß die Sowjetregierung niemals irgend- 
welche aggressiven Absichten gegen Deutschland gehabt hat und solche nicht haben 
will, daß sie nach wie vor eine friedliche Lösung der Streitfrage auf dem Gebiete 
der Beziehungen zwischen Deutschland und der Sowjetunion für durchaus möglich 
hält, daß der Grundsatz des friedlichen Nebeneinanderbestehens der verschiedenen 
politischen Systeme einen alten Grundsatz der auswärtigen Politik der Sowjetunion 
darstellt, so kann man zu der Schlußfolgerung gelangen, daß für die Wiederher- 
stellung neuer verbesserter politischer Beziehungen zwischen den beiden Ländern 
nicht nur eine reale Basıs, sondern auch die Voraussetzungen vorhanden sind, um 
schon jetzt ernsthafte praktische Schritte in dieser Richtung zu verwirklichen. 

Die Regierung der Sowjetunion ist der Ansicht, daß der erste Schritt zu einer 
solchen Verbesserung der Beziehungen zwischen der Sowjetunion und Deutschland 
der Abschluß eines Handels- und Kreditabkommens sein könnte. 

Die Regierung der Sowjetunion ist der Ansicht, daß der zweite Schritt nach 
kurzer Zeit der Abschluß eines Nichtangriffspaktes oder die Bestätigung des Neu- 
tralitäts-Paktes von 1926 sein könnte bei gleichzeitiger Vereinbarung eines speziel- 
len Protokolls, das die Interessen der vertragschließenden Teile an diesen oder 
jenen Fragen der auswärtigen Politik regelt und das einen integrierenden Bestand- 
teil des Paktes bilder.“ 

Anschließend gab Molotow nachstehende Erläuterungen: 

1.) Zunächst müsse Wirtschaftsabkommen geschlossen werden. Was man angefangen 
habe, müsse man auch zu Ende führen. 

2.) Sodann könne nach kurzer Zeit je nach deutscher Wahl Abschluß Nichtangriffs- 
pakts oder Bestätigung Neutralitätsvertrags von 1926 erfolgen. In beiden Fällen 
müßte daneben ein Protokoll abgeschlossen werden, in dem unter anderem die 
deutsche Erklärung vom 15. August ihren Niederschlag finden müßte. 

3.) Zu der beabsichtigten Reise des Herrn Reichsaußenministers erklärte er, daß 
Sowjetregierung diesen Vorschlag sehr hoch schätze, da die Entsendung eines so 
hervorragenden Politikers und Staatsmannes die Ernsthaftigkeit der Absichten 
der Deutschen Regierung unterstreiche. Dies stehe in einem beachtlichen Gegensatz 
zu England, das in der Person Strang einen zweitrangigen Beamten nach Moskau 
entsandt hätte. Reise des Reichsaußenministers bedürfe jedoch einer gründlichen 
Vorbereitung. Sowjetregierung scheut das Aufsehen, das eine solche Reise hervor- 
rufen würde, sie ziehe es vor, ohne viel Aufhebens praktische Arbeit zu leisten. 
Auf meine Einwendung, daß gerade durch die Reise des Herrn Reichsaußenministers 
das praktische Ziel schnell erreicht werden könnte, entgegnete Molotow, daß Sow- 
jetregierung trotzdem den anderen Weg vorziehe, auf dem der erste Schritt bereits 
getan sei. 
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Auf meine Frage, wie sich die Sowjetregierung zu dem Inhalt meiner heutigen 
Mitteilung stelle, erklärte Molotow, daß positiver deutscher Bescheid Sowjetregie- 
rung bei Ausarbeitung ihrer Antwort zwar nicht bekannt gewesen sei, und noch 
geprüft werden würde, daß aber heutige sowjetische Antwort bereits alles Wesent- 
liche enthalte. Er schlage vor, daß nunmehr deutsche Seite unverzüglich an die 
Ausarbeitung der Entwürfe für den Nichtangriffspakt bezw. für die Auffrischung 
des Neutralitätsvertrags sowie für das Protokoll heranträte; das gleiche werde von 
Sowjetseite geschehen. 

Ich erklärte, daß ich meiner Regierung diese Vorschläge berichten werde. Hin- 
sichtlich des Protokolls würden gegebenenfalls nähere Angaben über die Wünsche 
der Sowjerregierung erforderlich sein. 

Unterredung schloß, indem Molotow Erwartung aussprach, baldmöglichst in den 
Besitz unserer Entwürfe zu gelangen. Schulenburg 
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Auszug aus dem Brief des britischen Botschafters Loraine in Rom 
an Lord Halifax vom 18. August 1939 


Aus DBFP VII Nr. 59 


„1. Ich sah Graf Ciano gestern abend und fragte ihn, was seine Eindrücke von der 
allgemeinen Lage wären und mit besonderem Bezug auf Danzig seit seiner Reise 
nach Salzburg. 

2. Er sagte, daß deutsche Haltung sehr steif wäre, daß es am Abend zuvor weitere 
Schießereien an der Grenze gegeben hätte, was in der deutschen Presse einen neuen 
Sturm der Empörung ausgelöst hätte. Danziger Frage verlangte nach seiner Mei- 
nung eine sofortige und entschiedene Lösung. Er fragte mich nach meiner Meinung. 
3. Ich erwiderte, wenn Hitler darauf erpicht wäre, seinen Willen durchzusetzen, 
ohne Rücksicht auf alles andere, sähe ich nicht, wie ein Zusammenstoß vermieden 
werden könnte. Polen würde einer Verhandlungslösung zustimmen, aber nicht 
Befehle von Hitler entgegennehmen. Andere Länder, mein eigenes eingeschlossen, 
empfänden ähnlich. 

AN zunasa ae Ich fügte hinzu, daß wir unsere Hilfe an Polen verpfänder hätten, wenn 
es in Verteidigung seiner nationalen Unabhängigkeit für notwendig befände, zu den 
Waffen zu greifen, und daß wir unser Gelübde halten würden. 

5. Er sagte, ‚Sie meinen, daß es kein Diktat geben kann?’ Ich sagte, das wäre genau 
das, was ich meinte...... 

Fe te Die Danziger Frage könnte nicht durch ein zweites München gelöst wer- 
den. Keine britische Regierung könnte sich eine zweite Regelung nach dem Mün- 
chener Muster leisten. 


Deeiige Ciano: Aber warum wären die Polen so halsstarrig. Sie würden die Hef- 
tigkeit des ersten Zusammenpralles erleiden. Müßten sie ihrer Vernichtung ent- 
gegensehen? Könnten sie nicht maßvoller werden? 

10. Ich sagte, daß Polen dies besser als irgendwer wüßte; aber da wären einige 
Dinge, die für kostbarer als das Leben selbst gehalten würden. Was die Mäßigung 
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anginge, so sollten beide Seiten aufgefordert werden, sie auszuüben, nicht nur eine. 
Dr. sag: Ich würde ıhn (Ciano) jedoch um eins bitten: Falls es auf Grund der 
umfassenden Informationen, die ihm über jede mögliche Entwicklung der Situation 
gewiß wären, zu irgendeinem Zeitzunkt seiner eigenen Meinung entspräche, daß 
eine anglo-italienische Konsultation zur Wahrung des Friedens beitragen könnte, 
so wolle er mich bitte sofort herbeirufen lassen. 

12. Graf Ciano sagte nach einem Augenblick der Überlegung: ‚Ich beachte sehr 
sorgsam, was Sie gesagt haben. Wir werden in Berührung bleiben.’..... F 
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Telegramm von Lord Halifax an Botschafter Kennard vom 18. August 1939 
Aus DBFP VII Nr. 58 


„1. Lage betreffs Danzig scheint die zu sein, daß die deutsche Regierung nicht 
gewillt ist, den ersten Schritt zu einer Diskussion dieses Problems zu tun, und die 
polnische Regierung sieht sich zweifellos derselben Schwierigkeit gegenüber. Es ist 
deshalb schwer, eine Andeutung zu geben, wie derzeitig in dieser Frage irgendein 
Fortschritt erzielt werden kann, und ich weiß die Lage der polnischen Regierung 
voll zu würdigen. 

2. Auf der anderen Seite ist es die Minderheitsfrage, die jetzt in bedrohlicher 
Weise hochgespielt wird. 

3. Mir ist bewußt, daß es auf beiden Seiten Klagen über die Behandlung der Min- 
derheiten gibt. Mir ist auch Oberst Becks’s Haltung, wie in Absatz 6 Ihres Tele- 
gramms Nr. 11 dargelegt ist, bekannt, aber nichtsdestoweniger neige ich dazu, der 
polnischen Regierung den Gedanken anheimzustellen, daß sie der deutschen Re- 
gierung irgendwie mitteilen möge, daß die Schwierigkeiten, welche für beide Par- 
teien die Danziger Frage umgeben, offen zutage liegen und wohlbekannt sind, und 
daß die polnische Regierung ihrerseits nicht den Wunsch hat, diese Schwierigkeiten 
zu vermehren. Aber die Frage der Minderheiten steht jetzt so sehr im Vordergrund, 
daß es zu einer Verminderung der Spannung beitragen könnte, wenn es eine Dis- 
kussion zu diesem Problem gäbe. 

4. Falls Sie nicht einen Gegengrund sehen ‚würde ich es begrüßen, wenn Sie mit 
Herrn Beck im Sinne dieses Telegramms sprächen. Ich möchte nicht den Eindruck 
erwecken, daß die polnische Regierung hinsichtlich Danzigs irgend etwas fortgeben 
oder anderweitig ihre Stellung kompromittieren sollte, aber ıch glaube nicht, daß 
sie dies tun würde, indem sie meine Anregung aufgriffe und dies entspricht meinem 
Wunsch, nichts unversucht zu lassen, um eine Auseinandersetzung abzuwenden. 

5, Falls Sie in diesem Sinne vorstellig werden, mögen Sie es vielleicht für zweck- 
mäßig halten, einer Anregung beizupflichten, die Sir Henderson gegeben hat dahin- 
gehend, daß die polnische Regierung ihren Botschafter in Berlin anweisen möge, 
eine Erneuerung des Kontaktes mit Feldmarschall Göring zu versuchen, was an- 
gesichts ihrer persönlichen Beziehungen nicht allzu schwierig sein sollte. 

6. Glauben Sie, die polnische Regierung würde bereit sein vorzuschlagen, daß 
jeder Verhandlung, wenn sie erforderlich sein soll, eine Entspannungsperiode vor- 
ausgehen muß, deren erstes Anzeichen ein Pressefrieden sein würde?“ 
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Auszug aus der Notiz des Foreign Office über die Verhandlungen 
zum anglo-polnischen Vertrag vom 18. August 1939 


Aus DBFP VII Nr. 66 


„Der polnische Botschafter und Herr Kulski, Rechtsberater des polnischen Außen- 
ministeriums, trafen sich mit Sir A. Cadogan, Herrn Fitzmaurice und Herrn 
Strang am 18. August, um Verhandlungen für den Abschluß eines anglo-polnischen 
Vertrages zu eröffnen, von dem bereits vorläufige Entwürfe zwischen den beiden 
Regierungen ausgetauscht worden sind. 

Graf Raczynski sagte, daß die polnische Regierung darum besorgt wäre, diesen 
Vertrag sobald wie möglich abzuschließen, da sein Abschluß eine nützliche inter- 
nationale Wirkung haben würde. Er hoffte, daß wir versuchen würden, die Presse 
zu überreden, diesen Verhandlungen keine übermäßige Bedeutung beizumessen...... 
Sır Cadogan sagte, wir würden die französische Regierung unterrichtet halten, und 
während die Verhandlungen fortschritten, könnte der Vertrag abgeschlossen wer- 
den unabhängig von dem beabsichtigten Sowjet-Vertrag. .... . . Graf Raczynski 
sagte, daß es in dem geheimen Protokoll, das dem polnischen Entwurf beigefügt ist, 
vorgesehen wäre, daß der Vertrag nur für Aggression seitens Deutschlands gelten 
würde. Daß dies die Absicht beider Regierungen wäre, ginge hervor aus der Nie- 
derschrift der Beschlüsse, abgefaßt am Ende von Oberst Becks Besuch im Aprıil...... 
Die Tatsache, daß der Vertrag nur auf deutsche Aggression anwendbar sein würde, 
bedeutete nicht, daß die polnische Regierung dazu neigen würde, irgendeine weniger 
bindende Verpflichtung zu übernehmen hinsichtlich Aggression seitens anderer 
Staaten als Deutschland. Sir Cadogan sagte, ... . . die einzigen europäischen 
Mächte, die wahrscheinlicherweise zur Aggression greifen könnten, wären Deutsch- 
land und Italien, und es wäre äußerst unwahrscheinlich, daß Italien handeln würde. 
SMR würde es vorziehen, die Bezeichnung irgendeines einzelnen Staates als des 
voraussichtlichen Aggressors zu vermeiden...... 
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Bericht des britischen Botschafters Sir Nevile Henderson an Lord Halifax 
vom 18. August 1939 


Aus DBFP VII Nr. 56 


„Ich bin zu dem bestimmten Entschluß gekommen, daß, wenn der Friede erhal- 
ten werden soll, die gegenwärtige Situation nicht länger andauern darf. 

Die Verstärkung der antipolnischen Pressekampagne und der Umfang weit- 
reichender Berichte und Geschichten über England und Frankreich, ım letzten 
Moment Polen nicht zu unterstützen — jetzt in der Zeit, wo die deutsche Armee 
auf dem höchsten Stand der Kriegsvorbereitung ist —, überzeugt mich, daß Hitler 
nun wirklich daran glaubt, daß, wenn es Krieg gibt, dies kein reiner Krieg sein 
werde, und daß er seine Pläne durchführen könne ohne wirksamen Eingriff der 
Westmächte. Ein zusätzlicher oder gar gleich starker Antrieb mag der Glauben sein, 
daß selbst, wenn wir tatsächlich kämpfen sollten, ein Krieg eher jetzt besser als 
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späterhin ist, da England, wenn der geeignete Augenblick kommt, Deutschland spä- 
ter auf jeden Fall anzugreifen beabsichtigt. 
Ein starker Antrieb läßt mich glauben, daß, wenn wir kämpfen, der Krieg besser 


jetzt ist als später, wenn England meint, an einem passenden Moment Deutsch- 
land so oder so anzugreifen. 


Ich habe privat angeregt ın einem besonderen Brief von heute, daß jetzt der 
Augenblick für den Premier gekommen ist, sich geheim und in einem Brief an 
Hitler zu wenden und darzulegen unmißverständlich Englands Position und Ver- 
pflichtungen. Ich habe Grund, jetzt zu glauben, daß es sehr viel wirkungsvoller sei, 
wenn dieser Brief direkt zu Hitler durch jemanden wie General Ironside gebracht 
würde, der dann wörtlich erklären könne, wo wir stehen und wo Deutschland 
steht. Es sollte ganz klar gemacht werden, daß keine Einschüchterung beabsichtigt 
sei, denn ich kann versichern, daß jeder Anschein einer Einschüchterung seinen 
Zweck verfehlen würde. Die ganze Absicht des Briefes und Besuches sollte sein, 
Tatsachen kristallklar darzulegen. 


Der erste und wichtigste Punkt sollte die bestimmte Feststellung von Englands 
Verpflichtungen und seine Absicht sein, sie zu erfüllen. Englands Bereitschaft, wenn 
Hitler friedliche Lösung annimmt, andere und allgemeine Probleme zu diskutieren, 
ist der zweite Punkt, doch es sollte so klar gestellt werden, daß nicht der Eindruck 
entsteht, daß dieses ein Handel oder eine Bestechung sein solle. Drittens, es sollte 
Sicherheit darüber sein, daß wır eın Abkommen zu sichern die Absicht haben über 


Danzig und den Korridor, das beide — die Polen und die Deutschen — befriedigen 
soll. 


Das Obenstehende soll keinen direkten Kontakt zwischen Polen und Deutsch- 
land ausschließen, der in den letzten vier Monaten aufgehört hat zu bestehen. 


Ich bin nicht sicher, ob Hitler nach Tannenberg gehen will. Schwierig ist, daß 
er nicht hingelangen kann in der Luft, auf der Straße noch mit der Bahn ohne 
polnische Erlaubnis, und über die See reisen betont nur die Unmöglichkeit noch 
stärker, dorthin zu gelangen auf anderem Wege ohne den polnischen guten Willen. 

Ich glaube nicht gerade, daß die Krisen von Reden abhängig sind, und ich 
fühle sehr stark und eindringlich, daß, wenn etwas getan werden muß, es jetzt 
getan werden sollte. 


Hitler weiß, daß der Premier am 21. August nach London zur Besprechung ım 
Kabinett zurückkehren wird. Wenn danach kein Schritt irgendwelcher Art gesche- 
hen wird, wird Hitler daraus schließen, daß wir glauben, daß sich die gegen- 
wärtige Situation unendlich fortsetzt, und es ist dann äußerst wahrscheinlich, daß 
er selbst eine Aktion unternehmen wird. Er will womöglich auch die Rückkehr des 
italienischen Botschafters von Rom abwarten, der ihm die letzten Ansichten 
Mussolinis übermitteln wird. Diese mögen auch entscheidenden Einfluß auf seine 
Pläne haben. Aber was England denkt, geht über alles, und ich fühle ganz bestimmt, 
daß, wenn SMR es unternimmt, jemanden zu Hitler zu schicken, sich dieser nicht 
weigern würde, ihn zu empfangen. Während ein Brief geheim bleiben kann, so 
kann ein Besuch dies nicht. Nichtsdestoweniger könnte sein Zweck erklärt werden 
als Versuch, einige Tatsachen der britischen Lage zu erklären, damit Mißverständ- 
nisse keine tragischen Folgen für die Minderheit hätten. Die Presse auf beiden 
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Seiten müßte sorgfältig im voraus gewarnt werden, eine provozierende Haltung 
zu zeigen. Nur jene, die Krieg wollen, werden reden: ‚Hitler steige herab!” 


Ich glaube, daß dies die einzige Möglichkeit zu einem unmittelbaren Halt ist, 
damit es keinen Krieg gibt.“ 
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Information des Reichsaußenministers für Botschafter von der Schulenburg 
von 18. August 1939 


ADAP Bd. VII Nr. 113 


Berlin, den 18. August 1939. 22 Uhr 48 


Ich bitte Sie nochmals eine sofortige Unterhaltung mit Herrn Molotow herbeizu- 
führen und alle gegebenen Mittel auszunutzen, daß diese Unterhaltung ohne jede 
Verzögerung stattfindet. Bei dieser Unterhaltung bitte ich, mit Herrn Molotow in 
folgendem Sinne zu sprechen: 


Die Reichsregierung habe aus seiner letzten Erklärung zu ihrer großen Be- 
friedigung positive Einstellung der Sowjerregierung zur Neugestaltung deutsch- 
russischer Verhältnisse entnommen. Auch wir würden unter normalen Verhält- 
nissen natürlich bereit sein, Neuregelung deutsch-russischer Beziehungen auf dip- 
lomatischem Wege weiter vorzubereiten und in der üblichen Weise durchzuführen. 
Die ungewöhnliche gegenwärtige Lage mache aber nach Auffassung des Führers 
notwendig, eine andere Methode anzuwenden, die schnell zum Ziele führe. Die 
deutsch-polnischen Beziehungen verschärften sich von Tag zu Tag. Wir müßten 
damit rechnen, daß jeden Tag Zwischenfälle eintreten könnten, die den Ausbruch 
eines offenen Konflikts unvermeidlich machten. Nach der ganzen Haltung der 
Polnischen Regierung hätten wir die Entwicklung der Dinge in dieser Beziehung 
keineswegs in unserer Hand. Der Führer hält es für notwendig, sıch bei Bemühun- 
gen um Klärung deutsch-russischen Verhältnisses nicht von Ausbruch eines deutsch- 
polnischen Konflikts überraschen zu lassen. Er hält vorherige Klärung schon deshalb 
für notwendig, um bei diesem Konflikt russischen Interessen Rechnung tragen zu 
können, was ohne solche Klärung natürlich schwer seı. 


Die von Herrn Molotow abgegebene Erklärung bezieht sich auf Ihre erste Mit- 
teilung vom 15. August. In meiner ergänzenden Instruktion sei über diese Mit- 
teilung hinaus schon klar gesagt, daß wir mit Gedanken Nichtangriffspakts, Garan- 
tierung baltischer Staaten und deutscher Einflußnahme auf Japan völlig einverstan- 
den seien. Alle sachlichen Elemente für sofortige Aufnahme direkter mündlicher Ver- 
handlungen und für eine endgültige Einigung seien also gegeben. 

Im übrigen können Sie erwähnen, daß die von Herrn Molotow erwähnte erste 
Etappe, nämlich der Abschluß der Verhandlungen über ein neues deutsch-russisches 
Wirtschaftsabkommen, ja mit dem heutigen Tage zurückgelegt sei, so daß man 
zweite Etappe nun in Angriff nehmen solle. 

Wir bäten deshalb nunmehr um sofortige Stellungnahme zu dem in der ergän- 
zenden Instruktion gemachten Vorschlag meiner sofortigen Reise nach Moskau. 
Ich bitte dabei hinzuzufügen, daß ich mit Generalvollmacht des Führers kommen 
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würde, die mich ermächtige, den Gesamtfragenkomplex erschöpfend und abschlie- 
ßend zu regeln. 


Was insbesondere Nichtangriffspakt anbetreffe, so erscheine er uns so einfach, 
daß es keiner langen Vorbereitungen bedürfe. Wir denken hier an folgende drei 
Punkte die ich Herrn M. vorzulesen, aber nicht zu übergeben bitte: 


Artikel 1. Das Deutsche Reich und die UdSSR werden in keinem Falle zum 
Kriege oder zu einer anderen Art von Gewaltanwendung gegeneinander schreiten. 

Artikel 2. Dieser Vertrag tritt sofort mit der Unterzeichnung in Kraft und gilt 
von da an unkündbar für eine Dauer von 25 Jahren. 

Ich bitte dabei zu bemerken, daß ıch ın der Lage sei, im Hinblick auf diesen Vor- 
schlag bei mündlichen Besprechungen in Moskau Details zu regeln und gegebenen- 
falls russischen Wünschen Rechnung zu tragen. Ebenso sei ich in der Lage, ein 
spezielles Protokoll zu unterzeichnen, das Interesse beider Teile in diesen oder jenen 
Fragen der auswärtigen Politik regelt, z. B. Regelung Interessensphäre in Ostsee- 
Gebiet, Frage Baltenstaaten usw. Auch eine solche Regelung, die uns von erheb- 
licher Bedeutung scheine, sei aber nur bei einer mündlichen Aussprache möglich. 

In diesem Zusammenhang bitte ich zu unterstreichen daß die deutsche Außen- 
politik heute an einer historischen Wende angelangt ist. Ich bitte Unterhaltung 
abgesehen von obigen Vertrags-Artikeln diesmal nicht in der Form Vorlesung 
dieser Instruktion zu führen, sondern ım Sinne der vorstehenden Ausführungen 
mit allem Nachdruck auf schnelles Zustandekommen meiner Reise hinzuwirken und 
etwaigen erneuten russischen Einwendungen entsprechend entgegenzutreten. Sie 
müssen sich dabei die entscheidende Tatsache vor Augen halten, daß baldiger Aus- 
bruch offenen deutsch-polnischen Konflikts wahrscheinlich ist und daß wir deshalb 
das größte Interesse daran haben, daß mein Besuch in Moskau sofort zustande- 
kommt. Ribbentrop 
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Auszug aus dem Bericht des britischen Geschäftsträgers Campbell an Lord Halifax 
über seine Unterredung mit dem französischen Außenminister am 19. 8. 1939 


Aus DBFP VII Nr. 80 


Tr Ich fragte ihn nach seinen Ansichten über die augenblickliche Lage. Nach- 
dem er sagte, daß wir während der nächsten zwei Wochen durch eine ernste und 
sehr schwierige Situation gehen würden, fuhr er fort, er wünschte die ganz 
besondere Aufmerksamkeit SMR auf die Frage des Durchmarsches russischer Trup- 
pen durch polnisches Gebiet zu lenken. Es wäre von kapitaler Wichtigkeit, daß die 
Polen die russischen Vorschläge annehmen sollten. Es würde unheilvoll sein, wenn 
infolge einer polnischen Weigerung die russischen Verhandlungen zusammenbrechen 
sollten. Der französische Botschafter in Warschau hätte bereits das Thema bei 
Herrn Beck angeschnitten, dessen Reaktion ungünstig gewesen wäre. Herr Bonnet 
wäre dabei, den französischen Botschafter anzuweisen, wieder zum Angriff über- 
zugehen und hoffte, daß SMR ihre Unterstützung leihen würde. Ich sagte, daß Sir 
Kennard seinen französischen Kollegen bereits stark unterstützt hätte, aber daß 
seine Bemühungen eine ähnliche Aufnahme gefunden hätten wie diejenigen des 
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Herrn Noel. Herrn Bonner war dies nicht bekannt, aber er hoffte, Sie würden 
auch die neue Demarche, die er soeben machte, unterstützen. Es wäre eine unhalt- 
bare Position, welche die Polen einnehmen, indem sie sich weigern, die einzige un- 
mittelbar wirksame Hilfe anzunehmen, die sie im Falle eines deutschen Angriffes 
erreichen könnten. Es würde SMR und die französische Regierung in eine fast 
unmögliche Lage versetzen, wenn wir unsere beiden Länder auffordern müßten, 
in einen Krieg zu gehen zur Verteidigung eines Polens, das diese Hilfe abgelehnt 
hätte. Falls, wie die Polen zu glauben neigten, sie die Deutschen leicht überwinden 
und in Ostpreußen einfallen würden, dann würde russische Hilfe nicht benötigt 
und es würde keine Rolle spielen, ob sie dem russischen Vorschlag zugestimmt 
hätten. Falls andererseits, wie es Herr Bonnet für wahrscheinlicher hielt, die Polen 
zum Rückzug gezwungen wären und Niederlagen erlitten, dann wäre russische Hilfe 
absolut notwendig für sie. Er verstünde das polnische Widerstreben, aber in einem 
Falle wie diesem könnten sie nur das kleinere von zwei Übeln wählen. 


Die Polen hätten ın der Behandlung der Deutschen in der Danziger Frage jeden 
Fehler gemacht. Sie hätten ein Ultimatum an den Danziger Senat gesandt zu einem 
Zeitpunkt, als es hätte nicht gesandt werden dürfen, sie hätten am 10. August 
eine Note an die deutsche Regierung gesandt, die Hitler in Wur versetzt hätte, 
und vordem hätten sie zugelassen, daß die Deutschen in steigendem Maße ihre 
Hand auf Danzig legten, ohne irgend etwas zu tun, um es zu verhindern, und 
erst dann tätig reagiert, als es zu spät war — und dann auf eine unkluge Art. 


2. Herr Bonnet bat mich nochmals, Sie zu unterrichten, für wie wichtig er die 
polnische Annahme der russischen Vorschläge hielte und seine zuversichtliche 
Hoffnung zu betonen, daß Sie ihn unterstützen würden ın seinen Anstrengungen, 
Herrn Beck zu überzeugen. Er fügte hinzu, daß er erfreut wäre, daß ein politischer 
Vertrag mit Polen noch nicht abgeschlossen wäre, da diese Tatsache uns vielleicht 
ein Mittel gäbe, Druck auszuüben.“ 
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Bericht des britischen Geschäftsträgers Campbell in Paris vom 19. 8. 1939 
an Lord Halifax über seine Rücksprache mit dem amerikanischen Botschafter Bullitt 


(DBFP Bd. VII Nr. 81) 


Herr Bullitt denkt, daß sie äußerst ernst ist und daß alles davon abhängt, 
ob Herr Hitler wirklich glaubt, daß, wenn er zum Kriege gegen Polen schreitet, 
Frankreich und Großbritannien sich auf die Seite der Polen stellen werden. Er 
fühlte sich nicht sicher, daß dies schon der Fall wäre. Er dachte, die Wilhelmstraße 
schiene noch überzeugt, wie bewiesen würde durch Bemerkungen, die vom Staats- 
sekretäir am 15. August dem französischen und brtischen Botschafter gegenüber 
gemacht wurden —, und dies trotz der Tatsache, daß Herr Coulondre kategorisch 
darauf hingewiesen hätte, daß Großbritannien und Frankreich in den Krieg ziehen 
würden und daß Sir Henderson eine ähnliche Erklärung abgegeben hätte, wenn 
auch, so glaubte er, in etwas weniger kategorischen Formulierungen. Ich sagte ihm, 
daß ich einen Bericht über die Unterhaltung zwischen Sir Henderson und dem 
Staatssekretär gesehen hätte, und daß Henderson in diesem Punkt völlig deutlich 
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gewesen war. ..... Als ich Herrn Bonner heute nachmittag besuchte, hielt ich es 
für gut herauszufinden, ob er dächte, daß Herr Hitler noch Zweifel hätte über unsere 
Absichten und was seine Meinung wäre zur Möglichkeit einer direkten Mitteilung 
an Herrn Hitler, falls der amerikanische Botschafter ihm gegenüber den Gedanken 
erwähnen sollte. Ich erzählte ihm, daß der amerikanische Botschafter Hitlers Glaube 
an die französische und britische Intentionen im Falle einer Aggression gegen Polen 
zu kämpfen, bezweifelte und von seinem Vorschlag eines Briefes von Herrn Cham- 
berlain und Herrn Daladier an Herrn Hitler. Herr Bonnet sagte, daß er sicher sei, 
daß Hitler überzeugt wäre. Würde er sonst mehr und mehr schon zu den Fahnen 
rufen und fieberhaft Benzin kaufen, egal zu welchem Preis? Er dächte auch, daß 
seine Bemerkungen zu Herrn Burckhardt es bewiesen. Darüber hinaus wäre dies 
ein weiterer Hinweis, daß Herr v. Ribbentrop zu Graf Ciano in Salzburg gesagt 
hätte, daß die Zeit für Großbritannien und Frankreich arbeitete und daß der 
Rhythmus ihrer Vorbereitungen jetzt schneller wäre als der Deutschlands; und 
wenn es Krieg geben müßte, sollte er besser jetzt sein ” 
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Brief von Lord Halifax an Premierminister Chamberlain 
vom 19. August 1939 


Aus DBFP VIINTr. 83 


„Als ich Anfang der Woche in London war, gab mir Vansittart ein gut Teil In- 
formationen,die aus verläßlicher Quelle stammten ..... Im Endergebnis ging dies 
dahin, daß kurz vor dem Treffen von Ciano und Ribbentrop in Salzburg Mussolint 
sein Gewicht in die Waagschale geworfen hatte mit einem Memorandum an Hitler 
in dem Sinne, daß Italien natürlich 100%oig auf seiten Deutschlands wäre, aber daß 
es eine Reihe trefflicher Gründe gäbe, warum Deutschland keine überstürzte Hand- 
lung unternehmen sollte. 


Die Folge hiervon wäre gewesen ‚Hitler so zu reizen, daß sofort das Salzburger 
Treffen arrangiert würde. Von diesem Treffen behielt Ciano anfangs die italienische 
Position bei, gab aber unter Hitlers Druck etwas nach. Dieser Druck wurde ausgeübt 
in der Richtung, Zusicherungen zu geben, daß jede Aktion ım Hinblick auf Danzig 
oder Polen so durchgeführt werden würde, daß ihr örtlicher Charakter gesichert 
bliebe und daß andere Mächte tatsächlich nicht hineingezogen werden würden, und 
daß demgemäß Italien nichts zu fürchten hätte. Hitler habe in der Tat nichts an- 
deres von ihm verlangt, als daß es in einer freundlichen Haltung der Neutralität 
beharren sollte. 

Eine weitere Information besage, daß freiweg in Berlin entschieden würde, eine 
Aktion gegen Polen durchzuführen an einem Tag zwischen dem 25. und 28. August 
ger Uns sind im Laufe der letzten 6 Monate so viele Datumsangaben gemacht wor- 
den, daß man natürlich skeptisch ist, bei deren jeweiliger Wiederholung, und wir 
sollten nicht ausschließen, daß alles dies zum allgemeinen Nervenkrieg gehöre, der, 
wie uns gesagt worden ist, während dieser Wochen zu wüten geplant war..... Ab- 
gesehen davon gäbe es Anzeichen, daß Hitler immer noch glaubt, daß wir nicht ge- 
denken zu kämpfen oder, daß er Polen zermalmen kann, bevor wir auf der Bild- 
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fläche erscheinen können. Es könnte gefragt werden, ob, wenn er von unseren bis- 
herigen Erklärungen nicht überzeugt worden ist, er jetzt durch eine weitere Erklä- 
rung irgend mehr überzeugt werden wird. Trotzdem glaube ich nicht, daß wir ge- 
rechtfertigt sein würden, irgendeine Anstrengung zu unterlassen, um ihm die Wahr- 
heit beizubringen, und deshalb würde ich anregen, daß wir Mittel finden sollten, 
ihm eine klare Botschaft im Namen SMR zu übermitteln, die unsere Position 
definiert, möglicherweise durch die eine oder andere der von Henderson vor- 
geschlagenen Methoden ...... Es bleibt zu überlegen, ob dies am besten getan werden 
sollte durch die Vermittlung irgend-jemandes wie Ironside, der mündlich mit Hitler 
reden könnte oder mit Hilfe eines Briefes an Hitler von Ihnen selbst. Hendersons 
Rat ist in diesem Punkt wiıderspruchsvoll gewesen. Auf der einen Seite mißbilligt er 
alles, was an den 21. Maı 1938 anklıngen würde, und ım selben Atem empfiehlt er 
Ironside, was, wie ich denken würde, sicherlich diese Wirkung haben würde. — Wie 
Sie wissen, hat Herr Hitler selber von Zeit zu Zeit einen Hinweis fallen lassen, daß 
er es gern sehen würde, wenn ein Engländer käme. Wir haben heute nachmittag an 
Henderson telegrafiert, um ihn um sein wohlerwogenes Urteil zu diesen Alternativen 
zu bitten, aber wenn er nicht sehr starke Gründe dagegen anführt, so wäre ich 
dafür, die Annäherung mittels eines persönlichen Briefes von Ihnen im Namen SMR 
an Hitler zu machen. Ich möchte annehmen, daß dies die Wirkung auslösen würde 
ohne den gegenseitigen Nachteil der Publizität. Ich will versuchen, einen Entwurf 
diesem Brief beizufügen. 

Es schien mir wichtig, während wir eine Aktion in Berlin erwogen, daß wir 
einige Anstrengungen in Rom unternehmen sollten mit dem Ziel, Mussolini zu er- 
mutigen, seine Bremsbemühungen nicht aufzugeben. Ich schicke daher heute abend 
ein Telegramm an Loraine (s. DB Nr. 65), von dem ich eine Abschrift beilege. Ich 
hoffe, Sie werden nicht Ihre Mißbilligung aussprechen. Wenn Mussolini überhaupt 
mitspielen will, gibt ihm dies vielleicht einige Ermutigungen. Ich unterrichte zur Zeit 
weder die Polen noch die Franzosen von unserer Annäherung an Rom.“ 
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Aufzeichnung des im Urlaub befindlichen deutschen Botschafters von Dirksen 
über die voraussichtliche Haltung Englands im Falle eines 
deutsch-polnischen Konflikts. 19. 8. 1939 
DM US. 141. 

Gröditzberg (Schlesien), den 18. August 1939 
Geheim 
I). Angesichts der zunehmenden Spannung in den deutsch-polnischen Beziehungen 
gewinnt die Frage nach der voraussichtlichen Haltung Englands im Fall eines 
deutsch-polnischen Konflikts steigende Bedeutung. Die Beantwortung dieser Frage 
muß sich aus einer Analyse der Gründe ergeben, die Großbritannien zu einer so 
engen Bindung an Polen veranlaßt haben. 
II). Die außenpolitischen Gründe für diese Bindung sind bekannt und bedürfen 
nur einer schlagwortartigen Zusammenfassung: die schon in den Jahren 1933—1936 
lebendige Sorge Englands wegen der Erstarkung Deutschlands wurde weiter ge- 
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steigert durch den Anschluß Österreichs und die Rückkehr des Sudetenlands zum 
Reich. Die Ergebnisse von München wurden als eine diplomatische Niederlage emp- 
funden. Die zunehmende Sorge um eine Bedrohung der britischen Weltstellung 
brachten nach der Angliederung Böhmens und Mährens im März d. Js. den Ent- 
schluß zur Reife, weiteren, einseitig vorgenommenen Machtverschiebungen zu- 
gunsten Deutschlands entgegenzurreten. Dies sollte durch eine Neuauflage der alten 
Konzeption von der kollektiven Sicherheit mit der neuen Firmierung der „Bildung 
einer Nichtangriffsfront“ — d. h. also durch eine Einkreisung Deutschlands — 
erreicht werden. Der Eckstein dieser Nichtangriffsfront ist Polen geworden, das 
durch eine verlogene Pressekampagne im März zum nächsten „Opfer“ der deutschen 
„Aggression“ gestempelt wurde. Solange England an der Einkreisungspolitik fest- 
hält, wird es die Erfüllung der an Polen gegebenen Zusicherungen als eine Frage 
ansehen müssen, von der sein außenpolitischer Ruf weitgehend abhängt. 


III). Über das außenpolitische Gebiet hinaus wirken noch andere wichtige Fak- 
toren psychologischer Art auf die Haltung Englands gegenüber Polen ein. Die lange 
Reihe diplomatischer Niederlagen Englands in den vergangenen Jahren (Ostasien, 
Abessinien, Spanien, Österreich ‚München, Böhmen-Mähren, Zusammenbruch der 
Völkerbundspolitik) wirkten je länger desto mehr auf das englische Selbstgefühl 
deprimierend ein. Die Preisgabe des Negus, Schuschniggs, Beneschs wurde allmählich 
als moralische Minderwertigkeiten empfunden, die England in den Augen der Welt 
als schwach, unzuverlässig und politischen Kredits unwürdig erscheinen lassen muß- 
ten. Mit dem außenpolitischen Ruck, den sich England nach dem 15. März durch 
die Neu-Orientierung seiner Politik gab, ging ein moralischer Ruck Hand in Hand. 
England will nunmehr an Hand der neu eingegangenen Verpflichtungen seine Ver- 
tragstreue, seine Kraft und seinen politischen guten Ruf unter Beweis stellen. Es 
will auch gleichzeitig vor sich selbst seinen Minderwertigkeits-Komplex überwinden. 
Dies ist der innere Grund für die dauernde, fast hysterisch anmutende Wieder- 
holung des Satzes durch Chamberlein und andere britische Staatsmänner, daß Groß- 
britannien einer gegen den Willen Polens erfolgenden Angliederung Danzigs an 
Deutschland — ganz zu schweigen von weiteren Rückgliederungen ehemaliger deut- 
scher Gebiete — nicht tatenlos zusehen könne, sondern dann den Bündnisfall als 
gegeben ansehen müsse. Danzig ist daher der Punkt, auf den die englische Offent- 
lichkeit hypnotisiert und wie von einer fixen Idee befangen hinsieht. 


Die Berücksichtigung dieses psychologischen Faktors ist von Bedeutung, weil sie 
Rückschlüsse auf die Haltung Englands bei der weiteren Entwicklung des deutsch- 
polnischen Verhältnisses zuläßt. 


IV). Ein weiterer, vom außenpolitischen Gebiet abliegender Umstand spielt bei 
der Haltung Englands gegenüber dem deutsch-polnischen Fragenkomplex eine große 
Rolle: die Unkenntnis Englands von Polens wahrem Gesicht. Die dem Deutschen 
aus jahrhundertelanger Nachbarschaft geläufige Kenntnis der Brüchigkeit des pol- 
nischen Staats, seines Größenwahnsinns, seiner Eroberungslust und der rücksichts- 
losen Unterdrückung der nationalen Minderheiten ist dem Engländer aus ver- 
schiedenen Gründen fremd geblieben: wegen seiner angeborenen Abneigung, sich in 
fremde Verhältnisse und Gedankengänge zu vertiefen ;wegen seiner gegenwärtigen 
Verstocktheit gegenüber allen für Deutschlands Forderungen vorteilhaften Beweis- 
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gründen; und schließlich deswegen, weil während des fünfjährigen Waffenstillstan- 
des in der deutsch-polnischen Auseinandersetzung 1934—1939 die der deutschen 
Minderheit zugefügten Unbilden nicht mit vollem Nachdruck ausgewertet werden 
konnten. Daher herrscht gegenwärtig in der englischen Öffentlichkeit Zurüc- 
haltung und Mißtrauen gegenüber deutschen und Danziger Meldungen über die 
unerhörten polnischen Gewaltakte vor, und es besteht die Neigung im Zweifelsfall 
zugunsten Polens Partei zu ergreifen. 

V). Auf Grund der vorstehenden Darstellung der wägbaren und der stimmungs- 
mäßigen Momente in der Einstellung Englands zum deutsch-polnischen Fragen- 
komplex kann die Frage jetzt gestellt werden, welche Haltung England voraus- 
sichtlich in einem deutsch-polnischen Konflikt einnehmen wird. 

1). Die allgemeine Bemerkung ist vorauszuschicken ‚daß Großbritannien sich nicht 
im Vorhinein zu 100°%0 gebunden hat, Polen in jedem Konfliktsfall beizustehen. 
Das würde der englischen Mentalität, sich immer noch eine Ausweichmöglichkeit 
offen zu halten, widersprechen. Daher die Abmachung, daß für England der Bünd- 
nisfall erst einträte, wenn Polens Unabhängigkeit bedroht sei. Damit ist eine gewisse 
Elastizität gewährleistet. Es wird auch behauptet, ist aber noch nicht erwiesen, 
daß Polen sich verpflichtet habe, bevor es zu den Waffen greife, sich vorher die 
englische Zustimmung dazu einzuholen. Dies würde freie Hand für England im 
Falle einer eigenmächtigen Kriegserklärung Polens bedeuten. 

Ebensowenig wie ein automatisches Hineingezogenwerden Englands in einen 
deutsch-polnischen Konflikt um Danzig oder um den Korridor wahrscheinlich ist, 
ebenso falsch wäre es, sich die Fragestellung des Artikels des französischen Politikers 
Dear zu eigen zu machen: „Pourquoi mourrir pour Dantzig?“ („Warum für Danzig 
sterben?““) und sie auf England anzuwenden. Eine solche Fragestellung würde an 
dem eigentlichen Problem vorübergehen. England ist nicht an Danzigs Schicksal 
vital interessiert, wohl aber daran, unter Beweis zu stellen, daß es die von ihm 
ausgestellten politischen Wechsel auch honoriert. 

2). Aus dem zu 1) Gesagten geht hervor, daß die Frage, ob England in einen 
deutsch-polnischen Konflikt eingreifen wird, sich nicht allgemein mit Ja oder Nein 
beantworten läßt. Es muß vielmehr an Hand des Einzelfalls versucht werden, sich 
über die jeweilige Haltung Englands klar zu werden. Es ergeben sich dann folgende 
Möglichkeiten: 

a). Danzig erklärt — durch Senatsbeschluß oder Volksabstimmung — seine Rück- 
kehr zum Reich. Polen beantwortet dies nicht mit militärischer Aktion. Es finden 
keine Kämpfe statt, sondern höchstens lokale Schießereien. In diesem Fall würde 
sich England heraushalten. 

b). Wenn Polen auf einen „Heimkehr zum Reich“-Beschluß des Senats mit 
militärischem Einmarsch antworten und den Bündnisfall als eingetreten erklären 
sollte, würde England Polen gemäß den wiederholt abgegebenen Erklärungen von 
Chamberlein und Halifax militärisch zu Hilfe kommen. 

c). Falls polnischerseits eine Provokation in Szene gesetzt werden sollte — etwa 
Beschießung eines deutschen Dorfs durch einen wildgewordenen polnischen Batterie- 
chef oder Abwerfen von Bomben auf deutsche Ortschaften durch einen polnischen 
Flieger —, so wär für die Haltung Englands von entscheidender Bedeutung, daß 
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erstens der Tatbestand einwandfrei für die Weltöffentlichkeit klar ist, und daß 
zweitens die englische Öffentlichkeit Zeit hätte, sich über den Tatbestand und die 
polnische Alleinschuld klar zu werden. Andernfalls würde die Gefahr bestehen, daß 
England bei der Voreingenommenheit gegenüber Deutschland zugunsten Polens 
Partei ergreift und im Falle von sich anschließenden militärischen Aktionen dem 
polnischen Hilferuf stattgibt (vgl. hierzu die Ausführungen zu IV). 


d). Fails Deutschland aus irgendwelchen Gründen militärischer Art — etwa um 
einem als bevorstehend angenommenen polnischen Angriff zu begegnen — sich 
zu einem militärischen Vorgehen gegen Polen genötigt sehen sollte, so wäre damit 
zu rechnen, daß England Polen zu Hilfe kommen würde. Es wäre auch nicht wahr- 
scheinlich, daß England neutral bleiben würde, falls Polen in einem solchen Krieg 
mit Deutschland in ganz kurzer Zeit militärisch niedergekämpft würde. Auch ın 
diesem Fall würde es seine Entscheidungen nicht im Hinblick auf Polens Wohl oder 
Wehe treffen, sondern im Hinblick auf die Wahrung seiner Weltstellung. 


VI). Die vorstehend dargelegte Haltung Englands gegenüber Polen und dem 
deutsch-poinischen Fragenkomplex ist keine für alle Zukunft unveränderliche 
Größe. Das englisch-polnische Bündnis ist trotz der äußeren Starre intern dauern- 
den Änderungen unterworfen. Das zeigt sich schon in wenigen Monaten seines 
Bestehens. Je weiter England in die verschlungenen Pfade der Ostpolitik einbe- 
zogen wird, desto mehr machen sich Zweifel und Bedenken geltend. Der unstillbare 
Geldbedarf Polens hat schon die Finanzverhandlungen zum teilweisen Scheitern 
gebracht. Die unverschämte Sprache der polnischen Presse wird zwar in der eng- 
lischen Presse sorgfältig verschwiegen, aber doch in maßgebenden Kreisen mit Miß- 
behagen vermerkt. Die militärische Stärke Polens erscheint bei näherer Prüfung 
fragwürdig. Die den Wert Polens als Bundesgenossen mindernde besondere Schwie- 
rigkeit des polnisch-russischen Verhältnisses wird allmählich erkannt. Die Ostpolitik 
Englands ist — wie das schon durch die Fortdauer der Verhandlungen mit der 
Sowjetunion bedingt ist — gegenwärtig noch ım Fluß. Dazu trägt ferner der eng‘ 
lischerseits als noch nicht endgültig geklärt angesehene Stand der Beziehungen zu 
Deutschland bei. Als ein fester Faktor in der englischen Gesamthaltung ist der 
Entschluß in Rechnung zu stellen, die um sich greifende Meinung zu widerlegen, 
daß England dekadent, unzuverlässig und schwach sei. Gerade in seiner Haltung 
gegenüber Polen wird sich Großbritannien bis auf Weiteres von diesem Gedanken- 
gang bestimmen lassen. von Dirksen 
Hiermit dem Herrn Reichsaußenminister über den Herrn Staatssekretär vorgelegt. 


64 
Bericht des Botschafters von der Schulenburg vom 20. August 1939 
über seine Unterredung mit Molotow am 19. August 1939 
ADAP Bd. VIINTr. 132, 133 


Moskau, den 20. August 1939 O Uhr 08 


Nachdem ich in meiner heutigen ersten Unterredung mit Molotow, die um 
14 Uhr begann und eine Stunde dauerte, die mir aufgetragenen Mitteilungen 
gemacht hatte, versuchte ich immer wieder, Molotow davon zu überzeugen, daß 
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Reise des Herrn Reichsaußenministers nach Moskau das einzige Mittel sei, um die 
wegen der politischen Lage dringend gebotene Beschleunigung zu erzielen. Molo- 
tow anerkannte positive Bedeutung der vorgeschlagenen Reise, betonte, daß die 
Sowjetregierung die darin liegende Absicht verstehe und schätze, bleibe jedoch 
dabei, daß es vorläufig nicht möglich sei, auch nur annähernd den Zeitpunkt der 
Reise zu bestimmen, da sie einer gründlichen Vorbereitung bedürfe. Diese beziehe 
sich sowohl auf den Nichtangriffspakt als auch auf den Inhalt des gleichzeitig zu 
schließenden Protokolls. Der Deutsche Entwurf des Nichtangriffspakts sei keines- 
wegs erschöpfend, die Sowjetregierung wünsche, daß dem Nichtangriffspakt mit 
Deutschland einer der vielen Nichtangriffspakte, die die Sowjetregierung mit an- 
deren Ländern (z. B. mit Polen, Lettland, Estland usw.) geschlossen habe, als Muster 
zu Grunde gelegt werde. Er überlasse es der Deutschen Regierung, hieraus den 
ihr als geeignet erscheinenden auszuwählen. Ferner sei Inhalt Protokolls sehr 
ernste Frage und Sowjetregierung erwarte, daß sich Deutschland noch präziser da- 
zu äußere, welche Punkte in dem Protokoll Aufnahme finden sollen. Die Einstellung 
der Sowjetregierung zu Verträgen, die sie schließe, sei sehr ernst, sie halte Ver- 
pflichtungen, die sie übernehme, und erwarte das gleiche von ihren Vertrags- 
partnern. 

Auf meine wiederholt und mit großen Nachdruck vorgebrachten Gründe der 
Eilbedürftigkeit entgegnete Molotow, daß bisher noch nicht einmal der erste Schritt 
durch den Abschluß des Wirtschaftsabkommens gemacht sei. Zunächst müsse das 
Wirtschaftsabkommen unterzeichnet und veröffentlicht werden und sich nach außen 
auswirken. Dann kämen der Nichtangriffspakt und das Protokoll dran. 

Von meiner Einwendung blieb Molotow scheinbar unberührt, so daß die erste 
Unterredung mit der Erklärung Molotow schloß, er habe mir die Auffassung der 
Sowjetregierung mitgeteilt und nichts mehr hinzuzufügen. 

Nachdem kaum eine halbe Stunde nach der Unterredung vergangen war, ließ 
mich Molotow bitten, ihn um 16 Uhr 30 noch einmal im Kreml aufzusuchen. Er 
entschuldigte sich, daß er mich bemüht habe und erklärte, er habe Sowjetregierung 
berichtet und sei beauftragt, mir einen Entwurf für den Nichtangriffspakt zu über- 
reichen. Was die Reise des Herrn RAM berreffe, so sei die Sowjetregierung damit 
einverstanden, daß Herr von Ribbentrop etwa eine Woche nach Veröffentlichung 
der Unterzeichnung des Wirtschaftsabkommens nach Moskau komme; wenn somit 
diese Veröffentlichung morgen erfolge, könne Herr von Ribbentrop am 26. August 
oder 27. August in Moskau eintreffen. Gründe für seine plötzliche Sinnesänderung 
gab Molotow nicht an. Ich nehme an, daß Stalin eingegriffen hat. Mein Versuch, 
Molotow zur Annahme eines früheren Termins zur Reise des Herrn Reichsaußen- 
ministers zu bewegen, blieb leider erfolglos. 

Text Nichtangriffspaktentwurfs folgt telegrafisch. Schulenburg 

Der sowjetische Nichtangriffspaktentwurf hat folgenden Wortlaut: 

Die Regierung der Union der Sozialistischen Sowjetrepublik und Deutschland, 
geleitet von dem Wunsch nach Festigung der Sache des Friedens zwischen den 
Völkern und ausgehend von den grundlegenden Bestimmungen des Neutralitäts- 
vertrages, der im April 1926 zwischen der Union der Sozialistischen Sowjetrepublik 

und Deutschland geschlossen wurde, sind zu nachstehender Übereinkunft gelangt. 
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Artikel 1. Beide vertragschließenden Teile verpflichten sich, sich gegenseitig 
irgendeines Gewaltaktes und irgendeiner aggressiven Handlung gegeneinander oder 
eines Angriffs auf einander, sowohl einzeln als auch gemeinsam mit anderen Mäch- 
ten zu enthalten. 


Artikel 2: Falls einer der vertragschließenden Teile Gegenstand eines Gewalt- 
aktes oder Angriffs seitens einer dritten Macht werden sollte, so wird der andere 
vertragschließende Teil in keiner wie immer gearteten Form solche Handlungen 
dieser Macht unterstützen. 


Artikel 3: Im Falle der Entstehung von Streitigkeiten oder Konflikten zwischen 
den vertragschließenden Teilen über diese oder jene Fragen verpflichten sich beide 
Teile, diese Streitigkeiten und Konflikte ausschließlich auf friedlichem Wege mit- 
tels gegenseitiger Konsultationen oder erforderlichenfalls mittels Schaffung von ent- 
sprechenden Schlichtungskommissionen zu regeln. 

Artikel 4: Der gegenwärtige Vertrag wird auf die Dauer von fünf Jahren ab- 
geschlossen mit der Maßgabe, daß, sofern einer der vertragschließenden Teile ihn 
nicht ein Jahr vor Ablauf der Frist kündigt, die Dauer der Wirksamkeit des Ver- 
trages automatisch für weitere fünf Jahre als verlängert gelten wird. 


Artikel 5: Der gegenwärtige Vertrag soll innerhalb einer möglichst kurzen Frist 
ratifizierct werden, wonach der Pakt in Kraft tritt. 


Postcriptum: Der gegenwärtige Pakt ist nur bei gleichzeitiger Unterzeichnung 
eines besonderen Protokolls über die Punkte, an denen die vertragsschließenden 
Teile auf dem Gebiet der auswärtigen Politik interessiert sind, gültig. Das Protokoll 
bildet eine integrierenden Bestandteil des Paktes. Schulenburg 
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Informationen von Lord Halifax an den britischen Botschafter Loraine in Rom 
für eine Botschaft an Mussolini vom 19. 8. 1939 


Aus DBFP VII Nr. 79 


„1. Ich billige Ihren Ton völlig, der nicht hätte besser sein können. 

2. Bitte bekräftigen Sie, was Sie gesagt haben, durch folgende Botschaft an den 
italienischen Außenminister, oder wer ihn immer in Rom vertritt und bitten Sie 
im Namen SMR, daß sie dringend an Signor Mussolini weitergeleitet werden möge. 
Sie wollen Schritte unternehmen, um sicherzustellen, daß sıe ihm korrekt übermittelt 
wird. In diesem Stadium informiere ich keine andere Regierung über diese Annähe- 
rung, und Sie sollten sie daher für sich selbst behalten und ersuchen, daß sich die 
italienische Regierung vor Publizität hütet. 

3. Bei allen Informationen, die mich erreichen, bin ich beeindruckt von dem großen 
Ernst der Lage. Jeder Versuch, Polen eine einseitige Regelung aufzuerlegen, der zu 
widersetzen es sich gezwungen sieht, wird uns unverzüglich zu seiner Hilfe rufen, 
mit allen unseren Kräften. Die französische Regierung wird in derselben Lage sein. 
Ein europäischer Krieg muß sich daraus ergeben mit allen seinen erschreckenden 
Konsequenzen. Zu einem Zeitpunkt, der Vorabend eines solchen Unglücks sein 
könnte, ist es wesentlich, daß kein Platz für Zweifel irgendwo existieren darf, daß, 
falls dieses Unheil tatsächlich über Europa kommt und Italien dahin führt, sich an 
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die Seite seines Verbündeten zu stellen, Großbritannien und Italien sich trotz der 
lange Freundschaftstradtionen in der Vergangenheit im Krieg gegenüberstehen wür- 
den. Es würde eine gefährliche Illusion sein zu glauben, daß, falls ein Krieg einmal 
begänne, er durch die Niederlage Polens zu einem frühen Ende gebracht werden 
könnte. 

4. Unter diesen Umständen ist es Pflicht aller derer, die den Tatsachen ins 
Gesicht blicken wollen und die Folgen eines allgemeinen Krieges voraussehen können, 
nichts ungetan zu lassen, was eine solche Entwicklung noch verhindern könnte. SMR 
würde natürlich erfreut sein, eine Verständigungslösung erreicht zu sehen durch 
freie Verhandlungen unter gleichen Bedingungen zwischen Deutschland und Polen, 
und würde zu jeder Zeit ıhren Einfluß aufbieten, um Bedingungen zu erzeugen, unter 
denen dies möglich sein könnte. 

5. Im gegenwärtigen Zeitpunkt der Spannung wird das klarerweise äußerst schwie- 
rig sein, und erste Vorbedingung ist, daß man sich Zeit lassen müßte, damit sich die 
Athmosphäre verbessere. 

6. Von gewisser Seite sind Vorschläge gemacht für eine Konferenz über eine Basis 
über die man sich entscheiden sollte. Wenn ein solcher Vorschlag von maßgebender 
Seite vorgebracht würde, würden wir dafür sein, daß in jeder Konferenz, die sich mit 
polnischen Interessen befassen würde, Polen gleichberechtigt teilnehmen muß. Unter 
den gegenwärtigen Umständen würden wir auch eine sowjetische Teilnahme vor- 
schlagen müssen. Wenn dies von der italienischen oder von der deutschen Regierung 
überhaupt in Erwägung gezogen würde, könnten sie vielleicht das Hinzuziehen noch 
anderer Staaten vorzuschlagen wünschen. Während wir den Vorschlag einer Kon- 
ferenz nicht auszuschließen wünschen, haben wir daher einige Zweifel, ob sie tat- 
sächlich zu einem guten Resultat führen würde. Darüber hinaus ist es unser Ein- 
druck gewesen, daß Herr Hitler Konferenzen abgeneigt sei. 

7. Wir glauben, daß die wirkliche Schwierigkeit auf dem Wege zu einer dauerhaf- 
ten Lösung, um es ganz offen zu sagen, der Zweifel ıst, der hinsichtlich ihrer loyalen 
und korrekten Erfüllung bestehen würde. Der einzige Weg, dies zu überwinden, 
könnte vielleicht der sein, daß die Übereinkunft von anderen Mächten garantiert 
werden würde. Sie würde vielleicht weiterhin eine Bestimmung enthalten müssen 
für die Verweisung aller Streitigkeiten hinsichtlich ihrer Durchführung an eine 
unparteiische Autorität, die von beiden Seiten akzeptiert werden könnte, wobei 
die Ausführung ihres Urteilspruches ähnlich garantiert werden müßte. 

8. Ich habe es zu diesem kritischen Zeitpunkt für wichtig gehalten Sie zu bitten, 
diese Botschaft Signor Mussolin: zu geben, damit, falls eine Würdigung der Situation 
unserer eigenen überhaupt ähnlich ist, und falls er zu irgendeinem Zeitpunkt glaubt, 
durch einen offenen Meinungsaustausch zwischen unseren beiden Regierungen könnte 
einem nützlichen Zweck gedient werden, er sich in vollem Besitz der Ansichten SMR 
fühlen möge.“ 
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Bericht des italienischen Botschafters Attolico über seine Unterredung mit dem 
Reichsaußenminister von Ribbentrop am 19. 8. 1939 


Aus Michael Freund, Weltgeschichte der Gegenwart in Dokumenten, III Nr. 14 
Ich habe Ribbentrop heute um 12.30 Uhr wiedergesehen, bevor er sich erneut 
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zum Führer begab. Er hat die Antwort des Führers auf meine gestrige Mitteilung 
folgendermaßen zusammengefaßt: 

1. Die Entscheidungen Deutschlands, wie sie dem Grafen Ciano mitgeteilt wor- 
den seien, seien bereits getroffen. Der Führer könne als Haupt des deutschen Volkes 
die polnischen Provokationen nicht länger dulden. Selbst wenn er es könnte, würde 
daraus ein solcher Prestigeverlust für die Achse erwachsen, daß deren Interesse auf 
ırreparable Weise beeinträchtigt würden. 

2. Deutschland habe den Krieg nicht gesucht. Es habe Polen ein historisches An- 
gebor gemacht, auf das Polen mit der Mobilmachung geantwortet habe. 

3. Der Führer bleibt bei der Ansicht, daß der Krieg lokalisiert bleiben wird und 
daß England und Frankreich nicht wagen werden die Achse anzugreifen. 

4. Selbst wenn sie es wagen würden, ist der Führer der Meinung daß es für die 
Achse schwer sein würde, jemals bessere Bedingungen für die Auseinandersetzung 
zu finden. 

5. Selbst wenn der Krieg verallgemeinert werden würde, würde er angesichts 
der Übermacht der Achse nur von kurzer Dauer sein. 

6. Die Achse würde bei all dem imstande sein, einen langen Krieg auszuhalten, 
da Rußland und Osteuropa Deutschland und Italien alles liefern würden, was die 
beiden Länder brauchen. 
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Brief Adolf Hitlers an Herrn Josef Stalin vom 20. August 1939 
Aus ADAP Bd. VIINr. 142 


Berlin, den 20. August 1939 16 Uhr 35 


Führer beauftragte Sie, sich umgehend bei Molotow anzusagen und ihm folgen- 
des Telegramm Führers an Herrn Stalin auszuhändigen: 

Herr Stalin Moskau. 

1.) Ich begrüße die Unterzeichnung des neuen deutsch-sowjetischen Handelsab- 
kommens als ersten Schritt zur Neugestaltung des deutsch-sowjetischen Verhält- 
nisses aufrichtig. 

2.) Der Abschluß eines Nichtangriffspaktes mit der Sowjetunion bedeutet für 
mich eine Festlegung der deutschen Politik auf lange Sicht. Deutschland nimmt 
damit wieder eine politische Linie auf, die in Jahrhunderten der Vergangenheit für 
beide Staaten nutzbringend war. Die Reichsregierung ist daher in einem solchen 
Falle entschlossen, alle Konsequenzen aus einer so eingreifenden Umstellung zu 
ziehen. 

3.) Ich akzeptiere den von Ihrem Außenminister Herrn Molotow übergebenen 
Entwurf des Nichtangriffspakts, halte es aber für dringend notwendig, die mit ihm 
noch zusammenhängenden Fragen auf schnellstem Wege zu klären. 

4.) Das von der Regierung der Sowjetunion gewünschte Zusatz-Protokoll kann 
nach meiner Überzeugung in kürzester Zeit substantiell geklärt werden, wenn ein 
verantwortlicher deutscher Staatsmann in Moskau hierüber selbst verhandeln kann. 
Sonst ist die Reichsregierung nicht darüber im klaren, wie das Zusatzprotokoll ın 
kurzer Zeit geklärt und festgelegt werden könnte. 
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5.) Die Spannung zwischen Deutschland und Polen ist unerträglich geworden. 
Das polnische Verhalten einer Großmacht gegenüber ist so, daß jeden Tag eine Krise 
ausbrechen kann. Deutschland ist jedenfalls entschlossen, diesen Zumutungen gegen- 
über von jetzt an die Interessen des Reichs mit allen Mitteln wahrzunehmen. 


6.) Es ıst meine Auffassung, daß es bei der Absicht der beiden Reiche, in ein 
neues Verhältnis zu einander zu treten, zweckmäßig ist, keine Zeit zu verlieren. 
Ich schlage Ihnen daher noch einmal vor, meinen Außenminister am Dienstag, den 
22. August, spätestens aber am Mittwoch, den 23. August zu empfangen. Der 
Reichsaußenminister hat umfassendste Generalvollmacht zur Abfassung und Unter- 
zeichnung des Nichtangriffspakts, sowie des Protokolls. Eine längere Anwesenheit 
des Reichsaußenministers in Moskau als ein bis höchstens zwei Tage ıst mit Rück- 
sicht auf die internationale Situation unmöglich. Ih würde mich freuen, Ihre 
baldige Antwort zu erhalten. Adolf Hitler. 


Ich bitte das vorstehende Telegramm des Führers an Stalin Herrn Molotow 
schriftlich auf Bogen ohne Kopf zu übergeben. Ribbentrop 
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Aufzeichnung von Alfred Rosenberg über den zweiten Besuch des Barons v. Ropp 
am 21. 8. 1939 


ADAP Bd. VII Nr. 151 
Berlin, den 21. August 1939 


Aktennotiz über den zweiten Besuch von Baron de Ropp 


Am 21. August, vormittags 12.30 Uhr, kommt Baron de Ropp und teilt mit, 
daß er jetzt nach London fliege. Er bedankt sich für das ausgezeichnete Material 
über die Deutschen-Verfolgungen in Polen, das er entsprechend zu verwerten ge- 
denkt. Er fragt noch einmal, was man tun könne, da die Dinge heute ja genau so 
seien wie vorher. Ich sage ihm, daß hier in Deutschland immer mehr der Eindruck 
sich verbreite, daß es sich bei den Deutschen-Verfolgungen in Polen nicht nur um 
den polnischen Haß gegenüber allem Deutschen handle, sondern da die Engländer 
das ohne weiteres zuließen, als eine politische Absicht Englands aufgefaßt würde, 
eine Kriegsschuld zu konstruieren. Man glaube, daß die Engländer die unerträg- 
lichen Deutschen‘Verfolgungen unterstützen in der Annahme, daß Deutschland sich 
derartige Herausforderungen, die jetzt schon durch Verhaftungen von Reichsdeut- 
schen immer stärker werden, nicht bieten lassen könne. Ein aktiver Eingriff aber 
würde dann den gewünschten Vorwand geben, Deutschland alle Schuld zuzuschrei- 
ben. Ich sagte ihm, wenn die Kreise, von denen er spricht, wirklich einigen Einfluß 
hätten, dann könnten sie nur auf eine Erklärung dringen, daß die Garantie Eng- 
lands unter anderen Voraussetzungen gegeben sei, als sie heute bestünden, wo Polen 
durch die Ausrottungsversuche seiner Minderheiten die Grundlagen zerstöre, die 
zur Anerkennung des polnischen Staates überhaupt geführt hätten. Ich füge ferner 
hinzu: Meine rein persönliche Ansicht gehe noch dahin, daß die Dominions alle 
Ursache hätten, die Britische Regierung von ihrer bisherigen Politik abzuziehen. Es 
käme also im Rahmen der britischen Legalität in Frage, die Dominions zu einer 
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gemeinsamen Erklärung in London zu veranlassen, die sich gegen die gesamte 
Politik der Churchill- und Eden-Gruppe richtet. 


Ropp erklärt, Besprechungen nach Möglichkeit nach der Richtung einzuleiten, 
weil Major Winterbottom den Verbindungsoffizier vom Luftfahrministerium zu 
allen übrigen Ministerien und Dienststellen darstelle. Er fügte hinzu, daß er als 
politischer Berater des Luftfahrtministeriums ın einem möglichen Kriege seinen 
zweiten Aufenthalt ın Genf nehmen werde und er selbst im Falle eines Konfliktes 
eine Verbindung aufrechterhalten wolle mit dem einzigen Zweck, eine Selbstver- 
nichtung Deutschlands und Englands zu verhindern. Er würde gegebenenfalls Mit- 
teilungen mit der Unterzeichnung „Georg“ an einen unbekannten Mitarbeiter von 
uns senden. Es hat demnach den Anschein, als ob Ropp seine Funktion bereits auf- 
genommen hat, da er bereits jetzt nach Genf fährt und wenn sonst nichts passiert, 
nach dem Parteitag wieder vorbeikommt. 


Ich sagte ihm noch, daß ich selbstverständlich die Bemühungen von ihm und 
seinen Freunden im Luftfahrtministerium schätze, aber wir wüßten ja nicht, inwie- 
weit sie auf die britische Politik Einfluß haben könnte. Vorerst müßte mit einer 
Haltung gerechnet werden, die sich in der Unterstützung Polens äußere. 


Im übrigen sei diese Unterredung nicht dienstlicher Natur, sondern eine per- 
sönliche Aussprache. A. R(osenberg) 
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Auszug aus dem Bericht über die Unterredung zwischen Marschall Worischolow 
und dem französischen General Doumenc am 22. 8. 1939 
Aus Michael Freund, Geschichte des II. Weltkrieges in Dokumenten 


Bd. III, Dok. Nr. 33 S. 113 f. 
MARSCHALL WOROSCHILOW: 


„Ich bitte General Doumenc, mir das Dokument zu zeigen, das er von seiner 
Regierung erhalten hat und von dem ich brieflich informiert worden bin. Ich wüßte 
auch gern, ob die englische Mission eine Antwort auf die gleiche Frage erhalten 
hat.“ 


GENERAL DOUMENC: 


„Ich besitze kein Dokument, aber meine Regierung hat mich dahingehend infor- 
miert, daß die Antwort auf die grundlegenden wesentlichen Fragen bejahend lautet. 
Mit anderen Worten, die Regierung hat mich zur Unterzeichnung einer Militär- 
konvention ermächtigt, die sowjetischen Truppen das Durchmarschrecht für die von 
Ihnen näher bezeichneten Gebiete erteilt, nämlich den Wilna-Korridor und, sofern 
es die gegebenen Umstände erfordern, Galizien und Rumänien.“ 


MARSCHALL WOROSCHILOW: 
„Besagt dies die Weisung der französischen Regierung? 


GENERAL DOUMENC: 
„Ja, die französische Regierung hat mir diese Instruktionen erteilt.“ 
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MARSCHALL WOROSCHILOW: 
„Und die britische Regierung?“ 
GENERAL DOUMENC: 
„Ich weiß nicht, ob Admiral Drax eine ähnliche Antwort von der britischen 


Regierung erhalten hat, aber es ıst mir bekannt, daß der Admiral der Meinung ist, 
die Konferenz könne fortgesetzt werden.“ 


MARSCHALL WOROSCHILOW: 
„Dann ist die englische Delegation über diese Mitteilung im Bilde?“ 


GENERAL DOUMENEC: 


„Ja; ich sagte dem Admiral, daß die Antwort der französischen Regierung ein- 
gegangen wäre. Und ich betrachte es als nahezu gewiß, daß die englische Regierung 
die gleiche Antwort erteilen wird. Da ich jedoch für die militärischen Fragen ver- 
antwortlich bin, während der Admiral in erster Linie für die Marineangelegenheiten 
zuständig ist, genügt bereits diese Antwort, um unsere Konferenz fortsetzen zu 
können.“ 


MARSCHALL WOROSCHILOW: 

„Die englische Delegation ist möglicherweise damit einverstanden, daß General 
Doumenc für die militärischen Fragen zuständig ist. Aber mir scheint, daß die eng- 
lische Mission wenn auch nicht eine führende, so doch wenigstens eine gleichberech- 
tigte Rolle bei unseren Verhandlungen spielt. Deshalb wird es offensichtlich schwie- 
rig, die Konferenz fortzusetzen.“ 


GENERAL DOUMENC: 
„Ich denke, die Antwort der britischen Regierung wird in Kürze hier eintreffen.“ 


MARSCHALL WOROSCHILOW: 

„Ich bin noch an einer anderen Frage interessiert. Ich bitte um Entschuldigung, 
General, aber es ist eine sehr ernste Frage, und ich halte es für wesentlich, sie auf- 
zuwerfen.“ 


MARSCHALL WOROSCHILOW: 

„Über die Einstellung der polnischen und der rumänischen Regierung zu dieser 
Angelegenheit haben Sie nichts gesagt. Sind diese laufend über die Verhandlungen 
informiert worden, oder kommt die Antwort, die Sie erhalten haben, allein von der 
französischen Regierung, ohne daß zuvor mit Polen und Rumänien Verbindung 
aufgenommen wurde?“ 


GENERAL DOUMENC: 

„Ich weiß nicht, welche Gespräche zwischen den Regierungen geführt worden 
sind. Ich kann nur wiederholen, was meine Regierung mir mitgeteilt hat. Wenn 
ich die Gelegenheit ergreifen darf, die mir unsere jetzige Unterhaltung bietet, 
möchte ich mir folgende Frage erlauben: Beabsichtigen Sie, unsere Gespräche be- 
schleunigt fortzusetzen mit dem Ziel, eine Militärkonvention abzuschließen? Zu 
diesem Zweck bin ich hierhergekommen, aber die Zeit vergeht.“ 
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MARSCHALL WOROSCHILOW: 


„Zweifellos, die Zeit vergeht; aber es ist nicht unsere Schuld, wenn die eng- 


lichen und französischen Unterhändler für diese Fragen so viel Zeit gebraucht 
haben.“ 


GENERAL DOUMENC: 


„Ich gebe Ihnen recht. Es ıst möglich, daß wir zu Beginn Schwierigkeiten hatten; 
das war nur natürlich und lag jenseits unserer Einflußmöglichkeit. Aber ich kann 
dem Marschall noch einmal versichern, daß ich bereit bin, so schnell und so wirk- 
sam wıe möglich zu arbeiten.“ 


MARSCHALL WOROSCHILOW: 


„Ich bezweifle das keineswegs. Ich habe Sie in diesen Tagen kennengelernt; ich 
schätze Ihre Aufrichtigkeit und Ihren Wunsch, so schnell wie möglich zur Unter- 
zeichnung einer Militärkonvention zu gelangen.“ 


GENERAL DOUMENC: 


„Schnell und in gegenseitigem Vertrauen, wie es unter Soldaten, die einen ge- 
meinsamen Feind haben, der Fall sein muß.“ 


MARSCHALL WOROSCHILOW: 


„Doch elf Tage sind vergangen, und unsere ganze Tätigkeit hat darin bestanden, 
auf der Stelle zu treten. Bevor nicht alle Antworten offiziell eingegangen sind, 
kann ich meine Zustimmung zu weiteren Gesprächen nicht geben. Ich bezweifle 
nicht, daß der General von seiner Regierung eine bejahende Antwort erhalten hat, 
aber die Haltung Polens, Rumäniens und Großbritanniens ist noch ungewiß. Daher 
kann eine Weiterführung unserer Arbeit nur zu nutzlosen Gesprächen führen, was 
vom politischen Standpunkt aus eher schaden als nützen würde. Ich bin überzeugt, 
daß die Polen gern an unseren Gesprächen teilnehmen würden, wenn sie dem 
Durchmarsch sowjetischer Truppen zugestimmt hätten. Sie würden darauf bestan- 
den haben, hinzugezogen zu werden; ihr Generalstab würde keinesfalls den Wunsch 
gehabt haben, bei der Prüfung der Fragen, die sie so nahe angehen, ausgeschlossen 
zu bleiben. Da dies nicht der Fall ist, kann ich mir nicht denken, daß sie mit der 
Angelegenheit befaßt worden sind.“ 


GENERAL DOUMENC: 

„Das ist möglich, aber ich weiß es nicht und kann nichts dazu sagen.“ 
MARSCHALL WOROSCHILOW: 

„Wir wollen warten, bis sıch alles aufgeklärt hat.“ 

GENERAL DOUMENC: 

„Ich will gerne warten, aber ich will nicht umsonst warten. Ich will mich dem 
Marschall freimütig äußern. Es ist bereits angekündigt worden, daß ‚jemand’ in 
Kürze eintreffen wird; solche Besuche gefallen mir nicht. 

MARSCHALL WOROSCHILOW: 


„Das ist wahr, aber die Verantwortung dafür tragen die Engländer und Fran- 
zosen. Das Problem militärischer Zusammenarbeit mit Frankreich ist seit mehreren 
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Jahren erörtert, aber niemals gelöst worden. Als die Tschechoslowakei im vergan- 
genen Jahr unterging, warteten wir auf einen Wink Frankreichs. Unsere Truppen 
standen bereit, aber man gab uns kein Zeichen.“ 


MARSCHALL WOROSCHILOW: 


„Bitte, lassen Sie uns warten, bis die Situation geklärt ist, das heißt, bis wir die 
Antwort der britischen Regierung haben und bis wir uns über die Haltung Polens 
und Rumäniens klargeworden sind. Dann werden wir wieder zusammenkommen. 
Wenn diese Voraussetzungen nicht bestehen, ist es sinnlos, daß wir uns zusammen- 
setzen, weil dann ein Ergebnis nicht erzielt werden könnte. Es ist wesentlich, daß 
die Antwort unzweideutig besagt, daß Polen laufend informiert wird. Ebenso ist es 
notwendig, daß die Antworten der britischen und der französischen Regierung in 
Übereinstimmung mit der polnischen und der rumänischen Regierung abgefaßt 
werden. Wir wollen uns nicht der Gefahr aussetzen, daß Polen damit prahlt, unsere 
Hilfe, die wir ihm keineswegs aufzwingen wollen, zurückgewiesen zu haben.“ 


GENERAL DOUMENC: 
„Ich fasse das so auf, daß der Marschall sich auf eine Erklärung oder eine Infor- 
mation seitens der polnischen Regierung bezieht?“ 


MARSCHALL WOROSCHILOW: 

„Nein, das nicht. Ich frage, ob es sich um eine Antwort handelt, der die pol- 
nische und die rumänische Regierung zugestimmt haben, oder einfach um eine 
Stellungnahme seitens der französischen Regierung etwa auf folgender Linie: ‚Wir 
haben diese Fragen an Polen gerichtet und hoffen, daß die Antwort bejahend 
lauten wird, usf.‘ Das ist für uns keine Antwort. Das ist unnützer Zeitverlust. Ich 
vertraue dem General bedingungslos, und der General vertraut seiner Regierung, 
aber ın diesem Punkt müssen wir absolut klarsehen. Wir müssen eine unzweideutige 
Antwort von den Regierungen dieser Länder haben, die zeigt, daß sie dem Durch- 
marsch unserer Truppen zustimmen.“ 


on: 0 0 


MARSCHALL WOROSCHILOW: 

Ich habe bereits gesagt, daß, wenn die Polen eine zustimmende Antwort er- 
teilt hätten, sie darauf bestanden haben würden, an unseren Gesprächen teilzuneh- 
men. Da sie das nicht getan haben, geht daraus hervor, daß sie von der Ange- 
legenheit nichts wissen oder eine ablehnende Haltung einnehmen.“ 


GENERAL DOUMENC: 

„Ich sehe, daß der Marschall nicht die Absicht hat, unsere Arbeit ın den nächsten 
Tagen fortzusetzen, und mir bleibt nur übrig, diese Tatsache zur Kenntnis zu 
nehmen. Trotzdem bin ich noch überzeugt, daß wir guten Grund haben, unsere 
Arbeit fortzuführen.“ 


MARSCHALL WOROSCHILOW: 
„Wir dürfen mit nutzlosem Tun keine Zeit verlieren. Wenn vollständige Klar- 
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heit geschaffen ist und alle Antworten eingegangen sind, werden wir weiter- 
arbeiten.“ 
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Bericht über die Sitzung des britischen Kabinetts vom 22. August 1939 
(DBFP Bd. VII Nr. 140) 


„Das Kabinett hat bei seiner heutigen Zusammenkunft die internationale Situa- 
tion in allen ihren Respekten berrachter. Zusätzlich zu einem Bericht, der über 
militärische Bewegungen in Deutschland eingegangen war, nahm das Kabinett Kent: 
nis von dem Bericht, daß ein Nichtangriffspakt zwischen der deutschen und der 
sowjetischen Regierung vor dem Abschluß stünde. Es gab keine Unschlüssigkeit in 
der Entscheidung, daß ein solches Ereignis in keiner Weise seine Verpflichtungen 
gegen Polen berühren würde, die es wiederholt öffentlich dargelegt hat und die zu 
erfüllen es entschlossen ist. Das Parlament ist für den nächsten Donnerstag (24. Au- 
gust) zusammengerufen worden und die Regierung beabsichtigt, beide Häuser 
aufzufordern, das Verteidigungsgesetz durch alle seine Stadien gehen zu lassen. 


Die Folge davon wird sein, die Regierung in eine Lage zu versetzen, alle not- 
wendigen Maßnahmen ohne Aufschub zu ergreifen, sollte die Situation es erfordern. 
In der Zwischenzeit werden von den Fachministerien andere Maßnahmen von Vor- 
sichtscharakter ergriffen. ..... Während die Regierung diese Vorsichtsmaßnahmen 
trifft, die sie zu diesem Zeitpunkt für notwendig erachtet, bleibt sie der Meinung, 
daß es nichts in den Schwierigkeiten gibt, die zwischen Deutschland und Polen auch 
gekommen sind, was die Anwendung von Gewalt, die einen europäischen Krieg mit 
allen seinen tragischen Folgen in sich schließt, rechtfertigen würde. ..... SMR ist 
bereit, wie sie es immer war, dazu beizutragen, solche Bedingungen zu schaffen, 
aber wenn trotz aller ihrer Anstrengungen andere auf Gewaltanwendung bestehen, 
ist sie bereit und entschlossen, dieser bis zum äußersten zu widerstehen.“ 


71 


Rundtelegramm des Staatssekretärs v. Weizsäcker an die Missionen vom 22. 8. 1939 
über die Vorgeschichte des Abkommens mit der Sowjetunion 


ADAP Bd. VII Nr. 18 


Zur Information und Sprachregelung: 


Normalisierung und Besserung der Beziehungen zwischen Deutschland und Sow- 
jet-Union ist seit Monaten in langsamer und stetiger Entwicklung vorbereitet 
worden. Ausgangspunkt waren die wieder aufgenommenen Wirtschafts- und Kredit- 
verhandlungen, die am 19. August zu einem Abkommen geführt haben, das den 
deutsch-sowjetischen Wirtschaftsverkehr auf eine verbreiterte und vertiefte Grund- 
lage gestellt hat. Gleichlaufend mit diesen Verhandlungen ging die politische Füh- 
lungnahme, die in den letzten Wochen zu einem intensiven Meinungsaustausch 
zwischen Berlin und Moskau geführt hat. Diese Entwicklung fand seit Monaten 
in der maßvollen Haltung der deutschen Presse ihren Ausdruck; sie wurde nach 
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1. Iralien keinerlei Absicht hat, in einen allgemeinen europäischen Krieg hinein- 
gezwängt zu werden; 

2. Italienische Regierung glaubt, daß sie einen Rechtsgrund, ihr Bündnis mit 
Deutschland zu kündigen, schon hat, wenn Hitler das Tempo forciert und sich 
in Krieg stürzt; 

3.Ciano in Verteidigung der Achsenpolitik die ganze Zeit gegen seine innersten 
Neigungen gehandelt hat, aber die Politik des Duce treu ausgeführt har; 

4. Ciano jetzt wirklich die Hosen voll hat und umgeschwenkt ıst..... : 

5.es Ciano ziemlich deutlich dämmert, daß Deutschlands Verbündeter zu sein das 
gleiche ist wie Deutschlands Vasall zu sein und daß, wenn Italien auf Deutsch- 
lands Seite kämpft, es wahrscheinlich sein Imperium verlieren wird, ob Deutsch- 
land den Krieg nun gewinnt oder verliert; 

6. Mussolini ebenfalls seinen innersten Gefühlen Gewalt angetan hat, als er mit 
seiner ganzen Willenskraft und Energie auf die Verbindung mit Deutschland 
hingearbeiter hat. ..... Aber auch er beginnt vor der arroganten und gebiete- 
rischen Haltung der Deutschen — sogar gegenüber ihren Verbündeten — zu- 
sammenzufahren und übelzunehmen, daß man ihn fühlen läßt, daß er nur der 
Junior-Teilhaber ist; 

7.Ciano bis vor ganz kurzer Zeit von der deutschen Militärmacht geblendet war, 
aber jetzt beginnt, einige Zweifel zu hegen; 

8. vom Duce abgesehen es Ciano ist, dessen persönlicher Einfluß nicht unterschätzt 
werden darf, der das Kabinett hinter sich hergezogen hat...... 
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Bericht des britischen Botschafters Loraine in Rom an Lord Halifax 
über seine Rücksprache mit dem Grafen Ciano am 22. 8. 1939 


Aus DBFP Nr. 166 vom 23. 8. 1939 


„1. Ich sah Graf Ciano um 8 Uhr abends. Er sagte mir, daß Mussolini und er 
sehr sorgfältig meine mündlichen Mitteilungen untersucht hätten, die auf Ihrem 
Telegramm (Nr. 79) beruhten, daß Duce keine von Ihrer Abschätzung abweichende 
Meinung hätte noch den Gedanken eines Meinungsaustausches zurückweise, und 
daß er diese klare Darlegung der Position SMR willkommen hieße. Der Duce hätte 
jedoch mit Betonung seine persönliche Ansicht ausgedrückt, die wir, wie Graf Ciano 
sich beeilte zu sagen, nicht als einen Vorschlag oder auch nur als einen Wink 
betrachten sollten, daß der erste Schritt, der unternommen werden müßte, in 
Richtung der Erzielung von Bedingungen, unter denen eine gleichberechtigte Ver- 
handlung stattfinden könnte, der wäre, daß SMR der polnischen Regierung Rat- 
schläge zur Mäßigung erteilen sollte und insbesondere sie drängen, direkten Kon- 
takt mit der deutschen Regierung unverzüglich wieder herzustellen. 

2. Es scheint mir sehr bedeutsam, daß dies genau mit der Information über- 
einstimmt, die Ihnen von Sir N. Henderson in seinem Telegramm (Nr. 127) über- 
mittelt wurde, welches mich erst nach Rückkehr in die Botschaft erreichte. 


3. Ich sagte, daß es für SMR schwierig erschiene, in Warschau einen solchen Rat 
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außen sichtbar insbesondere durch die Teilnahme des sowjetischen Geschäftsträgers 
an dem Tage der Deutschen Kunst in München, durch die Entsendung einer amt- 
lichen deutschen Delegation zur Landwirtschaftlichen Ausstellung nach Moskau und 
durch die offizielle Teilnahme sowjetischer Mitglieder der hiesigen Sowjetbotschaft 
und Handelsvertrertungen an der Ostmesse in Königsberg. Aus der Zuspitzung der 
Lage, wie sie durch die polnische Überheblichkeit und die polnischen andauernden 
und sich steigernden Provokationen hervorgerufen wurde, ergab sich unser Inter- 
esse, eine Festlegung Sowjetunion an Seite Englands zu verhindern. Es galt, bei der 
Sowjetregierung Gefühl der Bedrohung im Falle eines deutsch-polnischen Konflikts 
zu beseitigen. Das geeignete Mittel hierzu war, das Gespräch über einen Nichtan- 
griffspakt bis zu dem jetzigen Punkte zu konkretisieren. Damit wurde gleich- 
zeitig auch der von uns von Anfang an verfolgte Zweck erfüllt, die englisch-fran- 
zösischen Einkreisungsverhandlungen ın Moskau zu stören. 

Wir haben dabei stets im Auge behalten, die Beziehungen zu befreundeten Mächten, 
besonders zu Italien und Japan, unangetastet zu lassen, was von uns in Jeder Phase 
der Besprechungen der Sowjet-Union gegenüber zum Ausdruck gebracht worden 
ist. Wir gehen dabei von der Erwartung aus, daß auch ım Verhältnis zwischen 
Japan und Rußland zunächst eine von beiden Seiten gewünschte Ruhelage eintritt, 
die dann zu einer weiteren Entspannung führen kann. 

Der naheliegende Vorwurf, wir hätten durch den Abschluß mit der Sowjet-Union 
die Prinzipien des Antikominternpakts aufgegeben, ist nicht zutreffend. Die Ent- 
wicklung des Antikominternpakts ıst mehr und mehr in der Richtung gegangen, daß 
den drei hauptbeteiligten Mächten England als Hauptfeind aufgezwungen wurde. 
Dazu kommt, daß der russische Bolchewismus unter Stalin eine entscheidende 
Strukturwandlung erfahren hat. An die Stelle der Idee der Weltrevolution ist die 
Verknüpfung mit der nationalen russischen Idee und der Gesichtspunkt der Konso- 
lidierung des Sowjetstaates auf seiner jetzigen staatlichen, territorialen und sozialen 
Grundlage getreten. Auf die Verdrängung des Judentums aus führenden Stellungen 
der Sowjet-Union (Sturz Litwinows Anfang Mai) wird in diesem Zusammenhang 
verwiesen. Selbstverständlich bleibt die innere deutsche Frontstellung gegen den 
Kommunismus völlig unberührt. Der Kampf gegen ein etwaiges Wiedereindringen 
in Deutschland würde mit unverminderter Schärfe weiter geführt werden. Die 
Sowjet-Union ist im Laufe der Besprechungen hierüber niemals im Zweifel gelassen 
worden und hat diesen Grundsatz akzeptiert. 

Die weltpolitische Auswirkung dieses Vertrags wird in der nächsten Zeit sichtbar 
zum Ausdruck kommen. Jedenfalls ist schon jetzt erkennbar, daß Polen damit einen 
schweren Schock erlitten hat. 

Gleichlautend an sämtliche diplomatischen Missionen. Weizsäcker 
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Brief des britischen Botschafters Loraine in Rom an Lord Halifax vom 22. 8. 1939 
Aus DBFP VII Nr. 160 


„Ich habe es aus einer besonders gut unterrichteren und absolut zuverlässigen 


Quelle, daß: 
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zu geben zu einem Zeitpunkt, da eine furchterweckende Ansammlung deutscher 
Truppen sich ostwärts gegen die polnische Grenze ergösse. Abgesehen davon könnte 
ich kaum annehmen, daß Polen willens sein würde, ihn zu beachten, es sei denn, 
ähnliche Ratschläge würden der deutschen Regierung erteilt. Wäre Signor Musso- 
lini bereit, dies zu tun? ..... 

4. Graf Ciano sagte, daß Italien entschieden den Frieden wünschte und daß 
Signor Mussolini bereits mit Berlin auf der Basis Ihrer Botschaft Verbindung auf- 
genommen haben würde, wenn nicht gerade Herr v. Ribbentrop fort wäre in 
Moskau, aber er würde dies tun, sobald dieser zurückkehrte, wahrscheinlich am 
25.. Allg men 

5. Ich sagte, daß seine Darlegung von Italiens aufrichtigem Wunsch nach Frieden 
und Mussolinis Bereitschaft zu handeln, äußerst wichtig wäre, und ich dankte ihm 
hierfür sehr herzlich. 

6. Ich fragte ihn dann geradezu, ob es der italienischen Regierung irgendwelche 
Verlegenheiten bereiten würde, wenn sıe einen ähnlichen Kontakt mit Herrn Hitler 
aufnehmen würde. Er war ein wenig unentschieden und sagte dann, daß es sie nicht 
ın Verlegenheit bringen würde, aber er fügte sehr bestimmt hinzu, daß es keinen 
Zweck haben würde, daß sie dies täten, ehe Herr v. Ribbentrop nach Berlin zurüc- 
gekehrt wäre. 

7. Ich vermute, daß sein anfängliches Zögern einem Zweifel zuzuschreiben war, 
ob es nicht zweckmäßig sein könnte, wenn Mussolini die Sache von sich aus machte. 

8. Mein Empfinden ist und ich hoffe, daß Sie sich fähig fühlen werden, es zu 
teilen — daß wir billigerweise keine besseren Resultate von Ihrer Botschaft erwar- 
ten konnten und daß Mussolinis Reaktion unter den schwierigen Umständen groß- 
mütig ist. 
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Private Aufzeichnung der Ansprache, die Adolf Hitler am 22. August 1939 
vor den höheren Offizieren auf dem Obersalzberg gehalten haben soll 


Aus ADAP Bd. VII Nr. 192 
Nürnberger Dokument: PS-198 
Aufzeichnung ohne Unterschrift 


Ansprache des Führers vor den Oberbefehlshabern am 22. August 1939 


Ich habe Sie zusammengerufen, um Ihnen ein Bild der politischen Lage zu geben, 
damit Sie Einblick tun in die einzelnen Elemente, auf die sich mein Entschluß, zu 
handeln, aufbaut und um Ihr Vertrauen zu stärken. 

Danach werden wir militärische Einzelheiten besprechen. 

Es war mir klar, daß es früher oder später zu einer Auseinandersetzung mit Polen 
kommen mußte. Ich faßte den Entschluß bereits im Frühjahr, dachte aber, daß ich 
mich zunächst in einigen Jahren gegen den Westen wenden würde und dann erst 
gegen den Osten. Aber die Zeitfolge läßt sich nicht festlegen. Man darf auch vor 
bedrohlichen Lagen nicht die Augen schließen. Ich wollte zunächst mit Polen ein 
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tragbares Verhältnis herstellen, um zunächst gegen den Westen zu kämpfen. Dieser 
mir sympathische Plan war aber nicht durchführbar, da sich Wesentliches geändert 
hatte. Es wurde mir klar, daß bei einer Auseinandersetzung mit dem Westen Polen 
uns angreifen würde. Polen strebt den Zugang zum Meer an. Nach der Besetzung des 
Memelgebietes zeigte sich die weitere Entwicklung und es wurde mir klar, daß u. 
U. eine Auseinandersetzung mit Polen zu einem ungünstigen Zeitpunkt kommen 
könnte. Als Gründe für diese Überlegung führe ich an: 

1.) Zunächst zwei persönliche Bedingungen: 

Meine eigene Persönlichkeit und die Mussolinis. 

Wesentlich hängt es von mir ab, von meinem Dasein, wegen meiner politischen 
Fähigkeiten. Dann die Tatsache, daß wohl niemand wieder so wie ich das Vertrauen 
des ganzen deutschen Volkes hat. In der Zukunft wird es wohl niemals wieder einen 
Mann geben, der mehr Autorität hat als ich. Mein Dasein ist also ein großer Wert- 
Faktor. Ich kann aber jederzeit von einem Verbrecher, von einem Idioten beseitigt 
werden. 

Der zweite persönliche Faktor ist der Duce. Auch sein Dasein ist entscheidend. 
Wenn ihm etwas zustößt, wird die Bündnistreue Italiens nicht mehr sicher sein. Die 
Grundeinstellung des italienischen Hofes ist gegen den Duce. Vor allem der Hof 
sieht ın der Erweiterung des Imperiunis eine Belastung. Der Duce ist der nerven- 
stärkste Mann ın ltalıen. 

Der dritte persönliche für uns günstige Faktor ist Franco. Wir können von Spanien 
nur wohlwollende Neutralität verlangen. Aber das hängt von der Persönlichkeit 
Francos ab. Er garantiert eine gewisse Einheitlichkeit und Stetigkeit des jerzigen 
Systems in Spanien. Wir müssen in Kauf nehmen, daß es in Spanien noch keine 
fachistische Partei von unserer inneren Geschlossenheit gibt. 

Auf der Gegenseite ein negatives Bild, soweit es die maßgebenden Persönlichkeiten 
betrifft. In England und Frankreich gibt es keine Persönlichkeit von Format. 

Bei uns ist das Fassen von Entschlüssen leicht. Wir haben nichts zu verlieren, nur 
zu gewinnen. Unsere wirtschaftliche Lage ist infolge unserer Einschränkungen so, daß 
wir nur noch wenige Jahre durchhalten können. Göring kann das bestätigen. Uns 
bleibt nichts anderes übrig, wir müssen handeln. Unsere Gegner riskieren viel und 
können nur wenig gewinnen. Der Einsatz Englands in einem Kriege ıst unfaßbar 
groß. Unsere Gegner haben Führer, die unter dem Durchschnitt stehen. Keine Per- 
sönlichkeiten. Keine Herren, keine Tatmenschen. 

Neben den persönlichen Faktoren ist die politische Lage für uns günstig: Im 
Mittelmeer Rivalitäten zwischen Italien und Frankreich und England, in Ostasien 
Spannung zwischen Japan und England, im Orient Spannung, die zur Alarmierung 
der mohammedanischen Welt führt. 

Das englische Empire ist schon aus dem letzten Krieg nicht gestärkt hervor- 
gegangen. Maritim wurde nichts erreicht. Konflikt England-Irland. Die Unabhängig- 
keit der Südafrikanischen Union ist größer geworden. Indien mußten Konzessionen 
gemacht werden. England wird auf das Äußerste bedroht. Ungesunde Indusrrialisie- 
rung. Ein britischer Staatsmann kann nur mit Sorgen in die Zukunft sehen. 

Frankreichs Stellung ist ebenfalls schlechter geworden, vor allem im Mittelmeer. 

Als günstig für uns ist ferner anzusprechen: 
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Auf dem Balkan ist seit Albanien das Gleichgewicht der Kräfte. Jugoslawien trägt 
den Todeskeim des Verfalls in sich infolge seiner inneren Verhältnisse. 

Rumänien ist nicht stärker geworden. Es ist angreifbar und verwundbar. Es wird 
bedroht durch Ungarn und Bulgarien. Seit dem Tode Kemals wird die Türkei von 
kleinen Geistern regiert, haltlose,sschwache Menschen. 


Alle diese glücklichen Umstände bestehen in zwei Jahren nicht mehr. Niemand 
weiß, wie lange ich noch lebe. Deshalb Auseinandersetzung besser jetzt. 

Die Gründung Großdeutschlands war politisch eine große Leistung, militärisch 
war sie bedenklich, da sie erreicht wurde durch einen Bluff der politischen Leitung. 
Es ist notwendig, das Militär zu erproben. Wenn irgend möglich, nicht in einer 
Generalabrechnung, sondern bei der Lösung einzelner Aufgaben. 

Das Verhältnis zu Polen ist untragbar geworden. Meine bisherige polnische Politik 
stand im Gegensatz zu der Auffassung des Volkes. Meine Vorschläge an Polen (Dan- 
zig und Korridor) wurden durch Eingreifen Englands gestört. Polen änderte seinen 
Ton uns gegenüber. Spannungszustand auf die Dauer unerträglich. Gesetz des Han- 
delns darf nicht auf andere übergehen. Jetzt ist der Zeitpunkt günstiger als in 
zwei bis drei Jahren. Attentat auf mich oder Mussolini könnte Lage zu unseren Un- 
gunsten ändern. Man kann nicht ewig mit gespanntem Gewehr einander gegenüber- 
liegen. Eine uns vorgeschlagene Kompromißlösung hätte von uns verlangt Gesin- 
nungsänderung und gute Gesten. Man sprach wieder in der Versailler Sprache zu 
uns. Die Gefahr des Prestige-Verlustes bestand. Jetzt ist die Wahrscheinlichkeit 
noch groß, daß der Westen nicht eingreift. Wir müssen mit rücksichtloser Entschlossen- 
heit das Wagnis auf uns nehmen. Wir stehen vor der harten Alternative, zu schlagen 
oder früher oder später mit Sicherheit vernichtet zu werden. 

Hinweis auf die früheren Wagnisse. 

Man hätte mich gesteinigt, wenn ich nicht recht behalten hätte. Gefährlichster 
Schritt war der Einmarsch ın die neutrale Zone. Noch acht Tage vorher bekam 
ich eine Warnung durch Frankreich. Immer habe ich ein großes Wagnis auf mich 
genommen in der Überzeugung, daß es gelingen könne. 


Auch jetzt ist es ein großes Risiko. Eiserne Nerven, eiserne Entschlossenheit. 


Folgende besonderen Gründe bestärken mich in meiner Auffassung. England und 
Frankreich haben sich verpflichtet, beide sind nicht ın der Lage dazu. In England 
ist keine tatsächliche Aufrüstung, sondern nur Propaganda. Sehr hat es geschadet, 
daß viele Deutsche, die ablehnend waren, nach der Lösung der tschechischen Frage 
Engländern gesagt und geschrieben haben: Der Führer hat recht behalten, weil Ihr 
die Nerven verloren habt, weil Ihr zu früh kapituliert habt. Dadurch erklärt sich 
der jetzige Propaganda-Krieg. Die Engländer sprechen vom Nerven-Krieg. Ein Ele- 
ment dieses Nerven-Krieges ist die Darstellung der Steigerung der Rüstung. Wie ist 
die britische Ausführung aber tatsächlich? Das Bauprogramm der Marine für 1938 ist 
noch nicht erfüllt. Nur Einberufung der Reserve-Flotte. Ankauf von Fischdampfern. 
Wesentliche Verstärkung der Flotte nicht vor 1941 oder 1942. 

Auf dem Lande ist nur wenig geschehen. England wird in der Lage sein, höchstens 
drei Divisionen nach dem Festland zu schicken. Auf dem Gebiete der Luftwaffe ist 
einiges geschehen, aber es ist nur ein Anfang. Luftabwehr ist den Anfangsstadien. Zur 
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Zeit verfügt England nur über 150 Flaks. Das neue Flak-Geschütz ist in Auftrag 
gegeben. Es wird noch lange dauern, bis genügend hergestellt sind. Es fehlt an 
Kommando-Geräten. Noch ist England Luft-verwundbar. In zwei bis drei Jahren 
kann sich dies ändern. Die englische Luftwaffe hat z. B. nur 130000 Mann, Frank- 
reich 72000 Mann, Polen 15900 Mann. In England wünscht man, daß der Konflikt 
erst in zwei drei Jahren eintritt. 


Charakteristisch für England ist folgendes: Polen wollte Anleihe von England für 
seine Aufrüstung. England gab aber nur Kredite, um sicherzustellen, daß Polen in 
England kauft, obwohl England gar nicht liefern kann. Das spricht dafür, daß Eng- 
land Polen nicht wirklich unterstützen will. Es riskiert nicht 8 Mill. Pfund in Polen, 
obwohl es eine halbe Milliarde ın China hineingesteckt hat. Die Lage Englands in der 
Welt ist prekär. Es wird kein Risiko auf sich nehmen. 


In Frankreich ist Mangel an Menschen (Geburtenrückgang). Für die Aufrüstung ge- 
schah wenig. Die Artillerie ist veraltet. Frankreich wollte nicht in dieses Abenteuer 
hinein. Der Westen hat nur zweı Möglidıikeiten, gegen uns zu kämpfen: 1.) Blockade: 
sie wird unwirksam sein infolge unserer Autarkie und weil wir die Hilfsquellen im 
Osten haben. 


2.) Angriff im Westen aus der Maginotlinie heraus: das halte ich für unmöglich. 


Es wäre noch die Möglichkeit der Verletzung der Neutralität von Holland, Bel- 
gien und der Schweiz. Ich habe keinen Zweifel, daß alle diese Staaten und auch 
Skandinaven ihre Neutralität mit allen Mitteln verteidigen werden. 


England und Frankreich werden die Neutralität dieser Länder nicht verletzen. 
England kann also Polen tatsächlich nicht helfen. Angriff gegen Italien noch übrig. 
Militärisches Eingreifen ist ausgeschlossen. Mit langer Dauer des Krieges rechnet 
niemand. Wenn mir Herr v. Brauchtisch gesagt hätte, ich brauche vier Jahre, um 
Polen zu erobern, dann hätte ich geanwortet: dann geh’ts nicht. Unsinn ıst es, wenn 
man sagt, England will einen langen Krieg führen. 


Wir werden den Westen halten, bis wir Polen erobert haben. Wir müssen uns 
unserer großen Produktionsleistung bewußt sein. Sie ist noch viel größer als 
1914—18. 


Der Gegner hat noch die Hoffnung, daß Rußland als Gegner auftreten würde 
nach Eroberung Polens. Die Gegner haben nicht mit meiner großen Entschlußkraft 
gerechnet. Unsere Gegner sind kleine Würmchen. Ich sah sie in München. 


Ich war überzeugt, daß Stalin nie auf das englische Angebot eingehen würde. 
Rußland hat kein Interesse an der Erhaltung Polens und dann weiß Stalin, daß es 
mit seinem Regime zu Ende ist, einerlei, ob seine Soldaten siegreich oder geschlagen 
aus einem Krieg hervorgehen. Litwinos Ablösung war ausschlaggebend. Ich habe die 
Umstellung Rußland gegenüber allmählich durchgeführt. In Zusammenhang mit dem 
Handelsvertrag sind wir in das politische Gespräch gekommen. Vorschlag eines Nicht- 
angriffspakts. Dann kam ein universaler Vorschlag von Rußland. Vor vier Tagen 
habe ich einen besonderen Schritt getan, der dazu führte, daß Rußland gestern ant- 
wortete, es sei zum Abschluß bereit. Die persönliche Verbindung mit Stalin ist her- 
gestellt. Von Ribbentrop wird übermorgen den Vertrag schließen. Nun ist Polen in 
der Lage, in der ich es haben wollte. 
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Wir brauchen keine Angst vor Blockade zu haben. Der Osten liefert uns Getreide, 
Vieh, Kohle, Blei, Zink. Es ist ein großes Ziel, das vielen Einsatz fordert. Ich habe 
nur Angst, daß mir noch im letzten Moment irgendein Schweinehund einen Ver- 
mittlungsplan vorlegt. 


Die politische Zielsetzung geht weiter. Anfang zur Zerstörung der Vormacht- 
stellung Englands ist gemacht. Weg für den Soldaten ist frei, nachdem ich die politi- 
schen Vorbereitungen getroffen habe. 


Die heutige Veröffentlichung des Nichtangriffspakts mit Rußland hat eingeschlagen 
wie eine Granate. Auswirkungen sind nicht zu übersehen. Auch Stalin hat gesagt, 
daß dieser Kurs beiden Länder zugutekommen wird. Die Einwirkung auf Polen 
wird ungeheuer sein. 


Göring antwortet mit dem Dank an den Führer und der Versicherung, daß die 
Wehrmact ihre Pflicht tun wird. 


74b 
Exhibit Raeder Nr. 27 


Hiermit beglaubige ich, daß das anliegende Dokument: 
„Rede des Führers auf dem Obersalzberg vom 22. August 1939‘ 

richtig von dem Manuskript des Herrn Generaladmiral Hermann Boehm, Maruten- 
dorf bei Kiel, abgeschrieben ist. 
Generaladmiral Boehm war bei der Rede Hitlers vom 22. August 1939 auf dem 
Obersalzberg zugegen und machte die Aufzeichnungen während der Rede; er schrieb 
sie in der vorliegenden Fassung am gleichen Abend, also am 22. August 1939 im 
Hotel „Vier Jahreszeiten“ in München nieder. 

gez. Dr. W. Siemers 


Nürnberg, den 17. April 1946 

Rede des Führers auf dem Obersalzberg am 22. August 1939 
Zweck der Ansprache, Beurteilung des Führers über politische Lage zu geben, seine 
Gedanken darzulegen, dadurch Vertrauen zu festigen für seinen Entschluß. Denn sein 
Entschluß zu handeln stünde fest. 
Absicht noch im Frühjahr war, die Lösung der polnischen Frage hinauszuschieben, 
sozusagen auf Eis zu legen, um erst die nach seiner Ansicht unvermeidbare Ausein- 
andersetzung im Westen auszutragen. Jedoch darf man sich als Politiker hinsichtlich 
einer Zeitfolge nicht festlegen, müsse elastisch sein. Die Voraussetzungen für seine 
ursprünglichen Absichten hätten sich geändert, im übrigen habe er nie geglaubt, daß 
Polen sich an den Nichtangriffspakt gehalten hätte, wenn Deutschland irgendwie 
sonst gebunden wäre. Das zeige schon die Landkarte, besonders aber die Presse der 
letzten Zeiten, die das tiefste Denken der Polen enthüllt. 

Wenn diese Auseinandersetzung mit Polen auch unerwünscht sei, so sei sie not- 
wendig, und die politische Lage für Deutschland jetzt günstiger als vielleicht in 
einigen Jahren aus folgenden Gründen: 

1. Persönliche Gründe auf unserer Seite: 
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a) Seine eigene Person als Wertfaktor im Leben des deutschen Volkes. Er habe das 
deutsche Volk geeint, besitze Vertrauen und Autorität im deutschen Volke, wie ein 
Nachfolger es größer nicht haben könne. Er könne jederzeit Opfer eines Feindes 
oder Narren werden oder eines natürlichen Todes sterben. Seine Existenz sei also 
von großer Bedeutung für Lösung der Aufgaben. 


b) Ähnliches gelte für Mussolini. Nicht Verträge mit Italien seien entscheidend, 
sondern Persönlichkeiten. Mussolini sei für Innehaltung des Vertrages maßgebend. 
Der Hof sei allem, was er als Abenteuer empfände, abgenigt, würde sich am liebsten 
mit dem Erworbenen zufrieden geben. Mussolini sei ein Mann ohne Nerven, Beweis 
der Abessinien-Konflikt. 


c) Von Bedeutung auch die Person Francos. Der Führer habe nie mehr als wohl- 
wollende Neutralität von Spanien erwartet. Dieses stünde weiterhin unter partei- 
politischen Einfluß mehrerer Parteien. Nur Franco sei die Voraussetzung von Ein- 
heitlichkeit und einer gewissen Stetigkeit in der Politik. 

2. Auf der anderen gegnerischen Seite wäre das Bild negativ, zum Glück für uns 
keine Persönlichkeit vorhanden. 

Das Fassen von Entschlüssen, bei denen Blut fließen muß, ıst schwer, aber für uns 
verhältnismäßig leicht, indem es für uns nur die Wahl gibt: hindurch oder verlieren. 
Wir können den jetzigen Zustand vielleicht 10—15 Jahre durchhalten wirtschaftlich 
und in der Anspannung aller Kräfte, nicht länger. Entschlüsse sind daher für uns 
zwingend. Für den Gegner sind solche Entschlüsse viel schwerer, sein Gewinn wäre 
gleich nichts, der Einsatz ist ein viel größerer, unfaßbar groß. 


Die Persönlichkeiten auf der Gegenseite sind aber durch die Bank unter dem 
Durchschnitt dessen, was man von einem Politiker erwartet, sie sınd keine Tat- 
menschen. 


Für England gibt es eine Reihe von Spannungsgebieten: im Mittelmeer die Span-- 
nung mit Italien, in Asien mit Japan, im Nahen Orient hat England die Moham- 
medaner alarmiert. 

Wenn für ein Volk der Ausdruck Pyrrhus-Sieg je zutreffend war, so war es der 
Sieg von 1918 für England. Maritim verlor es seine Vorherrschaft und teilte sie 
mit Amerika — sein Empire wurde erschüttert, Irland macht sich selbständig, die 
Südafrikanische Union strebt nach gleichem, der Appetit hierauf in Indien wächst. 

Zwei Freunde aus dem Weltkrieg 1914/18 sind abgespalten Rußland und 
Italien. 

Hinsichtlich des Handels hat England, das glaubte, durch einen Krieg um so viel 
reicher zu werden, eine Enttäuschung erlebt. Durch die Aufrüstung haben alle Länder 
eine eigene Industrie errichtet, der Absatz für England ist erschwert, die alte Ord- 
nung gestört. 

Auch Frankreich ist in schlechter Situation, vor allem durch die Verminderung seiner 
Jahrgänge. 

Günstige Faktoren für uns sind ferner die Besetzung Albaniens, das in der Hand 
von Italien Jugoslawien ausschaltet. Aber auch dieses ist schwächer als Serbien 1914, 
da dieKroaten eine ınnereSpannung für dasLand bedeuten. Rumänien ist schwächer 
als früher, und Ungarn und Bulgarien rüsten und marschieren an seiner Grenze auf. 
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Die Türkei hat den einzigen großen Mann verloren, die jetzt Herrschenden sind 
kleine Geister oder stehen unter dem Einfluß des Pfundes. 

Es liegen also, insgesamt gesehen, eine Reihe von günstigen Umständen vor, die 
in drei Jahren vielleicht nicht mehr bestehen. Auch eine psychologische Seite ist 
zu bedenken: die drei letzten großen Ereignisse bezüglich Ostmark, Sudetenland 
und Tschechei sind ohne Zweifel eine ausgezeichnete politische Leistung. Es wäre 
aber außerordentlich gefährlich für ein Land und besonders seine Wehrmacht, diese 
nur als Instrument des Bluffs für die Politik anzusehen ohne den Willen eines ernst- 
haften Einsatzes. Es erscheint auch vom Standpunkt einer späteren großen Aus- 
einandersetzung im Westen, die er für unvermeidlich halte, militärisch richtig, die 
Wehrmacht in einer einzelnen Aufgabe zu erproben. 

Es erhebt sich nun die Frage: Besteht die Aussicht, diese Aufgabe isoliert von 
anderen Katastrophen durchzuführen? 

Klar ist zunächst, daß eine politische Lage mit Polen, wie sie jetzt bestand, auf 
die Dauer untragbar ist. Daher der Vorschlag des Führers hinsichtlich der Abtre- 
tung Danzigs und der Herstellung cines Verbindungsweges durch den Korridor. 
Dieser Verständigungsweg wurde gestört durch England, das sich in eine Hysterie 
hineinsteigerte, und Polen zu frechen Noten und militärischen Maßnahmen ver- 
anlaßte. Zwischen Deutschland und Polen kann es nur einen erträglichen Zustand 
geben, oder es entsteht eine unerträgliche Belastung. Für England aber war und 
ist gerade ein dauernder labiler Zustand erwünscht, um jederzeit, wenn es selbst 
losschlagen will, auf der anderen Seite Polen loslassen zu können. Damit wäre 
aber das Gesetz des Handelns nicht mehr bei uns. So wäre es auch von diesem 
Standpunkt aus richtiger, zu handeln heuer, als später. 

Abzulehnen wären faule Kompromisse, das Verlangen nach „guten Gesten“ jener 
Sprache von Versailles, die schon wieder hörbar wäre. Gerade wir müssen sehr auf 
unser Prestige bedacht sein, was für uns wichtig ıst. 

Die Wahrscheinlichkeit eines Eingreifens der Westmächte in einen Konflikt ist 
nach Ansicht des Führers nicht groß. 

Sicher wäre die Durchführung seiner Pläne ein großes Wagnis. Es wäre ein 
absoluter Fehler zu glauben, daß der Politiker vom lieben Gott irgendwelche An- 
weisungen erhält. Beim Feldherrn erwartet dies niemand, dagegen beim Politiker 
hofft man darauf. Das wäre aber genau so wenig beim Politiker wie beim Feld- 
herrn, beide müssen ıhre Entschlüsse in der eigenen Brust finden. Für uns bestünde 
aber nur die Alternative zu handeln oder auf die Dauer vernichtet zu werden. 

Er, der Führer, dürfe sagen, daß er bisher mit der Beurteilung der Lage in Krisen 
recht behalten habe. Er erinnere an den Austritt aus dem Völkerbund und die 
Einführung der allgemeinen Wehrpflicht. Seine Berater hätten aus Sorge vor dem 
Krieg gewarnt und im letzteren Falle nur eine beschränkte Zahl von Divisionen 
vorgeschlagen. Er selbst habe an 36 Divisionen stur festgehalten. Er erinnere an 
die Rheinland-Besetzung. Seine Berater hätten vorgeschlagen, Besatzungen einzelner 
Garnisonen als „Geste“ wieder zurückzuziehen. Herr Poncet sei acht Tage vor der 
Besetzung bei ihm gewesen und habe mitgeteilt, ein Einrücken ins Rheinland 
bedeute für Frankreich den Kriegsfall. Er habe gegen alle stur durchgehalten und 
recht behalten. Auch im Falle Ostmark, Sudetenland und Tschechei sei ein großes 
Risiko verbunden gewesen, und er habe die Krise überwunden. Es gäbe eben Lagen 
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eines großen Wagnisses, so für Hannibal vor der Schlacht bei Cannä, für Friedrich 
den Großen vor Leuthen und für Hindenburg-Ludendorff vor Tannenberg. Auch 
jetzt bestünde ein großes Risiko, das nur durch eiserne Entschlossenheit gemeistert 
werden könne. 


Die Gründe, weswegen der Führer nicht an ein Eingreifen der Westmächte 
glaube, sind folgende: 


Die beiden Staaten England und Frankreich haben Polen zwar eine Garantie 
ausgesprochen, wobei aber Frankreich nur im Schlepp von England ist. Bei der Be- 
urteilung der Lage der beiden Länder wäre festzustellen, daß England eine ausge- 
zeichnete Propaganda hätte. Die Haltung vieler deutscher Männer auch in pro- 
minenten Stellungen hätten diese englische Propaganda im Herbst 1938 wesentlich 
unterstützt. Sie hätern vor und in der Krise gesagt: „England wird für die Tschechei 
eintreten, auch durch Einsatz seiner Wehrmacht!“ Als dies nicht der Fall war, 
sagten sie: „Wir geben uns geschlagen, der Führer hat recht behalten. Er hat des- 
wegen gewonnen, weil er die besseren Nerven hat und durchgehalten hat.“ Sofort 
wurde dies in England aufgenommen, und es wurden die heftigsten Vorwürfe ge- 
macht gegen die Regierung, die die Nerven verloren hatte. Hätte sie dies nicht, 
sondern hätte sie auch die Gefahr eines Krieges auf sich genommen, so hätte der 
deutsche Kanzler nachggeeben. Diese Meinung, als wenn er, der Führer, nur bluffen, 
aber nichts einsetzen wolle, habe ihm die jetzige Lage sehr erschwert. 


Wie ist nun die militärische Lage in England? Das maritime Bauprogramm sei nur 
zum Teil durchgeführt, seine Auswirkung erst 1941/42 zu erwarten. Bei den Trup- 
pen an Land sei keine merkbare Steigerung eingetreten. Man schätze den möglichen 
Einsatz auf dem Festland auf 3 Divisionen, er gäbe aber auch 5 bis 6 zu, mehr 
nicht. In der Luft sei ein gewisser Erfolg zu verzeichnen, der aber noch im Anfangs- 
stadium stünde. Das moderne Flakgeschütz sei im vorigen Jahre eingeführt, vor- 
handen wären 150 bis 200 Geschütze im Lande, die monatliche Lieferung betrage 
15 bis 20. Eine Steigerung solcher Produktion verlange selbst bei uns und unserer 
besseren Industrie 9 bis 12 Monate, um z. B. die Produktion von 70 auf 90 zu 
steigern, um so viel mehr in England. Dieses sei also luftverwundbar. Die Luft- 
waffe selbst habe in England etwa 130000, bei uns 390000 Mann. 


Politische und militärische Komplikationen in der Welt sind für England also 
unerwünscht, denn es habe viele Positionen zu verteidigen. 


Die Einschätzung Polens durch England geht aus den Anleiheverhandlungen her- 
vor. England habe Polens Bitte um 8 Millionen Pfund Gold abgelehnt, trotzdem 
es in China in letzter Zeit eine halbe Milliarde gestekt hätte. Als Polen dann 
Waffen erbat, habe man ihm lächerliche Zahlen veraltetes Material gegeben, also 
jede ernsthafte Hilfe abgelehnt mit der Begründung, man brauche Gold und Waffen 
selbst. Nur sonstige Warenkredite seien bewilligt, die keine ernsthafte Hilfe dar- 
stellten. Die Lage Englands sei eben prekär. 


„Es erscheint mir daher ausgeschlossen, daß ein verantwortlicher englischer Staats- 
mann in dieser Lage das Risiko eines Krieges für England übernimmt.“ 


Frankreich kann sich einen blutvollen langen Krieg nicht leisten, seine Jahrgänge 
sind zu klein, sein Material nicht ausreichend. Frankreich ist in die ganze Lage 
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gegen seinen Wunsch hineingezwungen, für Frankreich trifft das Wort des Nerven- - 
krieges zu. Welche Möglichkeiten liegen nun für ein Eingreifen der Westmächte 
vor? 

1. Die Blockade, die aber nicht mehr die Bedeutung wie früher har. 

2. Der Angriff an Land. Hier möge man bedenken, was es für den französischen 
Soldaten, den man an die Verteidigung der Maginot-Linie gedanklich gewöhnt habe, 
bedeute, aus dieser Verteidigungslinie herauszusteigen und gegen den deutschen 
Westwall anzustürmen, vielleicht eine Viertelmillion Menschen zu verlieren, ohne 
einen sicher garantierten Erfolg. Denn das deutsche Volk, das früher Granatrrichter, 
Löcher heldenhaft verteidigt habe, würde den jetzigen Westwall bestimmt halten. 

Nun könnten die Westmächte vielleicht versuchen, über eine neutrale Linie 
gegen Deutschland vorzudringen, damit käme der Führer zu einer Betrachtung der 
Neutralen. Alle diese hätten den ernsten Wunsch, weiter neutral zu bleiben: Die 
nordischen Staaten bedingungslos. Die Schweiz würde auf jeden schießen, der ihre 
Neutralität verletzen würde. Holland wäre grundsätzlich neutral aus Furcht für 
seine ostasiatischen Kolonien, die sonst sofort von Japan bedroht würden. Belgien 
wäre aufrichtig neutral, weniger aus moralischen Gründen, als wegen der schlechten 
Erfahrung des Weltkrieges, wo es zum Kriegsschauplatz wurde, der Krieg ihm 
nichts brachte. Für England und Frankreich wäre es aber ausgeschlossen, die Neu- 
tralität dieses Landes gegen seinen Willen zu brechen. 

Vielleicht seien die Neutralitätserklärungen dieser Staaten auf Veranlassung Eng- 
lands abgegeben um bei Ausbruch eines Konfliktes zwischen Deutschland und Polen 
Argumente zum Zurückziehen für England zu geben. Dieses könnte dann sagen: 
„Durch den Westwall können wir nicht hindurch. Eine Anfrage bei Holland und 
Belgien, den Durchmarsch zu gestatten, ist abgelehnt worden. Mit Gewalt dürfen 
wir ihre Neutralität nicht verletzen, — also, wir können leider nicht helfen!“ 

Nun sagen manche: „England macht sich auf einen langen Krieg gefaßt, rechnet 
damit oder wünscht ihn gar, um Deutschland niederzuringen, wie nach 1914.“ Der 
Führer hält diese Ansicht für falsch. 1914 hat kein Mensch mit einem langen Kriege 
gerechnet oder ihn gar nicht gewünscht. Erst nach den großen Schlachten von 
Tannenberg und an der Marne haben alle mit Schrecken gesehen, daß es nun keine 
schnelle Entscheidung, sondern einen langen Krieg gäbe. Auch jetzt wünsche sich 
England keinen langen Krieg, da es nicht einen Monat voraus wissen könne, was ihm 
an Unerwarteten in der Welt entgegentreten könne. Alle Welt wäre sich aber klar 
über unsere Kraft auf die Dauer. In den Weltkrieg sind wir materiell schlecht vor- 
bereitet, mit Munition für nur wenige Monate, eingetreten, und doch hatten wir 
am Ende eine ungeheure materielle Erhöhung. Die heutige Lage wäre aber ganz 
anders, wir sind wirtschaftlich vorbereitet zur Mobilmachung der ganzen deutschen 
Nation. 

Nun bestand bei den Westmächten die Hoffnung auf das Mitmachen von Ruß- 
land, was neben der materiellen Unterstützung auch ein wichtiges psychologisches 
Moment war. Der Entschluß, Blut einzusetzen, ist schwer. Man fragt dann leicht: 
Warum gerade ich? So richtet sich die Hoffnung Englands auf Rußland. Aber nur 
ein blinder Optimist konnte glauben, Stalin würde so wahnsinnig sein, den Gedan- 
ken Englands nicht zu durchschauen: nämlich wie im Weltkrieg im Westen eine Art 
Stellungskrieg zu führen und im Osten Rußland die Blutlast des Krieges tragen zu 
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lassen. Daher wollten auch die Westmächte keine positiven Verpflichtungen eingehen, 
und jedesmal, wenn bei den Verhandlungen die konkrete Frage darnach auftauchte, 
kamen die Verhandlungen zum Stocken, da keine positive Antwort erfolgte. 

Weiterhin aber muß sich Stalin ebenso vor einer siegreichen Armee fürchten, wie 
er Furcht vor einer geschlagenen hat. Litwinows Entlassung als Außenminister 
wirkte auf den Führer wie ein Kanonenschuß als Zeichen einer Umstellung gegen- 
über den Westmächten. Es begann eine vorsichtige Umstellung, eingeleitet dadurch, 
daß der Führer den russischen Botschafter bei einem Empfang ebenso höflich be- 
handelte wie die anderen Diplomaten. Am gleichen Abend noch bedankte sich der 
Botschafter dafür, und daß er bei dem Empfang nicht als zweitrangig behandelt 
worden sei. Es ergaben sich weitere Gespräche auf wirtschaftlichem Gebiete, die zu 
einem Handelsvertrage führten. Schließlich kam von den Russen der Vorschlag: 

1. Für einen Nichtangriffspakt. 

2. Für eine Intervention zwischen Japan und Rußland. 

3. Für eine Regelung in der Frage der baltischen Provinzen. 

Der Nichtangriffspakt soll am 23. 8. unterzeichnet werden. 

„Ich habe den Westmächten dieses Instrument — die Hilfe Rußlands — aus der 
Hand geschlagen. Es besteht jetzt die Möglichkeit, einen Stoß ins Herz von Polen 
zu führen. Der militärische Weg ist nach menschlichem Ermessen frei.“ 

Die Nachricht von dem Pakt habe im Auslande wie eine Granate eingeschlagen 
und sei das größte politische Ereignis der letzten Zeit. 


Die Lage würde am besten durch einen Ausspruch von Lloyd George gekenn- 
zeichnet, der im Parlament die Regierung fragte, ob sie sich vor ihrer Garantie für 
Polen die Hilfe Rußlands gesichert hätte. „Wenn dies nicht der Fall ist, dann ist 
die Politik der Regierung die dümmste und verbrecherichste, die man sich denken 
kann.“ 


Natürlich erfordere dieser neue Kurs auch für ihn, den Führer, eine gewisse Um- 
stellung und verlange auch Opfer. Er glaube aber, daß das deutsche Volk ihn 
hundertprozentig verstehen werde und daß er seine Zustimmung habe. Umgekehrt 
werde die Wirkung auf die Westmächte eine stark erschütternde sein. Natürlich 
würden die Westmächte bei einem Konflikt Deutschland—Polen versuchen, das 
Gesicht zu wahren. Sie werden vielleicht die Botschafter abberufen, vielleicht eine 
Handelssperre einrichten. 


Dagegen hilft nur eisernste Entschlossenheit: wir müssen zum Ausdruck bringen, 
daß wir stets mit England—Frankreich gerechnet haben, und daß Deutschland auch 
dann gewinnt, wenn es nur einig ist. Auf die Haltung jedes Vorgesetzten kommt es 
an, davon hängt das Verhalten der Wehrmacht ab, die Haltung der Wehrmacht 
überträgt sich auf das ganze Volk. Ein Volk wird aber nicht durch einen langen 
Frieden zu Leistungen erzogen, sondern durch Gewöhnung an Härte und Belastung. 

Im übrigen muß man bedenken: auch auf der anderen Seite sind Menschen mit 
ihren Sorgen und Kümmernissen. Letzten Endes sind es nicht die Maschinen, die 
miteinander ringen, sondern die Menschen. Und wir haben die besten Menschen. 

Es ist nicht richtig, daß wir 1918 aus Mangel an Material zusammengebrochen sind, 
denn wir standen damals materiell besser da als 1915 und 1916. Aber es fehlten 
die seelischen Voraussetzungen zum Durchhalten, die das Wesentliche sind. Auch 
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Friedrich der Große hat jahrelang nur durch die Kraft seines Herzens durchgehalten, 
bis ihm das Glück wieder lächelte. Festigkeit und Haltung schließen den Erfolg in 
sich. Wer sich einen harten Entschluß gewählt hat, findet auch diese feste Haltung. 

Das Ziel ist die Beseitigung und Zerschlagung der militärischen Kraft Polens, auch 
wenn Kämpfe im Westen entstehen. Größte Schnelligkeit im Erfolg im Osten bietet 
am besten die Aussicht auf eine Beschränkung des Konfliktes. 

Die Auslösung des Konfliktes wird durch eine geeignete Propaganda erfolgen. 
Die Glaubwürdigkeit ist dabei gleichgültig, im Sieg liegt das Recht. 

Wir müssen unser Herz verschließen und hart machen. Wer über diese Welt- 
ordnung nachgedacht hat, ıst sıch klar, daß ihr Sinn im kämpferischen Durchsetzen 
des Besten liegt. Das deutsche Volk aber gehört zu den besten Völkern der Erde. 
Uns hat die Vorsehung zu Führern dieses Volkes gemacht, wir haben damit die 
Aufgabe, dem deutschen Volke, das mit 140 Menschen auf den Quadratkilometer 
zusammengedrängt ist, den nötigen Lebensraum zu geben. Größte Härte kann bei 
Durchführung einer solchen Aufgabe größte Milde sein. 

Wir können und dürfen glauben an den Wert des deutschen Soldaten. Bei Krisen 
hat er meist die Nerven behalten, während die Führung sie verlor. Beispiel die 
Marneschlacht. Die Führung muß daher eisenhart sein. 

Nochmals: Erforderlich ist Schnelligkeit der Operationen, Anpassen an jede neue 
Lage, Zerbrechen der gegnerischen Kraft, wo sie sich zeigt, bis zum letzten. Das ist 
das militärische Ziel als Voraussetzung des engeren politischen Zieles einer späteren 
Grenzziehung. gez. Boehm 
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Angebliche Rede Adolf Hitlers vom 22. August auf dem Obersalzberg 
in der Fassung, die dem britischen Geschäftsträger in Berlin am 24. August 
vom amerikanischen Journalisten Louis Lochner überbracht worden war 
und im Nürnberger Prozeß als Dokument L 003 vorgelegt wurde. 


ADAP Bd. VIINr. 193 Anmkg. 1. 


Entschluß zum Angriff auf Polen im Frühling. Ursprünglich Befürchtung, durch 
politische Konstellation gegen England, Frankreich, Polen zugleich schlagen zu 
müssen. Auch dieses Risiko hätte getragen werden müssen. Göring hat ja aus- 
geführt, daß Vierjahresplan gescheitert und wır am Ende, wenn nicht Sieg ın kom- 
mendem Krieg. 

Seit Herbst 1938, und seitdem ich erkannt habe, daß Japan nicht bedingungslos 
mit uns geht und Mussolini bedroht ist durch den Schwachkopf von König und den 
verräterischen Schurken von Kronprinzen, Entschluß, mit Stalin zu gehen. Im 
Grunde nur drei große Staatsmänner auf der Welt, Stalin, ih und Mussolinı. 
Mussolini, der Schwächste, hat weder Macht der Krone, noch der Kirche brechen 
können. Stalin und ich die Einzigen, die nur die Zukunft sehen. So werde ich ın 
einigen Wochen Stalin an der gemeinsamen deutsch-russischen Grenze die Hand 
reichen und mit ihm eine Neuverteilung der Welt vornehmen. 

Unsere Stärke ist unsere Schnelligkeit und unsere Brutalität. Dschingis Chan hat 
Millionen Frauen und Kinder in den Tod gejagt, bewußt und fröhlichen Herzens. 
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Die Geschichte sieht in ihm nur den großen Staatengründer. Was die schwache 
westeuropäische Zivilisation über mich behauptet, ist gleichgültig. Ich habe den 
Befehl gegeben — und ich lasse jeden füsilieren, der auch nur ein Wort der Kritik 
äußert — daß das Kriegsziel nicht im Erreichen von bestimmten Linien, sondern 
in der physischen Vernichtung des Gegners besteht. So habe ich, einstweilen nur im 
Osten, meine Totenkopfverbände bereitgestellt mit dem Befehl, unbarmherzig 
und mitleidlos Mann, Weib und Kind polnischer Abstammung und Sprache in den 
Tod zu schicken. Nur so gewinnen wir den Lebensraum, den wir brauchen. Wer 
redet heute noch von der Vernichtung der Armenier? 


Generaloberst von Brauchitsch hat mir zugesagt, den Krieg gegen Polen in wenigen 
Wochen zum Abschluß zu bringen. Hätte er mir gemeldet, ich brauche zwei Jahre 
oder auch nur ein Jahr dazu, so hätte ich den Marschbefehl nicht gegeben und mich 
vorübergehend statt mit Rußland mit England verbündet. Denn wir können keinen 
langen Krieg führen. Allerdings ist nun eine neue Lage geschaffen. Die armseligen 
Würmer Daladier und Chamberlain habe ich in München erlebt. Sie werden zu 
feige sein, anzugreifen. Sie werden nicht über die Blockade hinausgehen. Dagegen 
haben wir unsere Autarkie und die russischen Rohstoffe. Polen wird entvölkert 
und mit Deutschen besiedelt. Mein Polenpakt war nur als Zeitgewinn gedacht. 
Und im übrigen, meine Herren, ereignet sich mit Rußland ja nur dasselbe, was 
ich mit Polen durchexerziert habe. Nach Stalins Tod, er ıst ein schwerkranker 
Mann, zerbrechen wir die Sowjetunion. Dann dämmert die deutsche Endherrschaft 
herauf. 


Die Kleinstaaten können mich nicht schrecken. Nach Kemals Tod wird die Türkei 
von Kretins und Halbidioten regiert. Carol von Rumänien ist ein durch und durch 
korrupter Knecht seiner Sexualtriebe. Der König von Belgien und die nordischen 
Könige sind weiche Hampelmänner, abhängig von der guten Verdauung ihrer ver- 
fressenen und müden Völker. 


Den Abfall Japans müssen wir in Kauf nehmen. Ich habe Japan ein ganzes Jahr 
Zeit gelassen. Der Kaiser ist ein Gegenstück zum letzten Zaren. Schwach, feige, 
entschlußlos. Mag er der Revolution anheimfallen. Populär war mein Zusammen- 
gehen mit Japan nie. Wir werden weiterhin die Unruhe in Fernost und in Arabien 
schüren. Denken wir als Herren und sehen wir in diesen Völkern bestenfalls lak- 
kierte Halbaffen, die die Knute spüren wollen. 


Die Gelegenheit ist günstig wie nie zuvor. Ich habe nur eine Sorge, daß mir 
Chamberlain oder irgend so ein anderer Saukerl im letzten Augenblick mit Vor- 
schlägen und Umfällen kommt. Er fliegt die Treppe herunter. Und wenn ich ihm 
persönlich vor den Augen aller Photographen in den Bauch treten muß. 


Nein, dazu ist es zu spät. Der Angriff und die Vernichtung Polens beginnt am 
Sonnabend früh. Ich lasse ein paar Kompanien in polnischer Uniform ın Ober- 
schlesien oder im Protektorat angreifen. Ob die Welt das glaubt, ist mir scheißegal. 
Die Welt glaubt nur an den Erfolg. 

Für Sie, meine Herren, winken Ruhm und Ehre wie seit Jahrhunderten nıcht 
mehr. Seien Sie hart, seien Sie schonungslos, handeln Sie schneller und brutaler 


als die andern. Die Bürger Westeuropas müssen vor Entsetzen erbeben. Das ist die 
humanste Kriegsführung. Denn es schreckt sie ab. 
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Die neue Kriegsführung entspricht der neuen Grenzziehung. Ein Wall von Reval, 
Lublin, Kaschau nach der Donaumündung. Den Rest kriegen die Russen. Ribben- 
trop ist angewiesen, jedes Angebot zu machen und jede Forderung anzunehmen. 
Im Westen behalte ich mir vor, die strategisch beste Linie zu bestimmen. Hier wird 
sich, etwa mit Holland, Belgien, Französisch-Lothringen, mit Protektoratsgebieten 
arbeiten lassen. 


Und nun: ran an den Feind! In Warschau feiern wir Wiedersehn! 


Die Rede wurde mit Begeisterung aufgenommen. Göring stiegt auf den Tisch. 
Blutrünstiger Dank und blutrünstiges Versprechen. Er tanzte wir ein Wilder herum. 
Die wenigen (!) Bedenklichen schwiegen. 


Beim Essen äußerte sich Hitler, er müsse in diesem Jahre handeln, da er nicht 
mehr lange lebe. Sein Nachfolger aber könne nicht mehr, außerdem sei die Lage 
in spätestens zwei Jahren trostlos. 
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Der Britische Premierminister Chamberlain an den deutschen Reichskanzler, 
22. August 1939 


London, den 22. August 1939 
Euer Exzellenz! 
Euer Exzellenz werden bereits von gewissen Maßnahmen Kenntnis erhalten 
haben, die von Seiner Majestät Regierung getroffen und heute abend in der Presse 
und ım Rundfunk bekanntgegeben wurden. 


Diese Maßnahmen sind nach Ansicht Seiner Majestät Regierung notwendig gewor- 
den durch Truppenbewegungen, über die aus Deutschland berichtet worden ist, und 
durch die Tatsache, daß anscheinend die Ankündigung eines deutsch-sowjetischen 
Abkommens in gewissen Kreisen in Berlin als Anzeichen dafür aufgefaßt wird, 
daß eine Intervention seitens Großbritanniens zugunsten Polens nicht mehr eine 
Eventualität darstellt, mit der zu rechnen notwendig ist. Kein größerer Fehler 
könnte begangen werden. Welcher Art auch immer das deutsch-sowjetische Abkom- 
men sein wird, so kann es nicht Großbritanniens Verpflichtung gegenüber Polen 
ändern, wie Seiner Majestät Regierung wiederholt öffentlich und klar dargelegt hat, 
und diese entschlossen ist, zu erfüllen. 


Es ist behauptet worden, daß, wenn Seiner Majestät Regierung ihren Standpunkt 
im Jahre 1914 klarer dargelegt hätte, jene große Katastrophe vermieden worden 
wäre. Unabhängig davon, ob dieser Behauptung Bedeutung beizulegen ist oder 
nicht, ist Seiner Majestät Regierung entschlossen, dafür zu sorgen, daß im vor- 
liegenden Falle kein solch tragisches Mißverständnis entsteht. 


Nötigenfalls ist Seiner Majestät Regierung entschlossen und bereit, alle ihr zur 
Verfügung stehenden Kräfte unverzüglich einzusetzen, und es ist unmöglich, das 
Ende einmal begonnener Feindseligkeiten abzusehen. Es würde eine gefährliche 
Täuschung sein, zu glauben, daß ein einmal begonnener Krieg frühzeitig enden 
würde, selbst wenn ein Erfolg auf einer der verschiedenen Fronten, an denen er 
geführt werden wird, erzielt worden sein sollte. 
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Nachdem unser Standpunkt auf diese Weise vollkommen klar dargelegt ist, 
möchte ich Eeuer Exzellenz wiederholt meine Überzeugung dahingehend zum Aus- 
druck bringen, daß Krieg zwischen unseren beiden Völkern die größte Katastrophe 
darstellen würde, die überhaupt eintreten könnte. Ich bin überzeugt, daß weder 
unser Volk noch das Ihrige einen Krieg wünscht, und ich kann nicht ersehen, daß 
die zwischen Deutschland und Polen schwebenden Fragen irgend etwas enthalten, 
das nicht ohne Gewalt gelöst werden könnte und sollte, wenn nur ein Zustand 
des Vertrauens wiederhergestellt werden könnte, der es ermöglichen würde, Ver- 
handlungen in einer besseren als der heute bestehenden Atmosphäre zu führen. 


Wir sind immmer bereit gewesen und werden es auch stets sein, zu der Schaffung 
von Bedingungen beizutragen, in denen solche Verhandlungen stattfinden könnten 
und in denen es möglich sein würde, gleichzeitig jene größeren, zukünftigen inter- 
nationalen Beziehungen berührenden Probleme zu erörtern, einschließlich die uns 
und Euer Exzellenz interessierenden Angelegenheiten. 


In dem heute bestehenden Spannungszustand nehmen jedoch die Schwierigkeiten 
zu, die friedlichen Verhandlungen ım Wege stehen, und je länger diese Spannung 
aufrechterhalten wird, desto schwerer wird sich die Vernunft durchzusetzen ver- 
mögen. 


Diese Schwierigkeiten könnten jedoch gemildert, wenn nicht beseitigt werden, 
wenn über einen anfänglichen Zeitraum auf beiden Seiten — und überhaupt auf 
allen Seiten — eine Pause eingehalten werden könnte, in der Pressepolemik und 
jedwede Aufreizung einzustellen sei. 


Wenn eine solche Pause herbeigeführt werden könnte, dann dürfte Grund zu der 
Hoffnung bestehen, daß, nach Ablauf dieses Zeitraumes, in dem Schritte unternom- 
men werden könnten, um die von beiden Seiten erhobenen Beschwerden bezüglich 
der Behandlung von Minderheiten zu untersuchen und ın Angriff zu nehmen, 
geeignete Bedingungen geschaffen sein würden für die Aufnahme von direkten Ver- 
handlungen zwischen Deutschland und Polen über die zwischen ihnen bestehenden 
Fragen (unter Mitwirkung eines neutralen Vermittlers, sollten beide Parteien dies 
für zweckmäßig erachten). 


Ich fühle mich jedoch verpflichtet zu sagen, daß nur eine geringe Hoffnung 
bestehen würde, solche Verhandlungen zu einem erfolgreichen Abschluß zu bringen, 
wenn es nicht von Anfang an feststünde, daß ein zu erreichendes Abkommen 
bei seinem Abschluß von anderen Mächten garantiert werden würde. Seiner Majestät 
Regierung würde bereit sein, wenn der Wunsch dazu ausgesprochen werden sollte, 
zu der wirksamen Durchführung solcher Garantien nach ihrem Vermögen beizu- 
tragen. 


In diesem Augenblick gestehe ich, daß ich keinen anderen Weg sehe, eine Kata- 
strophe zu vermeiden, die Europa in den Krieg führen wird. 


Im Hinblick auf die schweren Folgen für die Menschheit, die aus einer Handlung 
ihrer Herrscher entstehen können, vertraue ich darauf, daß Euer Exzellenz mit 
tiefster Überlegung die Ihnen von mir dargelegten Gesichtspunkte abwägen werden. 

Neville Chamberlain 
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27: 


Berichte des britischen Botschafters Henderson an Lord Halifax 
über seine Unterredung mit Adolf Hitler in Berchtesgaden am 23. August 1939 


DBFP VII Nr. 200 vom 23. 8. 1939 


„1. Zwei Schwierigkeiten erhoben sich gestern abend, bevor der Besuch bei 
Hitler tatsächlich arrangiert wurde. An erster Stelle wurde ich gefragt, ob ich nicht 
bereit sein könne, bis zu Herrn v. Ribbentrop‘s Rückkehr zu warten. Ich sagte, 
daß ich nicht warten könne, da ıch nach meinen Instruktionen den Brief selber so- 
bald wie möglich auszuhändigen habe. Etwa eine Stunde danach wurde ich aber- 
mals telefonisch angerufen von Staatssekretär Weizsäcker, der nach dem Kerngehalt 
des Briefes fragte und auf die Veröffentlichung irgendeines privaten Briefes im lerz- 
ten Jahr Bezug nahm, der an Hitler gerichtet war. Ich sagte Baron v. Weizsäcker, 
daß ich mich der Veröffentlichung irgend eines privaten Briefes im letzten Jahre 
nicht erinnerte und daß keine Absicht bestünde, den jetzigen Brief zu veröffent- 
lichen. Die 3 Hauptpunkte des Briefes wären: 

1. Daß SMR entschlossen wäre, ıhre Verpflichtungen gegenüber Polen zu erfüllen. 


2. daß sie bereit wäre, vorausgesetzt, daß eine Friedensatmosphäre geschaffen würde, 
alle Probleme, die unsere zwei Länder berühren, zu erörtern und 

3. daß sie während der Zeitspanne des Burgfriedens direkte Besprechungen zwischen 
Deutschland und Polen hinsichtlich der Minderheiten begrüßen würde. 

2. Staatssekretär schien diese Antwort als wahrscheinlich zufriedenstellend zu 
betrachten, aber verschob eine endgültige Antwort bis heute 8 Uhr früh. Um diese 
Stunde sagte er mir telefonisch, daß die getroffenen Vorkehrungen bestätigt worden 
wären und daß er mich nach Berchtesgaden begleiten würde, Abfahrt von Berlin um 
9.30 Uhr vormittags. 

3. Wir kamen ın Salzburg kurz nach 11 Uhr vormittags an und fuhren mit dem 
Auto nach Berchtesgaden, wo ich von Hitler kurz nach 1 Uhr empfangen wurde. 
Ich hatte den Eindruck gewonnen, daß die Atmosphäre wahrscheinlich äußerst 
unfreundlich sein würde, so daß die Unterredung überaus kurz sein würde. 

4. In der Absicht dem vorzubeugen, begann ich Unterhaltung durch Feststellung, 
daß ich angewiesen worden wäre, einen Brief des Premierministers im Namen SMR 
dem Kanzler persönlich zu überreichen, aber bevor ich dies täte, wünschte ich, einige 
einleitende Bemerkungen zu machen. Ich wäre Seiner Exzellenz dankbar, daß er 
mich so bereitwillig empfangen hätte, da es für mich unmöglich gewesen sei, auf 
Ribbentrop’s Rückkehr zu warten, da es eine Tatsache wäre, die SMR bedauere, daß 
die Lage keinen Aufschub duldete. Ich bat seine Exzellenz, den Brief nicht aus dem 
Blickpunkt der Vergangenheit zu lesen, sondern aus dem der Gegenwart und der 
Zukunft. Was getan worden wäre, könnte jetzt nicht ungeschehen gemacht werden, 
und es könnte keinen Frieden in Europa geben ohne englisch-deutsche Zusammen- 
arbeit. Wir hätten Polen gegen Angriff garantiert, und wir würden unser Wort 
halten. Durch die Jahrhunderte der Geschichte hindurch hätten wir nie unser Wort 
gebrochen. Wir würden nicht Britannien bleiben, wenn wir dies jetzt täten. 

5. Während der ganzen Dauer des ersten Gespräches war Hitler erregbar und 
unnachgiebig. Er hielt keine langen Reden, aber sein Ton war heftig und er über- 
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trieb sowohl in Bezug auf England als auch auf Polen. Er begann, in dem er ver- 
sicherte, daß die polnische Frage unter den großzügigsten Bedingungen geschlichtet 
worden wäre, wenn da nicht Englands unverantwortliche Unterstützung gewesen 
wäre. Ich lenkte die Aufmerksamkeit auf die Ungenauigkeit dieser Darstellung, da 
unsere Garantie am 31. März und die polnische Antwort am 26. März gegeben 
worden ist. Er erwiderte, daß die letzte durch eine britische Pressekampagne insze- 
niert worden war, die eine deutsche Bedrohung Polens in der Woche zuvor erfunden 
hatte. (Hitler konnte damals diese Behauptung nicht besser widerlegen, da er die 
wahren Vorgänge in der Zeit v. 16.—26. März nicht kennen konnte. d.V.) Deutsch- 
land hätte nicht einen Mann in Marsch gesetzt, wie es das auch nicht während der 
ähnlich .rügerischen Pressekampagne wegen der Tschechoslowakei am 20. Mai letz- 
ten Jahres getan hätte. 


6. Er attackierte dann heftig die Polen, sprach von 100000 deutschen Flüchtlingen 
aus Polen, Exzesse gegen Deutsche, Schließung deutscher Institutionen und syste- 
matischer polnischer Verfolgung der Volksdeutschen im allgemeinen. Er sagte, daß 
er täglich hunderte von Telegrammen von seinen verfolgten Landsleuten erhalte. 
Er würde es nicht länger zulassen usw. usw. Ich unterbrach, indem ich bemerkte, 
daß — während ich nicht abzustreiten versuchen wünschte, daß Verfolgungen vor- 
kämen, auch von Polen in Deutschland — die deutschen Pressemeldungen stark 
übertrieben wären. Er hatte die Kastrierung von Deutschen erwähnt. Mir wäre ein 
Fall zufällig bekannt. Der betreffende Deutsche wäre ein Sexualwahnsinniger, der 
so behandelt worden wre, wie er es verdient hätte. Hitlers Entgegnung war, daß es 
nicht einen Fall gegeben hätte, sondern sechs. 


7. Seine nächste Tirade wandte sich gegen britische Unterstützung der Tschechen 
und Polen. Er versicherte, daß die ersten heute noch unabhängig sein würden, hätte 
England sie nicht in einer deutsch-feindlichen Politik ermutigt. Er gab zu verstehen, 
daß die Polen es morgen noch sein würden, wenn Britannien aufhörte, sie heute 
zu ermutigen. Er ließ dem eine Tirade gegen England folgen, dessen Freundschaft 
er seit 20 Jahren gesucht hätte, nur um jedes Angebot mit Verachtung zurück- 
gewiesen zu sehen. Die britische Presse wurde ebenfalls heftig beschimpft. Ich be- 
stritt jeden Punkt und nannte seine Feststellung wiederholt ungenau, aber die 
einzige Wirkung war die, ihn auf eine frische neue Tirade loszulassen. 


8. Durch die ganze Unterredung hindurch beharrte ich fest auf Punkt 1, nämlich 
unsere Entschlossenheit, unsere Verpflichtung gegen Polen zu honorieren. Hitler 
dagegen harrte die ganze Zeit über auf Punkt 3, der polnischen Verfolgung der 
Volksdeutschen. Auf Punkt 2 wurde überhaupt nicht Bezug genommen und inter- 
essierte ihn anscheinend nicht. Ich war gewarnt worden, daß dies so sein würde. 

9. Der größte Teil der Unterhaltung war Gegenbeschuldigung, wobei die wirk- 
lichen Punkte diejenigen sind, die in seiner Antwort betont sind hinsichtlich der 
Drohungen an Polen, wen die Verfolgungen weitergehen, und an England und 
Frankreich, wenn sie in einem solchen Umfange mobilisieren, daß es eine Gefahr 
für Deutschland darstellt. ...... 


10. Am Ende dieses ersten Gespräches bemerkte Hitler in Antwort auf meine 
wiederholte Warnung, daß direkte Aktion von Deutschland Krieg bedeuten würde, 
daß Deutschland nichts zu verlieren hätte und Großbritannien viel, daß er den 
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Krieg nicht wünschte, aber nicht vor einem zruückschrecken würde, wenn es nötig 
wäre, und daß sein Volk viel mehr hinter ihm stünde als im letzten September — 
was, fürchte ich, zutreffend ist. 


11. Ich antwortete, daß ich hoffte und überzeugt wäre, daß irgendeine Lösung 
noch ohne Krieg möglich wäre und fragte, warum Kontakt mit den Polen nicht 
erneuert werden könnte. Hitlers Erwiderung war, daß, solange England Polen einen 
Blankoscheck gäbe, polnische Unvernünftigkeit jede Verhandlung unmöglich machen 
würde. Ich stritt „den Blankoscheck“ ab, aber dies setzte Hitler nur wieder in Gang 
und schließlich wurde vereinbart, daß er mir seine Antwort in 2 Stunden schicken 
oder aushändigen würde.“ 

DBFP VII Nr. 248 vom 24. August 1939 


Nach meiner ersten gestrigen Unterredung kehrte ıch nach Salzburg zurück in 
dem Einverständnis, daß ich, falls Hitler mich abermals zu sehen wünschte, zu seiner 
Verfügung stehen würde oder, falls er nichts Neues zu sagen hätte, er seine hand- 
geschriebene Antwort an den Premierminister zuschicken könnte. 


Da er schließlich darum bat, mich zu sehen, fuhr ich nach Berchtesgaden zurück. 
Er war beim zweitenmal ganz ruhig und erhob nicht ein einziges Mal seine Stimme. 
Die Unterhaltung dauerte 20 Minuten bis !/sz Stunde, brachte aber wenig Neues, 
außer daß er mündlich weit energischer war als in der geschriebenen Antwort hin- 
sichtlich seiner Entschlossenheit, Polen anzugreifen, falls ‚noch ein Deutscher in Polen 
mißhandelt würde‘. 

Ich sprach von Kriegstragödie und von seiner unermeßlichen Verantwortung, aber 
seine Antwort war, daß alles Englands Schuld sein würde. Ich widerlegte dies, nur 
um von ihm belehrt zu werden, daß England entschlossen wäre, Deutschland aus- 
zulöschen. Er wäre, sagte er, 50 Jahre alt: er zöge den Krieg jetzt vor, als wenn 
er 55 oder 60 sein würde. Ich sagte ihm, daß es absurd wäre, von Austilgung zu 
sprechen. Nationen könnten nicht ausgetilgt werden und ein friedliches und pros- 
perierendes Deutschland läge im britischen Interesse. Krieg zwischen England und 
Deutschland würde nur den minderen Rassen der Welt nützen. Seine Antwort war, 
daß es England wäre, das für mindere Rassen kämpfte, wohingegen er nur für 
Deutschland kämpfte. Die Deutschen würden dieses Mal bis zum letzten Mann 
kämpfen. Es würde 1914 anders gewesen sein, wenn er damals Kanzler gewesen 
wäre. 

Er sprach mehrere Male von seinen wiederholten Freundschaftsangeboten an 
England und ihrer unabänderlichen und verächtlichen Zurückweisung. Ich nahm auf 
letztjährige Bemühungen des Premierministers Bezug und auf seinen Wunsch nach 
Zusammenarbeit mit Deutschland. Er sagte, er hätte seinerzeit an Herrn Chamber- 
lains guten Willen geglaubt, aber, und besonders seit den Einkreisungsbemühungen 
der letzten paar Monate, jetzt täte er das nicht mehr. Ich wies auf den Trugschluß 
dieser Ansicht hin, aber seine Antwort war, daß er jetzt endgültig von der Richtig- 
keit der Ansichten überzeugt wäre, die ihm vorher von anderen entgegengehalten 
würden, daß England und Deutschland sich niemals einig werden könnten. 

Unter Bezugnahme auf russischen Nichtangriffspakt bemerkte er, daß es England 
wäre, der ihn zur Übereinkunft mit Rußland gezwungen hätte. Er schien nicht be- 
geistert darüber, aber setzte hinzu, daß, wenn er einmal ein Übereinkommen treffe, 


176 


es für eine lange Zeitspanne sein würde. Heute unterzeichneter Wortlaut des Über- 
einkommens bestätigt dies, und ich würde überrascht sein, wenn es nicht später 
durch irgend etwas über einen bloßen Nichtangriffspakt Hinausgehendes ergänzt 
wird. 


“Ich schlug schließlich die Richtung ein, daß mir Krieg ganz unvermeidlich schiene, 
falls er auf direkter Maßnahme gegen Polen bestünde und drückte Bedauern über 
Fehlschlag meiner Mission in Berlin im allgemeinen und meines Besuches bei ihm 
aus. Hitlers Haltung war die, daß es Englands Verschulden wäre und daß nichts 
Geringeres als ein völliger Wechsel seiner Politik gegen Deutschland ihn nunmehr 
jemals vom britischen Wunsch nach guten Beziehungen überzeugen könnte.“ 

DBFP VII Nr. 257 vom 24. August 


ee Mit dem russischen Pakt in Händen liegt die Initiative jetzt bei Hitler. 
ge Ich sehe ein Ultimatum an Polen voraus. Ob ein 11-Stunden-Versuch der 
polnischen Regierung, den Kontakt wieder herzustellen, nützen wird, bezweifle ich 
sehr. Aber ich betrachte ihn als letzte Hoffnung, wenn überhaupt es eine letzte 
Hoffnung gibt. Die Demarche ist verschoben worden, bis es zu spät war. Vor zehn 
Tagen hätte sie die Situation retten können. 


Nun, wenn die britische Öffentlichkeit es tatsächlich wünscht und Hitlers ‚Zappe- 
ligkeit’ nicht länger ertragen kann, ist da nichts mehr zu sagen. Meine gestrige 
Unterhaltung mit diesem Mann bestärkte mich in dieser Ansicht, daß es praktisch 
hoffnungslos ist, mit ihm zu verhandeln. ..... Hitler tobte und lärmte. Ich blieb 
die ganze Zeit ruhig und konzentriert mich darauf zu zeigen, daß wir es ernst mein- 
ten. Wenn Hitler eines Überzeugtwerdens fähig ist, muß er überzeugt worden sein. 
Wenn er es nicht ist, wird ihn nur Krieg überzeugen, aber ich bilde mir ein, er 
war erschüttert, sonst würde er nicht gebeten haben, mich ein zweites Mal zu sehen, 
besonders da mich Weizsäcker warnte, daß, wenn ich nicht zuerst etwas sagte, meine 
Unterredung keine fünf Minuten dauern würde. ..... Ich legte z. B. starke Be- 
tonung auf den Wechsel in der britischen öffentlichen Meinung seit dem 15. März. 
Ich sagte ihm immer wieder, daß er übertreibe und irrige Ansichten aufrecht er- 
halte, aber ich bekenne, daß jede Erwiderung von mir ihn nur wieder in Fahrt 
brachte. Er war in einer Stimmung, in der Vernunft ihm nichts bedeutete. 


Unglücklicherweise hatte ich keine Gelegenheit, mit Weizsäcker zu reden nach den 
zwei Besprechungen. Er blieb dort, um Ribbentrops Rückkehr abzuwarten. Er war 
so hilfreich, wie er nur sein konnte und warnte mich, daß Hitler sich auf den Punkt 
Minderheitsverfolgung konzentrieren und das übrige ignorieren würde. Es war ein 
zutreffender Hinweis, und ich wirkte dem entgegen, indem ich mich auf die Ent- 
schlossenheit Großbritanniens konzentrierte, seine Verpflichtungen gegen Polen 
zu erfüllen. Es war herzzerbrechend, da ich, wie Sie wissen, von Anfang an dafür 
gehalten habe, daß die Polen äußerst töricht und unklug wären. Aber so ist es nun 
einmal, und vielleicht erachtet die Vorsehung Krieg für nötig, um uns zu lehren, 
es nicht abermals zu tun. Nachdem er sich Rußlands sicher ist, vermag ich nicht zu 
sehen, daß Hitler herabsteigt. Wenn Polen die Zerstörung dem Nachgeben vorzieht, 
wird es leiden, fürchte ich. Und wir ebenso. Persönlich sehe ich keinen Ausweg...... 
Vielleicht erschütterte ich Hitler, aber ich fürchte mich vor Wunschdenken, in Son- 
derheit da ich fürchte, daß er nicht länger mehr den Willen hat, jenen zu wider- 
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stehen, die den Schluß ziehen, daß England niemals mit Deutschland Freund sein 
kann. Deshalb lieber jetzt Krieg als später. ..... Ich wiederhole, wenn die Polen 
nicht vom hohen Roß steigen, kann ich nichts anderes voraussehen als ein Ulti- 
matum an Polen, begleitet von einer allgemeinen deutschen Mobilmachung. Und 
was dann? 

Nachschrift: Einschüchterung wird ihn nicht abhalten, und es wäre zwecklos zu 
denken, sie würde es. Die Tatsache unserer Entschlossenheit, unser Wort zu halten, 
ist die eine Sache, aber das Reden darüber, wie Deutschland leiden wird, die deur- 
sche Niederlage usw. wird nur einer Wirkung dienen, die der gewünschten entgegen- 
gesetzt ist. Es macht jeden Deutschen nur entschlossener, sich um Hitler zu scharen 
und bis zum bitteren Ende zu kämpfen. Die King-Hall-Briefe haben Hitler eine 
Menge genützt: Er erwähnte sie gestern abend ebenfalls als Beweis für Englands 
Entschlossenheit, Deutschland zu vernichten.“ 

DBFP VII Nr. 232 vom 24. August 

„1. Ich habe bisher nicht besonders Bezug auf den hervorgehobenen Teil des 
Absatzes 7 in Hitlers Antwort an den Premierminister in Hinsicht auf eine deutsche 
allgemeine Mobilmachung als Gegenzug zur britischen und französischen Mobil- 
machung. 

2. Als Hitler mir seine Antwort übergab, fragte ich ihn, was genau mit diesem 
Satz gemeint wäre, da ich eine allgemeine deutsche Mobilmachung gleichbedeutend 
mit Krieg ansehen würde. Seine Antwort war verworren, aber der Hauptpunkt war, 
daß, falls die französische-britische Mobilmachung Hitler überzeugte, die West- 
mächte ihn anzugreifen beabsichtigten, er in Selbstverteidigung mobilisieren würde. 
Ich wies darauf hin, daß jede britische militärische Mobilisierung auf alle Fälle weit 
hinter dem zurückbleiben würde, was bereits in Deutschland vorhanden sei. Hitlers 
Antwort darauf war, daß dieser Satz eher als eine Warnung an Frankreich gemeint 
war und daß, wie ich schloß, die französische Regierung hiervon unterrichtet werden 
würde. 

3. Ich empfiinde, daß es das Hauptziel beim Einfügen dieser hervorgehobenen 
Stelle in dem Brief war 

a) anzudeuten, daß Deutschland nicht eingeschüchtert werden könnte und 

b) als ein Entschuldigungsgrund für allgemeine Mobilmachung zu dienen, falls 

Hitler sich dafür entscheidet. 
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Aufzeichnung über die Unterredung Adolf Hitlers mit dem Britischen Botschafter 
Henderson am 23. 8. 1939 in Berchtesgaden 
DWB II Nr. 455 
Der Britische Botschafter bemerkte einleitend, daß er im Auftrage der Britischen 
Regierung einen Brief überbringe. Zunächst habe ein Würdigerer dies tun sollen. 


Doch habe der Gang der Ereignisse zu schnellem Handeln gedrängt, zumal die 
Britische Regierung durch die Nachricht des deutsch-sowjetischen Paktes sehr über- 


rascht worden sei. 
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Der Führer stellte fest, daß ihm bereits eine Übersetzung des Briefes vorliege. Er 
sei im Begriffe, eine schriftliche Antwort auszuarbeiten, doch wolle er einstweilen 
dem Botschafter im gleichen Sinne einige mündliche Ausführungen machen. 

Henderson erwiderte, daß sich hoffentlich für die schwierige Lage eine Lösung 
finden lassen werde; es sei in England verstanden worden, daß für das Wohl Europas 
die deutsch-englische Zusammenarbeit erforderlich sei. 

Hierauf antwortete der Führer, daß man das früher habe erkennen müssen. Auf 
den Einwand des Botschafters, daß die Britische Regierung ihre Garantien gegeben 
habe und ihnen nun auch nachkommen müsse, antwortete der Führer, er habe in 
der Antwort klargestellt, daß Deutschland nicht die Verantwortung für die von 
England gegebenen Garantien trage, wohl aber England für die aus diesen Verpflich- 
tungen entstehenden Folgen. Es seı Englands Sache, sich darüber klarzuwerden. Er 
habe der Polnischen Regierung mitgeteilt, daß jede weitere Verfolgung der Deut- 
schen ın Polen sofort ein Handeln seitens des Reiches nach sich ziehen werde. Wie 
er andererseits erfahren habe, hätte Chamberlain verstärkte militärische Vorberei- 
tungen ın England vorgesehen. Deutsche Vorbereitungen seien auf reine Defensiv- 
maßnahmen beschränkt. „Sollte ich.“ so sagte der Führer, „von weiteren Maß- 
nahmen dieser Art hören, die englischerseits heute oder morgen durchgeführt wer- 
den, so werde ich die sofortige Generalmobilmachung in Deutschland anordnen.“ 

Auf die Bemerkung des Botschafters, daß der Krieg dann unvermeidlich sei, 
wiederholte der Führer seine Feststellung über die Mobilmachung. 

Er führte dann aus, daß man ın England immer von der „vergifteten Atmosphäre“ 
spreche. Tatsache sei, daß die „Atmosphäre“ von England „vergiftet“ worden sei. 
Wäre England nicht gewesen, so hätte er im vergangenen Jahre eine friedliche Eini- 
gung mit der Tschecho-Slowakei erreicht, und es wäre mit Sicherheit auch dieses 
Jahr mit Polen in der Danzig-Frage dahin gekommen. England allein sei verant- 
wortlich, und ganz Deutschland sei dieser festen Überzeugung. Hunderttausende von 
Volksdeutschen würden heute in Polen mißhandelt, in Konzentrationslagern ver- 
schleppt und vertrieben. Hierüber liege ihm ein umfangreiches Material vor, auf 
dessen Veröffentlichung er bisher verzichtet habe. Für all dieses habe England einen 
Blankoscheck gegeben, jetzt müsse es dafür zahlen. Seitdem England die Garantie 
erklärt habe, habe er, der Führer, einen festen Standpunkt in dieser Frage ein- 
nehmen müssen. Er könne es nicht zulassen, daß wegen einer Laune Englands Zehn- 
tausende deutscher Volksgenossen hingeschlachter würden. 

(Wenn Hitler Henderson gegenüber erklärte, er könne es nicht zulassen, daß we- 
gen einer Laune Englands Zehntausende deutscher Volksgenossen hingerichtet würden, 
so bezog sich die genannte Zahl „Zehntausende“ nicht nur auf die bereits ermorde- 
ten, sondern auch auf diejenigen, die dieses Schicksal noch zu erleiden hatten. Nach 
dem Bromberger Blutsonntag waren es tatsächlich Zehntausende geworden, d. V.) 

Er erinnerte daran, daß Deutschland früher mit Polen in einem guten Verhältnis 
gelebt habe, und er habe Polen ein anständiges und faires Angebot gemacht. Dieses 
Angebot sei von den Westmächten sabotiert worden, und zwar weitgehend, wie 
schon im Falle der Tschecho-Slowakei, durch Berichte der Militär-Attach&s, die 
falsche Gerüchte einer deutschen Mobilmachung ausgestreut hätten. 

Hier wandte der Botschafter ein, daß die Polnische Regierung das deutsche An- 
gebot abgelehnt habe, bevor England die Garantie ausgesprochen habe. 


179 


Der Führer fuhr fort, indem er sagte, daß Chamberlain keinen besseren Plan 
gefunden haben könnte, um alle Deutschen geschlossen hinter den Führer zu stellen, 
als daß er für Polen und eine polenfreundliche Regelung der Danziger Frage ein- 
getreten sei. Er sehe keine Möglichkeit auf dem Verhandlungswege, weil er über- 
zeugt sei, daß der Britischen Regierung gar nichts an einer solchen Regelung liege. 
Er könne nur noch einmal wiederholen, daß in Deutschland die Generalmobil- 
machung proklamiert werde, falls in England weitere militärische Maßnahmen 
ergriffen würden. Das gleiche gelte für Frankreich. 

Nachdem der Führer betont hatte, daß dies alles noch schriftlich fixiert würde, 
stellte er fest, daß er alles Menschenmögliche getan habe. England habe sich den 
Mann, der sein größter Freund werden wollte, zum Feinde gemacht. Jetzt werde 
man in England ein anderes Deutschland kennenlernen, als man es sich so viele 
Jahre vorgestellt habe. 

Henderson erwiderte, daß man in England wisse, daß Deutschland stark sei, und 
es habe es in letzter Zeit oft bewiesen. 

Der Führer stellte fest, daß er Polen ein großzügiges Angebot gemacht habe, doch 
habe sich England eingemischt. 

Der Führer beschrieb dann, wie er an der gleichen Stelle vor mehreren Monaten 
mit dem Oberst Beck über die gleiche Regelung gesprochen habe, der sie damals als 
zu plötzlich bezeichnete, aber darin doch eine Möglichkeit erblickte. Im März habe 
er seine Vorschläge wiederholt. Damals, so betonte der Führer, würde sich Polen 
sicherlich bereit erklärt haben, wenn nicht England sich dazwischen gestellt hätte. 
Die englische Presse habe damals geschrieben, daß nun die Freiheit Polens und auch 
Rumäniens bedroht sei. 

Der Führer führte dann aus, daß er bei dem geringsten polnischen Versuch, noch 
weiterhin gegen Deutsche oder gegen Danzig vorzugehen, sofort eingreifen werde, 
ferner, daß eine Mobilmachung im Westen mit einer deutschen Mobilmachung 
beantwortet würde. 

Der Botschafter Henderson: „Ist das eine Drohung?“ — Der Führer: „Nein, eine 
Schutzmaßnahme!“ — 

Er stellte dann fest, daß die Britische Regierung alles andere einer Zusammen- 
arbeit mit Deutschland vorgezogen habe. Sıe hätte sich vielmehr in ihrem Ver- 
nichtungswillen an Frankreich, an die Türkei, an Moskau gewandt. 

Der Botschafter beteuerte demgegenüber, daß England Deutschland nicht ver- 
nichten wolle. 

Der Führer entgegnete, daß er dennoch der festen Überzeugung sei; darum habe 
er für 9 Milliarden einen Westwall gebaut, um Deutschland vor dem Angriff von 
Westen zu schützen. 

Henderson wies darauf hin, daß der Umschwung in der englischen Auffassung seit 
dem 15. März eingetreten sei, worauf der Führer entgegnete, daß Polen sich aus 
eigenem Interesse über die Karpatho-Ukraine erregt habe. Ferner seien die inneren 
Zustände in der Tschecho-Slowakei für Deutschland untragbar geworden. Schließlich 
seien Böhmen und Mähren von Deutschen und nicht von Engländern kultiviert wor- 
den. Er sei überzeugt, daß die tschechische Lösung die beste sei. Präsident Hacha 
sei glücklich gewesen, einen Ausweg aus der Krise zu sehen, den Engländern natür- 
lich sei es gleichgültig, ob im Herzen Mitteleuropas geschossen würde. 
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Schließlich versicherte der Führer dem Botschafter, daß er ihm keinen Vorwurf 
zu machen habe, und daß er seinen persönlichen Einsatz für die deutsch-englische 
Freundschaft stets zu schätzen gewußt habe. 

Der Botschafter wies auf die große Tragödie hin, die sich nun abspielen werde, 
worauf der Führer feststellte, daß, falls es zum Kriege komme, es ein Krieg auf 
Leben und Tod sein würde, ausgehend von englischen Absichten in dieser Richtung. 
England habe dabei mehr zu verlieren. 

Henderson bemerkte, daß nach Clausewitz der Krieg immer Überraschungen 
bringe, er wisse nur, daß jeder seine Pflicht tun werde. 

Der Führer sagte, daß Deutschland niemals etwas zum Schaden Englands unter- 
nommen habe, trotzdem stelle sich England gegen Deutschland. Er verwies nochmals 
auf die Frage von Danzig und Polen, bei der England den Standpunkt einnahm, 
„lieber den Krieg als etwas zum Vorteil Deutschlands“. 

Henderson stellte fest, daß er sein Bestes getan habe. Er habe kürzlich einem 
Reichsminister geschrieben, daß der Führer, der 10 Jahre gebraucht habe, um 
Deutschland zu gewinnen, England auch länger Zeit lassen müsse. 

Der Führer stellte fest, daß die Tatsache, daß England sich in der Danzig-Frage 
gegen Deutschland gestellt hätte, das deutsche Volk tief erschüttert habe. 

Henderson wandte ein, man habe sich nur gegen den Grundsatz der Gewalt 
gestellt, worauf ihm der Führer entgegenhielt, ob etwa England für irgendeine der 
Versailler Idiotien jemals eine Lösung auf dem Verhandlungswege gefunden habe. 

Der Botschafter hatte hierauf nichts zu entgegnen, und der Führer stellte fest, 
daß nach einem deutschen Sprichwort zum Lieben immer zwei gehören. 

Henderson betonte sodann, daß er persönlich nie an einen englisch-französisch- 
russischen Pakt geglaubt habe. Es sei seine Ansicht, daß Rußland durch die Ver- 
zögerung nur Chamberlain loswerden und dann durch einen Krieg profitieren 
wollte. Ihm persönlich sei es lieber, daß Deutschland mit Rußland einen Vertrag 
habe, als daß es England tue. 

Der Führer antwortete: „Irren Sie sich nicht. Es wird ein langer Vertrag werden.“ 

Mit der Feststellung des Führers, daß dem Botschafter am Nachmittag die schrift- 
liche Antwort übergeben werden würde, schloß die Unterredung. 

von Loesch 
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Antwortschreiben Adolf Hitlers an den britischen Premierminister Chamberlain 
vom 23. August 1939 


Den 23. August 1939 
Euer Exzellenz! 

Der Königlich Britische Botschafter hat mir soeben ein Schreiben überreicht, in 
dem Eure Exzellenz namens der Britischen Regierung auf eine Reihe von Punkten 
hinweisen, die Ihrer Auffassung nach von größter Wichtigkeit seien. 

Ich darf dieses Ihr Schreiben wie folgt beantworten: 

1. Deutschland hat niemals Konflikte mit England gesucht und sich nie in eng- 
lische Interessen eingemischt. Es hat sich im Gegenteil — wenn auch leider ver- 
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gebens — jahrelang bemüht, die englische Freundschaft zu erwerben. Es hat aus 
diesem Grunde freiwillige Begrenzungen seiner eigenen Interessen in einem großen 
Gebiet Europas vorgenommen, die ansonst nationalpolitisch nur sehr schwer tragbar 
wären. 

2. Das Deutsche Reich besitzt aber — wie jeder andere Staat — bestimmte Inter- 
essen, auf die Verzicht zu leisten unmöglich ist. Sie liegen nicht außerhalb des 
Rahmens der durch die frühere deutsche Geschichte gegebenen und durch wirtschaft- 
liche Lebensvoraussetzungen bedingten Notwendigkeiten. Einige dieser Fragen be- 
saßen und besitzen zugleich eine nationalpolitisch und psychologisch für jede Deur- 
sche Regierung zwingende Bedeutung. 


Zu ihnen gehören die deutsche Stadt Danzig und das damit im Zusammenhang 
stehende Problem des Korridors. Zahlreiche Staatsmänner, Geschichtsforscher und 
Literaten, auch ın England, waren sich wenigstens noch vor wenigen Jahren dessen 
bewußt. Hinzuzufügen möchte ich noch, daß alle diese Gebiete, die in der vorher 
erwähnten deutschen Interessensphäre liegen, und insbesondere die seit 18 Monaten 
zum Reich zurückgekehrten Länder ihre kulturelle Erschließung nicht durch Eng- 
länder, sondern ausschließlich durch Deutsche erhalten haben, und zwar zum Teil 
schon in und seit einer Zeit, die über tausend Jahre zurückliegt. 


3. Deutschland war bereit, die Frage Danzig und die des Korridors durch einen 
wahrhaft einmalig großzügigen Vorschlag auf dem Wege von Verhandlungen zu 
lösen. Die von England ausgetreuten Behauptungen über eine deutsche Mobil- 
machung gegenüber Polen, die Behauptung von Aggressionsbestrebungen gegenüber 
Rumänien, Ungarn usw., sowie die später abgegebenen sogenannten Garantieerklä- 
rungen hatten die Geneigtheit der Polen zu Verhandlungen auf einer solchen auch 
für Deutschland tragbaren Basis beseitigt. 


4. Die von England Polen gegebene Generalzusicherung, ihm unter allen Um- 
ständen beizustehen, ganz gleich, aus welchen Ursachen ein Konflikt entstehen 
könnte, konnte in diesem Lande nur als eine Ermunterung aufgefaßt werden, nun- 
mehr — gedeckt durch einen solchen Freibrief — eine Welle furchtbaren Terrors 
gegen die 11/z Millionen zählende deutsche Bevölkerung, die in Polen lebt, anlaufen 
zu lassen. Die Greuel, die seitdem dort stattfinden, sınd für dıe Betroffenen entsetz- 
lich, für das dabei zusehen sollende Deutsche Reich als Großmacht unerträglich. Der 
Freien Stadt Danzig gegenüber hat Polen zahlreiche Rechtsverletzungen begangen, 
Forderungen ultimativen Charakters geschickt und mit der wirtschaftlichen Abdros- 
selung begonnen. 


5. Die Deutsche Reichsregierung hat der Polnischen Regierung nun vor kurzem 
mitteilen lassen, daß sie nicht gewillt ist, diese Entwicklung stillschweigend hinzu- 
nehmen, daß sie nicht dulden wird, daß weitere ultimative Noten an Danzig ge- 
richtet werden, daß sie nicht dulden wird, daß man die Verfolgungen des deutschen 
Elements fortsetzt, daß sie ebenso nicht dulden wird, durch wirtschaftliche Maß- 
nahmen die Freie Stadt Danzig umzubringen, das heißt, durch eine Art von Zoll- 
blockade der Danziger Bevölkerung die Lebensgrundlage zu vernichten, und daß sie 
auch nicht dulden wird, daß sich sonstige weitere Provokationen gegen das Reich 
ereignen. Unabhängig davon müssen und werden die Fragen des Korridors und von 
Danzig ihre Lösung finden. 
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6. Sie teilen mir, Exzellenz, im Namen der Britischen Regierung mit, daß Sie in 
jedem solchen Fall des Einschreitens Deutschlands gezwungen sein werden, Polen 
Beistand zu leisten. Ich nehme diese Ihre Erklärung zur Kenntnis und versichere 
Ihnen, daß sie keine Änderung in die Entschlossenheit der Reichsregierung bringen 
kann, die Interessen des Reiches in dem in Punkt 5 mitgeteilten Sınn wahrzuneh- 
men. Ihre Versicherung, daß Sie in einem solchen Fall an einen langen Krieg glauben, 
teile ich ebenfalls. Deutschland ist — wenn es von England angegriffen wird — 
darauf vorbereitet und dazu entschlossen. Ich habe schon öfters als einmal vor dem 
Deutschen Volk und der Welt erklärt, daß es über den Willen des neuen Deutschen 
Reiches keinen Zweifel geben könne, lieber jede Not und jedes Unglück und auf 
jede Zeit auf sich zu nehmen, als seine nationalen Interessen oder gar seine Ehre 
preis geben. j 


7. Die Deutsche Reichsregierung hat Kenntnis davon bekommen, daß die Britische 
Regierung beabsichtigt, Mobilmachungsmaßnahmen durchzuführen, deren eindeu- 
tiger Charakter als nur gegen Deutschland gerichtet, nach den eigenen Erklärungen 
in Ihrem Schreiben an mich, Herr Ministerpräsident, feststeht. Dies soll auch für 
Frankreich zutreffen. Da Deutschland niemals die Absicht hatte, sei es gegen England 
oder gegen Frankreich, militärische Maßnahmen außer solchem defensiver Natur 
zu treffen, und — wie schon betont — nie beabsichtigte und auch für die Zukunft 
nicht bebasichtigt, England oder Frankreich anzugreifen, kann es sich in dieser 
Ankündigung, wie Sie sie, Herr Ministerpräsident, in Ihrem Schreiben mir bestäti- 
gen, nur um einen in Aussicht genommenen Akt der Bedrohung des Reiches handeln. 
Ich teile daher Eurer Exzellenz mit, daß ich im Falle des Eintreffens dieser militä- 
rischen Ankündigung die sofortige Mobilmachung der deutschen Wehrmacht anord- 
nen werde. 


8. Die Frage der Behandlung der europäischen Probleme im friedlichen Sinn kann 
nicht von Deutschland entschieden werden, sondern in erster Linie von jenen, die 
sich seit dem Verbrechen des Versailler Diktats jeder friedlichen Revision beharrlich 
und konsequent widersetzt haben. Erst nach der Änderung der Gesinnung der dafür 
verantwortlichen Mächte kann auch eine Änderung des Verhältnisses zwischen Eng- 
land und Deutschland in einem positiven Sinne eintreten. Ich habe Zeit meines 
Lebens für eine deutsch-englische Freundschaft gekämpft, bin aber durch das Ver- 


halten der britischen Diplomatie — wenigstens bisher — von der Zwecklosigkeit 

eines solchen Versuches überzeugt worden. Wenn sich dies in der Zukunft ändern 

würde, könnte niemand glücklicher sein als ich. Adolf Hitler 
80 


Auszug aus der Aufzeichnung über eine vom Reichsaußenminister 
in der Nacht vom 23. zum 24. 8. 1939 geführte Unterhaltung mit den Herren 
Stalin und Molotow | 


(ADAP Bd. VII Nr. 213) 


Es wurden folgende Fragen erörtert: 
1) Japan: 
Der Herr RAM führte aus, daß die deutsch-japanische Freundschaft in keiner 


183 


Weise gegen die Sowjetunion gerichtet sei. Vielmehr seien wir dank unserer guten 
Beziehungen zu Japan in der Lage, zu einem Ausgleich der Gegensätze zwischen 
der Sowjetunion und Japan beizutragen...... 

2) Italien: 

Mussolini begrüße lebhaft die Wiederherstellung freundschaftlicher Beziehungen 
zwischen Deutschland und der Sowjetunion. Zu dem Abschluß des Nichtangriffs- 
paktes habe er sich sehr erfreut geäußert. 

3) Türkei: 

4) England: 

Die Herren Stalin und Molotow äußerten sich in absprechender Weise über die 
englische Militärmission in Moskau, die der Sowjetregierung niemals gesagt habe, 
was sie eigentlich wolle. 

Der Herr RAM erklärte hieran anknüpfend, daß England stets den Versuch 
gemacht habe und noch mache, die Entwicklung guter Beziehungen zwischen 
Deuschland und der Sowjetunion zu stören. England sei schwach und für seinen 
anmaßenden Anspruch auf die Weltherrschaft wolle es andere kämpfen lassen. 

Herr Stalin stimmte lebhaft zu und bemerkte folgendes: die englische Armee 
sei schwach; auch der britischen Seeflotte komme nicht mehr ihre frühere Bedeu- 
tung zu. Die Luftflotte Englands sei zwar im Aufbau begriffen, es herrsche aber 
Mangel an Fliegern. Wenn England trotzdem die Welt beherrsche, so läge das an 
der Dummheit der anderen Länder, die sich immer wieder bluffen ließen. Es sei 
lächerlich, daß z. B. einige hundert Engländer Indien beherrschten. 

Der Herr RAM stimmte zu und teilte Herrn Stalin vertraulich mit, daß Eng- 
land in diesen Tagen einen neuen Fühler ausgestreckt habe, der mit gewissen An- 
deutungen an das Jahr 1914 verknüpft sei. Es handele sich dabei um ein typisch 
englisches, dummes Manöver. Der Herr RAM habe dem Führer vorgeschlagen, 
den Engländern mitzuteilen, daß Deutschland jede feindselige britische Hand- 
lung im Falle eines deutsch-polnischen Konfliktes mit einem Bombenangriff auf 
London beantworten würde. 

Herr Stalin bemerkte, bei dem Fühler handele es sich offenbar um den Brief 
Chamberlains an den Führer, den der Botschafter Henderson am 23. VIII. auf 
dem Obersalzberg übergeben habe. Herr Stalin äußerte ferner die Ansicht, daß 
England trotz seiner Schwäche schlau und hartnäckig Krieg führen würde. 

5) Frankreich: 

Herrr Stalin gab der Meinung Ausdruck, daß Frankreich immerhin eine beacht- 
liche Armee habe. 

Der Herr RAM wies seinerseits die Herren Stalin und Molotow auf die zahlen- 
mäßige Unterlegenheit Frankreichs hin. Während Deutschland über eine Jahres- 
klasse von mehr als 300000 Soldaten verfüge, könne Frankreich jährlich nur 
150000 Rekruten einberufen. Der Westwall sei fünfmal stärker als die Maginot- 
Linie. Wenn Frankreich mit Deutschland Krieg führen wolle, würde es unter allen 
Umständen besiegt werden. 

6) Antikominternpakt: 

Der Herr RAM bemerkte, daß der Antikominternpakt im Grunde nicht gegen 
die Sowjetunion, sondern gegen die westlichen Demokratien gerichtet gewesen sei. 
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Dies habe, wie er wisse und auch aus russischen Pressestimmen entnehmen konnte, 
die Sowjetunion richtig erkannt. 


Herr Stalin warf ein, der Antikominternpakt habe in der Tat hauptsächlich 
die Londoner City und die kleinen englischen Kaufleute erschreckt. 


Der Herr RAM stimmte zu und bemerkte scherzhaft, daß Herr Stalin durch 
den Antikominternpakt sicher weniger erschreckt worden seı als die Londoner 
City und die kleinen englischen Kaufleute. Wie das deutsche Volk über diese Frage 
denke, gehe aus einem von den als witzig und humorbegabten bekannten Berlinern 
erfundenen Scherzwort hervor, das schon seit einigen Monaten umliefe und besage 
„Stalin werde noch selbst dem Antikominternpakt beitreten“. 


7) Einstellung des deutschen Volkes zu dem deutsch-russischen Nichtangriffspakt: 

Der Herr RAM führte aus, er habe bereits feststellen können, daß alle Schichten 
des deutschen Volkes, und zwar gerade die einfachen Leute, die Verständigung mit 
der Sowjetunion auf das lebhafteste begrüßten. Das Volk fühle instinktiv, daß es 
zwischen Deutschland und der Sowjetunion keine natürlichen Gegensätze gebe und 
daß die Entwicklung guter Beziehungen bisher nur durch ausländische Machen- 
schaften, insbes. seitens Englands, gestört worden sei. 


Herr Stalin erwiderte, daß er dies gern glaube. Die Deutschen wünschten den 
Frieden und begrüßten daher freundschaftliche Beziehungen zwischen dem Reich 
und der Sowjetunion. 


Der Herr RAM warf hier ein, es treffe sicher zu, daß das deutsche Volk den 
Frieden wünsche, andererseits sei aber die Empörung gegen Polen so groß, daß jeder 
einzelne zum Kampf bereit sei. Das deutsche Volk würde sich die polnischen 
Provokationen nicht länger gefallen lassen. 

8) Trinksprüche: 


81 


Text des Nichtangriffsvertrages zwischen Deutschland und der Sowjetunion 
vom 23. 8 .1939 (ADAP Bd. VII Nr. 228) 


Geheimes Zusatzprotokoll (ADAP Bd. VII Nr. 229) 
Nichtangriffspakt zwischen Deutschland und der Union der Sozialistischen 
Sowjetrepubliken 


Die Deutsche Reichsregierung und 

die Regierung der Union der Sozialistischen Sowjetrepubliken 
geleitet von dem Wunsche die Sache des Friedens zwischen Deutschland und der 
UdSSR zu festigen und ausgehend von den grundlegenden Bestimmungen des 
Neutralitätsvertrages, der im April 1926 zwischen Deutschland und der UdSSR 
geschlossen wurde, sind zu nachstehender Vereinbarung gelangt: 


Artikel I. 


Die beiden Vertragsschließenden Teile verpflichten sich, sich jeden Gewaltakts, 
jeder aggressiven Handlung und jedes Angriffs gegen einander, und zwar sowohl 
einzeln als auch gemeinsam mit anderen Mächten, zu enthalten. 
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Artikel II. 


Falls einer der Vertragschließenden Teile Gegenstand kriegerischer Handlungen 
seitens einer dritten Macht werden sollte. wird der andere Vertragschließende 
Teil in keiner Form diese dritte Macht unterstützen. 


Artikel II. 


Die Regierungen der beiden Vertragschließenden Teile werden künftig fort- 
laufend zwecks Konsultation in Fühlung miteinander bleiben, um sich gegenseitig 
über Fragen zu informieren, die ihre gemeinsamen Interessen berühren. 


Artikel IV. 


Keiner der beiden Vertragschließenden Teile wird sich an irgend einer Mächte- 
gruppierung beteiligen, die sich mittelbar oder unmittelbar gegen den anderen 
Teil richtet. 

Artikel V. 

Falls Streitigkeiten oder Konflikte zwischen den Vertragschließenden Teilen über 
Fragen dieser oder jener Art entstehen sollten, werden beide Teile diese Streitig- 
keiten oder Konflikte ausschließlich auf dem Wege freundschaftlichen Meinungs- 
austausches oder nötigenfalls durch Einsetzung von Schlichtungskommissionen be- 
reinigen. 

Artikel VI. 

Der gegenwärtige Vertrag wird auf die Dauer von 10 Jahren abgeschlossen 
mit der Maßgabe, daß, soweit nicht einer der Vertragschließenden Teile ihn ein 
Jahr vor Ablauf dieser Frist kündigt, die Dauer der Wirksamkeit dieses Vertrages 
automatisch für weitere fünf Jahre als verlängert gilt. 


Artikel VII. 


Der gegenwärtige Vertrag soll innerhalb möglichst kurzer Zeit ratifiziert werden. 
Die Ratifikationsurkunden sollen in Berlin ausgetauscht werden. Der Vertrag 
tritt sofort mit seiner Unterzeichnung in Kraft. 

Ausgefertigt in doppelter Urschrift, in deutscher und russischer Sprache. 

Moskau, am 23. August 1939. 


Für die Deutsche Reichsregierung: In Vollmacht der Regiereung der UdSSR: 
v. Ribbentrop W. Molotow 


Geheimes Zusatzprotokoll 

Aus Anlaß der Unterzeichnung des Nichtangriffsvertrages zwischen dem Deut- 
schen Reich und der Union der Sozialistischen Sowjetrepubliken haben die unter- 
zeichneten Bevollmächtigten der beiden Teile in streng vertraulicher Aussprache 
die Frage der Abgrenzung der beiderseitigen Interessensphären in Osteuropa er- 
örtert. Diese Aussprache hat zu folgendem Ergebnis geführt: 

1. Für den Fall einer territorial-politischen Umgestaltung in den zu den balti- 
schen Staaten (Finnland, Estland, Lettland, Litauen) gehörenden Gebieten bilder 
die nördliche Grenze Litauens zugleich die Grenze der Interessensphären Deutsch- 
lands und der UdSSR. Hierbei wird das Interesse Litauens am Wilnaer Gebiet 
beiderseits anerkannt. 
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2. Für den Fall einer territorial-politischen Umgestaltung der zum polnischen 
Staate gehörenden Gebiete werden die Interessensphären Deutschlands und der 
UdSSR ungefähr durch die Linie der Flüsse Narew, Weichsel und San abgegrenzt. 

Die Frage, ob die beiderseitigen Interessen die Erhaltung eines unabhängigen 
polnischen Staates erwünscht erscheinen lassen und wie dieser Staat abzugrenzen 
wäre, kann endgültig erst im Laufe der weiteren politischen Entwicklung geklärt 
werden. 


In jedem Falle werden beide Regierungen diese Frage im Wege einer freund- 
schaftlichen Verständigung lösen. 

3. Hinsichtlich des Südostens Europas wird von sowjetischer Seite das Inter- 
esse an Bessarabien betont. Von deutscher Seite wird das völlige politische Desinter- 
essement an diesen Gebieten erklärt. 

4. Dieses Protokoll wird von beiden Seiten streng geheim behandelt werden. 
Moskau, den 23. August 1939. 

Für die Deutsche Reichsregierung: In Vollmacht der Regierung der UdSSR: 
v. Ribbentrop W. Molotow 
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Bericht des britischen Botschafters Loraine an Lord Halifax 
über seine Aussprache mit Graf Ciano am 23. 8. 1939 nachmittags 1.30 Uhr 


Aus DBFP VII Nr. 192 


„1. Ich sah Graf Ciano 1.30 Uhr auf seine Aufforderung. 

2. Er erzählte mir, daß er meine Unterhaltung mit ihm von gestern abend Mus- 
solini berichtet und die ganze Angelegenheit mit dem Duce durchgesprochen hätte. 

3. Er wünschte, mich jetzt zur besonderen Unterrichtung des Premierministers 
und Ew. Lordschaft mit Mussolinis Ansichten bekanntzumachen. Mussolini wünschte, 
daß wir verständen, daß alle äußerste Diskretion von Nöten wäre und bat, daß 
dieser Meinungsaustausch nur zwischen ihm und Ew. Lordschaft als höchst vertrau- 
lich behandelt werden sollte. Seine Position wäre offenkundig delikat, da Italien 
immer noch Deutschlands Verbündeter sei. Dann wäre da die Presse, und besonders 
wenn die französische Presse irgend etwas witterte, würden wir aufgeworfen sein. 
Ich sagte, wir würdigten diese Situation und versicherte Graf Ciano, daß er sich 
auf vollständige Diskretion Ihrerseits verlassen könnte und darauf, daß ich wachsam 
meinen Kollegen gegenüber sein würde. 

4. Mussolini wünschte Frieden und wäre willens, mit SMR in der Suche nach Be- 
dingungen zusammenzuarbeiten, unter denen ein Verhandlungsfrieden, wie in Ihrer 
Botschaft entwickelt, begonnen werden könnte. Graf Ciano fügte hinzu, daß er aus 
persönlichen Gründen sehr glücklich wäre, mit mir hier zusammenzuarbeiten. Nach 
Meinung des Duce wäre die Situation allerdings sehr ernst und hätte jetzt einen 
ernsten Stillstand erreicht, und wenn der Frieden gerettet werden sollte, wäre nicht 
ein Augenblick zu verlieren. Soweit hätte er Berlin keine Mitteilungen auf der 
Linie ihrer Botschaft zukommen lassen. Er empfände jedoch stark, daß nur eine neue 
Tatsache ihm ermöglichen würde, mit irgendeiner Erfolgsaussicht zu verhandeln, 


um die fest gefahrenen Dinge in Richtung einer friedlichen Lösung in Gang zu 
bringen. 
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5. Die neue Tatsache, die Mussolini vorschwebte als die einzige, die wahrschein- 
lich diesem Zweck genügen würde, wäre die, daß Polen das Recht der deutschen 
Freien Stadt, zum Reich zurückzukehren, aus freien Stücken anerkennen sollte. 
Hielte es SMR für möglich, Polen in diesem Sinne zu beraten? Er selbst empfände, 
es wäre kaum anzunehmen, daß Hitler Verhandlungen mit Warschau aufnehme, es 
sei denn, er könnte Hitler wenigstens soviel darbieten, daß er imstande sein würde, 
in irgendeiner zweckdienlichen Weise bei ihm zu intervenieren. 


6. Wenn einmal eine Verhandlung im Gange käme, übernehme es Mussolini, sei- 
nen ganzen Einfluß in Berlin zur Ermöglichung einer friedlichen, fairen und ehren- 
haften Schlichtung zu verwenden. 


7. Mussolini hätte besonders die Wortfassung jenes Punktes beachtet, daß die 
loyale Beobachtung der erreichten Übereinkünfte sicherzustellen sei. Er würde im 
geeigneten Augenblick bereit sein, selber die angemessenste Form einer vollen, inter- 
nationalen Garantie gegen die Nichtanerkennung irgendwelcher Übereinkünfte zu 
suchen. 


8. Mussolini denkt, daß, falls eine Verhandlung über Danzig in Gang gebracht 
werden kann, sie verbreitert werden könnte und auf einer wirklichen Friedenskonfe- 
renz dahin entwickelt werden sollte, eine stabile und dauerhafte Lage herzustellen, 
was die Konferenz von 1919 zu tun versäumt hätte. 

9. Ich sagte, ich würde Mussolinis Gedankengänge Ihnen sofort übermitteln. Sie 
wären offensichtlich sehr bedeutsam, und ich wüßte, Herr Premierminister und Sie 
würden Mussolinis bereitwillige Mitarbeit sehr zu schätzen wissen. Trotzdem emp- 
fände ich, daß das, was Mussolini in Absatz 5 anregte, sowohl für SMR als auch 
für Polen schwierig wäre. 
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Auszug aus dem Brief des Botschafters v. Mackensen 
an Staatssekretär v. Weizsäcker vom 23. 8. 1939 


ADAP Bd. VII Nr. 226 


Rom, den 23. August 1939 
Lieber Freund! 


Zu den Vorgängen, die sich seit meiner Abreise von Salzburg in den deutsch- 
italienischen Beziehungen abgespielt haben, insbesondere zu dem, was Attolico seither 
hier und in Fuschl bzw. in Obersalzberg losgelassen hat, möchte ich Ihnen heute 
noch einige Mitteilungen machen, auch auf die Gefahr hin, daß Sie wenig oder nichts 
Neues darin finden. Ich selbst war ja, wir ich Ihnen gestern schon telephonisch sagte, 
über diese Vorgänge über das hinaus, was ich durch Ihr Telegramm Nr. 285 vom 
21. hörte und was dann durch die Ereignisse überholt worden ist, völlig außen vor. 
Meine Versuche, an Attolico heranzukommen, mißglückten, da er jeder Begegnung 


Um so wertvoller ist es mir, daß mir in der letzten Nacht von einem in über 
anderthalb Jahrzehnten als zuverlässig erwiesenen Vertrauensmann mit unmittel- 


baren Verbindungen im Palazzo Chigi Nachrichten darüber zugegangen sind, was 
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sich hier in den letzten Tagen hinter den Kulissen abgespielt hat. Ich gebe seine 
Mitteilungen, so wie sie mir zugegangen sind, nachstehend in deutscher Übersetzung 
wieder..... 

Mein Gewährsmann kennzeichnet die Stimmung des Duce in den Tagen zwischen 
Cianos Rückkehr aus Salzburg und dem Bekanntwerden der Nachricht von dem 
bevorstehenden Moskauer Nichtangriffspakt wie folgt: 

Die Lage habe sich weiter zugespitzt. Ciano habe den Aufenthalt in Albanien 
abgebrochen und sei überraschend nach Rom zurückgekehrt. Es hätten sich sofort 
Debatten zwischen Mussolini, Ciano und Attolico entwickelt: 


Der italienischen Gedanke sei, daß der Bündnispakt zwischen Italien und Deutsch- 
land auf der Grundlage jener mündlichen Vereinbarung abgeschlossen sei, daß in 
den ersten drei Jahren der Krieg vermieden werde. Nun stehe aber Deutschland, 
jedenfalls so wie es die Leiter der italienischen Außenpolitik und die italienischen 
Diplomaten auffaßten, im Begriff, den Krieg zu provozieren, halte sich also nicht 
an diese Verpflichtung. Deutschland handele damit rein aus eigener Initiative, ohne 
den Interessen und dem Willen des anderen Vertragspartners Rechnung zu tragen. 
Man täusche sich aber, wenn man etwa annähme, daß der andere Vertragspartner 
gehorsam folgen und sich blind ın solche Entwicklung hineinziehen lassen werde. 

Was Italien anginge, so kann es ın diesem Jahre einen Krieg nicht wünschen, weil 
die Voraussetzungen für einen Abschluß sich durchaus ungünstig darstellen. Italien 
habe in der Tat, in der Voraussetzung, daß kein Krieg bevorstände, und vor allem 
in der Sicherheit, daß es sich im Bündnis mit Deutschland in der Lage fühle, ganz 
Europa den Respekt vor dem Frieden aufzunötigen, sich in öffentliche Arbeiten 
ganz großen Ausmaßes begeben. Das gelte für Albanien, Äthiopien, Sizilien und 
im Hinblick auf die Weltausstellung auch für Rom. Alles das bedeute die Investie- 
rung von vielen Zehnten von Milliarden, und die italienischen Finanzen seien in 
keiner Weise in der Lage, in diesem Jahr die Last eines Krieges zu tragen, zumal 
ja das Land eigentlich seit fünf Jahren Kriegslasten zu tragen hätte. Auf der an- 
deren Seite verfügt die italienische Marine zur Zeit nur über ganze zwei Linien- 
schiffe, und das, was im Bau ist, erfordert zur Fertigstellung jene Friedensjahre, 
die im Einvernehmen mit Berlin vorgesehen waren. Auch die Artillerie sei weit 
davon entfernt, fertig zu sein. Die Italiener würden vielmehr gezwungen sein, mit 
Kanonen in den Krieg zu gehen, die eine Schußweite von 6 km haben, während 
diejenigen der Franzosen 12 beträgt. 

Reichsaußenminister von Ribbentrop habe in Salzburg erklärt, Deutschland werde 
sich im Westen auf die Defensive zurückziehen, das aber werde, nach Ansicht des 
Duce, den Franzosen und Engländern erlauben, sich mit allen ihren Kräften auf 
Italien zu stürzen. Es würde sich also die Situation ergeben, daß Italien die gesamte 
Last des Krieges zu tragen hätte, um dem Reich die Möglichkeit zu geben, die Partie 
im Osten zu liquidieren, und Mussolini glaube nicht, daß Polen in wenigen Wochen 
liquidiert werden könne. Die Berichte der italienischen Militärattach&s deckten sich 
in keiner Weise mit den optimistischen Erwartungen, die der Herr Reichsaußen- 
minister in Salzburg dem Grafen Ciano gegenüber entwickelt hätte. 

Außerdem stimme das, was die Italiener über die Haltung der Westmächte in 
Erfahrung gebracht hätten, nicht mit den deutschen Ansichten überein. In Berlin 
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vertrete man die Auffassung, daß Frankreich und England nicht intervenieren wür- 
den; in Rom dagegen hält man es für außer jedem Zweifel stehend, daß beide sofort 
intervenieren werden, und nach einigen Monaten auch die Vereinigten Staaten. 


Die erste Folge aber einer englisch-französischen Intervention würde ein Angriff 
in der Luft und zur See gegen jene Transporte sein, die Verstärkung und Material 
nach Libyen bringen sollten...... Kurz, Italien sei im Augenblick nach keiner Rich- 
tung hin in so günstigen Bedingungen, daß es einem Konflikt ins Auge sehen könne. 
Aus diesen Gründen heraus muß es sich einer Politik widersetzen, die nicht anders 
als unmittelbar zum Kriege führen kann. 


Man dürfe aber auch nicht außer acht lassen, daß das Bündnis sich auf völliger 
Gleichstellung der beiden Partner aufbaue, also die Entscheidung, in den Krieg 
einzutreten, von beiden getroffen werden müsse. Berlin dagegen schiene das Bünd- 
nis so aufzufassen, daß die Direktiven für die gemeinsame Politik von der Wilhelm- 
straße diktiert würden und Rom lediglich als Sekundant zu gehorchen habe. 


Aus allen diesen Gründen sei es unerläßlich, jetzt den Krieg zu vermeiden oder 
zum mindesten ıhn entsprechend den mündlichen Abreden zwischen Rom und Berlin 
auf die nächsten Jahre zu verschieben. Der Duce sei aber zu dem Entschluß gekom- 
men, Ciano unverzüglich nochmals nach Deutschland zu entsenden, um die Situation 
so weit zu klären, daß alles, was unternommen wird, im gemeinsamen Einverneh- 
men geschieht. Der Duce hat nach Mitteilung meines Gewährsmannes dabei für 
Ciano die Parole ausgegeben: „Freunde und Bundesgenossen ja, Sklaven nein.“ 

In dieser Darstellung des Gewährsmannes kehrt nahezu alles das wieder, was 
mir Ciano als von ihm in seinen Unterhaltungen auf dem Obersalzberg vor- 
gebracht mitteilte. Wenn es also jetzt zu dieser zweiten Begegnung gekommen 
wäre, so hätte er, wenn er neulich wirklich so, wıe angegeben, gesprochen hätte, 
jetzt kaum ein neues Moment hinzugebracht. Der Unterschied in der Beurteilung 
zwischen uns und dem Duce liegt eben in der Ausgangsfrage: Werden England 
und Frankreich stillhalten oder nicht? Der Duce scheint sie mit der gleichen Be- 
stimmtheit zu verneinen, wie wir sie bejahen, und das, obwohl Ciano sicherlich 
nicht unterlassen hat, seine Eindrücke von der felsenfesten Überzeugung des Führers 
dem Duce ebenso zu schildern, wie er es mir gegenüber getan hat. 

In diese Situation hinein sei, so fährt mein Gewährsmann fort, die Nachricht 
von dem bevorstehenden Moskauer Nichtangriffspakt gekommen. Sie habe, auch 
wenn man nach den vertraulichen Mitteilungen des Herrn Reichsaußenministers 
an den Grafen Ciano in Salzburg die Dinge zum Teil vorausgesehen hätte, hier 
sofort den Eindruck ausgelöst, daß die Lage sich von Grund auf geändert habe. 
Diese neue Aktion des Reiches bedeute einen gewaltigen Erfolg. Die Einkreisungs- 
politik ist bankrott. England und Frankreich haben einen tödlichen Schlag erhalten. 
Es ist also die Politik der Achse, die eine neue Stärkung erfahren hat. Jetzt bliebe 
Polen nichts übrig, als mit Deutschland zu verhandeln. Aber selbst wenn man 
annähme, daß es für Polen zu solchem Verhandeln noch Zeit sei, so glauben doch die 
meisten hier, daß es gar nicht verhandeln wolle. 


Unter den neuen Umständen werde die italienische Haltung wie folgt bestimmt: 
Entstehen aus der Frage Danzig keine Konflikte, so besteht auch keine Veranlassung 
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zu einer italienischen Aktion. Komme es aber zu einem Konflikt, so werde Italien 
mit einem Aktionsplan hervortreten. 


Sie werden diese Darstellung vielleicht etwas lang finden. Sie Ihnen zu geben, 
erschien mir aber trotzdem wichtig, weil sie nach meiner Auffassung doch ein 
recht lehrreiches Bild von dem gibt, was in den letzten Tagen hier vor sich ge- 
gangen ist. 

Mit herzlichen Grüßen 

stets Ihr Mackensen ') 
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Bericht eines deutschen Vertrauensmannes der deutschen Botschaft in Paris 
über seine Unterredung mit dem ehemaligen Ministerpräsidenten am 24. August 39 


ADAP Bd. VII Nr. 258 


Unterredung mit Pierre Etienne Flandıin am 24. August 1939 


Flandin steht der außenpolitischen Entwicklung der letzten Tage mit großem 
Pessimismus gegenüber, trotzdem hält er eine Lösung ın letzter Stunde für nicht 
ausgeschlossen, falls sich Deutschland bereit finden würde, Polen annehmbare Vor- 
schläge zu unterbreiten. Der ehemalige Ministerpräsident präzisierte dabei die Äuße- 
rung, die er bereits gestern am Telephon gemacht hatte, daß eine Einigung zwischen 
Berlin und Warschau ım Bereich der Möglichkeiten stehe, falls Berlin nicht in 
ultimativer Form vorgehen würde. Die gegenwärtige Spannung sei in erster Linie 
auf die Tatsache zurückzuführen, daß Berlin die ganze Welt (und auch die Polen) 
über seine eigentlichen Absichten völlig ım Ungewissen lasse. „Ich glaube“, sagte 
Herr Flandin, „daß die Polen sich bereit finden könnten, den deutschen Wünschen 
näherzutreten, wenn diese Wünsche zu einer Diskussionsfrage gestempelt würden, 
und wenn sie nicht als reine Unterwerfung Polens von der Weltmeinung gewertet 
werden müßten. Es ist sogar nicht unmöglich, daß sich Warschau für den Fall ge- 
wisser Zugeständnisse mit wirksamen Garantien, für die Abtretung des Korridors 
bereit findet.“ 


Wenn man die gegenwärtige Krise mit der Septemberkrise des vergangenen Jahres 
vergleiche, so dürfe man nie vergessen, daß damals das Abkommen von München 
durch eine vorherige ausgiebige internationale Diskussion der Henlein’schen Punkte 
vorbereitet worden sei. Im gegenwärtigen malaise spiele aber der Faktor, daß Hilter 
sich mit Geheimnissen umhülle, eine sehr wesentliche Rolle im negativen Sinne. 
Deutschland verkenne völlig die Mentalität der Franzosen, die logisch dächten, und 
die sich durch Ungewißheiten nur im deutschfeindlichen Sinne beeinflussen ließen. 
Flandin habe in den letzten Tagen sehr viel mit der Landbevölkerung Fühlung ge- 
habt, die sich darüber einig sei, daß ein Nachgeben in der polnischen Frage nicht 
nur Frankreichs Prestige erschüttern, sondern die Existenz Frankreichs überhaupt in 
Frage stellen würde. Während die Leute, die im September 1938 mobilisiert seien, 
das Gefühl hatten, daß man sich nicht schlagen würde, und daß sie bald in ihr 
Heimatdorf zurückkehren würden, seien diesmal die meisten mit dem Empfinden 


') Randvermerk in Weizsäckers Handschrift: hat dem Führer vorgelegen. 
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abgefahren, für lange Zeit fortzugehen und vielleicht überhaupt nicht zurückkehren. 
Es sei Flandin nicht ein einziger Mensch begegnet, der gemurrt hätte oder den Maß- 
nahmen der Regierung auch nur mit der geringsten Kritik begegnet wäre. Diese 
psychologische Beobachtung halte der ehemalige Ministerpräsident für äußerst wich- 
tig, denn er (sic) bestimme im wesentlichen die Haltung der Regierung. 


Flandin erachte es für ausgeschlossen, daß London unter den gegebenen Umstän- 
den nachgeben oder sich zu einem Druck auf Polen entschließen könne. Der britische 
Mann auf der Straße empfinde die Tatsache, daß Deutschland der britischen Welt- 
macht das Recht abstreitet, sich um die Probleme Ostpreußens zu kümmern, als eine 
schwere und untragbare Beleidigung. Es sei daher durchaus verständlich, wenn er 
von der Regierung fordert, daß alles auf die Karte des Prestiges gesetzt werde. 
Berlin begehe einen doppelten psychologischen Fehler: Frankreich gegenüber in- 
sofern, als es die logische Orientierung des französischen Denkens nicht berück- 
sichtige, und England gegenüber deshalb, daß es anscheinend nicht genügend mit 
seiner Empfindlichkeit rechnet. 


Ob sich der Pakt mit den Sowjets über den diplomatischen Erfolg hinaus, den 
Flandin keineswegs bestreiten wolle, auch im Falle eines europäischen Konflikts als 
solide erweisen würde, bliebe abzuwarten. Deutschland dürfe niemals vergessen, daß 
es sich bei den Russen um geborene Verräter handele, qui pourraient rouler un jour 
l’Allemagne, elle aussı. 


Man könne eine gewisse Hoffnung für eine friedliche Bereinigung der gegen- 
wärtigen Schwierigkeiten bewahren, wenn man die Gewißheit hätte, daß der 
deutsche Reichskanzler in Verbindung mit seinen Forderungen an die polnische 
Adresse seine Konzeptionen über einen konstruktiven europäischen Frieden und 
eine fruchtbare Zusammenarbeit der Völker bekannt geben würde. Hitler könne 
also, falls er den guten Willen habe, unter Beweis stellen, daß er nicht die deut- 
sche Hegemonie anstrebe, sondern ein ideales, über die nationalen Interessen 
hinausgehendes Ziel! Im Grunde stehe nicht das Prinzip bei der Danziger Proble- 
matik und beim Korridor auf dem Spiel, sondern vielmehr die Methode des deut- 
schen Vorgehens. Wenn es der Reichskanzler fertig bringen würde, die interessierten 
Völker wirksam davon zu überzeugen, daß ihre Lebensrechte und Interessen nicht 
bedroht sind, könnte der Frieden noch in letzter Stunde gerettet werden. 
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Auszug aus der Rede des Premierministers Chamberlain am 24. August 1939 
im Unterhaus 


(BBB Nr. 64) 


So war die Lage am vergangenen Dienstag, als plötzlich in Berlin und Moskau 
angezeigt wurde, daß Verhandlungen über einen Nichtangriffspakt zwischen jenen 
beiden Ländern stattgefunden hätten und wahrscheinlich bald abgeschlossen würden. 
Ich will nicht versuchen, dem Hause zu verheimlichen, daß diese Ankündigung für 
unsere Regierung als Überraschung kam, und als eine Überraschung sehr unangeneh- 
mer Art. Schon seit einiger Zeit hatte es Gerüchte über eine bevorstehende Änderung 
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der Beziehungen zwischen Deutschland und der Sowjetunion gegeben, aber nicht 
die leiseste Andeurung von dieser Änderung war uns oder der französischen Regie- 
rung von der Sowjetregierung gegeben worden..... 


Die britische und die französische Mission kamen am 11. August in Moskau an. 
Sıe wurden mit Wärme empfangen, auf freundschaftliche Weise, und die Bespre- 
chungen befanden sich schon im Gang und waren auf der Grundlage gegenseitigen 
Vertrauens fortgeschritten, als diese Bombe geschleudert wurde. Es war, um das 
Wenigste zu sagen, höchlich beunruhigend zu erfahren, daß die Sowjetregierung, 
während diese Unterhandlungen auf dieser Grundlage im Gange waren, heimlich 
mit Deutschland um einen Pakt verhandelt hatten, zu Zwecken, die auf den ersten 
Blick mit dem Ziel ihrer Außenpolitik, so wie wir sie aufgefaßt hatten, unvereinbar 
waren. Ich habe nicht vor, heute nachmittag ein endgültiges Urteil über dieses Er- 
eignis zu fällen. Das, denke ich, wäre verfrüht, solange wir nicht eine Gelegenheit 
haben, uns mit der Französischen Regierung zu besprechen, hinsichtlich der Bedeu- 
tung und der Auswirkungen dieses Abkommens, dessen Text erst heute morgen 
veröffentlicht wurde. Aber die Frage, die die Regierung zu prüfen hatte, als sie von 
dieser Ankündigung hörte, war die, was für eine Wirkung (wenn es sie überhaupt 
geben soll) diese veränderte Lage auf unsere eigene Politik haben würde 


Das Haus wird sich daran erinnern, daß unsere Garantie für Polen gegeben 
wurde, ehe von irgendeinem Abkommen mit Rußland die Rede war, und daß sie 
auf keinerlei Weise davon abhängig gemacht worden war, daß ein solches Abkom- 
men geschlossen würde. Wie könnten wir also mit Ehren von einer solchen Ver- 
pflichtung zurücktreten, die wir so oft und so deutlich bekräftigt haben? Daher 
bestand unsere erste Handlung darin, eine Erklärung abzugeben, wonach unsere 
Verpflichtungen gegenüber Polen und anderen Ländern unberührt blieben. Diese 
Verpflichtungen beruhen auf vereinbarten, dem Unterhaus abgegebenen Erklärun- 
gen, die zur Auswirkung kommen in Verträgen, die sich gegenwärtig in einem vor- 
geschrittenen Stadium der Unterhandlung befinden. Wenn diese Verträge abge- 
schlossen sind, werden sie unsere Verpflichtungen formell definieren, aber sie ändern 
keineswegs die bereits übernommenen Verpflichtungen zu gegenseitiger Hilfeleistung, 
sie fügen nichts hinzu und sie nehmen nichts davon weg. Das Communiqu£, das wir 
diese Woche nach der Kabinettssitzung an die Presse ausgaben, sprach auch von 
gewissen Verteidigungsmaßnahmen, die wir getroffen haben. Man wird sich daran 
erinnern, daß, wie ich gesagt habe, Deutschland bereits einen ungeheuren Mann- 
schaftsstand unter den Fahnen hat und daß in jenem Land militärische Vorberei- 
tungen aller Art in einem sehr großen Maßstabe durchgeführt wurden und noch 
durchgeführt werden. 


Die Maßnahmen, die wir bis jetzt ergriffen haben, sind vorbeugender und defen- 
siver Art und sollen unsern Entschluß wirksam machen, unser Land in Bereitschaft 
zu setzen, damit es jedem Notfall gewachsen ıst; aber ich wünsche nachdrücklich 
jede Vermutung zurückzuweisen (sofern eine solche Vermutung auftauchen sollte), 
diese Maßnahmen kämen einem Akt der Drohung gleich. Nichts was wir getan oder 
zu tun vorhaben, bedroht die rechtmäßigen Interessen Deutschlands. Es ist keine 
Drohung, wenn man sich darauf vorbereitet, Freunden zu helfen, sich gegen Gewalt 
zu verteidigen..... 
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Bei zahlreichen Gelegenheiten habe ich meine Überzeugung geäußert, daß ein 
Krieg zwischen unsern beiden Ländern — und er wird auf allen Seiten als die 
größte Katastrophe betrachtet, die sich ereignen könnte — weder von unserem 
eigenen, noch vom deutschen Volk gewünscht wird..... 

FRE Ich habe wiederholt die Behauptung widerlegt, daß unsere Garantie für 
Polen die Polnische Regierung dazu bewogen habe, die ihr damals gemachten Vor- 
schläge abzulehnen. Die Garantie wurde in Tat und Wahrheit erst gegeben, nach- 
dem die polnische Ablehnung der Deutschen Regierung bereits übermittelt worden 


Wenn trotz all unseren Anstrengungen, einen Weg zum Frieden zu finden — und 
Gott weiß, daß ich mein Bestes versucht habe — wenn wir trotz alledem uns ge- 
zwungen sehen, auf einen Kampf einzutreten, der unermeßliches Leid und Elend 
über die ganze Menschheit bringen wird und dessen Ende kein Mensch voraussehen 
kann, wenn das gegeschehen sollte, werden wir nicht für die politische Zukunft einer 
fernen Stadt in einem fremden Land kämpfen, sondern wir werden kämpfen für 
die Erhaltung jener Prinzipien, von denen ich gesprochen habe und deren Zer- 
störung gleichbedeutend wäre mit der Zerstörung jeder Möglichkeit des Friedens 
und der Sicherheit für die Völker der Erde. Diese Entscheidung über Frieden oder 
Krieg liegt nicht bei uns und ich baue darauf, daß diejenigen, bei denen die Ver- 
antwortung in Wirklichkeit liegt, an die Millionen menschlicher Wesen denken wer- 
den, deren Zukunft von ihrem Handeln abhängt..... 
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Appell des Präsidenten der USA Roosevelt an Adolf Hitler 
vom 24. 8. 1939 


(Amerika und Deutschland 1936—1945 S. 25) 


„In der Botschaft, die idı Ihnen am 14. April dieses Jahres übersandte, erklärte 
ich, daß es meiner Meinung nach in der Macht der Führer der großen Völker liege, 
die über ihren Ländern schwebende Katastrophe abzuwenden, daß aber die Krise, 
der sich die Welt gegenübergestellt sah, in einer Katastrophe enden müsse, wenn 
nicht sofort mit allseitigem gutem Willen versucht würde, eine friedliche und kon- 
struktive Lösung der vorhandenen Streitfragen zu finden. Diese Katastrophe er- 
scheint heute furchtbar nahe. 

Auf meine Botschaft vom April habe ich keine Antwort erhalten. Da es jedoch 
mein fester Glaube ist, daß die Sache des Weltfriedens, die die Sache der Menschheit 
selbst ist, über allen anderen Erwägungen steht, wende ich mich neuerlich an Sie, 
in der Hoffnung, daß der drohende Krieg mit all dem Unglück, das er für alle 
Völker im Gefolge hat, doch noch abgewendet werden kann. 

Ich appelliere daher an Sie dringend und mit allem Ernst — ein gleicher drin- 
gender Appell ergeht auch an den Präsidenten der polnischen Republik —, zu ver- 
anlassen, daß sich die Regierungen Deutschlands und Polens auf Grund eines ge- 
meinsamen Abkommens während einer annehmbaren festzulegenden Periode jeder 
aktiven Angriffshandlung enthalten, und daß sie einem Übereinkommen zustimmen, 
die schwebenden Streitfragen durch eine der drei folgenden Methoden zu lösen: er- 
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stens, durch direkte Verhandlungen, oder zweitens, durch Überweisung der Streit- 
fragen an ein unparteiisches Schiedsgericht, welches das Vertrauen beider Seiten 
besitzt, oder drittens, durch ein Schlichtungsverfahren. Als Vermittler oder Vorsit- 
zender ın diesem Verfahren wäre ein Bürger einer der traditionellen neutralen Staa- 
ten Europas oder ein Bürger einer der amerikanischen Republiken zu wählen, die 
alle weder direkt noch indirekt an den politischen Angelegenheiten Europas beteiligt 
sind. 


Da sowohl Polen wie Deutschland souveräne Staaten sind, versteht es sich von 
selbst, daß nach Annahme irgendeines meiner drei Vorschläge beide Staaten über- 
einkommen würden, ihre gegenseitige Unabhängigkeit und territoriale Unverletz- 
lichkeit voll zu respektieren. 


Das Volk der Vereinigten Staaten ist einmütig in seinem Widerstand gegen eine 
Politik militärischer Eroberungen und militärischer Herrschaft. Es lehnt einmütig 
die Lehre ab, daß ırgendein Herrscher oder irgendein Volk das Recht besitze, seine 
Absichten durch Maßnahmen zu verwirklichen, die ungezählte Millionen Menschen 
in einen Krieg stürzen, der über alle Völker der Welt, kriegführende wie neutrale, 
Leid und Elend bringen muß, wenn diese Ziele, sofern sie gerecht und vernünftig 
sind, auch durch friedliche Verhandlungen oder durch schiedsgerichtliches Verfahren 


erreicht werden können. 


Ich appelliere an Sie im Namen des Volkes der Vereinigten Staaten — und ich 
glaube gleichzeitig im Nanıen aller friedliebender Männer und Frauen der ganzen 
Welt zu sprechen —, einer Lösung der schwebenden Streitfragen zwischen Ihrer und 
der polnischen Regierung durch die Aufnahme einer der von mir vorgeschlagenen 
Methoden zuzustimmen. Ich brauche kaum zu wiederholen, daß, sollten die Re- 
gierungen Deutschlands und Polens gewillt sein, ihre Differenzen auf dem vor- 
geschlagenen friedlichen Wege auszutragen, die Regierung der Vereinigten Staaten 
wie bisher bereit ist, ihren Beitrag zur Lösung der Probleme, die den Weltfrieden 
bedrohen, zu leisten, wie ich das in meinem Schreiben vom 14. April dargelegt 


habe.“ 
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Appell des Präsidenten der USA, Roosevelt, an den Präsidenten der Republik Polen, 
Moscicki vom 24. 8. 1939 


PWB Nr. 89 


24. August 1939 


Der offensichtliche Ernst der gegenwärtigen Krise auferlegt die Pflicht, alle Mittel 
zu prüfen, die den Ausbruch eines allgemeinen Krieges verhindern könnten. Aus 
diesem Geiste heraus fühle ich mich berechtigt, vorzuschlagen, daß gewisse Lösungs- 
möglichkeiten einer Prüfung unterzogen werden. 

Der Streitfall zwischen der Polnischen und der Deutschen Regierung könnte Ge- 
genstand einer direkten Aussprache zwischen den beiden Regierungen bilden. Wenn 
das unmöglich und nicht zu verwirklichen wäre, so wäre cs ein zweiter Weg, diese 
Fragen einem Schiedsspruch zu unterstellen. 
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Der dritte Weg wäre die Aussöhnung durch Vermittlung eines unbeteiligten Drit- 
ten; in diesem Falle wäre es richtig, wenn die Parteien die Dienste eines der tra- 
ditionell neutralen Staaten oder einer unbeteiligten, von Ort und Gegenstand der 
gegenwärtigen Krise weit entfernten Republik des amerikanischen Kontinents an- 
nähmen. 

Sollten Sie sich dazu entschließen, eine Lösung auf einem dieser Wege zu suchen, 
so dürfen Sie der vollen und warmen Sympathie der Vereinigten Staaten und ihres 
Volkes sicher sein. 

Ich appelliere an Sie — wie ich auch an die Deutsche Regierung appelliert habe 
— Sie möchten sich einverstanden erklären, sich während der Prüfung dieser Wege 
jeder offensichtlichen feindseligen Handlung enthalten. 

Es ist Ihnen, wie ich annehme, wohl bekannt, daß ich, der ich im Namen der 
Vereinigten Staaten spreche, allen meinen Einfluß für den Frieden verwandt habe 
und weiterhin verwenden werde. Die Menschen aller Nationen, der großen und 
der kleinen, wollen den Frieden. Sie suchen keine militärischen Eroberungen. Sie 
wissen, daß Streitigkeiten, Forderungen und Gegenforderungen immer wieder sich 
von Zeit zu Zeit zwischen den Nationen erheben werden, aber auch, daß alle Ge- 
gensätze, ohne Ausnahme, durch friedliches Vorgehen gelöst werden können, wenn 
der Wille dazu auf beiden Seiten gezeigt wird. 

Ich habe eine Mitteilung im gleichen Sinne an den deutschen Reichskanzler ge- 
richtet. 


Bericht des französischen Botschafters Coulondre über seine Unterredung 
mit Adolf Hitler am 25. 8. 1939 


FGB Nr. 242 


Berlin, den 25. August 1939 

Ich habe heute nachmittag mit Herrn Hitler, der mich auf 5 Uhr 30 zu sich 
berufen hatte, eine Unterredung gehabt. 

Ich gebe den wesentlichen Inhalt seiner Äußerungen wieder: 

„Angesichts des Ernstes der Lage“, sagte er mir, „will ich Ihnen eine Erklärung 
abgeben, die ich Sie bitte, Herrn Daladier zu übermitteln. Wie ich ihm schon gesagt 
habe, hege ich keine feindseligen Gefühle gegen Frankreich; ich habe persönlich auf 
Elsaß-Lothringen verzichtet, und die deutsch-französische Grenze anerkannt. Ich 
will keinen Konflikt mit Ihrem Land, und ich wünsche weiter nichts als gute Be- 
ziehungen mit demselben zu unterhalten. Infolgedessen ist mir der Gedanke, daß 
ich Polens wegen mit Frankreich kämpfen müßte, außerordentlich schmerzlich. Die 
polnischen Herausforderungen haben jedoch eine Lage für das Reich geschaffen, 
die nicht länger andauern kann. 

Ich habe vor mehreren Monaten Polen, als ich die Rückkehr Danzigs in das 
Reich und einen schmalen Gebietsstreifen als Verbindung dieser deutschen Stadt mit 
Ostpreußen forderte, außerordentlich vernünftige Vorschläge gemacht. Aber die 
durch die Britische Regierung gegebene Garantie hat die polnische Unnachgiebigkeit 
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geweckt. Die Polnische Regierung hat nicht nur meine Vorschläge zurückgewiesen, 
sondern sie hat auch die deutschen Minderheiten, unsere Rassebrüder, auf das 
Schlimmste mißhandelt, außerdem hat sie Mobilmachungsmaßnahmen_ getroffen.“ 

„Ich habe anfänglich“, fuhr Hitler fort, „der deutschen Presse vorgeschrieben, 
nichts über die von den Deutsch-Polen erduldeten Mißhandlungen zu veröffent- 
lichen. Gegenwärtig ist die Lage jedoch untragbar. Wissen Sie“, hob er hervor, 
„daß Fälle von Entmannung vorgekommen sind? Daß sich in unseren Aufnahme- 
lagern über 70 000 Flüchtlinge befinden? Sieben Deutsche wurden erst gestern wie- 
der von der polnischen Polizei in Bielitz getötet, und in Lodz wurden dreißig 
deutsche Reservisten mit Maschinengewehren niedergemacht. Unsere Flugzeuge kön- 
nen nicht mehr von Deutschland nach Ostpreußen fliegen, ohne unter Kanonen- 
feuer genommen zu werden, ihre Route wurde abgeändert, aber jetzt werden sie 
auch über dem Meer angegriffen. So wurde das Flugzeug, in welchem sich Staats- 
sekretär Stuckart befand, von polnischen Schiffen unter Feuer genommen, eine neue 
Tatsache, die ich heute morgen Sir Nevile Henderson noch nicht mitteilen konnte.“ 

Mit erhobener Stimme fuhr Herr Hitler fort: „Es ist eines Landes, das diesen 
Namen nicht zu Unrecht trägt, unwürdig, derartige Beleidigungen zu ertragen. 
Frankreich würde so etwas ebensowenig dulden wie Deutschland. Diese Dinge haben 
lange genug gedauert, und auf neue Herausforderungen werde ich mit Gewalt ant- 
worten. Ich lege Wert darauf, es nochmals auszusprechen: Ich wünsche, einen Kon- 
flikt mit Ihrem Lande zu vermeiden. Ich werde Frankreich nicht angreifen, aber, 
wenn es in den Konflikt eingreift, so werde ich bis zum Ende gehen. Ich habe, wie 
Sie wissen, mit Moskau eine Vereinbarung getroffen, die nicht theoretisch, sondern 
positiv ist, möchte ich sagen. Ich glaube, ich werde siegen, Sie glauben, Sie werden 
siegen; eines aber ist gewiß: vor allem wird deutsches und französisches Blur, das 
Blut zweier gleich tapferen Völker fließen. Ich wiederhole nochmals, es bedrückt 
mich sehr, annehmen zu müssen, daß wir so weit kommen könnten. Sagen Sie das, 
bitte, Herrn Daladier von mir!“ 


Nach diesen Worten erhob sich Herr Hitler, um mich zu verabschieden. Unter 
diesen Umständen konnte ich ihm nur kurz antworten. Ich habe ihm zu allererst 
gesagt, daß ich wisse, daß jedes Mißverständnis jetzt behoben sei; daß ich aber 
Wert darauf lege, ihm in diesem ernsten Augenblick mein Soldatenehrenwort zu 
geben, daß ich nicht im geringsten daran zweifle, daß Frankreich Polen, falls es 
angegriffen würde, mit seinen Streitkräften zur Seite stehen werde. Ich fühlte mich 
jedoch auch berechtigt, ihm gleichfalls mein Wort zu geben, daß die Regierung der 
Republik bis zum letzten Augenblick alles tun werde, was in ihrer Macht steht, 
um den Frieden zu wahren. Sie werde es der Polnischen Regierung gegenüber an 
Mahnungen zur Vorsicht nicht fehlen lassen. 


Der Kanzler antwortete mir: „Ich glaube es; ich glaube sogar, daß Männer wie 
Herr Beck gemäßigt sind; aber sie sind nicht mehr Herr der Lage.“ 

Ich fügte hinzu, daß, wenn französisches und deutsches Blut fließen müßte, nicht 
nur diese Blutsteuer zu bezahlen sein werde; die Verheerungen eines bestimmt lang- 
andauernden Krieges würden schreckliches Elend mit sich bringen. Wenn ich auch 
in der Tat von unserem Sieg überzeugt sei, bemerkte ich, so befürchte ich auch, daß 
es bei Kriegsende nur einen wahren Sieger geben werde, nämlich Herrn Trotzky. 
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Der Kanzler unterbrach mich und rief: „Warum hat man dann Polen einen Blanko- 
scheck gegeben?“ 

Ich antwortete, indem ich ihn an die Ereignisse vom letzten März erinnerte, an 
den tiefen Eindruck, die sie in den Gemütern in Frankreich erweckt hatten, an das 
Gefühl der Unsicherheit, das sie hervorgerufen haben, wodurch wir veranlaßt wur- 
den, unsere Bündnisse fester zu knüpfen. Es ist unser heißester Wunsch, den Frieden 
zu wahren, wiederholte ich; wir werden uns weiterhin in Warschau im Sinne der 
Mäßigung verwenden und ich kann nicht glauben, daß es nicht gelingen sollte, den 
erwähnten Zwischenfällen ein Ende zu setzen. 

Ich hatte vorher beiläufig erwähnt, daß ich den Eindruck habe, die deutsche 
Presse bausche Zahl und Bedeutung der Zwischenfälle beträchtlich auf, und hatte 
speziell den am 15. August im „Angriff“ zitierten Fall eines deutschen Ingenieurs 
erwähnt, der angeblich aus politischen Gründen bestialisch ermordet worden sei, 
während der Betreffende in Wirklichkeit am 15. Juni einem dem gemeinen Recht 
unterliegenden Liebesdrama zum Opfer gefallen war. Herr Hitler erwidert, daß 
ihm tatsächlich berichtet worden sei, Warschau seien Ratschläge zur Mäßigung er- 
teilt worden; trotzdem vervielfältigten sich die Zwischenfälle. Was die Ereignisse im 
letzten März anbetreffe, fügte er hinzu, so sei es zwar richtig, daß er Böhmen und 
Mähren unter seinen Schutz genommen habe, aber er habe den Einwohnern dieser 
Gebiete ihre Freiheit gelassen, und es würde jedem teuer zu stehen kommen, der 
ıhnen auch nur ein Haar krümmen würde, das sei für das Reich Ehrensache. Die 
polnische Minderheit ın diesen Gegenden sei keinen Mißhandlungen ausgesetzt, in 
der Saar habe übrigens kein einziger Franzose Grund zur Klage gehabt. „Der Ge- 
danke, daß ich gegen Ihr Land zu kämpfen hätte, bedrückt mich sehr“, wiederholte 
der Kanzler nochmals. „Aber das hängt nicht von mir ab. Ich bitte Sie, dies Herrn 
Daladier mitzuteilen.“ 

Ich konnte die Unterredung nicht mehr verlängern und ich verabschiedete mich 
nach diesen Worten. 


Coulondre 
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Erklärung Adolf Hitlers gegenüber dem Britischen Botschafter Henderson 
vom 25. August 1939, 13 Uhr 30 


Aus DWB II Nr. 457 


Der Führer erklärte einleitend, daß der Britische Botschafter am Schluß der letzten 
Unterredung der Hoffnung Ausdruck gegeben habe, daß doch noch eine Verstän- 
digung zwischen Deutschland und England möglich sein wird. Er, der Führer, habe 
sich daraufhin die Dinge noch einmal durch den Kopf gehen lassen und wollte 
heute England gegenüber einen Schritt unternehmen, der genau so entscheidend sei 
wie der Schritt Rußland gegenüber, der zu der kürzlichen Vereinbarung geführt 
habe. 

Auch die gestrige Unterhaussitzung bzw. die Reden Chamberlains und Lord 
Halifax’ hätten den Führer veranlaßt, noch einmal mit dem Britischen Botschafter 
zu sprechen. Die Behauptung, daß Deutschland die Welt erobern wolle, ist lächerlich. 
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Das Britische Imperium umfaßt 40 Millionen qkm, Rußland 19 Millionen qkm, 
Amerika 91/2 Millionen qkm, während Deutschland noch nicht 600 000 qkm umfaßt. 
Wer also die Welt erobern will, ist klar. 

Der Führer teilt dem Britischen Botschafter folgendes mit: 


1. Die polnischen Akte der Provokation sind unerträglich geworden, gleich, wer 
verantwortlich ist. Wenn die Polnische Regierung die Verantwortung bestreitet, so 
beweist dies nur, daß sie selbst keinen Einfluß mehr auf ihre militärischen Unter- 
organe besitzt. In der letzten Nacht seien wieder 21 neue Grenzzwischenfälle erfolgt, 
auf deutscher Seite habe man größte Disziplin gewahrt. Alle Zwischenfälle seien 
von der polnischen Seite hervorgerufen worden. Außerdem wurden Verkehrsflug- 
zeuge beschossen. Wenn die Polnische Regierung erkläre, nicht verantwortlich dafür 


zu sein, so beweise dies, daß es ihr nicht mehr möglich sei, ihre eigenen Leute im 
Zaume zu halten. 


2. Deutschland sei unter allen Umständen entschlossen, diese mazedonischen Zu- 
stände an seiner Ostgrenze zu beseitigen, und zwar nicht nur im Interesse von Ruhe 
und Ordnung, sondern auch im Interesse des europäischen Friedens. 


3. Das Problem Danzig und Korridor müsse gelöst werden. Der Britische Minister- 
präsıdent habe eine Rede gehalten, die nicht im geringsten geeignet sei, einen Wan- 
del in der deutschen Einstellung herbeizuführen. Aus dieser Rede könne höchstens 
ein blutiger und unübersehbarer Krieg zwischen Deutschland und England entstehen. 
Ein solcher Krieg würde blutiger sein als der von 1914 bis 1918. Im Unterschied 
zu dem letzten Kriege würde Deutschland keinen Zweifrontenkrieg mehr zu führen 
haben. Das Abkommen mit Rußland sei bedingungslos und bedeute eine Wende in 
der Außenpolitik des Reiches auf längste Zeit. Rußland und Deutschland würden 
unter keinen Umständen mehr die Waffen gegeneinander ergreifen. Davon abgesehen 
würden die mit Rußland getroffenen Abmachungen Deutschland auch wirtschaftlich 
für eine längste Kriegsperiode sichern. 


Dem Führer habe immer an der deutsch-englischen Verständigung gelegen. Ein 
Krieg zwischen England und Deutschland könne im günstigsten Fall Deutschland 
einen Gewinn bringen, England aber überhaupt nicht. 


Der Führer erklärt, daß das deutsch-polnische Problem gelöst werden müsse und 
gelöst würde. Er ist aber bereit und entschlossen, nach der Lösung dieses Problems 
noch einmal an England mit einem großen umfassenden Angebot heranzutreten. 
Er ist ein Mann großer Entschlüsse und wird auch in diesem Fall zu einer großen 
Handlung fähig sein. Er bejaht das Britische Imperium und ist bereit, sich für dessen 
Bestand persönlich zu verpflichten und die Kraft des Deutschen Reiches dafür ein- 
zusetzen, wenn 


1. seine kolonialen Forderungen, die begrenzt sind und auf friedlichem Wege aus- 
gehandelt werden können, Erfüllung finden, wobei er hier zu einer weitesten Ter- 
minbestimmung bereit ist, 


2. seine Verpflichtungen Italien gegenüber nicht tangiert werden, d.h. mit anderen 
Worten: Er fordert von England nicht die Preisgabe seiner französischen Verpflich- 
tungen, und könnte sich seinerseits auch nicht von den italienischen Verpflichtungen 
entfernen. 
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3. Er wünscht ebenso den unverrückbaren Entschluß Deutschlands zu betonen, nie 
mehr mit Rußland in einen Konflikt einzutreten. 


Der Führer ist bereit, dann mit England Abmachungen zu treffen, die, wie schon 
betont, nicht nur die Existenz des Britischen Weltreichs unter allen Umständen 
deutscherseits garantieren würden, sondern auch, wenn es nötig wäre, dem Britischen 
Reich die deutsche Hilfe sicherten, ganz gleich, wo immer eine derartige Hilfe er- 
forderlich sein sollte. Der Führer würde dann auch bereit sein, eine vernünftige 
Begrenzung der Rüstungen zu akzeptieren, die der neuen politischen Lage ent- 
sprächen und wirtschaftlich tragbar wären. Endlich versichert der Führer erneut, 
daß er an den westlichen Problemen nicht interessiert sei und daß eine Grenz- 
korrektur im Westen außerhalb jeder Erwägung stehe; der mit Milliarden Kosten 
errichtete Westwall sei die endgültige Reichsgrenze nach Westen. 


Wenn die Britische Regierung diese Gedanken erwägen würde, so könnte sich dar- 
aus ein Segen für Deutschland und auch für das Britische Weltreich ergeben. Wenn 
sie diese Gedanken ablehnt, wird es Krieg geben. Auf keinen Fall würde Groß- 
britannien aus diesem Krieg stärker hervorgehen; schon der letzte Krieg habe 
dies bewiesen. 


Der Führer wiederholt, daß er ein Mann großer und ıhn selbst verpflichtender 
Entschlüsse sei und daß dies sein letzter Vorschlag wäre. Er werde sofort nach 
Lösung der deutsch-polnischen Frage mit einem Angebot an die Britische Regierung 
herantreten. 
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Bericht des britischen Botschafters Henderson über seine Unterredung 
mit Adolf Hitler am 25. August 1939 


(BBB Nr. 69) 


1. In meinem unmittelbar vorangehenden Telegramm gebe ıch den Text einer 
mündlichen Mitteilung wieder, die der Kanzler mir heute morgen machte. Er war 
völlig ruhig und normal und sprach mit größtem Ernst und augenscheinlicher Auf- 
richtigkeit. Der Außenminister war zugegen, nahm aber am Gespräch so gut wie 
nicht teil. 

2. Herr Hitler sagte einleitend, daß er immer gute Beziehungen mit Großbritan- 
nien gewünscht habe und noch immer wünsche, und daß sein Gewissen ihn zwinge, 
diese letzte Anstrengung zu machen, um jene zu sichern. Es sei sein letzter Wunsch. 
Er schlug vor, daß ich persönlich nach England fliegen solle, um Seiner Majestät 
Regierung die Sache vorzulegen. 

3. Das Gespräch dauerte eine Stunde, wobei ich die Stellung einnahm, daß der 
Pakt mit Rußland den Standpunkt der Regierung Seiner Majestät keineswegs än- 
dere, und daß ich ihm, dem Kanzler, ganz ehrlich sagen müsse, daß Großbritannien 
sich nicht um sein Polen gegebenes Wort drücken könne, und daß ich wisse, sein 
Angebot werde nur dann in Erwägung gezogen, wenn es eine auf dem Verhand- 
lungswege zustande zu bringende Regelung der polnischen Frage bedeute. Herr 
Hitler lehne es ab, dies zu garantieren, mit der Begründung, daß eine polnische 


200 


Herausforderung jeden Augenblick eine deutsche Intervention zum Schutze deut- 
scher Untertanen unvermeidbar machen könne. Ich kam immer wieder auf diesen 
Punkt zurück, erhielt aber immer die gleiche Antwort. 


4. Ich sagte Herrn Hitler, daß ich Recht und Unrecht der gegenseitigen Provoka- 
tionen nicht diskutieren könne; das sei die Aufgabe des polnischen Botschafters ım 
Gespräch mit Herrn von Ribbentrop, und ich regte an, daß er das tun solle. Herr 
Hitler entgegnete, daß Herr Lipski Feldmarschall Göring gesprochen habe, aber 
nicht imstande gewesen sei, etwas Neues vorzuschlagen. 


5. Ich sagte Herrn Hitler, wir könnten Polen nicht seinem Schicksal überlassen, 
aber ich machte die rein persönliche Anregung, Herr Beck und Herr von Ribbentrop 
sollten irgendwo zusammenkommen und den Ausweg besprechen, der allein Europa 
vor einem Krieg bewahren könne. Herr Hitler erwiderte, daß er Herrn Beck im 
vergangenen März eingeladen habe, zu kommen und die Sache zu besprechen, aber 
bloß um seine Einladung rundweg abgeschlagen zu sehen. Herr Ribbentrop, der sich 
allein hierzu in das Gespräch einmischte, bestätigte dies und sagte, daß Herr Lipski, 
der diese Botschaft zu überbringen hatte, gezwungen gewesen sei, sie in andere 
Worte zu fassen, um ihre Schroffheit zu mildern. 


6. Als ich immer wieder sagte, daß Seiner Majestät Regierung sein Angebot nur 
in Betracht ziehen könne, wenn es gleichzeitig eine friedliche Regelung mit Polen 
vorsehe, sagte Herr Hitler: „Wenn Sie es für nutzlos halten, dann senden Sie 
mein Angebot überhaupt nicht.“ Er anerkannte die guten Absichten von Herrn Beck 
und Herrn Lipski, sagte aber, daß sie keinen Einfluß hätten auf das, was in Polen 
geschehe. Einzig bei der Erwähnung der polnischen Verfolgungen zeigten sich Zei- 
chen von Erregung bei Herrn Hitler. Er erwähnte, daß Herr von Ribbentrop auf 
seinem Rückweg aus Rußland von Königsberg ab über das Meer habe fliegen 
müssen, um zu vermeiden, daß ihn die Polen beschössen; sie würden auf jedes 
deutsche Flugzeug, das auf den üblichen Routen über polnisches Gebiet fliege, 
feuern. Er sagte auch, es habe sich ein weiterer Fall von Kastrierung ereignet. 


7. Folgendes sind Punkte, die Herr Hitler unter anderem erwähnte: der einzige 
Sieger in einem neuen europäischen Krieg würde Japan sein; er sei Künstler von 
Natur und nicht Politiker, und wenn einmal die polnische Frage bereinigt sei, würde 
er sein Leben als Künstler beschließen und nicht als Kriegsmacher; er wolle Deutsch- 
land nicht in eine große Militärkaserne verwandeln; und er werde es nur tun, wenn 
er dazu gezwungen werde. Wenn einmal die polnische Frage bereinigt sei, werde 
er sich zurückziehen; er habe kein Interesse daran, England zum Wortbruch gegen- 
über Polen zu veranlassen; er habe nicht den Wunsch, in irgendeiner Abmachung 
mit Polen engherzig zu sein, und alles war es zu einem Abkommen mit Polen 
brauche, sei eine Geste Großbritanniens, die zeige, daß es nicht unvernünftig 
sein würde. 


8. Nachdem ich gegangen war, schickte später Herr von Ribbentrop Dr. Schmidt 
auf die Botschaft mit dem Text der mündlichen Erklärung und auch mit einer Bot- 
schaft von ihm des Inhalts, daß Herr Hitler immer ein Abkommen mit Groß- 
britannien gewünscht habe und noch immer wünsche, und daß er mich bitte, Seiner 
Majestät Regierung dringend nahezulegen, das Angebot sehr ernst zu nehmen. 
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Wortlaut des Britisch-Polnischen Beistandspaktes vom 25. August 1939 
Aus DWB II Nr. 459 


Die Regierung des Vereinigten Königreichs von Großbritannien und Nordirland 
und die Polnische Regierung 

haben in dem Wunsche, die Zusammenarbeit zwischen ihren Ländern, die sich aus 
den bereits zwischen ihnen ausgetauschten Zusicherungen gegenseitigen Beistandes 
defensiver Art ergibt, auf eine dauernde Grundlage zu stellen, beschlossen, zu die- 
sem Zweck ein Abkommen zu schließen, und haben zu ihren Bevollmächtigten er- 
nannt: 

Die Regierung des Vereinigten Königreichs von Großbritannien und Nordirland: 
den sehr ehrenwerten Viscount Halifax, K.G., G.C.S.1., G.C.1l. E., Ersten 
Staatssekretär für Auswärtige Angelegenheiten; 

Die Polnische Regierung: Seine Exzellenz den Grafen Eduard Raczynski, Außer- 
ordentlichen und Bevollmächtigten Botschafter der Polnischen Republik in London; 
die nach Austausch ihrer für gut und richtig befundenen Vollmachten über folgende 
Bestimmungen übereingekommen sind. 


Artikel 1 


Sollte eine der Vertragsparteien in Feindseligkeiten mit einer europäischen Macht 
verwickelt werden, und zwar infolge eines Angriffs der letzteren auf diese Ver- 
tragspartei, so wird die andere Vertragspartei der in Feindseligkeiten verwickelten 
Vertragspartei sofort jede Unterstützung und jeden Beistand gewähren, die in ihrer 
Macht stehen. 


Artikel 2 


1. Die Bestimmungen von Artikel 1 sind auch dann anwendbar, wenn irgend- 
eine Handlung einer europäischen Macht die Unabhängigkeit einer der Vertrags- 
parteien offensichtlich unmittelbar oder mittelbar bedrohen und so geartet sein 
sollte, daß die betreffende Partei es für lebenswichtig hielte, ihr mit ihrer bewaff- 
neten Macht Widerstand zu leisten. 

2. Sollte eine der Vertragsparteien in Feindseligkeiten mit einer europäischen 
Macht verwickelt werden infolge einer Handlung dieser Macht, die die Unabhängig- 
keit oder Neutralität eines anderen europäischen Staates derart bedrohte, daß darin 
eine offensichtliche Bedrohung für die Sicherheit der erwähnten Vertragspartei läge, 
so sind die Bestimmungen von Artikel 1 anwendbar, jedoch unbeschadet der Rechte 
des anderen beteiligten europäischen Staates. 


Artikel 3 
Sollte eine europäische Macht versuchen, die Unabhägigkeit einer der Vertrags- 
parteien durch ein Verfahren wirtschaftlicher Durchdringung oder auf irgendeine 
andere Weise zu untergraben, so werden die Vertragsparteien einander bei dem 
Widerstand gegen solche Versuche unterstützen. Sollte die betreffende europäische 
Macht daraufhin Feindseligkeiten gegen eine der Vertragsparteien eröffnen, so sind 
die Bestimmungen von Artikel 1 anwendbar. 
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Artikel 4 


Die Methoden für die Durchführung der in diesem Abkommen enthaltenen gegen- 


seitigen Beistandsverpflichtungen werden zwischen den zuständigen Marine-, Heeres- 
und Luftwaffenbehörden der Vertragsparteien vereinbart. 


Artikel 5 


Unbeschader der obigen Verpflichtungen der Vertragsparteien, einander beim 
Ausbruch von Feindseligkeiten unverzüglich gegenseitige Unterstützung und gegen- 
seitigen Beistand zu gewähren, werden sie über alle Vorgänge, die ihre Unabhän- 
gigkeit bedrohen könnten, und insbesondere über alle Vorgänge, die dazu zu führen 
drohen, daß die erwähnten Verpflichtungen zur Auswirkung kommen, einen voll- 
ständigen und schleunigen Nachrichtenaustausch vornehmen. 


Artikel 6 


1. Die Vertragsparteien werden einander die Bedingungen jeglicher Beistandsver- 
pflichtungen gegen Angriffe mitteilen, die sie anderen Staaten gegenüber bereits 
eingegangen sind oder künftig eingehen sollten. 


2. Sollte eine der Vertragsparteien beabsichtigen, nach dem Inkrafttreten dieses 
Abkommens eine derartige Verpflichtung einzugehen, so ist die andere Vertrags- 


partei davon zu benachrichtigen, damit das ordnungsmäßige Arbeiten des Abkom- 
mens gesichert wird. 


3. Alle neuen Verpflichtungen, die die Vertragsparteien etwa künftig eingehen 
sollten, sollen weder ihre Pflichten aus diesem Abkommen einschränken, noch mit- 
telbar neue Pflichten zwischen der an diesen Verpflichtungen nicht beteiligten Ver- 
tragspartei und dem dritten Staat schaffen. 


Artikel 7 
Sollten die Vertragsparteien infolge der Durchführung dieses Abkommens in 
Feindseligkeiten verwickelt werden, so werden sie keinen Waffenstillstand oder 
Friedensvertrag schließen, es sei denn im Einvernehmen miteinander. 
Artikel 8 
1. Dieses Abkommen soll für einen Zeitraum von fünf Jahren in Kraft bleiben. 


2. Wird es nicht sechs Monate vor Ablauf dieses Zeitraums gekündigt, so soll es 
weiter in Kraft bleiben; jede Vertragspartei hat nach diesem Zeitpunkt das Recht, 
es jederzeit mit sechsmonatiger Frist zu kündigen. 


3, Dieses Abkommen soll mit der Unterzeichnung ın Kraft treten. 


Zu Urkund dessen haben die eingangs genannten Bevollmächtigten dieses Abkom- 
men unterzeichnet und mit ihren Siegeln versehen. 


Geschehen in doppelter Ausfertigung in englischer Sprache in London am 25. 
August 1939. Eine polnische Fassung soll nachträglich zwischen den Vertragsparteien 
vereinbart werden, und es werden dann beide Textes maßgebend sein. 


(L. S.) Halifax 
(L. S.) Eduard Raczynskı 
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Geheimprotokoll zu dem polnisch-englischen Abkommen vom 25. 8. 1939 
Aus Michael Freund, Geschichte des II. Weltkrieges in Dokumenten 


(Bd. III, Dok. Nr. 101 S. 281 f.) 


Die polnische Regierung und die Regierung des Vereinigten Königreiches von 
Großbritannien und Nordirland stimmen über die folgende Interpretation des am 
heutigen Tage unterzeichneten Abkommens über den gegenseitigen Beistand überein 
und erklären diese Interpretation als allein authentisch und bindend. 


1. (a) Durch den Ausdruck „eine europäische Macht“, wie er in dem Abkommen 
verwendet wird, ıst Deutschland zu verstehen. 


(b) Im Falle einer Aktion einer anderen europäischen Macht als Deutschland, die 
unter den Artikel 1 und 2 des Abkonımens fällt, werden die vertragschließenden 
Parteien miteinander über die gemeinsam zu ergreifenden Maßregeln beraten. 


2. (a) Die beiden Regierungen werden von Zeit zu Zeit durch gegenseitige Über- 
einstimmung die hypothetischen Fälle der Aktion durch Deutschland festlegen, die 
unter den Wirkungsbereich des Artikels 2 des Abkommens fallen. 


(b) Solange die beiden Regierungen nicht übereingekommen sind, die folgenden 
Bestimmungen dieses Paragraphen zu modifizieren, legen sie folgendes fest: Der 
Fall, der im $ 1 des Artikels 2 des Abkommens ins Auge gefaßt wird, ist der der 
Freien Stadt Danzig, und die Fälle, die durdı $ 2 des Artikels 2 ins Auge gefaßt 
werden, sind Belgien, Holland und Litauen. 


(c) Lettland und Estland sollen von den beiden Regierungen als in die Liste der 
in $ 2 des Artikels 2 ins Auge gefaßten Ländern einbezogen werden, sobald eine 
Verpflichtung des gegenseitigen Beistandes zwischen dem Vereinigten Königreich 
und einem dritten Staat in Kraft tritt, die jene beiden Länder mit einbezieht. 


(d) Was Rumänien angeht, bezieht sich die Regierung des Vereinigten König- 
reichs auf die Garantie, die sie diesen Lande gegeben hatte, und die polnische Re- 
gierung bezieht sich auf die wechselseitigen Verpflichtungen des polnisch-rumäni- 
schen Bündnisses, das Polen nie als unvereinbar mit seiner traditionellen Freund- 
schaft mit Ungarn angesehen hart. 


3. Die Verpflichtungen, die in Artikel 6 des Abkommens erwähnt sind, müssen — 
sofern sie von einer der vertragschließenden Mächte mit einem dritten Staat ein- 
gegangen werden — notwendigerweise so gestaltet sein, daß ihre Ausführung in 
keiner Zeit die Souveränität oder territoriale Unverletzlichkeit der anderen ver- 
tragschließenden Macht beeinträchtigt. 


4. Das gegenwärtige Protokoll stellt einen integralen Bestandteil des heute unter- 
zeichneten Abkommens dar und verleiht ihm keinen zusätzlichen Geltungsbereich. 
Zur Bezeugung dessen haben die Unterzeichneten, mit der nötigen Vollmacht 
ausgestattet, das vorliegende Protokoll unterzeichnet. 
gez. Halifax 


gez. Eduard Raczynski 
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Antwort des Präsidenten der Republik Polen, Moscicki, auf den Appell 
des Präsidenten der Vereinigten Staaten, Roosevelt, vom 24. 8. 1939 


(PWB Nr. 90) 


25. August 1939 

Ich weiß die schr wichtig und äußerst edle Botschaft, welche Eure Exzellenz mir 

zu übersenden die Güte hatten, sehr zu würdigen. Ich möchte Gewicht auf die Tar- 

sache legen, daß die Polnische Regierung von jeher direkte Verhandlungen zwischen 

den Regierungen als die geeignetste Methode zur Lösung von Schwierigkeiten, die 
sich zwischen Staaten erheben können, betrachtet hat. 


Wir erachten, daß diese Methode die praktischste ist, wenn sie voneinander be- 
nachbarten Staaten angewandt wird. In Befolgung dieses Grundsatzes hat Polen 
mit Deutschland und mit der Union der Sozialistischen Sowjet-Republiken Nicht- 
angriffspakte abgeschlossen. 


Wir sind auch der Meinung, daß die Methode der Aussöhnung durch Vermittlung 
einer dritten Partei ein richtiger und gerechter Weg zur Lösung der sich zwischen 
den Nationen erhebenden Streitigkeiten ist. 


Obwohl wir selbstverständlich bei diesem Anlaß vermeiden möchten, die frag- 
lichen Punkte aufzuwerfen, so erachte ich es doch als meine Pflicht, zu betonen, daß 
es nicht Polen ıst, das in dieser Krise Forderungen stellt und Zugeständnisse von 
einer andern Nation verlangt. Es ist deshalb ganz selbstverständlich, daß Polen sich 
einverstanden erklärt, sich jeder feindlichen Handlung unter der Voraussetzung zu 
enthalten, daß die andere Partei ebenfalls einwilligt, sich jeder ähnlichen, mittel- 
baren oder unmittelbaren Handlung zu enthalten. 


Zum Schlusse möchte ich meinem heißen Wunsch Ausdruck geben, der Friedens- 
appell Eurer Exzellenz möge beitragen zur allgemeinen Befriedung, derer die Völker 
der Erde so sehr bedürfen, um sich wieder einmal auf die segensreiche Bahn des 
Fortschrittes und der Kultur zurückfinden zu können. 
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Brief des Präsidenten der USA, Roosevelt, an Adolf Hitler vom 25. 8. 1939 
(Amerika und Deutschland 1936— 1945, S. 27) 


„Ich habe soeben vom polnischen Staatspräsidenten eine Antwort auf die Bot- 
schaft erhalten, die ich gestern abend an Eure Exzellenz und an ihn gerichter habe. 
Die Antwort des Präsidenten Moszicki lauter: (Text siehe DB Nr. 94). 


Eure Exzellenz hat wiederholt öffentlich erklärt, daß die Ziele, die das Deutsche 
Reich erstrebt, gerecht und maßvoll sind. Der polnische Staatspräsident hat ın seiner 
Antwort auf meine Botschaft klargemacht, daß die polnische Regierung bereit ist, 
der Beilegung des Konfliktes, der zwischen der Republik Polen und dem Deutschen 
Reich entstanden ist, auf der Grundlage, die ich in meiner Botschaft dargelegt habe, 
durch direkte Verhandlungen oder durch ein Schiedsverfahren zuzustimmen. 
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Ungezählte Menschenleben können noch gerettet werden, und die Hoffnung kann 
wieder aufleben, daß die Völker unserer Zeit selbst jetzt noch die Grundlagen für 
friedliche und glücklichere Beziehungen schaffen könnten, wenn Sie und die Regie- 
rung des Deutschen Reiches den friedlichen Methoden der Schlichtung zustimmen, 
zu denen die polnische Regierung sich bereit erklärt har. 

Die ganze Welt beter, daß auch Deutschland sie annehmen möge.“ 
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1. Brief Adolf Hitlers an Mussolini vom 25. 8. 1939 — 15 Uhr 20 übergeben — 
ADAP Bd. VII Nr. 266 


25. August 1939 

Duce, 

Seit längerer Zeit standen Deutschland und Rußland in Gedankenaustausch über 
eine Neugestaltung der beiderseitigen politischen Beziehungen. 

Die Notwendigkeit, in diesem Sinne zu Ergebnissen zu kommen, wurde ver- 
stärkt 

1.) durch die Lage der allgemeinen weltpolitischen Situation, soweit sie für die 
beiden Achsenmächte entscheidend ist, 

2.) durch das fortgesetzte Hinauszıehen einer klaren Stellungnahme des japanı- 
schen Kabinetts. Japan war wohl einverstanden zu einem Bündnis gegen Rußland, 
woran sowohl Deutschland als in meinen Augen Italien auch unter den obwaltenden 
Umständen nur sekundär interessiert sein konnten. Es war aber nicht einverstanden 
zu einer ebenso klaren Verpflichtung gegenüber England, und dies wäre vom 
Standpunkt nicht nur Deutschlands, sondern auch Italiens aus mitentscheidend ge- 
wesen. Die Behauptung der Militärs, in kurzer Zeit die Japanische Regierung zu 
einer klaren Stellungnahme auch England gegenüber veranlassen zu können, lag 
seit Monaten vor, wurde aber praktisch eben doch nicht realisiert. 


3.) Das Verhältnis Deutschlands zu Polen ist nicht durch das Verschulden des 
Reichs, sondern wesentlich durch das Zutun Englands seit dem Frühjahr unbefriedi- 
gend gewesen und war in den letzten Wochen einfach unerträglich. Die Nachrich- 
ten über die Verfolgung der Deutschen in diesem Gebiet sind nicht erfundene Presse- 
meldungen, sondern nur ein Bruchteil einer erschütternden Wahrheit. Die von Polen 
betriebene zollpolitische Abwürgung Danzigs, die schon seit Wochen zur vollkom- 
menen Stillegung des gesamten Handels führt, wird bei einer zeitlich auch nur sehr 
beschränkten Fortdauer die Stadt vernichten. 

Diese Gründe veranlassen mich, eine Beschleunigung des Abschlusses der deutsch- 
russischen Besprechungen herbeizuführen. Ich habe Ihnen, Duce, darüber im ein- 
zelnen noch nicht berichtet, weil mir sowohl der Einblick in den erreichbaren Um- 
fang dieser Besprechungen als auch überhaupt die Gewißheit der Möglichkeit des 
Gelingens fehlte. 

Nun ist in den letzten Wochen die seit dem Weggang Litwinows zutage getretene 
Bereitschaft des Kremis, zu einer Neuordnung der Beziehungen zu Deutschland 
zu kommen, immer stärker in Erscheinung getreten und ermöglichte es mir, nun- 
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mehr nach einer bereits erfolgten Vorklärung meinen Reichsaußenminister nach 
Moskau zu schicken zum Abschluß eines Vertrages, der der weiteste zur Zeit be- 
stehende Nichtangriffspakt überhaupt ist und dessen Text der Öffentlichkeit über- 
geben wurde. Der Pakt ist bedingungslos und umschließt außerdem die Pflicht zur 
Konsultation über alle Rußland und Deutschland berührenden Fragen. Darüber hin- 
aus aber darf ıch Ihnen, Duce, mitteilen, daß durch die Absprachen die wohlwol- 
lendste Haltung ım Falle irgendeines Konfliktes sichergestellt, und daß vor allem 
die Möglichkeit irgendeines Eingriffes Rumäniens in einen solchen Konflikt nicht 
mehr gegeben ist! 

Auch die Türkei kann unter diesen Umständen nur eine Revision der bisherigen 
Haltung vornehmen. Aber ıch wiederhole noch einmal, daß Rumänien nicht mehr 
ın der Lage ist, sich an irgendeinem Konflikt gegen die Achse zu beteiligen! Ich 
glaube, Duce, Ihnen sagen zu dürfen, daß durch die Verhandlungen mit Sowjet- 
Rußland eine vollkommen neue weltpolitische Situation entstanden ist, die als stärk- 
ster Gewinn für die Achse ausgelegt werden muß. 

Zur Lage an der deutsch-polnischen Grenze kann ich Euer Exzellenz nur mit- 
teilen, daß wir seit Wochen ım Alarmzustand sind, daß sich steigend mit der pol- 
nischen Mobilmachung selbstverständlich auch die deutschen Maßnahmen entwickel- 
ten und daß ich im Falle unerträglicher polnischer Vorgänge augenblicklich handeln 
werde. Die Behauptung der Polnischen Regierung, daß sie für die unmenschlichen 
Vorgänge, für die zahlreichen Grenzzwischenfälle (heute nacht allein 21 polnische 
Grenzübergriffe) für die Beschießung deutscher Verkehrsflugzeuge — die, um die 
Möglichkeit von Zusammenstößen zu vermeiden, ohnehin schon den Befehl haben, 
nach Ostpreußen über das Meer zu fliegen — nicht verantwortlich sei, beweist nur, 
daß sie die von ihr aufgeputschte Soldateska nicht mehr in der Hand hat. Seit ge- 
stern ist Danzig von polnischen Truppen zerniert, ein an sich unhaltbarer Zustand. 
Niemand kann unter diesen Umständen voraussagen, was die nächste Stunde bringt. 
Ich kann Ihnen aber nur versichern, daß es irgendwie eine Grenze gibt, über die ich 
unter keinen Umständen zurückweichen kann. 

Ich darf Ihnen abschließend noch versichern, Duce, daß ich in einer ähnlichen 
Situation das volle Verständnis für Italien aufbringen werde und Sie von vorn- 
herein in jedem solchen Falle meiner Haltung sicher sein können. 

Adolf Hitler 
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Bericht des Botschafters von Mackensen über seine Unterredung mit Mussolini 
am Nachmittag des 25. August 1939 


ADAP Bd. VII Nr. 280 
Rom, den 25. August 1939, 22 Uhr 25 
Ankunft: 26. August, 4 Uhr 


Für Herrn Reichsminister. 

Auf telefonische Weisung von heute. 

Habe dem Duce telefonisch hierher durchgegebenen Wortlaut heutigen Führerbriefs 
um 15 Uhr 20 im Palazzo Venezia in Gegenwart Cianos persönlich überreicht. Duce, 
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der von gelassener Ruhe erfüllt war, durchlas Brief zunächst in toto, um ihn als- 
dann noch einmal Satz für Satz mit mir durchzugehen, wobei er gleichzeitig die 
Sätze für den des Deutschen nicht mächtigen Cianos ins Italienische übertrug, und 
zwar, wie ich mich überzeugen konnte, vollkommen korrekt und sinngemäß. 


Aus seinen Bemerkungen zu den einzelnen Themata hervorhebe ich folgendes: 


Mit dem Nichtangriffspakt von Moskau sei er in jeder Hinsicht einverstanden. 
Er selbst habe ja schon im Frühjahr dem Generalfeldmarschall Göring gegenüber 
eine solche Anregung gegeben, allerdings dabei auf die Notwendigkeit hingewiesen, 
maßvolles Tempo zu halten, da unsere beiden Völker, seit zehn Jahren aus welt- 
anschaulichen Gründen auf den Kampf gegen Moskau gerichtet, Zeit zur Um- 
stellung hätten haben müssen! Trotz dieser Anregung sei und bleibe er selbst natür- 
lich unbeirrter Antikommunist. (Ich einschob hier, daß auch deutsche Frontstellung 
gegen den Kommunismus selbstverständlich völlig unberührt bleibe und über diese 
Tatsache auch in Moskau niemals ein Zweifel gelassen worden sei.) 


Die Zuspitzung ım deutsch-polnischen Verhältnis bezeichnete er als derartig 
scharf, daß eine bewaffnete Auseinandersetzung nicht mehr zu vermeiden sei. Es 
sei jetzt nicht mehr der Augenblick, über Möglichkeit nachzudenken, den Konflikt 
zu verhindern, denn die polnische Mentalität, gestützt auf die Haltung Englands, 
sei vernünftigem Zureden, von welcher Seite es auch komme, nicht mehr zugänglich. 
Andernfalls hätte er sich zum Beispiel denken können, daß die Polen in richtiger 
Würdigung der ıhre Existenz bedrohenden Gefahr eine unmittelbare Verständigung 
mit dem Reich gesucht und zur einwandfreien Dokunientierung ihrer Verständi- 
gungsbereitschaft dem Führer zunächst vorbehaltlos und ohne irgendwelche Bespre- 
chungen oder Verhandlungen Danzig auf den Tisch gelegt hätten. Alsdann hätte 
man daran denken können, die weiteren Streitpunkte — er zitiert Korridor und 
Schlesien — ım Wege direkter deutsch-englischer Besprechungen aus der Welt zu 
schaffen; was nach seiner Ansicht im Bereich des Möglichen gelegen hätte. Schließlich 
hätte sich dann eine allgemeine Konferenz anschließen können, um die übrigen gro- 
ßen strittigen Fragen — italienisch-französischer Differenzpunkt, deutsche Kolonien, 
Rohstoffverteilung, Rüstungsfrage — einer Lösung zuzuführen, die Europa einen 
doch schließlich Allen erwünschten Frieden von 15—20 Jahren gesichert hätten. 
Solche Erwägungen seien aber durch den sich überstürzenden Ablauf der Ereignisse 
überholt. Persönlich habe er sich jetzt darauf eingestellt, daß der Ausbruch einer 
allgemeinen Konflagration nicht nur unvermeidlich sei, sondern unmittelbar bevor- 
stehe. Ihn bewegt dabei auf das lebhafteste die Frage des genauen Zeitpunktes, und 
er wollte wissen, ob ich ihm darüber Näheres sagen könne. Ich habe Frage mit dem 
Hinweis auf die entsprechenden Stellen des Briefes beantwortet. Er schien einzu- 
sehen, daß darüber hinaus sich von keiner Seite im Augenblick mehr sagen läßt, 
betonte aber, welchen Wert er aus naheliegenden darauf legen müsse, so zeitig 
als möglich benachrichtigt zu werden, sei sich aber angesichts des Tempos der 
Entwicklung der Schwierigkeiten solcher Unterrichtung bewußt. Schließlich aus- 
führte er noch einmal, daß und warum ihm der offene Konflikt in etwa zwei bis 
drei Jahren lieber gewesen wäre und meinte, diese Gründe träfen, insbesondere wenn 
er an unsere Flotte denke, auch zu. Die Entwicklung zwinge uns ja nun aber in 
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eine andere Richtung. Jedenfalls — so betonte er nachdrücklich — stehe er un- 
bedingt und mit allem neben uns. 

Am Schluß der Unterhaltung erging er sich in Betrachtungen über die Aussichten 
einer bewaffneten deutsch-polnischen Auseinandersetzung, die in kürzester Frist 
durch unsere Armee zu unseren Gunsten entschieden sein würde. Ciano, der mich 
nach der Verabschiedung vom Duce hinausbegleitete, zusammenfaßte seine Ein- 
drücke von der Situation dahin, daß jede Diskussion über Möglichkeit, den Frieden 
zu erhalten, durch die Ereignisse überholt sei. Für sein Handeln sei nicht mehr das 
Wort „Friede“, sondern das Wort „Sieg‘“ maßgebend. 

Mackensen 
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Antwort Mussolinis an Adolf Hitler vom 25. August 1939 — 18 Uhr — 
ADAP Bd. VIINT. 271 


25. August 1939 

Führer 

Ich antworte auf Ihren Brief, der mir in diesem Augenblick vom Botschafter von 
Mackensen ausgehändigt worden ist. 

1) Was das Abkommen mit Rußland anberrifft, so billige ich es vollkommen. 
Exzellenz Göring wird Ihnen sagen, daß ich in den Uhnterhaltungen, die ich mit 
ihm im vergangenen April hatte, bestätigt habe, eine Annäherung zwischen Deutsch- 
land und Rußland sei notwendig, um die Einkreisung durch die Demokratien zu 
vermeiden. 

2) Ich halte es für nützlich zu versuchen, einen Bruch oder eine Abkühlung mit 
Japan zu vermeiden, wegen seiner daraus resultierenden Wiederannäherung an die 
demokratischen Staaten. In diesem Sinne habe ich nach Tokio telegrafiert und es 
scheint, daß nach Überwindung der Überraschung in der dortigen öffentlichen Mei- 
nung eine bessere psychologische Einstellung herrscht. 


3) Das Moskauer Abkommen blockiert Rumänien und kann die Stellung der 
Türkei ändern, die die englischen Anleihen angenommen, aber das Bündnis noch 
nicht unterschrieben hat. Eine neue Haltung der Türkei würde die ganze strategische 
Planung der Franzosen und Engländer im östlichen Mittelmeer aus den Angeln 


heben. 


4) Was Polen betrifft, so habe ich volles Verständnis für die deutsche Haltung 
und für die Tatsache, daß eine so gespannte Lage nicht ins Endlose dauern kann. 

5) Was die praktische Haltung Italiens im Falle einer militärischen Aktion anbe- 
trifft, so ist mein Gesichtspunkt dazu folgender: 

Wenn Deutschland Polen angreift und der Konflikt lokalisiert bleibt, wird Italien 
Deutschland jede Form von politischer und wirtschaftlicher Hilfe, nach der verlangt 
wird, angedeihen lassen. 

Wenn Polen angreift und dessen Bundesgenossen einen Gegenangriff gegen 
Deutschland eröffnen, gebe ich Ihnen im voraus zur Kenntnis, daß es opportun ist, 
wenn ich nicht die Initiative von kriegerischen Handlungen ergreife angesichts des 
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gegenwärtigen Standes der italienischen Kriegsvorbereitungen, die wir wiederholt 
und rechtzeitig Ihnen, Führer, und von Ribbentrop mitgeteilt haben. 

Unsere Intervention kann indessen unverzüglich stattfinden, wenn Deutschland 
uns sofort das Kriegsmaterial und die Rohstoffe liefert, um den Ansturm auszuhal- 
ten, den die Franzosen und Engländer vorwiegend gegen uns richten werden. 

Bei unseren Begegnungen war der Krieg für nach 1942 vorgesehenen und zu jener 
Periode wäre ich zu Lande, zur See und in der Luft fertig gewesen gemäß den ver- 
abredeten Plänen. 

Ich bin außerdem der Meinung, daß die einfachen militärischen Vorbereitungen, 
die schon getroffen sind und andere, die noch ın Zukunft zu treffen sein werden in 
Europa und in Afrika beträchtliche französische und britische Kräfte immobilisieren 
werden. 

Ich halte es für meine unbedingte Pflicht, als loyaler Freund Ihnen die ganze 
Wahrheit zu sagen und die tatsächliche Lage vorher anzukündigen: Es nicht zu 
tun, könnte unerfreuliche Konsequenzen für uns alle haben. Dies ist meine Auf- 
fassung und da ich binnen kurzem die höchsten Organe des Regimes zusammen- 
treten lassen muß, bitte ich Sie, mich die Ihrige kennen zu lassen. 

Mussolini 
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2. Brief Adolf Hitlers an Mussolini vom 25. August 1939 — 21 Uhr 30 — 
ADAP Bd. VII Nr. 277 


Berlin, den 25. August 1939 
Duce! 


Sie teilen mir mit, daß Ihr Eintreten ın einen großen europäischen Konflikt nur 
dann erfolgen könne, wenn Deutschland Ihnen umgehend die kriegerischen Mittel 
und die Rohmaterialien gäbe, um den Anstoß auszuhalten, den die Franzosen und 
Engländer vorwiegend gegen Sie richten würden. Ich bitte Sie nun, mir mitzuteilen, 
welche kriegerischen Mittel und Rohmaterialien Sie benötigen und innerhalb welcher 
Zeit, damit ich in der Lage bin, zu beurteilen, ob und in welchem Ausmaße ıch 
Ihre Anforderungen an kriegerischen Mitteln und Rohmaterialien erfüllen kann. 

Darüber hinaus danke ıch Ihnen herzlich für die mir inzwischen bekannt ge- 
wordenen militärischen Maßnahmen Italiens, in denen ich schon eine starke Ent- 
lastung erblicke. 

Adolf Hitler 
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Texte der polnischen Noten, die Botschafter Lipski am 26. August 1939 
im Auswärtigen Amt überreichte 


ADAP Bd. VII Nr. 330 
Verbalnote 


Berlin, den 25. August 1939 
Die Polnische Botschaft beehrt sich, die Aufmerksamkeit des Auswärtigen Amtes 
auf folgenden Vorfall zu lenken: 
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Am 25. August 1939 um 16.30 Uhr überschritt die polnische Grenze in der Nähe der 
Stadt Myszyniec, Wojewodschaft Bialystok, eine deutsche Militärpatrouille bestehend 
aus einem Unteroffizier und 10 Mann und begab sich 900 m ins Innere des pol- 
nischen Gebietes. 

Zwei polnische Grenzposten verstellten der Patrouille, die das Feuer eröffnete, 
den Weg; die polnischen Posten erwiderten das Feuer. Infolge dieses Zusammen- 
stoßes fiel deutscherseits der Unteroffizier Kapenhagen vom 1. Reiterregiment, 
3. Schwadron Insterburg. 

Die deutsche Patrouille zog sich hierauf über die Grenze zurück unter Zurück- 
lassung eines leichten Maschinengewehrs. 

Der Leichnam des Unteroffiziers wurde nach Myszyniec gebracht und wird nach 
Erledigung aller Formalitäten am 26. August d. J. den deutschen Behörden an der 
Grenze übergeben. 

Die Botschaft erhebt entschiedenen Protest gegen obigen Fall der Überschreitung 
der polnischen Grenze durch eine deutsche Militärabteilung und beehrt sich, das 
Auswärtige Amt zu bitten, die Prüfung dieses Vorfalles sowie die Heranziehung 
der Schuldtragenden zur Verantwortung veranlassen zu wollen. 

Verbalnote 
Berlin, den 25. August 1939 


Die Polnische Botschaft beehrt sich, die Aufmerksamkeit des Auswärtigen Amtes 
auf folgende Vorfälle zu lenken: 

Am 24. August 1939 um 1.25 Uhr wurde der Soldat der polnischen Grenzwache 
Edmund Piatkowski vom Kommissariat Tarnowskie Gory während eines Patrouil- 
lenganges erschossen. Die Schüsse fielen aus der Richtung des deutschen Gebietes, 
aus dem an der Grenze gelegenen Park des Herrn Donnersmarck. Die Schüsse wur- 
den von einer aus 6 Personen bestehenden Gruppe abgegeben. 

Am 24. August 1939 um 24.00 Uhr überschritt die polnische Grenze von 
Deutschland aus, in der Nähe von Szczyglowic, Wojewodschaft Schlesien, am Grenz- 
stein 252, eine Gruppe von Personen und gab ungefähr 300 Schüsse in Richtung des 
Hauses der Grenzwache ab. Diese Personen warfen außerdem noch vier Handgrana- 
ten und drangen bis auf 400 Meter in das Innere des polnischen Territoriums. 

Am selben Tage um 5.00 Uhr überfiel eine andere Gruppe von Personen das 
Grenzhäuschen bei Chwalecic, Kr. Rybnik. Die Personen warfen drei Hand- 
granaten und gaben mehrere Schüsse ab. 

Gleichzeitig fand ein Überfall auf das Haus der polnischen Grenzwache in 
Zwanowice, Krs. Rybnik, statt. Die aus ungefähr 40 Personen bestehende Gruppe 
war mit sechs leichten Maschinengewehren ausgestattet. Die Personen warfen drei 
Handgranaten und gaben ungefähr 300 Schüsse ab. 

Dieser Ort Zwanowice, Krs. Rybnik, wird seit 11.55 Uhr (25. August d. J.) durch 
zwei Banden beschossen. Diese Banden, bestehend aus ungefähr 150 Mann, haben 
längs der Grenzlinie Posten bezogen, die Grenze selbst nicht überschritten. Auf der 
deutschen Seite sind zwei schwere Maschinengewehre unter Militärbesetzung be- 
obachtet worden. Die Schießerei dauert an. 

Indem die Polnische Botschaft dem Auswärtigen Amt obiges zur Kenntnis bringt, 
erhebt sie den allerenergischsten Protest gegen derartige Vorfälle. Die Botschaft 
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bittet in erster Linie den Fall der Erschießung des polnischen Grenzpostens Piar- 
kowski untersuchen, die Einstellung der Schießerei bei Zwanowice sowie die Prüfung 
der übrigen Grenzverletzungen veranlassen zu wollen. 

Die Botschaft beehrt sich gleichzeitig, die Bestrafung der Schuldtragenden sowie 
Ausgabe derartiger Maßnahmen veranlassen zu wollen, die die Möglichkeit der 
Wiederholung ähnlicher Überfälle ausschließt. 
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Brief des Französischen Ministerpräsidenten Daladier an Adolf Hitler 
vom 26. August 1939 


Aus DWB IINr. 460 


Paris, den 26. August 1939 


Sehr geehrter Herr Reichskanzler! 

Der Französische Botschafter in Berlin hat mir Ihre persönliche Mitteilung zur 
Kenntnis gebracht. 

In der Stunde, wo Sıe von der schwersten Verantwortung sprechen, die zwei 
Regierungschefs unter Umständen übernehmen können, das heißt, das Blut von zwei 
großen Völkern, die sich nur nach Frieden und Arbeit sehnen, zu vergießen, bin ich 
Ihnen persönlich und unseren beiden Völkern schuldig zu sagen, daß das Schicksal 
des Friedens noch in Ihren Händen liegt. 


Sie können weder an meinen Gefühlen Deutschland gegenüber noch an den fried- 
lichen Gefühlen Frankreichs für Ihre Nation einen Zweifel hegen. Kein Franzose 
hat mehr als ich selbst getan, um zwischen unseren beiden Völkern nicht nur den 
Frieden, sondern eine aufrichtige Mitarbeit in ihrem eigenen Interesse sowie im 
Interesse Europas und der Welt zu bekräftigen. 


Es sei denn, Sie trauen dem französischen Volke eine weniger hohen Begriff der 
Ehre zu, als ich selber dem deutschen Volke anerkenne, so können Sie nicht bezwei- 
feln, daß Frankreich seine Verpflichtungen anderen Mächten gegenüber treu erfüllt, 
Mächten, wie zum Beispiel Polen, die, davon bin ich überzeugt, mit Deutschland 
in Frieden leben wollen. 

Diese beiden Überzeugungen sind vollkommen vereinbar. 

Bis heute gibt es nichts, das eine friedliche Lösung der internationalen Krise in 
Ehren und Würden für alle Völker verhindern könnte, wenn auf allen Seiten der 
gleiche Friedenswille besteht. 

Mit dem guten Willen Frankreichs bekunde ich denjenigen aller seiner Verbün- 
deten. Ich übernehme selbst die Garantie für diese Bereitschaft, die Polen immer 
gezeigt hat für die gegenseitige Anwendung eines Verfahrens des freien Ausgleichs, 
wie man es sich vorstellen kann zwischen den Regierungen zweier souveräner 
Nationen. Mit dem besten Gewissen kann ich Ihnen die Versicherung geben, daß es 
unter den zwischen Deutschland und Polen mit Bezug auf die Danziger Frage ent- 
standenen Differenzen keine gibt, die nicdıt einem solchen Verfahren unterbreitet 
werden könnte zwecks einer friedlichen und gerechten Lösung. 
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Auf meine Ehre kann ich auch bekunden, daß es in der klaren und aufrichtigen 
Solidarität Frankreichs mit Polen und seinen Verbündeten nichts gibt, das die 
friedliche Gesinnung meines Vaterlandes irgendwie beeinträchtigen könnte. Diese 


Solidarität hat uns niemals daran gehindert und hindert uns auch heute nicht, Polen 
in dieser friedlichen Gesinnung zu erhalten. 


In einer so schweren Stunde glaube ich aufrichtig, daß kein edelgesinnter Mensch 
es verstehen könnte, daß ein Krieg der Zerstörung unternommen würde, ohne daß 
ein letzter Versuch einer friedlichen Lösung zwischen Deutschland und Polen statt- 
findet. Ihr Friedenswille könnte sich in aller Bestimmtheit dafür einsetzen, ohne der 
deutschen Ehre irgendwie Abbruch zu tun. Ich, als Chef der Französischen Regierung, 
der ich eine gute Harmonie zwischen dem französischen und dem deutschen Volke 
wünsche, und der ich andererseits durch Freundschaftsbande und durch das gegebene 
Wort mit Polen verbunden bin, bin bereit, alle Anstrengungen zu machen, die ein 


aufrichtiger Mensch unternehmen kann, um diesen Versuch zu einem guten Ende 
zu führen. 


Sie waren wie ich selbst Frontkämpfer im letzten Kriege. Sie wissen wie ich, 
welche Abscheu und Verurteilung die Verwüstungen des Krieges im Gewissen der 
Völker hinterlassen haben, ganz gleich wie der Krieg endet. Die Vorstellung, die 
ich mir von Ihrer hervorragenden Rolle machen kann als Führer des Deutschen 
Volkes auf dem Wege des Friedens, der Vollendung seiner Aufgabe in dem gemein- 


samen Werk der Zivilisation entgegen, führt mich dazu, eine Antwort auf diesen 
Vorschlag zu erbitten. 


Wenn das französische und das deutsche Blut von neuem fließen, wie vor 25 
Jahren, in einem noch längeren und mörderischeren Krieg, dann wird jedes der 
beiden Völker kämpfen im Vertrauen auf seinen eigenen Sieg. Siegen werden am 
sichersten die Zerstörung und die Barbarei. Daladier 
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Bericht des französischen Botschafters Coulondre über seine erneute Unterredung 
mit Adolf Hitler anläßlich der Übergabe des Briefes von Daladier arn 26. 8. 1939 


FGB Nr. 261 


Berlin, den 27. August 1939 

Ich habe die traurige Aufgabe, Eurer Exzellenz berichten zu müssen, daß der 
Vorschlag des Präsidenten Daladier von Reichskanzler Hitler nicht aufgegriffen 
wurde. Vierzig Minuten lang habe ich den ergreifenden Brief des Ministerpräsidenten 
kommentiert. Ich habe alles gesagt, was mein Herz als Mensch und als Franzose 
mir eingeben konnte, um den Reichskanzler zu bewegen, einem allerletzten Versuch 
einer friedlichen Regelung der Danziger Frage zuzustimmen. Ich habe ihn im Hin- 
blick auf seine geschichtliche Verantwortung, im Namen der Menschheit beschworen, 
diese letzte Chance nicht vorübergehen zu lassen. Ich bat ihn, der ohne Blutver- 
gießen ein Reich aufgebaut habe, um der Ruhe seines Gewissens willen, kein Blut, 
weder das der Soldaten, noch das von Frauen und Kindern, zu vergießen, bevor 
er sich nicht vergewissert habe, daß es unvermeidlich sei. Ich habe ihm die furcht- 
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bare Verantwortung vorgestellt, die er gegenüber der abendländischen Kultur auf 
sich lade. Ich sagte ihm, daß sein Ansehen außerhalb Deutschlands groß genug sei, 
um durch eine Geste der Befriedung nicht beeinträchtigt zu werden. Die Männer die 
ihn fürchten, würden sich vielleicht wundern, ihn aber bestimmt bewundern; die 
Mütter jedoch würden ihn segnen. 


Ich habe ihn vielleicht gerührt, aber ich habe ıhn nicht entscheiden können. Sein 
Entschluß war bereits gefaßt. 


Nachdem Herr Hitler den Brief des Präsidenten gelesen und die in ihm aus- 
gedrückten Gedanken gewürdigt hatte, sagte er mir, daß, seit Polen die englische 
Garantie besitze, es vergeblich sei zu versuchen, es zu einer gesunden Auffassung der 
Lage zu bringen. Es habe sich in einen krankhaften Widerstand versteift. Es wisse, 
daß es Selbstmord begehe, aber es beschreite diesen Weg, weil es sich sage, daß dank 
der Hilfe Frankreichs und Englands, es noch einmal wieder auferstehen werde. 


Im übrigen, fügte er hinzu, sind die Dinge zu weit getrieben. Kein auf seine Ehre 
bedachtes Land könne die polnischen Herausforderungen dulden. Frankreich hätte 
an Stelle Deutschlands den Krieg bereits geführt. Ohne Zweifel gäbe es ein paar 
vernünftige Menschen in Warschau, aber jetzt sei die Soldateska dieses barbarıschen 
Landes entfesselt. Die Zentralregierung sei nicht mehr Herrin der Lage. 


Ich habe die Bedeutung des französischen Vorschlages unterstrichen: Herr Daladier 
verbürge sich nicht nur dafür, daß Polen einwilligen würde, auf dem Wege frei- 
williger Vermittlung eine Lösung zu suchen, er verpflichte sich darüber hinaus, sich 
auch noch mit dem ganzen Ansehen einer Person für den Erfolg eines Versuchs einer 
friedlichen Regelung einzusetzen. 


Herr Hitler antwortete, daß er an den Gefühlen des Herrn Daladier und an 
seinem aufrichtigen Wunsch, den Frieden zu retten, nicht zweifle, aber er glaube, 
die Ratschläge des Präsidenten, so eindringlich sie auch sein würden, würden nicht 
gehört werden; denn Polen sei taub, seit es die englische Garantie besitze. Wenn 
es sich im übrigen den Anschein gebe, als wolle es in Besprechungen eintreten, so 
nur deshalb, um Zeit für seine Mobilmachung zu gewinnen. 


Immer wieder wiederholte ich meine Bemühungen: Ich machte darauf aufmerk- 
sam, daß Polen und Deutschland seit langem nicht mehr miteinander gesprochen 
hätten, daß die gegenseitigen Standpunkte sich vielleicht im Laufe der Krise einander 
genähert hätten, daß man sich darüber auf alle Fälle nur in einer Aussprache Rechen- 
schaft zu geben vermöge, daß man während der Dauer der Fühlungnahme gegen- 
seitig auf jede militärische Maßnahme verzichten könne. 


„Es ist nutzlos“, antwortete mir Herr Hitler. „Polen würde Danzig noch nicht 
abtreten; ich will aber, daß Danzig, einer der Häfen des Reichs, zum Reich zurüc- 
kehrt.“ 

Angesichts der Unmöglichkeit, Herrn Hitlers Widerstand zu besiegen, und nach- 
dem ich die am Beginn dieses Telegrammes wiedergegebenen gefühlsmäßigen Gründe 
angeführt hatte, glaubte ich, die Tür nicht zuschlagen zu sollen und gab daher der 
Hoffnung Ausdruck, daß der Führer sein letztes Wort noch nicht gesprochen habe. 

Als ich mich verabschiedete, teilte mir Herr Hitler mit, daß er auf den Vorschlag 
Herrn Daladiers schriftlich antworten werde. Coulondre 
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Text des Briefes, den Botschafter Henderson am 26. 8. 1939 an den 
Reichsaußenminister richtete 


DBFP VII Nr. 355, Anlage 


Britische Botschaft, Berlin, den 26. 8. 1939 — 7.30 a. m. 
Sehr geehrter Reichsminister, 


Ich werde sofort abreisen und sobald wie ich kann zurückkehren, da mir voll- 
kommen klar ist, wie gespannt die Lage ist. 


Gleichzeitig bitte ich auch zu berücksichtigen, daß der Reichskanzler SMR einen 
großen Vorschlag gemacht hat, und dieser sorgfältig erwogen werden muß. 


Wie ich gestern zu Herrn Hitler sagte, würde ich meine Pflicht völlig versäumen, 
wenn ich nicht klarmachte, daß meine Reg. nicht redlich einen solchen Plan dis- 
kutieren und gleichzeitig „wortbrüchig“ sein könne. Es könnte keinen besseren 
Grundstein für eine wirkliche Englisch-Deutsche Verständigung geben, als eine 
friedliche Lösung der Probleme, die zugegebenermaßen zwischen Deutschland und 
Polen geregelt werden müssen. Nichts könnte besser darauf berechnet sein, eine 
solche Verständigung zu verhindern, als ein deutsch-polnischer Krieg. 


Seit vier Monaten hat Herr Hitler große Stärke in seiner Geduld gezeigt. Wie 
gespannt die Lage heute auch sein mag und welche Pläne er auch immer haben mag, 
ist es zu viel zu bitten, daß er jene kleine Weile länger warten soll, die alles aus- 
machen könnte? 


Ich schreibe in großer Eile und ganz persönlich. Aber bitte sagen Sie dem (Reichs-) 
Kanzler, daß ich nicht ungehörig Zeit zu gewinnen suche, falls ich nicht heute oder 
morgen zurückkehre. Was ich vor allen Dingen zu tun versuche, ist, jene größte aller 
Katastrophen eines neuen Krieges zwischen Deutschland und England zu verhindern, 
und ich bitte ihn, an meinen guten Glauben und an die Aufrichtigkeit meiner Be- 
mühungen zu glauben. 


Ihr sehr ergebener Nevile Henderson 
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Bericht von Lord Halifax an den britischen Botschafter Kennard in Warschau 
über seine Unterhaltung mit Graf Raczynski am 26. 8. 1939 


Aus DBFP VII Nr. 354 


„Ich sah den polnischen Botschafter auf seinen Wunsch heute nachmittag. Er sagte, 
daß er gekommen sei wegen Sir Henderson’s Unterredung mit Herrn Hitler gestern 
und er wolle meine Aufmerksamkeit auf einen Artikel eines Korrespodenten in 
Berlin lenken, der bezüglich dieses Interviews in einer der Ausgaben der „Times“ 
diesen Morgen veröffentlicht worden sei. Dieser Artikel berichtete von Sir Hender- 
sons Unterredung mit Herrn Hitler am 25. 8. und besagte, daß er den britischen 
Wunsch nach Frieden unterstrichen hätte. Man nahm an, daß er vorgeschlagen habe, 
daß Herr Hitler zu seinen Minimalforderungen vom 28. April zurückkehren sollte, 
d. h. Danzig und einen Durchgang nach Ostpreußen. Herr Hitler, fuhr der Bericht 
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fort, sollte, wie man glaubte, die Maximalforderungen fallen gelassen haben — die 
Teilung Polens und sein Verschwinden als unabhängige Nation — und sich mit 
einer Mittellösung im Interesse des Friedens einverstanden erklärt haben. Wie die 
Bedingungen Jlauteten, war noch ein Geheimnis. Aber man glaubte, sie schlössen die 
Rückkehr von Danzig und den Korridor auf Grund der Lansing-Note vom 
5.11.18 ein, die teilweise die deutschen Vorkriegsgrenzen wieder herstellen wür- 
den, mit einigen Abänderungen in der früheren deutschen Provinz Posen, aber wür- 
den auch noch vorsehen einen freien Hafen und den Zugang dazu für Polen. 


Dieser Artikel habe einige Aufregung verursacht, da er in einem bedeutenden 
Blatt ın einem kritischen Augenblick erschienen sei. Er möchte gern wissen, ob eine 
offizielle Berichtigung oder Verleugnung veröffentlicht werden könne. Ich sagte 
ihm, daß die nötigen Anweisungen an die Nachrichtenabteilung gegeben würden. 


2. Dann gab ich ıhm einen Bericht, was sich zwischen Herrn Henderson und 
Herrn Hitler vorgetragen habe: Er (Hitler) gab dagegen keine Andeutung, was er 
mit einer Regelung der polnischen Frage meinte. Es war nicht klar, ob er sich auf 
Danzig oder den Korridor bezog oder auf etwas Ausgedehnteres. Bei anderer Ge- 
legenheit sagte er, daß er wegen Polen nicht kleinlich sein und nicht verlangen 
würde, daß Großbritannien sein Wort brechen solle. Was er wünsche sei eine Geste 
von Großbritannien, die die Polen ermutigen würde, vernünftig zu sein. Sir Hen- 
derson berichtete, daß Hitler ruhig und vernünftig gesprochen habe und er wäre 
beeindruckt gewesen von seiner augenscheinlichen Ernsthaftigkeit und Aufrichtig- 
keit. 


EBENEN Auf jeden Fall sei es für SMR unmöglich, ihre Verpflichtungen an Polen 
zu entehren und sie könnte sich nicht an dem Charakter einer deutsch-polnischen 
Regelung desinteressieren. Sie wäre gebunden durch ausdrückliche Verpflichtungen. 
Sie würde wahrscheinlich anregen, durch die Vermeidung von Grenzzwischenfällen 
Zeit zu gewinnen, um die Möglichkeit direkter Verhandlungen zwischen Deutsch- 
land und Polen zu gestatten...... 


4. Graf Raczynski fragte, ob wir, wenn wir von Polens ökonomischen Interessen 
sprächen, Danzig erwähnen würden. Ich sagte, daß ıch das nicht dächte. Graf 
Raczynski meinte, daß sein allgemeiner Eindruck der Lage folgender sei: Das deut- 
sche Handeln hätte sich auf den gewohnten Linien entwickelt. Polen sei ein- 
geschlossen worden, zuerst durch das deutsche Unternehmen in der Slowakei, dann 
durch den deutsch-russischen Pakt und es könnte bald eine weitere Tätigkeit mit 
demselben Ziel in Rumänien erfolgen. Der nächste Schritt würde sein, Polen von 
seinen westlichen Alliierten zu trennen. Dies wäre die wirkliche Bedeutung von 
Herrn Hitlers Besprechung mit Sir Henderson. Es stelle keinen Versuch eines Ver- 
gleichs dar, sondern wäre der letzte Streich eines Einschließungsprozesses. Das ge- 
dachte Opfer wäre vollständig isoliert. Hitlers Versicherung, wenn nur die polnische 
Frage erledigt werden könnte, würde er Freundschaft mit dem britischen Königreich 
nıachen, wäre nur ein Akt in einer Tragödie, die schon dreimal vorher gespielt 
worden wäre. Herr Hitler mache keinen Versuch, seine Absichten zu verkleiden; 
die deutsche Presse mache es klar, daß seine Absicht wäre, Ost- und Südosteuropa 
zu beherrschen. Selbst, wenn die polnische Frage jetzt gemäß den Wünschen Hitlers 
geregelt würde, wäre nichts sicherer, als daß in 3 oder 4 Monaten eine neue Krise da 
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wäre und die Lage der Westmächte noch schlechter als heute sei. So unerfreulich diese 
Lage gegenwärtig sein möchte, so wäre sie ideal verglichen mit der, wie sie in der 
Zukunft sein würde, wenn es Deutschland jetzt erlaubt wäre, die polnische Frage 
auf seine eigene Weise zu erledigen. 

5: zen 

6. Ich sagte Graf Raczynski, daß ich nicht uneinig mit seiner Diagnose betreffend 
die deutsch-polnische Frage wäre. Es sei zweifelhaft, ob Hitler gewillt sein würde, 
ın Verhandlungen mit Polen auf einer fairen Grundlage zu treten; wenn er aber 
gewillt sein würde es zu tun auf Grund der Stärke der Westmächte, so sollte die 
polnische Regierung sich nicht weigern....... 

7. Ich fragte Graf Raczynski, was die polnische Regierung erwartete, das sich 
ereigne. Er sagte, daß Hitler ohne den Krieg zu bekommen versuche, was er wolle. 
Mangels dieses würde er versuchen, Polen zu zwingen, den ersten Schritt zum Kriege 
zu tun. Polen würde sein Bestes tun, dieses zu vermeiden. Ich fragte ıhn, ob er 
glaube, daß Deutschland, wenn es den nötigen Einwand gefunden hätte, in Polen 
an allen Grenzen einfallen würde. Graf Raczynski sagte, daß er nicht wisse, was 
die Soldaten dächten, aber es würde folgerichtig sein anzunehmen, daß Deutschland 
versuchen würde, Polen und Rumänien abzutrennen. Dies würde ihre natürliche 
Verbindungslinie erschweren.“ 
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Brief von Lord Halifax an Hermann Göring vom 26. 8. 1939 
Aus Michael Freund, Geschichte des II. Weltkrieges in Dokumenten 


Bd. III, Dok. Nr. 106 $. 296 f. 


Lord Halifax hat die Botschaft von Feldmarschall Göring erhalten und würde 
sich freuen, wenn ihm das Folgende übermittelt werden könnte: 

Wir glauben, daß das Wesentlichste ist, ein paar Tage Zeit zu haben. Wir sind 
noch nicht völlig im reinen über die Bedeutung der Botschaft. Der Botschafter 
kann uns dabei vielleicht helfen. Während wir Zeit haben müssen, um unsere durch- 
dachte Antwort nach Beratung mit ıhm zu formulieren, werden wir bestrebt sein, 
denselben Geist zu hegen, den der Führer gezeigt hat, nämlich den Wunsch, eine 
befriedigende Lösung der uns heute beunruhigenden Fragen zu finden. Inzwischen 
ist es wesentlich, eine weitere Schärfung der Gefahren in der örtlichen Situation 
durch die Fortdauer von Grenzzwischenfällen und Zusammenstößen der Minder- 
heiten auf beiden Seiten zu vermeiden. Wir bedrängen die Polen, die strengst- 
möglichste Kontrolle auszuüben, und wir hoffen, daß Feldmarschall Göring all 
seinen Einfluß auf der deutschen Seite aufbieten wird, um eine ruhigere Atmosphäre 
herbeizuführen. 


105 
Schreiben Mussolnis mit der Aufstellung der Rüstungsbedürfnisse Italiens 
vom 26. 8. 1939 
Aus Michael Freund, Geschichte des II. Weltkrieges in Dokumenten 
Bd. II, Dok. Nr. 79 S. 217 £. 


Ich habe heute morgen in Anwesenheit des Ministers Ciano und des Verkehrs- 
ministers die Generalstabschefs des Heeres, der Marine und der Luftwaffe zu mir 
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gebeten und gebe im folgenden eine Aufstellung über das Minimum dessen, was 
zusätzlich zu dem, was wir besitzen, notwendig ist, um einen zwölfmonatigen 


Krieg durchzuhalten: 


Kohle für die Gaserzeugende und die eisenverarbeitende 


INdusme San ie 8 8a a u ER in 6 Millionen Tonnen 
5 COR > 22 Sa ae. 2 Er a a re 5 rap 2 Millionen Tonnen 
Miıneralole na a ae 2 a DA an 7 Millionen Tonnen 
Holz Be Wa FE ET Le Kerr 4 Aa DER 8 25 Dre 1 Million Tonnen 
Köpfen a RR BE Feen er 150 tausend Tonnen 
Nittumnteat = ps aarrte ae  eare k 220 tausend Tonnen 
Kohlensaure Kalisalze - - : : : > 2 2 2 2 nennen. 70 tausend Tonnen 
Kelasphenum : < 8 2 = has ai a ae ck 25 tausend Tonnen 
em 280 8 23 Ss 2 DER 3 ke 22 tausend Tonnen 
Methylalkohol u ee a a er ern 18tausend Tonnen 
TerDenutanm ss BALEAREN RR 6&tausend Tonnen 
Blei sem 2 00 0 Ei a are en ee ir 1O tausend Tonnen 
Zinn. ee a a an da BE 7tausend Tonnen 
Dicker Berker Var ae rue 5Stausend Tonnen 
Molybdan; Der i Bst anbot 600 Tonnen 

Wollzam wos 2 48a d3 22 8 Br ara 8 Be 93 u 600 Tonnen 

Ziekon 2 Ss aa DH FB Es u air 20 Tonnen 

tn 2 00H. WR hau ämrrcnBaez tn nz 400 Tonnen 


Der Bedarf an Nahrungsmitteln und Textilien wird durch die Einführung der 
Rationalisierung sichergestellt werden. 


Von unserem Bedarf an den obenerwähnten Rohstoffen abgesehen, wissen Sie, 
daß unsere ganze Kriegsindustrie sich in dem Viereck Turin — Genua — Mailand — 
Savona und entlang der tyrrhenischen Küste befindet, d. h. eine halbe Flugstunde 
von Korsika entfernt. Zum Schutz dieser Industriewerke, deren Zerstörung unsere 
Kriegsanstrengungen buchstäblich paralysieren könnte, ist die sofortige Lieferung 
von 150 Flakbatterien Kal. 8,8 (Orig.: 90) mit entsprechender Munition notwendig. 

General Keitel ist im Besitz einer Liste der maschinellen Vorrichtungen, welche 
zur Beschleunigung unserer Kriegsproduktionen unerläßlich sind. 


Ich hätte Ihnen diese Liste nicht geschickt, bzw. sie hätte weniger Punkte und 
sehr viel geringere Ziffern enthalten, wenn ich die in gegenseitiger Übereinstimmung 
vorgesehene Zeit zur Anlage von Vorräten und zur Beschleunigung der Autarkie- 
bestrebungen gehabt hätte. 

Ohne die Sicherheit dieser Materiallieferung habe ich die Pflicht, Ihnen zu sagen, 
daß die Opfer, zu denen ich das italienische Volk aufrufen würde — überzeugt, daß 
man mir gehorchte —, nutzlos sein und mit meiner Sache auch die Ihre kompromit- 
tieren könnten. 

Wenn Sie glauben, daß es noch irgendeine Lösung auf politischem Gebiet gibt, 
bin ich bereit, Ihnen — wie schon früher — meine volle Solidarität zu leihen und 
die Initiative, die Sie zu diesem Zweck für nötig halten könnten, zu ergreifen. 
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Brief Adolf Hitlers an Mussolini vom 26. August 1939 — 17 Uhr 


ADAP Bd. VII Nr. 307 


26. August 1939 
Duce, 


Botschafter Attolico übergab meinem Außenminister soeben die Bedürfnisse, die 
Italien für die Dauer eines Krieges zusätzlich aus Deutschland beanspruchen würde. 
Diese Bedürfnisse wären in Kohle und Stahl vollkommen zu befriedigen, also 6 
Millionen ts Kohle und 2 Millionen ts Stahl. Die Lieferung von 7 Millionen ts 
Mineralöl würde Deutschland unmöglich kein. Ich kann augenblicklich nicht fest- 
stellen, bis zu welcher Höhe wir hier eintreten können. 1 Million ts Holz wäre 
Deutschland ın der Lage zu liefern. Die Lieferung von 150000 ts Kupfer wäre un- 
möglich, Deutschland selbst hat in Voraussehung des Mangels an Kupfer sich schon 
auf den meisten Gebieten auf Leichtmetall bezw. sonstige Ersatzstoffe umgestellt. 
Auch die Lieferung von Nickel würde ın dem geforderten Ausmaß nicht annähernd 
befriedigt werden können, da die deutsche Industrie sich selbst schon fast vollkom- 
men auf nickelarme oder nickelfreie Stähle umgestellt hat. Unser eigener Bedarf 
ist deshalb auf diesem Gebiet vollkommen verschwindend. Grundsätzlich aber würde 
Deutschland wohl in der Lage sein, bei Überweisung italienischer Arbeiter die be- 
reits auf greifbare Stoffe umgestellte deutsche Munitionserzeugung so zu steigern, 
daß dadurch ein großer Teil der italienischen Munitionsanforderungen gedeckt wer- 
den könnte. An Flakgeschützen würde das Reich in der Lage sein, sofort 30 Batte- 
rien zu 4 Geschützen abzustellen; nach Beendigung der polnischen Operationen wei- 
tere 30 Batterien und im Verlaufe eines Jahres weitere 30 Batterien, alle mit deut- 
scher Bedienung und deutschen Kommandogeräten. Kalisalz könnte ohne weiteres 
geliefert werden. In Bezug auf Sprengstoffe müssen genaue Angaben von mir erst 
eingeholt werden. Ich halte es aber für wichtig, Duce, Ihnen gleich diese Mitteilungen 
zukommen zu lassen. Botschafter Attolico teilte auf Grund einer mündlichen Wei- 
sung mit, daß alle Stoffe vor Beginn der Feindseligkeiten in Italien sein müßten. 
Dies, Duce, ist organisatorisch und verkehrstechnisch nicht zu lösen. Was sofort ab- 
rücken könnte, wären die 30 schweren Flakbatterien, sämtliche Transporte müßten 
in den Rahmen des Gesamtverkehrs eingefädelt werden. Da Botschafter Attolico 
diese Forderung der sofortigen Lieferung des gesamten Materials vor Kriegsausbruch 
als das Entscheidende hinstellte, sehe ich damit zu meinem Leidwesen die Erfüllung 
Ihrer Wünsche, wie schon erwähnt, aus rein organisatorischen und technischen Grün- 
den als nicht möglich an. Unter diesen Umständen, Duce, begreife ich Ihre Lage 
und bitte Sie nur, die mir in Aussicht gestellte Bindung englisch-französischer Kräfte 
durch eine aktive Propaganda und geeignete militärische Demonstration herbei- 
führen zu wollen. Da weder Frankreich noch England im Westen irgendwelche 
entscheidende Erfolge erzielen können, im Osten aber nach Niederwerfung Polens 
Deutschland seine gesamten Kräfte durch das Abkommen mit Rußland frei be- 
kommt, und die Luft überlegenheit eindeutig auf unserer Seite ist, scheue ich 
mich nicht, auf die Gefahr einer Verwicklung im Westen hin die Frage im Osten 


zu lösen. Adolf Hitler 


219 


106 a 


Mussolinis Brief an Adolf Hitler vom 26. August 1939 um 18 Uhr 30 
Aus Michael Freund, Geschichten des II. Weltkrieges in Dokumenten 


Bd. IIINr. 81 


Ich glaube, daß das Mißverständnis, dem Attolico gegen seinen Willen zum Opfer 
gefallen ist, ohne Verzug meinen Anordnungen gemäß aufgeklärt werden wird. Um 
was ich Sie gebeten hatte, war außer den Flakbatterien im Verlauf von zwölf 
Monaten zu liefern. Aber auch wenn dieses Mißverständnis beseitigt ist, ergibt sich, 
daß es Ihnen materiell unmöglich ıst, mir zu helfen, die großen Lücken zu schließen, 
welche die Kriege in Abessinien und Spanien in die italienische Rüstung gerissen 


haben. 


Deshalb werde ich mich Ihrem Rat entsprechend verhalten, wenigstens in der 
ersten Phase des Konflikts, um ein Maximum der französisch-britischen Kräfte zu 
binden, so wie es jetzt bereits der Fall ist, während ich gleichzeitig die militärischen 
Vorbereitungen bis an die Grenze des Möglichen beschleunigen werde. 


Ich überlasse es Ihnen, meinen Gemütszustand zu ermessen, da mich Kräfte, 
die stärker sind als mein Wille, daran hindern, im Augenblick meine Solidarität 
tatkräftig zu beweisen. 


Und es geschieht auch deshalb und keineswegs etwa auf Grund pazifistischer Über- 
legungen, die meinem Wesen fremd sind, sondern auf Grund der Interessen unserer 
beiden Völker und unserer beider politischen Systeme, daß ich mir erlaubte, noch- 
mals auf der Zweckmäßigkeit einer politischen Lösung zu bestehen, die ich noch für 
möglich halte und die Deutschland völlige moralische und materielle Genugtuung 
gewähren kann. 
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Brief Adolf Hitlers an den Französischen Ministerpräsidenten Daladier 
vom 27.8. 1939 


Aus DWB IINr. 461 


Berlin, den 27. August 1939 
Sehr geehrter Herr Ministerpräsident! 


Ich verstehe die Bedenken, die Sie aussprechen. Auch ıch habe niemals die hohe 
Verpflichtung übersehen, die denen auferlegt ist, die über das Schicksal der Völker 
gestellt sind. Als alter Frontsoldat kenne ich wie Sie die Schrecken des Krieges. Aus 
dieser Gesinnung und Erkenntnis heraus habe ich mich auch ehrlich bemüht, alle 
Konfliktsstoffe zwischen unseren beiden Völkern zu beseitigen. Ich habe dem 
französischen Volk eins ganz offen versichert, daß die Rückkehr des Saargebietes 
die Voraussetzung dazu sein würde. Ich habe nach dieser Rückkehr sofort feierlich 
meinen Verzicht bekräftigt auf irgendwelche weiteren Ansprüche, die Frankreich 
berühren können. Das deutsche Volk hat diese meine Haltung gebilligt. Wie Sie sich 
selbst bei Ihrem letzten Hiersein überzeugen konnten, empfand und empfindet es 
gegen den einstigen tapferen Gegner im Bewußtsein seiner eigenen Haltung keinerlei 
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Groll oder gar Haß. Im Gegenteil. Die Befriedigung unserer Westgrenze führte zu 
einer steigenden Sympathie, jedenfalls von seiten des deutschen Volkes. Einer Sym- 
pathie, die sich bei vielen Anlässen geradezu demonstrativ zeigte. Der Bau der 
großen Westbefestigung, der zahlreiche Milliarden verschlang und verschlingt, stellt 
für Deutschland zugleich ein Dokument der Akzeptierung und Festlegung der 
endgültigen Reichsgrenze dar. Das deutsche Volk hat damit auf 2 Provinzen Ver- 
zicht geleistet, die einst zum alten Deutschen Reich gehörten, später durch viel 
Blut erobert und endlich mit noch viel mehr Blut verteidigt wurden. Dieser Ver- 
zicht stellt, wie Sıe mir, Exzellenz, zugeben müssen, keine taktische, nach außen 
gezeigte Haltung dar, sondern einen Entschluß, de ın allen unseren Maßnahmen seine 
konsequente Erhärtung erfuhr. Sie werden mir, Herr Ministerpräsident, nicht einen 
Fall nennen können, in dem auch nur durch eine Zeile oder eine Rede gegen diese 
endgültige Fixierung der deutschen Reichsgrenze nach dem Westen hin verstoßen 
worden wäre. 

Ich glaubte, durch diesen Verzicht und durch diese Haltung jeden denkbaren Kon- 
fliktstoff zwischen unseren beiden Völkern ausgeschaltet zu haben, der zu einer 
Wiederholung der Tragik von 1914—1918 würde führen können. Diese freiwillige 
Begrenzung der deutschen Lebensansprüche im Westen kann aber nicht aufgefaßt 
werden als eine auch auf allen anderen Gebieten geltende Akzeptierung des Versailler 
Diktats. Ich habe nun wirklich Jahr für Jahr versucht, die Revision wenigstens der 
unmöglichsten und untragbarsten Bestimmungen dieses Diktats auf dem Ver- 
handlungswege zu erreichen. Es war dies unmöglich. Daß die Revision kommen 
mußte, war zahlreichen einsichtsvollen Männern aus allen Völkern bewußt und klar. 
Was immer man nun gegen meine Methode anführen kann, was immer man an 
ihr aussetzen zu müssen glaubt, so darf doch nicht übersehen oder bestritten werden, 
daß es durch sie möglich wurde, ohne neues Blutvergießen in vielen Fällen nicht nur 
eine für Deutschland befriedigende Lösung zu finden, sondern daß durch die Art des 
Verfahrens die Staatsmänner anderer Völker von der für sie oft unmöglichen Ver- 
pflichtung enthoben wurden, diese Revision vor ihren eigenen Völkern verantwor- 
ten zu müssen; denn immerhin eines werden Eure Exzellenz mir zugeben müssen: 
Die Revision mußte kommen. Das Versailler Diktat war untragbar. Kein Franzose 
von Ehre, auch Sie nicht, Herr Daladier, hätte in einer ähnlichen Lage anders ge- 
handelt als ich. Ich habe nun in diesem Sinne auch versucht, die allerunvernünftigste 
Maßnahme des Versailler Dikrtats aus der Welt zu schaffen. Ich habe der Polnischen 
Regierung ein Angebot gemacht, über das das Deutsche Volk erschrocken ist. Kein 
anderer als ich konnte es überhaupt wagen, mit einem solchen Angebot vor die 
Öffentlichkeit zu treten. Es konnte daher auch nur einmalig sein. Ih bin nun 
zutiefst überzeugt, daß, wenn besonders von England aus damals, statt ın der 
Presse gegen Deutschland eine wilde Campagne loszulassen, Gerüchte von einer 
deutschen Mobilmachung zu lancieren, Polen irgendwie zugeredet worden wäre, 
vernünftig zu sein, Europa heute und auf 25 Jahre den Zustand des tiefsten Friedens 
genießen könnte. So aber wurde erst durch die Lüge von der deutschen Aggression 
die polnische öffentliche Meinung aufgeregt, der Polnischen Regierung die eigenen 
notwendigen klaren Entschlüsse erschwert und vor allem durch die dann folgende 
Abgabe des Garantieversprechens der Blick für die Grenze realer Möglichkeiten 
getrübt. Die Polnische Regierung lehnte die Vorschläge ab. Die polnische öffentliche 
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Meinung begann in der sicheren Überzeugung, daß ja nun England und Frankreich 
für Polen kämpfen würden, Forderungen zu erheben, die man vielleicht als lächer- 
liche Verrücktheit bezeichnen könnte, wenn sie nicht so unendlich gefährlich wären. 
Damals setzte ein unerträglicher Terror, eine physische und wirtschaftliche Drang- 
salierung der immerhin über 1!/2 Millionen zählenden Deutschen in den vom Reich 
abgetretenen Gebieten ein. Ich will hier nicht über die vorgekommenen Scheußlich- 
keiten sprechen. Allein auch Danzig wurde mit fortgesetzten Übergriffen polnischer 
Behörden steigend zum Bewußtsein gebracht, daß es scheinbar rettungslos der Will- 
kür einer dem nationalen Charakter der Stadt und der Bevölkerung fremden Ge- 
walt ausgeliefert ist. 

Darf ich mir nun die Frage erlauben, Herr Daladier, wie würden Sie als Franzose 
handeln, wenn durch irgendeinen unglücklichen Ausgang eines tapferen Kampfes 
eine Ihrer Provinzen durch einen von einer fremden Macht besetzen Korridor 
abgetrennt würde, eine große Stadt — sagen wir Marseille — verhindert würde, 
sich zu Frankreich zu bekennen und die ın diesem Gebiet lebenden Franzosen nun 
verfolgt, geschlagen, mißhandelt, ja bestialisch ermordet würden? Sie sind Franzose, 
Herr Daladier, und ich weiß daher, wie Sie handeln würden. Ich bin Deutscher. 
Herr Daladier, zweifeln Sie nicht an meinem Ehrgefühl und an meinem Pflicht- 
bewußtsein, genau so zu handeln. Wenn Sie nun dieses Unglück hätten, das wir 
besitzen, würden Sie dann, Herr Daladier, verstehen, wenn Deutschland ohne jede 
Veranlassung dafür eintreten wollte, daß der Korridor durch Frankreich bleibt, 
daß die geraubten Gebiete nicht zurückkehren dürfen, daß die Rückkehr Marseilles 
nach Frankreich verboten wird? Ich kann mir jedenfalls nicht vorstellen, Herr 
Daladier, daß Deutschland aus diesem Grunde gegen Sie kämpfen würde, denn 
ich und alle Welt haben auf Elsaß-Lothringen verzichtet, um ein weiteres Blut- 
vergießen zu vermeiden. Um so weniger würden wir Blut vergießen, um ein Unrecht 
aufrechtzuerhalten, das für Sie untragbar sein müßte, wie es für uns bedeutungslos 
wäre. Alles, was Sie in Ihrem Brief, Herr Daladier, schreiben, empfinde ich genau 
so wie Sie. Vielleicht können gerade wir uns als alte Frontsoldaten auf manchen 
Gebieten am leichtesten verstehen, allein ich bitte Sie, verstehen Sie auch dies: daß es 
für eine Nation von Ehre unmöglich ist, auf fast 2 Millionen Menschen zu verzichten 
und sie an seinen eigenen Grenzen gemißhandelt zu sehen. Ich habe daher eine 
klare Forderung aufgestellt: Danzig und der Korridor müssen an Deutschland zu- 
rück. Die mazedonischen Zustände an unserer Ostgrenze müssen beseitigt werden. 
Ich sehe keinen Weg, Polen, das sich ja nun im Schutze seiner Garantien unangreifbar 
fühlt, hier zu einer friedlichen Lösung bewegen zu können. Ich würde aber an 
einer ehrenvollen Zukunft meines Volkes verzweifeln, wenn wir unter solchen 
Umständen nicht entschlossen wären, die Frage so oder so zu lösen. Wenn das Schick- 
sal nun dadurch unsere beiden Völker wieder zum Kampfe zwingt, dann würde 
doch in den Motiven ein Unterschied sein. Ich, Herr Daladier, kämpfe dann mit 
meinem Volk um die Wiedergutmachung eines uns zugefügten Unrechts, und die 
anderen um die Beibehaltung desselben. Dies ist um so tragischer, als viele der 
bedeutendsten Männer auch Ihres eigenen Volkes den Unsinn der Lösung von 1919 
ebenso erkannt haben, wie die Unmöglichkeit seiner dauernden Aufrechterhaltung. 
Ich bin mir im klaren über die schweren Konsequenzen, die ein solcher Konflikt mit 
sich bringt. Ich glaube aber, die schwerste würde Polen zu tragen haben, denn ganz 
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gleich, wie auch ein Krieg um diese Frage ausginge, der Polnische Staat von jetzt 
wäre so oder so verloren. 


Daß nun dafür unsere beiden Völker in einen neuen blutigen Vernichtungskrieg 
eintreten sollen, ist nicht für Sie, sondern auch für mich, Herr Daladier, sehr 
schmerzlich. Ich sehe aber, wie schon bemerkt, von uns aus keine Möglichkeit, auf 
Polen in einem vernünftigen Sinne einwirken zu können zur Korrektur einer Lage, 
die für das Deutsche Volk und das Deutsche Reich unerträglich ist. 


Adolf Hitler 
108 


Aktennotiz über die Unterredung von Premierminister Chamberlain 
und Lord Halifax mit Birger Dahlerus am 27. 8. 1939 
Aus Michael Freund, Geschichte des II. Weltkrieges in Dokumenten 


Bd. III Dok. Nr. 108 S. 298 £. 


Lord Halifax und der Premier machten es Herrn Dahlerus klar, daß es nicht 
praktikabel für die Regierung Seiner Majestät wäre, mit Deutschland Erörterungen 
über eine Anzahl von verschiedenartigen das deutsch-englische Verhältnis berühren- 
den Problemen zu beginnen, während zu derselben Zeit die Möglichkeit besteht, 
daß Deutschland jeden Tag Polen angreift und Großbritannien dadurch in Krieg 
mit Deutschland verwickelt wird. Lord Halifax legte es auch Herrn Dahlerus ans 
Herz, daß es notwendig wäre, direkte Verhandlungen zwischen Deutschland und 
Polen in die Wege zu leiten, und daß zu diesem Zwecke Vertrauen notwendig sei. 
Im übrigen sei die Regierung Seiner Majestät bestrebt, eine Regelung mit Deutsch- 
land herbeizuführen. Es wurde vereinbart, daß eine Anzahl summarischer Stich- 
worte, aus denen sich einige dieser wesentlichen Gesichtspunkte ergaben, Herrn 
Dahlerus ausgehändigt werden sollten, der am selben Abend nach Deutschland 
zurückkehren wollte 1). 


Der Sinn dieses Verfahrens sei, daß Herr Dahlerus als ein Vorläufer handeln 
könnte und dadurch den Weg für die britische Antwort bahnen würde, die durch 
Sir Nevile Henderson arfı folgenden Tag geschickt werden solle. 


Der Ministerpräsident fragte Herrn Dahlerus, ob er irgendeine Ahnung der 
Bedingungen habe, die Herr Hitler für eine Regelung der polnischen Frage fordern 
würde. Herr Dahlerus antwortete negativ, antwortete aber, daß er glaube, daß 
Herr Hitler die Rückkehr Danzigs in das Reich wolle, aber daß er den Polen 
einen Freihafen geben würde. Er glaube auch, daß Hitler die Wiedervereinigung des 
Korridors mit Deutschland verlangen würde, daß aber ein neuer polnischer Korri- 
dor nach Gdingen gewährt werden würde. Der Ministerpräsident sagte Herrn 
Dahlerus, daß er keine Aussicht auf eine Regelung sehen könne, wenn das die 
deutschen Bedingungen wären. Die Polen würden eher kämpfen, als den Korridor 
ausliefern. Er glaubte, daß das Maximum der polnischen Zugeständnisse sein würde: 
Danzig, vorbehaltlich der Beibehaltung der besonderen polnischen Rechte, und eine 
exterritoriale Straße für Deutschland über den Korridor hinweg mit internationalen 
Garantien. 
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1. Die Stichworte wurden dem Schweden später ausgehändigt und lauten wie folgt: 
1. Feierliche Versicherung des Wunsches, gute Beziehungen zwischen Großbritan- 
nien und Deutschland aufrechtzuerhalten. Nicht ein einziges Mitglied der Regie- 
rung denkt anders. 

2. Großbritannien durch seine Ehre gebunden, seine Verpflichtungen gegen Polen 
zu erfüllen. 

3. Daher müssen die deutsch-polnischen Gegensätze friedlich geregelt werden. 
Wenn dies getan werden kann, dann würden unmittelbar bessere Beziehungen 
überall folgen, die sonst ganz unmöglich sind. 
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Brief Adolf Hitlers an Mussolini vom 27. August 1939 — 9 Uhr — 
ADAP Bd. VII Nr. 341 


(Berlin, den) 27. August 1939 O Uhr 10 


Für Herrn Botschafter von Mackensen persönlich. 
Der Herr Reichsminister bittet, folgendes Antwortschreiben des Führers an den 
Duce umgehend zu überreichen. — | 


Duce! 

Ich habe die Mitteilung über Ihre endgültige Stellungnahme erhalten. Ich würdige 
die Gründe und Kräfte, die Sie diesen Entschluß fassen ließen. Unter Umständen 
kann er sich trotzdem zum Guten auswirken. Die Voraussetzung hierfür ist aller- 
dings meines Erachtens, daß die Welt wenigstens bis zum Ausbruch des Kampfes 
keine Kenntnis von der beabsichtigten Haltung Italiens erhält. Ich bitte Sie daher 
herzlich, durch Ihre Presse oder durch andere Mittel meinen Kampf psychologisch 
zu unterstützen. Ebenso bitte ich Sie, Duce, wenn es Ihnen möglich ist, durch demon- 
strative militärische Maßnahmen wenigstens England und Frankreich zur Fest- 
legung gewisser Kräfte zu zwingen, oder sie auf alle Fälle in Unsicherheit zu lassen. 
Das wichtigste aber ist folgendes, Duce: Sollte es — wie gesagt — zum großen Kriege 
kommen, dann wird, ehe den beiden Westmächten irgendein Erfolg beschieden sein 
kann, der Fall im Osten entschieden sein. 

Ich werde dann noch in diesem Winter, spätestens im Frühjahr, mit Kräften, die 
Frankreich und England mindestens ebenbürtig sind, im Westen aufmarschieren. 
Die Blockade wird besonders unter den nunmehr im Östen eingetretenen neuen 
Umständen sowie dank meiner autarken Vorbereitungen wenig wirksam sein. Ihre 
Gefahr wird mit der Dauer des Krieges nicht zu-, sondern abnehmen. Ich habe 
nun hier eine große Bitte an Sie, Duce. Sie und Ihr Volk könnten mir in diesem 
schweren Kampf am meisten dadurch helfen, daß Sie mich mit italienischen Arbeits- 
kräften unterstützen, Arbeitskräfte für industrielle sowohl als landwirtschaftliche 
Zwecke. Sollten Sie sich später durch den Lauf der Ereignisse gezwungen oder in 
der Lage sehen, doch noch einzugreifen, dann wird ja auch für Sie die weiterver- 
stärkte autarke Basis des Reiches von größter Wichtigkeit sein. Indem ich Ihnen 
diese Bitte besonders ans Herz lege, danke ich Ihnen für alle die Bemühungen, die 
Sie für unsere gemeinsame Sache auf sich genommen haben. Adolf Hitler. 


Schluß des Schreibens. Schmidt 
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Auszug aus dem Bericht des Botschafters von Mackensen vom 27. 8. 
über seine Unterredung mit Mussolini um 9 Uhr 10 


(ADAP Bd. VII Nr. 349) 


Rom, den 27. August 1939 15 Uhr 55 
Für Herrn Reichsminister des Auswärtigen. 

Habe, wie fernmündlich bereits gemeldet, Antwortschreiben Führers dem Duce 
in Gegenwart Cianos um 9 Uhr 10 übergeben. Der Duce wird rasch antworten und 
bestätigen, daß er Wünsche Führers hundertprozentig erfüllen werde und in voller 
Solidarität neben ıhm steht. Was gewünschte Bindung englisch-französischer Kräfte 
anlangt, so seien schon bisher durchgeführte italienische militärischen Maßnahmen 
geeignet, bei vorsichtiger Schätzung mindestens 300000 Gegner auf der Linie Alpen- 
Korsika-Tunis zu binden. An Westgrenze Mutterlandes habe er, wie er sich in meiner 
Gegenwart telephonisch von Pariani bestätigen ließ, schon heute 13 Divisionen, die 
nächster Tage auf 17 gebracht würden, dazu kämen 25 Bataillone Alpini, Grenz- 
schutzformationen und Grenzmiliz, insgesamt eine Truppenstärke, die es im Zu- 
sammenhang mit den ja, wie er betonte, von General Halder besichtigten Grenz- 
befestigungen mit absoluter Sicherheit ausschließe, daß der Feind italienischen Boden 
betrete; daß er darüber hinaus auch noch die Alpini-Division aus dem Trentino 
nach dem Westen verlege, werde abschreckende Wirkung Maßnahmen noch erhöhen. 
Die beiden von ihm aufgestellten Oberkommandos habe er den bewährten Führern 
Marschall Graziani und Tua anvertraut. Auch in Libyen, wohin als Verstärkung 
Montag früh eine Division abtransportiert werde, der unmittelbar darauf eine 
weitere folgen solle, fühle er sich für eine erfolgreiche Defensive stark genug, zumal 
er in den drüben untergebrachten Siedlern einen Ersatz von 15000 Mann bereit 


habe. 


Natürlich könne ein solcher Zustand des bewaffneten Abwartens nicht unbegrenzt 
aufrechterhalten werden, und er müsse damit rechnen, früher oder später — der 
Zeitpunkt werde wohl hauptsächlich durch den Gang der Auseinandersetzung mit 
Polen bestimmt werden — von der Gegenseite zu einer Klarstellung seiner Haltung 
aufgefordert zu werden. Der Krieg werde zwei Phasen haben, die erste werde die 
Niederwerfung Polens sein, die zweite, die Auseinandersetzung mit den Westmäch- 
ten. An der Niederwerfung der Polen zweifele er nicht einen Augenblick, obgleich 
Polen im Anfang sicherlich scharfen Widerstand leisten würden; bei ihrem man- 
gelnden Stehvermögen und bei ihrer minderwertigen Organisation würde Krieg 
vielleicht nicht in drei Tagen, aber doch in kurzen Wochen beendet sein. Hinsicht- 
lich der zweiten Phase lasse sich nichts vorhersagen. 

Im übrigen würde er es für zweckmäßig halten und werde das auch in seinem 
Brief sagen, wenn wir Litauen dazu brächten, sich Polen gegenüber militärisch zu 
rühren und vielleicht auch die Russen bewegen könnten, einen Schritt weiter zu 
gehen. 


Auf die spanische Haltung werde er durch einen Brief an Franco Einfluß nehmen. 
Was Japan anlange, so seien die ihm gerade vorliegenden Meldungen wonach 
Tokio die Unterhaltung über einen Dreierpakt als abgebrochen ansehe, für die 
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Aussichten eines russich-japanischen Nichtangriffspakts, vielleicht nicht einmal un- 
günstig. Japaner brauchten ja immer eine gewisse Zeit, um sich umzudenken. 


Duce kam alsdann ın eindringlichen Worten noch einmal auf die schon gestern 
von ihm vertretene Ansicht zurück, daß er auch noch an die Möglichkeit glaube, 
alle unsere Ziele ohne bewaffneten Konflikt zu erreichen. Er habe sich daher ent- 
schlossen, in seinem beabsichtigten Brief an den Führer auch darauf die Sprache 
zu bringen. Es sei doch nun wohl einmal so, daß für ihn sowohl wie für uns ein 
Hinausschieben der an sich auch nach seiner Ansicht unvermeidlichen kriegerischen 
Auseinandersetzung mit den Westmächten um drei oder vier Jahre Aussichten ganz 
anders gestalte. Generalfeldmarschall Göring habe ihm seinerzeit für uns von vier 
Jahren gesprochen. Und auch noch in Unterhaltungen Pariani—Keitel sei von 
letzterem eine Spanne von einigen Jahren als notwendig bezeichnet worden, um 
uns auf den Höchststand der militärischen Leistungsfähigkeit zu bringen. Ein Hin- 
ausschieben um ein paar Monate sei aber auch schon ein Gewinn. Ich darf davon 
absehen, die bekannten Argumente des Duce, die er mir auch heute wieder ent- 
wickelte, im einzelnen zu wiederholen. Er legte bei ihrer Aufzählung heute Schwer- 
gewicht auf den ungenügenden Zustand beider Flotten und auf die erst in ein paar 
Jahren gegebene Möglichkeit aktiver Beteiligung Spaniens an unserer Seite. Daß auch 
ın England erhebliche Kräfte am Werke seien, in irgendeiner Form noch zu einer 
Lösung ohne Krieg zu kommen, stehe für ihn außer Zweifel. Der Duce dachte dabei 
offenbar an die unablässigen Bemühungen des hiesigen englischen Gesandten, ihn 
für einen ausgleichenden Schritt zu gewinnen, von denen mir Ciano bereits auf 
der gestrigen Unterredung in dem Palazzo Chigi gesprochen hatte. Der zur Zeit 
bettlägerige Botschafter sei im Laufe der letzten 24 Stunden rund ein Dutzend mal 
brieflich an ihn herangetreten; Duce schloß etwa dreiviertelstündige Unterhaltung 
mit der Bemerkung, er werde das, was er im Zusammenhang mit dem Brief des 
Führers zu sagen habe, mit der von dem Ernst der Stunde gebotenen Offenheit in 
seinem Antwortschreiben zum Ausdruck bringen, bestätigte aber noch einmal, daß 
er bemüht sei, die Wünsche des Führers cento per cento zu erfüllen. 


Bemerken möchte ıch noch, daß mir Graf Ciano auf Befragen versicherte, daß der 
Kreis derer, die über die dem Führer mitgeteilte Stellungnahme des Duce zur Frage 
der künftigen Haltung Italiens eingeweiht seien, sich auf einen allerengsten Kreis 
beschränkt, der nach Cianos Kenntnis nicht einmal die Generalstabschefs der Wehr- 
machtteile einbegreift. Mackensen 
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Brief Mussolinis an Adolf Hitler vom 27. August 1939 
Michael Freund, Weltgeschichte in Dokumenten Bd. III Nr. 84 


Führer, ich antworte auf Ihren Brief, der mir vom Botschafter ausgehändigt 
wurde. Die Welt weiß nicht und wird nicht erfahren, wie sich Italien vor dem Aus- 
bruch des Kampfes verhalten wird. Statt dessen wird sie zur Kenntnis nehmen, daß 
Italien seine Kräfte an den Grenzen der großen Demokratien konzentriert hat. 
An der französischen Grenze habe ich in der Tat 17 Divisionen und 27 Alpinibatail- 
lone zusammengezogen. Im Aufbruch nach Libyen — dem schwachen Punkt unserer 
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strategischen Planung — befinden sich zwei neue Divisionen, welche die Zahl der 
dort stationierten Heimattruppen auf 6 Divisionen erhöhen, zu denen noch 4 
arabisch-libysche Divisionen kommen. Diese Maßnahmen sind mehr als reine 
Demonstrationen. Sie lassen die Franzosen und Engländer in Ungewißheit und 
zwingen ihnen eine zumindest gleichstarke Kraftentfaltung auf. 


Ich sehe, daß Sie überzeugt sind, daß mein unmittelbares Eingreifen in der ersten 
Phase des Konflikts schwere Rückschläge für die Entwicklung des Krieges auch im 
Hinblick auf Sie haben könnte, besonders — wie Sie richtig bemerken — wenn Sie 
an der Westfront keine Initiative ergreifen werden, wodurch die Masse der fran- 
zösisch-englischen Kräfte auf Italien gelenkt und die beschränkten italienischen 
Kräfte erschöpft würden. 


Alle, was vom psychologischen Gesichtspunkt getan werden kann, um die 
italienisch-deutsche Solidarität zu unterstreichen, wird durch Presse, Rundfunk, Kino 
und sonstige Propagandamittel intensiviert werden. 


Soweit es sich mit meinen gegenwärtigen und den vorauszusehenden Mobilisations- 
maßnahmen verträgt, bin ich bereit, Ihnen die größtmögliche Zahl von Arbeitern 
für Ihre Industrie und Landwirtschaft zu schicken. 


Es ist mein Wunsch, den engsten Kontakt mit Ihnen, Führer, zu halten, um das 
Vorgehen unserer beiden Länder zu koordinieren und uns — in jedem Fall — den 
Notwendigkeiten anzupassen, die sich aus der Entwicklung der Ereignisse ergeben 
werden. Mussolini 
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Bericht des britischen Geschäftsträgers Sir Ogilvie-Forbes vom 28. 8. 1939 (6 Uhr 20) 
über seine Unterredung mit dem Schweden Dahlerus am 28. 8. um 2 Uhr morgens 
Michael Freund, Weltgeschichte in Dokumenten 


Bd. II Nr. 111 
Ich stellte Kontakt mit Dahlerus um 2 Uhr morgens her, nachdem er eine 


Besprechung mit Feldmarschall Göring gehabt hatte. Feldmarschall Göring sprach 
darauf mit Herrn Hitler und telefonierte danach mit Dahlerus. 


Folgendes sind die Kommentare über die drei Punkte, die Sie für Dahlerus auf- 
gezeichnet hatten. 


1. Großbritannien wünscht feierlich eine Regelung und Freundschaft mit Deutsch- 
land. 


Der Kommentar Herrn Hitlers: Bedeutet das einen Vertrag oder ein Bündnis? 


2. Großbritannien muß seine Verpflichtung gegenüber Polen einhalten. 
Herr Hitler akzeptiert dies. 


3. Großbritannien sieht es als wesentlich an, daß direkte Verhandlungen zwischen 
Deutschland und Polen stattfinden und daß jegliches Übereinkommen durch die 
Großmächte Europas garantiert werden würde. 


Herrn Hitlers Kommentar: Großbritannien muß Polen überzeugen, daß es mit 
Deutschland sofort verhandelt, und es ist äußerst wünschenswert, daß in der von Sir 
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Nevile Henderson zu überbringenden Antwort diese Verpflichtung zur Überredung 
enthalten ist. Dahlerus setzte Feldmarschall Göring die Notwendigkeit einer Garan- 
tie der polnischen Unabhängigkeit durch die Großmächte auseinander, und Dahlerus 
hat den Eindruck, daß Herr Hitler dem zustimmt. Auf Grund seiner Unterredung 
mit Feldmarschall Göring heute nacht ist Dahlerus endgültig überzeugt, daß das 
Verfahren, wie es gegenüber der Tschechoslowakei im Vorjahr angewandt wurde, 
im Falle Polen nicht wiederholt werden würde. Das obige berrifft Ihre drei Punkte. 


4. Kolonien. 

Herr Hitler ist ungeduldig und hat den Argwohn, daß der Aufschub einer Ent- 
scheidung hinsichtlich der Kolonien bedeutet, daß Großbritannien nicht aufrichtig 
in seinen Absichten ist. Herr Dahlerus hat die Unmöglichkeit auseinandergesetzt, im 
gegenwärtigen Stadium der Dinge zu einer Regelung zu gelangen, und erklärt, daß 
sowohl Herr Hitler als auch Feldmarschall Göring die Schwierigkeit einsähen. Die 
Sache wäre nach Auffassung von Dahlerus geregelt, wenn in der Antwort erwähnt 
werden könnte, daß Großbritannien bereit sei, die koloniale Frage zu diskutieren, 
sobald einmal die polnische Frage geregelt sei und die Bedingungen wieder normal 
geworden wären. 


5. Feldmarschall Göring bittet nach Rücksprache mit Herrn Hitler, daß die 
britische Antwort weder veröffentlicht noch ım Parlament mitgeteilt würde, bis 
Hitler Zeit gehabt habe, sie zu kommentieren und möglicherweise Modifizierungen 
vorzuschlagen. 


6. Dahlerus erklärt, daß die Atmosphäre für Verhandlungen günstig wäre und 
daß Hitler überzeugt sei, daß Großbritannien eine endgültige Regelung mit Deutsch- 
land anstrebt. Er unterstreicht die äußerste Notwendigkeit, Verhandlungen mit den 
Polen zuwege zu bringen. In der Tat glaubt Dahlerus nach weiterer Überlegung, 
daß es von unendlichem Wert wäre, wenn die Antwort eine Feststellung enthielte, 
daß Großbritannien es Polen bereits nahegelegt habe, direkte Verhandlungen mit 
Deutschland aufzunehmen. 

Feldmarschall Göring hat Nachdruck auf das Angebot von Herrn Hitler gelegt, 
sich für den Weiterbestand des Britischen Reiches zu verbürgen. Wenn auch die 
heikle Natur dieser Sache anerkannt werden kann, so ist Dahlerus doch der Mei- 
nung, daß eine freundliche Anspielung darauf in der britischen Antwort wünschens- 
wert wäre. 
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113 
No. 420 


Sir H. Kennard (Warsaw) to Viscount Halıfax 
(Received August 28, 4.0 p.m.) 


No. 343 Telegraphic: by telephone [C 12235/54/18] 


WARSAW, August 28, 1939 

Your telegram No. 314.! 

Colonel Beck is most grateful for proposed reply to Herr Hitler and 
authorises His Majesty’s Government to inform the German Government 
that Poland is ready to enter at once into direct discussions with Germany. 

2. He would however in due course be glad to learn what the [sic] form 


ofinternational guarantee (see paragraph 3 of your telegram) would be con- 
templated. 


Repeated to Berlin, Paris and Rome. 
ı No. 411. 


No. 430 


Viscount Halifax to Sir H. Kennard (Warsaw) 
No. 317 Telegraphic [C 12133/15/18] 


FOREIGN OFFICE, August 28, 1939, 6.0 p.m. 

My telegram No. 309.! 

My immediately following telegram? contains substance of reply to Herr 
Hitler’s communication,3 nature of which is sufficiently clear from the reply. 

2. Substance has been given to Polish Ambassador, but he was asked not to 
transmit it in cypher. Ambassador was also informed of contents of my 
telegram No. 314* to you. If favourable answer to this is received in time® 
reply to Herr Hitler will say that Polish Government have expressed willing- 
ness to enter into discussion with German Government on basis suggested. 

ı No. 379. 2 No. 431. 3 See No. 283. + No. au. 

> This telegram was evidently drafted before the receipt of No. 420. 

3. Polish Ambassador enquired whether there was any proposal for a truce 
in our reply. Answer was in the negative, but Sir N. Henderson might be 
asked to impress on Herr Hitler the necessity for the cessation of provocation 
if discussions were to commence. Polish Ambassador thought this would b 
helpful as it was important to avoid any impression of weakness. I said that 
the main object of our communication was to make it clear that if Herr 
Hitler tried to force a settlement there would be war. Ambassador said that 
some difficulty might arise concerning the definition of essential interests. 
I said that this was a matter for discussion if negotiations took place. 

4. Please inform M. Beck immediately. 

Repeated to Paris. 

Faksimile der britischen Dokumente Nr. 420 und Nr. 430 aus den „Documents 
on British Foreign Policy“, Bd. VII Nr. 420, Seite 328 und Nr. 430, Seite 333 
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Bericht des britischen Geschäftsträgers Sir Ogilvie-Forbes 
vom 28. August 1936 an Lord Halifax über angebliche deutsche militärische Pläne. 


Aus DBFP Bd. VIINr. 437 


„Nach Konsultation mit dem Militärattach@ übersende ich anbei eine Infor- 
mation, die militärisch von Wert sein kann. 

2. Oranienburg ist Hauptquartier von General Göring und der Luftwaffe. Gö- 
ring wohne gegenwärtig in einem Zug, der ın der Nähe der unterirdischen Luft- 
schutzräume des Oberkommandos der Luftwaffe geschoben worden sei. Im Laufe 
der Aussprache habe Göring gesagt, daß im Ruhrgebiet mehr Fliegerabwehr- 
kanonen stünden als in ganz Großbritannien. 

3. Der Berichterstatter stellte fest, daß er den Schlachtplan für den Einsatz an 
der polnischen Front gesehen habe. Er sei zwar nicht bereit gewesen, Einzelheiten 
über das, was er gesehen habe, zu liefern, aber er habe gesagt, daß Warschau von 
Ostpreußen aus ın nördlicher Richtung und von der Westslowakeı in nordöstlicher 
Richtung angegriffen werde, wobei das stark befestigte und verminte Gebiet von 
Kattowitz vermieden würde. Pommern und ..... (unleserlich) würden Defensiv- 
front sein. Er habe Schlesien nicht erwähnt. Göring habe Verachtung der militä- 
rischen Fähigkeiten von Marschall Rydz Smigly bekundet, den er mehr als Künstler 
als Soldat ansehe..... z 
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Telegramm von Lord Halifax an die britischen Botschafter 
in Washington, Paris, Warschau und Rom vom 28. August 18 Uhr 


Aus DBFP VIINr. 431 


„Es folgt der Hauptinhalt der Antwort SMR auf Herrn Hitlers Mitteilung vom 
25. August. 

1. Die Regierung Seiner Majestät erwidert den Wunsch des Kanzlers nach anglo- 
deutscher Verständigung. 


2. Die Botschaft des Kanzlers behandelt zwei Gruppen von Fragen: a) Angelegen- 
heiten, die zwischen Deutschland und Polen streitig sind, b) endgültige Beziehungen 
zwischen Deutschland und Großbritannien. 

3. Die Regierung Seiner Majestät ist bereit, Fragen, die seitens des Kanzlers 
angeführt werden, zu diskutieren, wenn die deutsch-polnischen Differenzen friedvoll 
geordnet sind. 

4. Die Regierung Seiner Majestät stimmt zu, daß eine deutsch-polnische Bei- 
legung erst notwendig ist, aber alles hängt von der Art der Beilegung und der 
Methode, durch welche sie erreicht werden soll, ab. Der Kanzler sagt nichts zu diesen 
beiden Punkten, und eine Verständigung in beiden ist für weiteren Fortschritt 
erforderlich. 

5, Die Regierung Seiner Majestät beabsichtigt, ihre Verpflichtungen gegenüber 
Polen einzuhalten und würde für keinen Vorteil zu Gunsten Großbritanniens einer 
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Verständigung zustimmen, die die polnische Unabhängigkeit aufs Spiel setzen 
könnte. Die Regierung Seiner Majestät ist der Ansicht, daß die deutsch-polnischen 
Differenzen auf einer Basis vernünftig gelöst werden könnten, die Polens wesentliche 
Interessen schützt. Aber man sollte von vornherein erkennen, daß jegliche Ab- 
machung durch andere Mächte garantiert würden. Die Regierung Seiner Majestät 
wäre bereit, an einer solchen Garantie teilzunehmen und sie ist der Ansicht, daß 
der nächste Schritt direkte deutsch-polnische Verhandlungen auf obiger Basis sein 
sollten. Die Regierung Seiner Majestät hat Vorstellungen bei der polnischen Regie- 
rung unternommen, daß diese einer Bereitschaft, Diskussionen auf dieser Basıs zu 
beginnen, Ausdruck verleihen sollte und hoffe, daß Deutschland ein gleiches tun 
wird. 


6. Die Regierung Seiner Majestät stimme zu, daß die Hauptgefahren der deutsch- 
polnischen Lage die Berichte über die Behandlung der Minoritäten seien. Die augen- 
blickliche Spannung, die Grenzzwischenfälle und hetzerische Propaganda sind eine 
Gefährdung des Friedens. Wichtig sei, daß Zwischenfälle unterdrückt werden, um 
ohne Provokationen auf beiden Seiten Zeit zur Überprüfung der Möglichkeiten 
einer Verständigung zu gewinnen. Die Regierung Seiner Majestät vertraue darauf, 
daß die polnische wie auch die deutsche Regierung für diese Überlegungen auf- 
geschlossen sind. 


7. Daß die Regierung Seiner Majestät gewissenhaft zu ihren Verpflichtungen ge- 
genüber Polen steht, bedeutet nicht, daß sie ihren Einfluß verweigere, ein Erreichen 
einer Lösung, die Deutschland und Polen angenehm ist, zu unterstützen. 


RE 


9. Wenn eine Beilegung erreicht wird, sind Möglichkeiten praktischer Maßnahmen 
zur Umschaltung der Kriegsvorbereitungen in normalen friedlichen Handel ge- 
geben. Der Hinweis in der Botschaft des Kanzlers auf eine Begrenzung der Kriegs- 
rüstung wurde notiert. 


10. Der Mißerfolg, eine gerechte Beilegung des deutsch-polnischen Konfliktes zu 
erreichen, würde die Hoffnungen einer anglo-deutschen Verständigung ruinieren 
und kann zum Kriege führen mit ungewohnten Leiden und Verlusten für viele 
Länder.“ 
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Antwort-Memorandum der britischen Regierung. 
Am 28. August um 22 Uhr 30 Minuten Adolf Hitler 
durch Botschafter Henderson übergeben. 
(Laut DBFP Bd. VII, Nr. 426 um 18 Uhr vom Foreign Office 
der britischen Botschaft telegrafisch übermittelt) 


Aus BBB Nr. 74 


Seiner Majestät Regierung hat die ihr vom Herrn Deutschen Reichskanzler durch 
den Britischen Botschafter übermittelte Botschaft empfangen und hat dieselbe mit 
der ihr gebührenden Sorgfalt geprüft. 

1. Seiner Majestät Regierung hat den von Herrn Reichskanzler zum Ausdruck 
gebrachten Wunsch, daß Freundschaft die Grundlage der Beziehungen zwischen 
Deutschland und dem Britischen Imperium bilden möge, zur Kenntnis genommen, 
und sie teilt diesen Wunsch voll und ganz. Auch sie glaubt wie der Herr Reichs- 
kanzler, daß, wenn eine vollständige und dauernde Verständigung zwischen diesen 
zwei Nationen hergestellt werden könnte, es beiden Völkern unermeßlichen Segen 
bringen würde. 

2. Die Botschaft des Herrn Reichskanzlers behandelt zwei Gruppen von Fragen 
— diejenigen, die gegenwärtig Gegenstand von Differenzen zwischen Deutschland 
und Polen sind, und diejenigen, die die endgültigen Beziehungen zwischen Deutsch- 
land und Großbritannien berühren. Im Zusammenhang mit diesen zuletzt genann- 
ten Fragen ersieht Seiner Majestät Regierung, daß der Herr Reichskanzler gewisse 
Vorschläge angedeutet hat, die er unter einer Bedingung der Britischen Regierung 
zur Herbeiführung einer allgemeinen Verständigung zu unterbreiten bereit sein 
würde. Diese Vorschläge sind naturgemäß in sehr allgemeiner Form gehalten und 
würden eine genauere Definierung erfordern, aber Seiner Majestät Regierung ist 
voll und ganz bereit, sie mit einigen Zusätzen als Gegenstand von Unterhaltungen 
anzunehmen, und sie würde bereit sein, wenn die Streitfragen zwischen Deutschland 
und Polen auf friedlichem Wege beigelegt werden, sobald wie möglich diesbezügliche 
Besprechungen einzuleiten mit dem aufrichtigen Wunsche, zu einer Verständigung 
zu gelangen. 

3. Die Bedingung, die der Herrr Reichskanzler festlegt ıst, daß eine Lösung der 
zwischen Deutschland und Polen bestehenden Differenzen vorangehen muß. In dieser 
Beziehung ist Seiner Majestät Regierung vollkommen gleicher Ansicht. Alles hängt 
jedoch ab von der Lösung und von der Methode, die zur Erzielung derselben ange- 
wandt wird. Zu diesen Punkten, deren Wichtigkeit dem Herrn Reichskanzler gegen- 
wärtig sein wird, ist in seiner Botschaft nichts gesagt, und Seiner Majestät Regierung 
fühlt sich gezwungen, darauf hinzuweisen, daß eine Verständigung bezüglich dieser 
beiden Punkte für die Erzielung eines weiteren Fortschrittes unbedingt notwendig 
ist. Die Deutsche Regierung wird sich dessen bewußt sein, daß Seiner Majestät Regie- 
rung gegenüber Polen Verpflichtungen hat, die sie binden und die einzulösen sie 
beabsichtigt. Sie könnte nicht wegen irgendeines Großbritannien angebotenen Vor- 
teils einer Lösung zustimmen, die die Unabhängigkeit eines Staates gefährden würde, 
dem sie ihre Garantie gegeben hat. 
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4. Nach Ansicht Seiner Majestät Regierung könnte und sollte eine vernünftige 
Lösung der Differenzen zwischen Deutschland und Polen auf dem Wege der Ver- 
einbarung zwischen den beiden Nationen erzielt werden auf einer Grundlage, die 
die Sicherstellung der wesentlichen Interessen Polens einbeziehen würde, und Seiner 
Majestät Regierung erinnert sich, daß der Herr Reichskanzler in seiner Rede am 
28. Aprıl die Wichtigkeit dieser Interessen für Polen anerkannt hart. 


Wie jedoch der britische Premierminister in seinem Schreiben vom 22. August an 
den Reichskanzler zum Ausdruck brachte, ist es nach Ansicht Seiner Majestät Regie- 
rung unerläßlich für den Erfolg der Besprechungen, die der Vereinbarung voran- 
gehen würden, daß es im voraus feststünde, daß ein zu erzielendes Abkommen von 
anderen Mächten garantiert werden würde. Seiner Majestät Regierung würde bereit 


sein, wenn der Wunsch dazu ausgesprochen werden sollte, zu der wirksamen Durch- 
führung einer solchen Garantie beizutragen. 


Nach Ansicht Seiner Regierung folgt hieraus, daß als nächster Schritt direkte Ver- 
handlungen zwischen der Deutschen und Polnischen Regierung eingeleitet werden 
sollten auf einer Grundlage, die die obenerwähnten Grundsätze einschließen würde, 
nämlich die Sicherstellung der unentbehrlichen Interessen Polens und die Sicher- 
stellung des Abkommens durch eine Internationale Garantie. Seiner Majestät Regie- 
rung hat bereits eine definitive Zusicherung von der Polnischen Regierung erhalten, 
daß diese bereit ist, auf dieser Grundlage in Besprechungen einzutreten, und Seiner 
Majestät Regierung hofft, daß die Deutsche Regierung ihrerseits ebenfalls bereit sein 
würde, einem solchen Verfahren zuzustimmen. 


Wenn, wie Seiner Majestät Regierung hofft, solche Besprechungen zu einer Verein- 
barung führen würden, so wäre der Weg offen für Besprechungen über jene breitere 


und umfassendere Verständigung zwischen Großbritannien und Deutschland, die 
beide Nationen erstreben. 


5. Seiner Majestät Regierung stimmt mit dem Herrn Reichskanzler darin überein, 
daß eine der hauptsächlichsten Gefahren in der zwischen Deutschland und Polen 
bestehenden Lage in Berichten über die Behandlung der Minderheiten ihren Ursprung 
hat. Der gegenwärtige Spannungszustand, zusammen mit den begleitenden Grenz- 
zwischenfällen, Berichten über Mißhandlungen und der aufreizenden Propaganda 
ist eine ständige Gefahr für den Frieden. Es ist offensichtlich eine Frage äußerster 
Dringlichkeit, daß alle Zwischenfälle dieser Art unverzüglidı und mit fester Hand 
unterdrückt werden, und daß die Verbreitung unbestätigter Gerüchte verhindert 
wird, um eine Frist zu erlangen, in der ohne Provokation auf beiden Seiten eine 
eingehende Prüfung der Möglichkeiten einer Lösung unternommen werden könnte. 


Seiner Majestät Regierung ist überzeugt, daß beide beteiligten Regierungen sich 
dieser Erwägung völlig bewußt sind. 


6. Seiner Majestät Regierung hat ihre Haltung gegenüber den besonderen zwischen 
Deutschland und Polen strittigen Angelegenheiten erschöpfend zum Ausdruck ge- 
bracht. Sie vertraut darauf, daß der Herr Reichskanzler nicht glauben wird, daß 
Seiner Majestät Regierung, weil sie ihre Verpflichtung gegenüber Polen genau nimmt, 
aus diesem Grunde nicht bestrebt ist, ihren ganzen Einfluß für das Zustandekommen 
einer sowohl Deutschland wie Polen befriedigenden Lösung einzusetzen. 
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Daß eine solche Lösung erzielt werden sollte, erscheint Seiner Majestät Regierung 
als unbedingt notwendig, nicht nur aus Gründen, die in unmittelbarem Zusammen- 
hang mit der Lösung selbst entstehen, sondern auch wegen der umfassenderen 
Erwägungen, von denen der Herr Reichskanzler mit solcher Überzeugung ge- 
sprochen hat. 

7. Es ist unnötig, in der vorliegenden Antwort die Vorteile einer friedlichen 
Lösung hervorzuheben gegenüber einem Entschluß, die ın Frage kommenden Pro- 
bleme mit Waffengewalt zu lösen. Die Folgen eines Entschlusses, Gewalt zu ge- 
brauchen, sind in dem Schreiben des Premierministers vom 22. August an den Herrn 
Reichskanzler klar dargelegt worden, und Seiner Majestät Regierung zweifelt nicht 
daran, daß diese Folgen vom Herrn Reichskanzler genau so klar erkannt werden 
wie von Seiner Majestät Regierung selbst. 

Andererseits glaubt seine Majestät Regierung, indem sie mit Interesse den in der 
Botschaft des Herrn Reichskanzlers enthaltenen Hinweis auf eine Begrenzung der 
Rüstungen zur Kenntnis nimmt, daß, wenn eine friedliche Lösung erreicht werden 
kann, die Unterstützung der Welt zuversichtlich vorausgesetzt werden könnte für 
praktische Maßnahmen, die es ermöglichen würden, den Übergang von einer Vorbe- 
reitung zum Kriege auf eine normale Tätigkeit friedlichen Handelns sicher und 
reibungslos durchzuführen. 

8. Eine gerechte Lösung dieser zwischen Deutschland und Polen bestehenden 
Fragen kann den Weg zum Weltfrieden öffnen. Das Ausbleiben einer solchen Lösung 
würde die Hoffnung auf eine bessere Verständigung zwischen Deutschland und 
Großbritannien zerschlagen, würde die beiden Nationen in Konflikt bringen und 
könnte sehr wohl die gesamte Welt in den Krieg stürzen. Ein solches Ergebnis wäre 
eine Katastrophe ohne Beispiel in der Geschichte. 
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Deutscher Bericht über die Unterredung Adolf Hitlers mit Botschafter Henderson 
am 28. August 1939 


ADAP Bd VII Nr. 384 


Der Britische Botschafter überreichte das in der Anlage beigefügte Memorandum 
der Britischen Regierung. Nachdem der Führer von der in deutscher Sprache beige- 
fügten Übersetzung Kenntnis genommen hatte, erläuterte Henderson die einzelnen 
Punkte noch einmal mündlich, ohne dem Inhalt wesentlich Neues hinzuzufügen. Er 
betonte noch einmal, daß es völlig abwegig sei zu glauben, daß die Englische Regie- 
rung darauf ausgehe, Deutschland vernichten zu wollen. England wolle durchaus 
Deutschland seine Lebensrechte zubilligen, aber es hätte nun einmal Polen sein Wort 
gegeben und könne nicht wortbrüchig werden. Das englische Volk und besonders 
Herr Chamberlain wünschten eine Verständigung mit Deutschland, brauchten aller- 
dings bei der Durchführung dieser Absicht die Mitwirkung Deutschlands, das ver- 
suchen müßte, sich mit den Polen auf friedlichen Wege zu einigen. 

Der Führer erwiderte, daß er durchaus bereit gewesen sei, die schwebenden Fragen 
mit der Polnischen Regierung auf einer sehr vernünftigen Grundlage zu regeln. Dieser 
Versuch ist an dem Verhalten der Polen gescheitert, vor allem deswegen, weil sie 
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sich im Schutze der englischen Garantie sıcher fühlen und nun mit ihrer slawischen 
Mentalität herausfordernd und unverschämt würden. Jetzt hätten sich die Dinge 
soweit zugespitzt, daß täglich neue Zwischenfälle und neue Gewalttaten gegenüber den 
Volksdeutschen geschähen. Der Führer führte dann einzelne Beispiele von Erschießun- 
gen und Mißhandlungen Deutscher in Polen an. Als er in diesem Zusammenhang 
bemerkte, daß England dies gleichgültig sei, erwiderte Henderson, der die Bemer- 
kung mißverständlich auf sich selbst bezogen hatte, in äußerster Erregung, daß man 
ihm so etwas nicht sagen dürfe, wo er sich, solange er den Posten in Berlin bekleide, 
und vor allen Dingen in der jüngsten Zeit, mit äußerster Kraft darum bemüht 
hätte, Krieg und Blutvergießen zu verhindern. Die Wahl zwischen Krieg und Frie- 
den lägen nun beim Führer. 

Der Führer erwiderte, daß dies keine richtige Darstellung der Lage sei, und er- 
klärte, daß die Wahl für ihn darin bestehe, die Rechte des deutschen Volkes ent- 
weder zu verteidigen oder um den Preis einer Einigung mit England aufzugeben. 
Das sei für ıhn keine Wahl, sondern er habe die Pflicht, für die Rechte des deut- 
schen Volkes einzutreten. Außerdem müsse es sich eine Großmacht wie Deutschland 
verbitten, auf eine Stufe mit einem Land wie Polen gestellt zu werden. Ebenso 
beleidigend sei die frühere Alternative im Fall der Tschechei für Deutschland gewe- 
sen, wo England ebenfalls von sich aus die Alternative aufgestellt hätte, entweder 
Deutschland oder die Tschechei als Freund zu besitzen. Etwas derartiges könne sich 
Deutschland nicht bieten lassen. 

Bei der Verabschiedung brachte der Führer in einem längeren Überblick über den 
Verlauf seiner Einigungsbemühungen mit England noch einmal mit eindringlichsten 
Worten seinen Wunsch zum Ausdruck, mit England zusammenzugehen. Diesen 
Wunsch habe er stets und immer vor Augen gehabt und sich um seine Durchführung 
bemüht. Immer wieder habe ihn England zurückgestoßen und ihn so gegen seinen 
Willen zu Verbindungen mit anderen gebracht, die seinen ursprünglichen Absichten 
nicht entsprochen hätten. Auch jetzt wolle er noch mit England gehen und er gebe 
der ernsten Hoffnung Ausdruck, daß England diese letzte Chance nicht verpassen 
werde. 

gez. Schmidt, Gesandter 
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1. Bericht des Botschafters Henderson über seine Unterredung mit Adolf Hitler 
am 28.8. 1939 


Aus Michael Freund 
Geschichte des II. Weltkrieges in Dokumenten Bd. III Dok. Nr. 116a S. 312 f. 


Bei meiner Unterredung an diesem Abend war Herr Hitler völlig ruhig, aber 
auch völlig unnachgiebig in seinen mündlichen Erklärungen. Er forderte den ganzen 
Korridor und Grenzberichtigungen in Schlesien. Auf der anderen Seite versprach er, 
der Note Seiner Majestät Regierung eine sorgfältige Prüfung zuteil werden und 
mir seine schriftliche Antwort morgen zukommen zu lassen. Ich sagte ihm, daß er 
zwischen Mäßigung und Verständigung mit England einerseits oder mit Gewalt- 
anwendung gegen Polen andererseits zu wählen habe. 
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Bericht des britischen Botschafters Sir Nevile Henderson an Lord Halifax 
über seine Unterredung mit Adolf Hitler am 28. August 


Aus DBFP VII Nr. 455, eintreffend in London am 29. August 2.35 Uhr vormittags 


„Ich sah den Kanzler um 22.30 Uhr heute abend..... Herr v. Ribbentrop war 
zugegen, auch Dr. Schmidt. Die Unterredung dauerte 11/4 Stunde. 


2. Herr Hitler begann, die deutsche Übersetzung zu lesen. Als er fertig war, 
sagte ich, ich wünschte gewisse Bemerkungen zu machen nach Notizen, die ich ge- 
macht hätte in den Unterredungen mit dem Premierminister und dem Staatssekretär 
für auswärtige Angelegenheiten. Erstens wünsche ich zu sagen, daß wir es in Eng- 
land als absurd ansähen, daß von der deutschen Regierung angenommen würde, 
daß Großbritannien die Zertrümmerung Deutschlands als feststehende Politik be- 
trachtere. Wir hielten es nicht für viel weniger erstaunlich, daß irgend jemand in 
Deutschland einen Augenblick lang bezweifelte, daß wir nicht für die Polen kämpfen 
würden, wenn seine Unabhängigkeit oder vitale Interessen bedroht würden. 


3. Unser Wort wäre unser Wort, und wir hätten es und würden es nie brechen. 


A Hitler wünschte Britanniens Freundschaft. Welchen Wert würde er auf 
unsere Freundschaft legen, wenn wir mit Untreue gegen einen Freund begännen. Was 
auch immer einige Leute sagen möchten, das britische Volk wünsche aufrichtig eine 
Verständigung mit Deutschland und niemand mehr als der Premierminister ..... 
heute stände die ganze britische Öffentlichkeit hinter diesem. Die kürzliche Abstimmung 
im Unterhaus wäre ein unmißverständlicher Beweis für diese Tatsache. Der Premier- 
minister könnte seine Politik einer Verständigung durchführen, wenn, aber nur, 
wenn Herr Hitler bereit wäre, mitzuwirken. Es läge absolut keine Wahrheit in der 
manchmal in Deutschland gehegten Vorstellung, daß das britische Kabinett uneins 
oder das Land nicht einmütig sei. Es sei es jetzt oder nie, und es beruhte auf Herrn 
Hitler. Wenn er bereit sei, diese Verständigung zu opfern, um Krieg zu führen oder 
maßlos Forderungen an Polen zu stellen, läge die Verantwortlichkeit bei ihm. Wir 
böten Freundschaft an, aber nur auf der Basis einer friedlichen und frei ausgehandel- 
ten Lösung der polnischen Frage. 


5. Herr Hitler erwiderte, daß er gern verhandeln würde, wenn eine polnische 
Regierung da wäre, die bereit wäre, vernünftig zu sein und welche wirklich das 
Land kontrolliere. Er ließ sich aus über Missetaten der Polen, bezog sich auf sein 
großartiges Angbot vom vergangenen März, sagte, daß es nicht wiederholt werden 
könnte und versicherte, daß nichts anderes als die Rückkehr Danzigs und des gan- 
zen Korridors ihn zufrieden stellen würde, zusammen mit einer Berichtigung in 
Schlesien, wo 90% der Bevölkerung in der Nachkriegsstimmung für Deutschland 
gestimmt hätten, wo aber als Ergebnis des Haller-Korfanty-Handstreichs das, was die 
Abstimmungskommission bewilligt hatte, trotzdem von Polen erlaubt worden wäre. 

6. Ich sagte Herrn Hitler, daß er wählen müsse zwischen England und Polen. 
Wenn er unmäßige Forderungen aufstellte, wäre keine Hoffnung auf eine friedliche 
Lösung. Der Korridor wäre fast ganz von Polen bewohnt. Herr Hitler unterbrach 
mich hier mit der Bemerkung, dies wäre nur deshalb wahr, weil eine Million Deutsche 
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seit dem Kriege aus diesem Bezirk ausgetrieben worden wäre. Ich sagte ihm wieder, 
die Wahl läge bei ihm. Er hätte einen Korridor durch den Korridor im März vor- 
geschlagen, und ich müßte ihm ehrlich sagen, daß etwas mehr als dies keine Hoff- 
nung auf Annahme haben würde. Ich bat ihn sehr ernst, zu überlegen, bevor er 
seinen Preis erhöhe. Er sagte, sein ursprüngliches Angebot wäre verächtlich abge- 
schlagen worden und er wollte es nicht wieder machen. Ich bemerkte, daß es in der 
Form eines Diktates gemacht worden sei, und darin läge die ganze Differenz. 


7. Herr Hitler fuhr fort geltend zu machen, daß Polen nie vernünftig sein könnte; 
es hätte England und Frankreich hinter sich und bildete sich ein, daß es, auch wenn 
es geschlagen würde, zuguterletzt dank ihrer Hilfe mehr wiedergewinnen würde, 
als es verlieren könnte. Er sprach davon, Polen zu vernichten. Ich sagte, das erinnerte 
mich an ähnliche Reden im vergangenen Jahr über die Vernichtung der Tschechen. 
Er erwiderte, daß wir nicht imstande wären, Polen zu veranlassen, vernünftig zu 
sein. Ich sagte, es wäre gerade darauf zurückzuführen, daß wir uns der Erfahrung 
der Tschechoslowakei erinnerten im Vorjahre, daß wir zögerten, Polen heute zu weit 
zu drängen. Nichtsdestoweniger behielten wir uns das Recht vor, uns unser eigenes 
Urteil zu bilden in Bezug darauf, was vernünftig und was es nicht wäre, soweit 
Polen und Deutschland ın Betracht kämen. Wir hielten uns die Hände frei in dieser 
Hinsicht. 


8. Im allgemeinen fuhr Hitler fort, immer wieder auf Polen zurückzukommen, 
und ich fuhr geradeso hartnäckig fort, Herrn Hitler zu sagen, daß er zu wählen 
hätte zwischen Freundschaft mit England, die wir ihm anböten, und übermäßigen 
Forderungen an Polen, die aller Hoffnung auf britische Freundschaft ein Ende 
setzen würde. Wenn wir zu einer Verständigung kommen sollten, würde es Opfer 
unsererseits nach sich zichen. Wenn er nicht bereit sei, seinerseits Opfer zu bringen, 
wäre nichts zu machen. Hitler sagte, daß er die Forderungen seines Volkes zu befrie- 
digen hätte, seine Armee wäre bereit und kampfbegierig, sein Volk stände geeinigt 
hinter ihm, und er könne eine weitere Mißhandlung Deutscher in Polen nicht 
dulden usw. usw. 


9. Es ist unnötig, die Einzelheiten einer langen und ernsten Unterredung festzu- 
halten, in deren Verlauf der einzige Anlaß, bei dem Hitler überhaupt erregt war, 
der war, als ich bemerkte, daß es nicht eine Frage um Danzig und den Korridor 
wäre, sondern eine solche unserer Entschlossenheit, Gewalt mit Gewalt zu begegnen. 
Dies rief eine Tirade herein über das Rheinland, Österreich und Sudeten und ihre 
friedliche Wiedererwerbung durch Deutschland. Er grollte auch meinen Bezugnah- 
men auf den 15. März. 


10. Am Ende stellte ich ihm zwei direkte Fragen. War er gewillt, direkt mit 
den Polen zu verhandeln, und war er bereit, die Frage eines Bevölkerungsaustausches 
zu erörtern? Er antwortete bejahend, was das letztere betrifft. (Obgleich ich keinen 
Zweifel habe, daß er gleichzeitig an eine Grenzberichtigung dachte). Was das erstere 
betrifft, sagte er, er könnte mir keine Antwort geben, bis er die Erwiderung Seiner 
Majestät Regierung sorgfältig studiert hätte. In dieser Verbindung wandte er sich an 
Herrn v. Ribbentrop und sagte: ‚Wir müssen Feldmarschall Göring auffordern, es 
mit uns zu erörtern”. 
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11. Ich wiederholte ihm schr feierlich den Kernpunkt des ganzen Gespräches, 
nämlich daß es bei ihm liege, ob er eine einseitige Lösung bevorzuge, welche Krieg 
in Bezug auf Polen oder britische Freundschaft bedeute. Wenn er bereit sei, den 
Preis zu bezahlen für die letztere durch eine großzügige Geste, was Polen berrifft, 
so könnte er auf einen Schlag die ganze öffentliche Meinung nicht nur in England, 
sondern in der ganzen Welt ändern. Ich hinterließ keinen Zweifel bei ihm, welches 
die Alternative wäre, auch disputierte er den Punkt nicht. 

12. Am Ende fragte mich Herr v. Ribbentrop, ob ich garantieren könnte, daß 
der Premierminister das Land mit sich reißen könnte zu einer Politik der Freund- 
schaft mit Deutschland. Ich sagte, es sei kein möglicher Zweifel vorhanden, daß er 
es könnte und wollte, vorausgesetzt, daß Deutschland mit ihm zusammenarbeitete. 
Herr Hitler fragte, ob England gewillt sei, ein Bündnis mit Deutschland anzu- 
nehmen. Ich sagte, ich persönlich schlösse eine solche Möglichkeit nicht aus, voraus- 
gesetzt, daß die Entwicklung der Ereignisse sie rechtfertigten. 

13. Unterhaltung wurde in einer ganz friedlichen Atmosphäre geführt trotz 
absoluter Festigkeit auf beiden Seiten. Hitlers allgemeine Haltung war, daß er mir 
keine wirkliche Antwort geben könne, bis er sorgfältig die Antwort SMR studiert 
hätte. Er sagte, daß er mir eine schriftliche Erwiderung morgen, Dienstag, geben 
wollte. Ich sagte ihm, daß ich sie erwarten würde, wäre aber ganz vorbereitet zu 
warten. Hitlers Antwort war, daß keine Zeit vorhanden wäre zu warten. 

14. Ich schnitt die Frage eines Waffenstillstandes nicht an. Ich werde diesen 
Punkt morgen aufwerfen, wenn seine Antwort ırgendwelchen wirklichen Anlaß 
zur Hoffnung bietet, daß er bereit ist, den Krieg aufzugeben um der britischen 
Verständigung willen.“ 
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Brief des britischen Botschafters Sir N. Henderson an Lord Halifax 
vom 29. August 1939 
über seine Unterredung mit Adolf Hitler am 28. August 1939 


Aus DBFP Bd. VII Nr. 501 


„Ich war kaum erst in die Botschaft gekommen und begann etwas zur Nacht zu 
essen, als ich eine Nachricht erhielt, daß Hitler mich um 22 Uhr zu sehen wünschte. 
Ich sandte eine Nachricht zurück und schlug 22.30 Uhr vor, um mir Zeit zu lassen, 
eine deutsche Übersetzung der Erklärung der Regierung Ihrer Majestät zu beschaffen. 

Um 22.30 Uhr, gestärkt durch eine halbe Flasche Champagner, fuhr ich die Wil- 
helmstraße hinunter zum Haupteingang der Reichskanzlei. Viel Leute warteten vor 
der Botschaft und eine beträchtliche Menschenmenge vor der Kanzlei. Keine Feind- 
seligkeit, soweit ich sehen konnte, vollkommene Ruhe, vielleicht Unbehagen. 

Ich wurde durch eine Ehrenwache in ganzer Stärke empfangen, so, als ob ich 
mein Beglaubigungsschreiben überreichen würde. Ich wurde sofort hineingeleitet, 
Ribbentrop erwartete mich und der unvermeidliche Dr Schmidt. Der Kanzler sah 
gut aus, war vollkommen ruhig und normal. Kein Feuerwerk oder Wortschwall 
irgendwelcher Art. Er wandte sich öfters zu Ribbentrop zur Bestätigung, als er es 
am vergangenen Freitag getan hat und ersterer war ein bißchen, wenn auch nicht 
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viel mitteilsamer. Hitler zeigte keine Bewegung, als er den deutschen Text las 
(ich gab Ribbentrop den englischen); als er mit dem Lesen fertig war, gab er ihn 
ohne Kommentar an Ribbentrop und ich ging weg. Mein Telegramm von gestern 
nacht gibt Ihnen den ganzen Inhalt, obgleich noch andere Punkte vorliegen, die ich 
zu gegebener Zeit in Erinnerung bringen werde. 

Was er betonte war, daß er nicht bluffe und daß man einen großen Irrtum be- 
gehen würde anzunehmen, daß er es tue. Ich sagte, daß ich es nur zu gut wisse und 
daß wir auch nicht blufften. Hitlers Antwort war, daß er dies ebenso voll erkenne. 

Ein anderer Punkt waren Kolonien und eine Frage, weshalb wir nicht auf einmal 
etwas anbieten könnten, als Beweis unserer guten Absichten. Ich bemerkte, daß es 
wesentlich leichter wäre, etwas von England in einer guten Atmosphäre zu erhalten 
als in einer schlechten. Ich erinnerte ihn an mein Gespräch mit ihm im März ver- 
gangenen Jahres und seine Weigerung, die Frage damals zu besprechen, weil, wie 
ich sagte, er fürchtete, daß wir das Kolonialproblem als Hebel zur Verhinderung der 
Verwirklichung der deutschen Einheit in Europa verwenden würden. Er gab zu, 
daß dies tatsächlich sein Empfinden gewesen sei, aber ich warf ein, daß meine 
Demarche im vergangenen Jahr klar darauf hingewiesen habe, daß wir uns im 
gegebenen Augenblick bereitfänden die Kolonien zu besprechen. 


Das beste Zeichen trotz seines Bestehens auf dem ganzen Korridor und die Hin- 
weise auf Grenzberichtigungen ın Schlesien war seine wiederholte Bemerkung, daß er 
zuerst unsere Antwort sorgfältig studieren müsse sowie seine Bemerkung, Göring 
zu rufen, daß er sie auch bespreche. Sie können wohl glauben, daß ich mehr 
sagte, als ich sollte, wäre ich nur in der Lage gewesen, jedes Wort, sorgfältig abzu- 
WAREN. Zum Beispiel bezog ich mich auf den Durchgang über den Korridor 
als gangbaren Vorschlag — anstatt der Kritik gegen ihn im vergangenen April. 
Aber glauben Sie mir, es ist ein absoiutes Minimum. Ich habe einige Hoffnungen, 
daß Hitlers Antwort nicht allzu unvernünftig sein wird. Er wird wahrscheinlich 
zuviel verlangen, ebenso wie Polen zu wenig anbieten wird. Am Ende, wenn wir 
Deutschland gegenüber fest bleiben, haben wir den Polen gegenüber nicht weniger 
fest zu sein. Die Franzosen, Amerikaner und Italiener (die letzteren auf Anweisung 
Cianos) waren an meiner Türschwelle, bis ich zurückkam, aber keine Spur vom pol- 
nischen Botschafter, trotz der Tatsache, daß ich mit ihm auf ganz gutem Fuß stehe! 
Polen hat auch seine Pflicht, zum Weltfrieden beizutragen, und es ist weitmehr in 
seinem eigenen Interesse gelegen als in dem irgend jemand anderem, so gründlich 
als es ihm nur möglich ist, alle möglichen Reibungsursachen in Zukunft zwischen ihm 
und seinem mächtigen Nachbarn wegzuräumen. Bitte bleiben Sie hier auch stark — 
wenn Hitlers Antwort, wie ich immer noch hoffe, daß es der Fall sein wird, ein 
Maschenloch für einen friedlichen Ausweg offen läßt. 


Jedenfalls tat ich mein Bestes. Die allgemeine Atmosphäre war ganz freundlich, 
selbst bei Ribbentrop. Ich halte nicht viel von meiner Beweisführung oder meinen 
diplomatischen Fähigkeiten, aber ich erhielt ein unverlangtes Zeugnis bei meinem 
Weggang. Meißner und Dr. Schmidt begleiteten mich, und der letztere (ein ehr- 
licher Mann und warmer Verteidiger des Friedens) sagte: ‚Sie waren ganz wunder- 
bar.‘ Als ich mich bei meiner eigenen Unzulänglichkeit niedergeschlagen fühlte, wurde 
ich schließlich durch diese unparteiische deutsche Ansicht mit Beifall bedacht. 
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Ein anderer Punkt war bei unserer Unterredung Hitlers Beharren auf dem Wert 
der deutschen Freundschaft für England. Ich sagte ihm, daß, während wir dies voll- 
kommen anerkennen, wir doch nicht weniger von dem Wert der englischen Freund- 
schaft Deutschland gegenüber überzeugt seien. Hitler stimmte bei und fügte hinzu, 
daß dies der Hauptgrund, nämlich die Interessengemeinschaft zugunsten einer eng- 
lisch-deutschen Verständigung sei. 

Jedenfalls ist alles, was man tun kann, die deutsche Antwort abzuwarten. Meiner 
Ansicht nach sollte Beck hierher kommen, wenn Hitler direkten Verhandlungen zu- 
stimmt. Wir haben — wie gewöhnlich — bei den Deutschen jegliche Vorarbeit ge- 
leistet. Nun ist es an den Franzosen, diesselbe bei den Polen zu tun. Wenn wir es den 
letzteren gestatten, immer fort von ihrer Eigenliebe, ihrem Ansehen und vom An- 
zeichen des Schwachwerdens zu sprechen, werden wir bei der Verantwortung für die 
Katastrophe nicht ohne Schuld sein. Wenn uns Hitlers Antwort nur das nötige 
Maschenloch gibt! Die Lage Polens und auch unsere wird entschieden besser sein, 
wenn eine international garantierte Bereinigung erreicht werden könnte. Der Wert 
jedes diplomatischen Sieges wäre für Polen genau gleich null.“ 
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Ergänzender Bericht Hendersons über seine Unterredung mit Adolf Hitler 
am 28. August 1939 


Aus Michael Freund 


Geschichte des II. Weltkrieges in Dokumenten Bd. III Dok. Nr. 116 c S. 316 f. 

Das folgende sind zusätzliche Punkte in Ergänzung meines vorherigen Berichtes: 

Herr Hitler betonte, daß er nicht bluffe und daß man einen großen Irrtum 
begehe, wenn man glaube, daß er es tue. Ich erwiderte, daß mir diese Tatsache voll- 
kommen bewußt seı und daß auch wir nicht blufften. Herr Hitler sagte, er begreife 
vollkommen, daß dem so wäre. Als Antwort auf eine Andeutung seinerseits, daß 
Großbritannien etwas sogleich als Beweis seiner guten Absichten in der Frage der 
Kolonien bieten könnte, antwortete ich, daß Zugeständnisse in einer guten Atmo- 
spähre leichter wären als in einer schlechten und daß Seiner Majestät Regierung 
durch meine Unterredung mit ihm ım März vorigen Jahres gezeigt habe, daß sie 
im Prinzip bereit wäre, die Kolonialfrage zur rechten Zeit zu erörtern. 

Nach meiner Absicht ist es im Interesse Polens, soweit als möglich alle möglichen 
Ursachen für die Reibungen in der Zukunft zwischen sich selbst und seinem mäch- 
tigen Nachbarn zu beseitigen. Im Falle direkter Verhandlungen zwischen Polen und 
und Deutschland ist es nach meiner Meinung die Sache der französischen Regierung, 
allen möglichen Druck auf Polen auszuüben — genauso wie wir es im Falle Deutsch- 
land getan haben —, eine vernünftige Haltung einzunehmen. Die Fragen eines über- 
steigerten Prestiges und der Eigenliebe auf der Seite Polens dürfen nicht einer auf 
fairem Wege ausgehandelten, auf einer internationalen Garantie gegründeten Rege- 
lung im Wege stehen. Diplomatische Siege durch Polen haben noch nie zu friedlichen 
und dauerhaften Beziehungen zwischen Deutschland und Polen geführt. 

Das Obige hängt natürlich davon ab, daß die Antwort Herrn Hitlers Aussichten 
auf eine Regelung durch Verhandlungen eröffnet. 
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118 
Bericht des britischen Botschafters Loraine an Lord Halifax vom 28. 8. 1939 


Aus DBFP VII Nr. 432 


„Folgende Informationen sind mir aus zuverlässiger zweiter Hand von einer 
italienischen Quelle zugegangen, die jede Möglichkeit hat, unterrichtet zu sein. 

1. Heute morgen wies Alfieri die Herausgeber der italienischen Nachmittags- 
presse an, so zu tun, als ob man es mit den Deutschen hielte. 

2. Die spanischen Falangisten üben stärksten Druck auf Mussolini aus, im Kriegs- 
falle neutral zu bleiben. 

3. In den Schlußphasen der Verhandlungen Graf Cianos mit Herrn v. Ribbentrop 
über ıtalienisch-deutsches Bündnis weigert sich Mussolini, die Unterzeichnung zu 
autorisieren, wenn die Deutschen nicht einer Geheimklausel zustimmten, dahin- 
gehend, daß das Bündnis null und nichtig werde, falls binnen 4 Jahren nach Unter- 
zeichnis ein deutsches Vorgehen eine Situation erzeugt, die zum Kriege führte 
und daß Mussolini damit Erfolg hatte. 

4. Es ist die Fıinanz- und Industriegruppe Volpi, die Mussolini in die Arme 
Deutschlands getrieben hat, wobei sie sich privater Erpressung bediente. 

5. Mussolini hat sich jetzt isoliert und hat E. (der Name ist nicht leserlich) 
und Muti, zwei seiner zähesten und fanatisch ergebensten Anhänger aus der ersten 
Zeit des Fachismus, wieder nach Rom zurückgeholt, um ıhn gegen ein Attentat 
zu schützen. Er fürchtet einen Anschlag von seiten der Volpi-Gruppe, die jetzt 
bestürzt ist, daß er jetzt an der Seite Deutschlands kämpfen will und darauf 
besteht, daß er dies tun muß..... 

6. Graf Ciano har seit dem Tode seines Vaters, der mit der Volpi-Gruppe ein 
Herz und eine Seele war, alle Verbindungen mit letzterer abgebrochen und steht jetzt 
fest und treu zu seiten Mussolinis.““ 

In einem weiteren Telegramm bemerkt er zu diesem Bericht: 

a) Ich meine, 1 ist eine Tatsache und 2 wahrscheinlich. 

b) Was 3 betrifft, so war ich bereits seit einiger Zeit der Meinung, es gäbe eine 
unveröffentlichte Klausel des italienisch-deutschen Vertrages, die Signor Musso- 
linı eine Art Bremse ın die Hand gäbe. 

c) Die Punkte 4 und 5 kann ich nicht auf ihren Wahrheitsgehalt nachprüfen, aber 
sie könnten einigermaßen zutreffen. 

d) Punkt 6 mag wahrscheinlich zutreffend sein. Ich habe Ihnen Graf Cianos Front- 
wechsel bereits gemeldet. 

(DBFP VII Nr. 433) 
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Telefongespräch des britischen Botschafters Kennard am 29. August, 20 Uhr, 
mit Lord Halifax betreffend die polnische Mobilmachung 


Aus DBFP VII Nr. 482 


„Dem Minister für auswärtige Angelegenheiten gegenüber hob ich in möglichst 
starken Ausdrücken die ernste Auswirkung hervor, welche eine Generalmobil- 
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machung der polnischen Armee auf die schließlichen Anstrengungen der Regie- 
rung Ihrer Majestät haben dürfte, die sie zum Schutze Europas übernimmt. Herr 
Hitler könnte dies als einen Akt der Herausforderung seitens Polens benützen 
und seine Haltung vollkommen ändern können, wenn er zu einer Annahme un- 
serer Vorschläge neigen könnte. 

2. Ich meinte, daß die Aktion der polnischen Regierung beim Beschluß einer 
Generalmobilmachung, ohne die Regierung Seiner Majestät zu Rate zu ziehen, 
dahingehend ausgelegt werden könnte, daß keine Rücksichtnahme auf die Be- 
mühungen, die von uns unternommen werden, geübt wird, was äußerst unglück- 
liche Rückwirkungen auf die Zusammenarbeit unserer zwei Länder haben könnte, 
welche bisher durch derart großen Geist des Verstehens gekennzeichnet gewesen ist. 

3. Herr Beck sagte, daß die durch Deutschland ergriffenen militärischen Maß- 
nahmen derart seien, daß es für Polen wesentlich geworden sei, vollkommen vor- 
bereitet zu sein, um einem sofortigen Angriff zu begegnen; wenn die General- 
mobilmachung um 4 Stunden zum Beispiel verzögert worden sei, würde es wei- 
tere 24 Stunden bedürfen, bevor sie in Kraft gesetzt werden könnte. Auf jeden 
Fall war es nun zu spät, die Mobilisierungsbefehle zurückzuziehen. Er fragte mich, 
ob die Regierung Ihrer Majestät die Verantwortung dafür übernehmen würde, 
der polnischen Regierung zu raten, keine Maßnahme zu ergreifen, die für die 
Sicherheit Polens wesentlich sei und dadurch seine Existenz aufs Spiel zu setzen. 

4. Ich schlug sodann vor, daß, während diese Maßnahmen in Kraft gesetzt wür- 
den, sie nicht veröffentlicht werden sollten, keinesfalls bis nicht eine schließliche 
Antwort von Herrn Hitler eingetroffen sei. Herr Beck sagte, daß dies unmöglich 
sei, weil eine Generalmobilmachung nicht ohne öffentlichen Aushang durchgeführt 
werden könnte. 

5. Schließlich drückte er tiefes Bedauern aus angesichts der ausgezeichneten Be- 
ziehungen, die er bisher zwischen unseren zwei Regierungen erzielt hatte und 
zwischen ihm und mir persönlich. Er sollte mich zwingen, meiner Regierung mit- 
zuteilen, daß er nichts tun könnte, um meiner ernsten Vorstellung entgegen- 
zukommen. 

6. General Carton de Wiart hat den Stabschef aufgesucht, welcher gesagt hatte, 
daß nicht mehr Männer aufgerufen werden können ohne vorhergehende General- 
mobilmachung und daß angesichts der gegenwärtigen Lage die Behörden es nicht 
als gerechtfertigt ansehen, sie zu verschieben.“ 
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Auszug aus der Rede des Premierministers Chamberlein 
am 29. August 1939 im Unterhaus 


BBB Nr. 77 


BEER Etwas möchte ich in diesem Augenblick hinsichtlich der Presse sagen. Ich 
halte es für nötig, der Presse noch einmal dringend nahezulegen, äußerste Zurück- 
haltung zu beobachten zu einer Zeit, wo es durchaus möglich ist, daß ein paar 
wenige gedankenlose Worte in einer vielleicht gar nicht besonders wichtigen Zei- 
tung die gesamten Anstrengungen der Regierung zur Herbeiführung einer befrie- 
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digende Lösung zum Scheitern bringen können. Ich habe gehört, daß ein Bericht, 
der sich als wörtliche Beschreibung der Mitteilung der Britischen Regierung an 
Herrn Hitler gibt, gestern nacht oder heute morgen ın ein anderes Land telegra- 
phiert wurde. Ein solcher Bericht kann bloß von A bis Z eine Erfindung sein. 
Es ist, wie ich denke, sehr bedauerlich, daß Journalisten ın Ausübung ihres 
Berufes solche Verantwortung auf sich zu nehmen wagen, Verantwortungen, die 
nicht nur sie selbst, sondern auch die Einwohner vielleicht aller Länder der Welt 
berühren ...... Am Samstag kam Sir Nevile Henderson kurz vor dem Lunch im 
Flugzeug aus Berlin an, und wir erfuhren von ihm, daß man in Berlin seine Rück- 
kehr am gleichen Tage nicht für nötig halte, da die Deutsche Regierung sehr 
darauf bedacht sei, daß wir der Mitteilung, die er uns zu machen hatte, sorgfältige 
Aufmerksamkeit widmen sollten. Dementsprechend verwendeten wir den ganzen 
Samstag und den Sonntagmorgen auf eine sehr sorgfältige, erschöpfende und 
gründliche Betrachtung des vom Britischen Botschafter überbrachten Dokumentes, 
sowie der Antwort, die wir zurücksenden wollten, und unsere endgültige Er- 
widerung wurde vom Botschafter gestern nachmittag mitgenommen, als er nach 
Berlin zurückflog, um sıe dem Kanzler gestern nacht zu übergeben. 


(Diese Behauptung stimmt nicht, denn Henderson hatte die Note nicht dabei, 
sondern sie wurde nach seiner Rückreise um 18 Uhr an die britische Botschaft 
telegrafiert...... d. V.) Herr Hitler war bemüht, Seiner Majestät Regierung seinen 
Wunsch nach einer englisch-deutschenVerständigung von umfassender und blei- 
bender Natur eindringlich klar zu machen. Andererseits ließ er Seiner Majestät 
Regierung durchaus nicht ım Zweifel über seine Anschauungen hinsichtlich der 
Dringlichkeit einer Regelung der deutsch-polnischen Frage. ..... Wır haben klar 
gemacht, daß unsere Verpflichtungen gegenüber Polen, die durch das am 25. 
August, also am letzten Freitag, unterzeichnete Abkommen in dauerhafte Form 
gebracht worden sind, erfüllt werden sollen. Das Haus wird sich daran erinnern, 
daß die Regierung mehr als einmal öffentlich erklärt hat, daß die deutsch-pol- 
nischen Differenzen eine Lösung mit friedlichen Mitteln finden sollten..... In 
diesem Augenblick ist die Lage so, daß wir auf Herrn Hitlers Antwort auf unsere 
Mitteilung warten. Es hängt von der Art dieser Antwort ab, ob noch mehr Zeit 
auf die Ergründung der Situation verwendet werden kann und auf den Einsatz so 
vieler Kräfte, die für den Frieden arbeiten. Eine Wartezeit dieser Art ist oft sehr 
aufreibend, aber nichts, denke ich, kann bemerkenswerter sein als die Ruhe, die 
die Haltung des ganzen britischen Volkes auszeichnet. Es scheint mir, daß es für 
diese Haltung zwei Gründe gibt. Der erste liegt darin, daß keiner von uns darüber 
im Zweifel ist, wo unsere Pflicht liegt. Es gibt keine Meinungsverschiedenheit un- 
ter uns; es gibt keine Abschwächung unserer Entschlossenheit. Der zweite Grund 
liegt in unserem Vertrauen darauf, daß wir für jede Eventualität bereit sind..... 

u Um zuerst von der aktiven Landesverteidigung zu sprechen, so ist die 
Luftverteidigung Großbritanniens in den Zustand unverzüglicher Bereitschaft ge- 
setzt worden. Die Boden-Flugabwehr ist in Stellung und mit den Einheiten der 
territorialen Flugabwehr bemannt worden. Die regulären Schwadronen der König- 
lichen Luftwaffe sind auf Kriegsstärke gebracht worden durch Hinzufügung der 
nötigen Reservisten, einschließlich eines Teils der freiwilligen Reserve. Die Kampf- 
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und Erkundungsschwadronen der Hilfsluftwaffe sind aufgeboten und stehen bereit, 
und die Ballonsperre ist in Stellung. Das Beobachterkorps ist an seinen Posten, und 
überhaupt ist das gesamte Warnsystem Tag und Nacht zu sofortiger Wirksamkeit 
bereit. Die Küstenverteidigungen sind in Bereitschaft; man hat sie mit den Küsten- 
verteidigungseinheiten der territorialen Armee bemannt. Es sind auch Anstalten 
getroffen worden für den Schutz einer sehr großen Zahl wichtiger Punkte, deren 
Sicherheit für den nationalen kriegerischen Einsatz unerläßlich ist; diese Aufgabe 
wurde den nationalen Verteidigungskompanien, der Miliz und den Einheiten 
der Territorialarmee übertragen. 

TER Eine Reihe anderer Maßnahmen wurden während der letzten Woche ge- 
troffen, um unsere Bereitschaft zur See zu steigern. Ich brauche nicht auf alle 
Einzelheiten einzugehen, aber die für die verschiedenen Handelshäfen verantwort- 
lichen Marineoffiziere sind ernannt worden und haben ihren Dienst aufgenom- 
men, und die Flottenhäfen- und -stützpunkte sind in vorgerückten Bereitschafts- 
zustand gesetzt worden. Wie die ehrenwerten Mitglieder wissen werden, hat die 
Admiralität die Kontrolle der Handelsschiffahrt übernommen mit den durch das 
Notermächtigungsgesetz ihr übertragenen Vollmachten, und schriftliche Weisungen 
sind schon an die Handelsschiffahrt auf verschiedenen Seewegen ausgegeben wor- 
den. Eine beträchtliche Reihe von Bewegungen von Einheiten der Landstreitkräfte 
sind im Mutterland und in Übersee ausgeführt worden. Diese Bewegungen sind ein 
Teil eines im voraus ausgearbeiteten Planes, wonach zur Sicherung eines erhöhten 
Bereitschaftszustandes eine Anzahl Einheiten wenn möglich vor dem Kriegs- 
ausbruch sich nach ihren Kriegsstandorten zu begeben haben. Die regionalen 
Organisationen der Zivilverteidigung sind in Kriegszustand gesetzt worden. Regio- 
nale Kommissare und ihre Stäbe sind an ıhren Kriegsstandorten. 

Ich habe eine Anzahl Beispiele für Schritte angegeben, die über die bereits in 
Wirkung gesetzten Maßnahmen hinausgehen. Eine umfassende und andauernde 
Aufsicht wird über den gesamten Bereich unserer Verteidigungsvorbereitungen aus- 
geübt, und vorbereitende Maßnahmen werden getroffen um sicherzustellen, daß 
weitere vorbeugende Maßnahmen (sofern sie für nötig befunden werden sollten) 
so rasch wie möglich ın Kraft treten können. Die von mir dem Hause genannten 
Beispiele sind bloß Belege für den allgemeinen Bereitschaftszustand, von dem das 
Haus und das Land unterrichtet sind. Ich denke, daß sie das völlige Fehlen von 
Angst und natürlich von heftiger Erregung rechtfertigen und teilweise erklären. 
Man sagt, das britische Volk sei zuweilen langsam in seinen Entschlüssen, aber 
nachdem es sie einmal gefaßt habe, lasse es nicht so leicht wieder locker. Noch ist 
die Entscheidung über Krieg oder Frieden nicht gefallen, und wir wollen noch im- 
mer auf Frieden hoffen und für den Frieden arbeiten; aber wir werden um kein 
Jota in unserer Entschlossenheit nachlassen, an der Bahn, die wir für uns selbst 
vorbestimmt haben, festzuhalten. 
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Protokoll von Sir R. Vansittart an Lord Halifax mit einem Kommentar zu 
Absatz 12 des Briefes von Botschafter Henderson an Lord Halifax vom 28. August 
Aus DBFP VII Nr. 455 


„Sir Henderson scheint seine Unterredung mit Hitler sehr gut geführt zu haben 
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mit einer Ausnahme. Diese Ausnahme ist die Antwort auf Hitlers Frage, ‚ob Eng- 
land gewillt sein würde, ein Bündnis mit Deutschland einzugehen.’ Sir Henderson 
sagte: ‚Persönlich gesprochen schlösse er eine solche Möglichkeit nicht aus, voraus- 
gesetzt, die Entwicklung der Ereignisse rechtfertige es’. Dies, denke ich, ist in der 
Tat sehr gefährlich. Es ist die dritte deutsche Bezugnahme, die ich gesehen habe, 
auf eine solche Möglichkeit. Es ist natürlich nicht praktische Politik. Da ist der 
ganze Unterschied in der Welt zwischen einem Bündnis und einem Vertrag, um 
Hitlers eigene Worte zu gebrauchen. Wenn wir noch mehr von diesen Versuchen 
gestatten, uns auf solch gefährlichen Boden zu ziehen, wenn wir die Deutschen 
mit uns dasselbe Spiel treiben lassen, wie wir mit ihnen spielen im Hinblick auf 
den russisch-deutschen Pakt. Wenn die Deutschen klug genug wären, durchsickern 
zu lassen, daß diese Frage dem britischen Botschafter gestellt worden ist und daß 
er sie mit den Ausdrücken beantwortet hätte, die er verwendet hat, glaube ich, 
müssen wir einer großen Entrüstung und Argwohn in diesem Land ent- 
gegensehen, und vor allem würde ein großer Verlust an Vertrauen und Vorwürfe 
der Treulosigkeit in Frankreich, der Türkei, Polen, Rumänien, Griechenland usw. 
eintreten. Ich glaube, Sir Henderson sollte Instruktionen erhalten, dieses Thema 
gänzlich zu meiden oder wenn es wieder angeschnitten wird von den Deutschen, 
es ın ganz anderen Ausdrücken zu beantworten. Tatsächlich kann es unter gar 
keinen Umständen überhaupt in Frage kommen innerhalb absehbarer Zeit. Ein 
Bündnis bedeutet ein Militärbündnis, wenn es überhaupt etwas bedeutet. Und 
gegen wen sollten wir uns verbünden mit einem solchen Pack wie dem jetzigen 
Regime ın Deutschland? Die bloße Andeutung würde uns in den Vereinigten 
Staaten ruinieren. Ein Vertrag, ja. Ein Bündnis, nein. Auch nur mit einer solchen 
Vorstellung zu spielen würde bedeuten, noch einmal Deutschlands äußerste Ziele 
aus der Sicht zu verlieren, welche einbeziehen, ob jetzt oder später die Zerstörung 
Polens in seiner jetzigen Gestalt, ganz abgesehen von der Tatsache, daß Hitlers 
Absicht immer noch ist, Europa zu beherrschen, ein Prozeß, in dem die Zer- 
störung Polens nur der nächste Schritt ist, um so die beherrschende Macht der 
Welt zu werden. Dies kann nur erreicht werden durch die eventuelle Zerstörung 
des britischen Reiches. Ich hoffe ernstlich, daß wir uns sehr streng darauf be- 
schränken, um die nächste Ecke zu biegen — wenn wir es können — ohne jede 
Illusion — sogar wenn es uns gelinge — daß wir nicht eine weitere entgegen- 
stehende Ecke im nächsten Jahr finden werden.“ 

Lord Halifax bemerkte: „Es liegt Stärke in Sir Vansittart’s Protokoll und ich 
denke, wie wir es auch tun, daß wir Sir Henderson in Besitz unserer Ansicht set- 
zen können, damit er vollauf begreife, wie schlammig der Boden ist.“ 
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Dem Britischen Botschafter am 29. August 1939 übergebene Antwort des 
deutschen Reichskanzlers an die Britische Regierung 


Aus DWB II Nr. 464 


Der Königlich Britische Botschafter in Berlin hat der Königlich Britischen Re- 
gierung Anregungen übermittelt, die ich vorschlagen zu müssen glaubte, um 
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1. dem Willen der Reichsregierung nach einer aufrichtigen deutsch-englischen 
Verständigung, Zusammenarbeit und Freundschaft noch einmal Ausdruck zu geben; 

2. keinen Zweifel darüber aufkommen zu lassen, daß eine solche Verständigung 
nicht erkauft werden könnte mit dem Verzicht auf lebenswichtige deutsche 
Interessen oder gar einer Preisgabe von Forderungen, die ebenso im allgemeinen 
menschlichen Recht wie in der nationalen Würde und Ehre unseres Volkes begrün- 
det sind. 


Mit Befriedigung hat die Deutsche Regierung aus den Antwortschreiben der Kö- 
niglich Britischen Regierung und den mündlichen Erläuterungen des Königlich 
Britischen Botschafters entnommen, daß die Königlich Britische Regierung auch 
ihrerseits bereit ist, das deutsch-englische Verhältnis zu bessern, es im Sinne der 
deutschen Anregungen zu entwickeln und aufzubauen. 


Die Königlich Britische Regierung ist dabei ebenfalls überzeugt, daß die Lösung 
der unerträglich gewordenen deutsch-polnischen Spannung die Voraussetzung für 
eine Realisierung dieser Hoffnung ist. 


Seit dem Herbst des vergangenen Jahres und zuletzt ım März 1939 wurden der 
Polnischen Regierung mündlich und schriftlich Vorschläge unterbreitet, die unter 
der Berücksichtigung der damals zwischen Deutschland und Polen bestehenden 
Freundschaft eine für beide Teile annehmbare Lösung der strittigen Fragen ermög- 
lichen konnten. Es ist der Königlich Britischen Regierung bekannt, daß die Pol- 
nische Regierung glaubte, diese Vorschläge im März dieses Jahres endgültig ablehnen 
zu müssen. Sie hat diese Ablehnung zugleich zum Vorwand oder Anlaß genom- 
men, militärische Maßnahmen zu treffen, die seitdem eine fortgesetzte Steigerung 
erfuhren. Schon in der Mitte des vergangenen Monats hat der Polnische Staat tat- 
sächlich mobil gemacht. In Verbindung damit haben zahlreiche Uebergriffe ın der 
Freien Stadt Danzig stattgefunden, hervorgerufen durch polnische Behörden; mehr 
oder weniger drohend ultimative Forderungen wurden an diese Stadt gerichtet. 
Die Verhängung einer erst zollpolitisch durchgeführten, nunmehr aber auch militä- 
risch und verkehrstechnisch erweiterten Grenzsperre mit dem Ziel der politischen 
Zermürbung und wirtschaftlichen Zerstörung dieses deutschen Gemeinwesens fand 
statt. 


Hinzu kommen himmelschreiende, barbarische Mißhandlungen und sonstige 
Verfolgungen der großen deutschen Volksgruppe in Polen, die bis zur Tötung vie- 
ler dort lebender Deutschen oder zur Verschleppung unter grausamsten Begleit- 
umständen führten. Diese Zustände sind für eine Großmacht unerträglich. Sie 
haben Deutschland gezwungen, nach monatelangem Zusehen nunmehr ebenfalls 
die notwendigen Schritte zur Wahrung der berechtigten deutschen Interessen zu 
ergreifen. Und die Deutsche Reichsregierung kann der Britischen Regierung nur 
auf das ernsteste versichern, daß nunmehr jener Zustand erreicht ist, der ein wei- 
teres Hinnehmen oder auch nur Zusehen ausschließt. 


Die Forderung der Deutschen Reichsregierung entspricht der von Anfang an als 
notwendig erkannten Revision des Versailler Vertrages in diesem Gebiet; Rück- 
kehr von Danzig und dem Korridor an Deutschland, Sicherung des Lebens der 
deutschen Volksgruppen in den restlich Polen verbleibenden Gebieten. 
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Die Deutsche Reichsregierung nimmt mit Befriedigung Kenntnis, daß auch die 
Königlich Britische Regierung im grundsätzlichen überzeugt ist, daß die entstan- 
dene Lage einer Lösung entgegengeführt werden muß. Sie glaubt weiter anneh- 
men zu dürfen, daß sich auch die Königlich Britische Regierung keinem Zweifel 
darüber hingibt, daß es sich hier nicht mehr um Zustände handelt, zu deren Be- 
seitigung Tage oder gar Wochen, sondern vielleicht nur Stunden zur Verfügung 
stehen. Denn es ist ın jedem Augenblick angesichts der desorganisierten Verhältnisse 
in Polen mit der Möglichkeit des Eintretens von Akten zu rechnen, die hinzuneh- 
men für Deutschland unmöglich sein könnte. 


Wenn die Königlich Britische Regierung noch immer glaubt, daß diese schwer- 
wiegenden Differenzen auf dem Wege direkter Verhandlungen zu lösen seien, so 
kann die Deutsche Reichsregierung diese Auffassung von vornherein leider nicht 
mehr teilen. Denn sie hat es ja versucht, den Weg einer solchen friedlichen Ver- 
handlung einzuleiten, wurde aber dabei von der Polnischen Regierung nicht unter- 
stützt, sondern durch brüsk eingeleitete Maßnahmen militärischen Charakters im 
Sinne der schon angedeuteten Entwicklung abgewiesen. 


Die Königlich Britische Regierung sieht zwei Momente als wichtig an: 
1. daß durch direkte Verhandlungen schnellstens die vorhandene Gefahr einer 
drohenden Entladung beseitigt wird, und daß 


2. der Existenz des im übrigen dann fortbestehenden Polnischen Staates durch 
internationale Garantien wirtschaftlich und politisch die notwendige Sicherung 
gegeben wird. 


Die Deutsche Reichsregierung hat dazu folgende Erklärung abzugeben: 


Trotz ihrer skeptischen Beurteilung der Aussichten solcher direkten Besprechun- 
gen will sie dennoch den englischen Vorschlag akzeptieren und in diese eintreten. 
Sie tut dies ausschließlich unter dem Eindruck der — wie schon betont — ihr zu- 
gegangenen schriftlichen Mitteilung der Königlich Britischen Regierung, daß auch 
diese ein Freundschaftsabkommen unter Zugrundelegung der dem Botschafter Hen- 
derson gegebenen Anhaltspunkte wünscht. Die Deutsche Regierung will dadurch 
der Königlich Britischen Regierung und dem englischen Volk einen Beweis für die 
Aufrichtigkeit der deutschen Absicht, zu einer dauernden Freundschaft mit Groß- 
britannien zu kommen, geben. 


Die Reichsregierung muß die Britische Regierung pflichtgemäß aber darauf hin- 
weisen, daß sie im Falle einer Neugestaltung der territorialen Verhältnisse in 
Polen nicht mehr in der Lage wäre, ohne Hinzuziehung der Sowjetunion sich zu 
Garantien zu verpflichten oder an Garantien teilzunehmen. 


Im übrigen hat die Deutsche Reichsregierung bei ihren Vorschlägen nie die 
Absicht gehabt, lebenswichtige Interessen Polens anzugreifen oder die Existenz 
eines unabhängigen Polnischen Staates in Frage zu stellen. Die Deutsche Reichs- 
regierung ist unter diesen Umständen daher damit einverstanden, die vorgeschla- 
gene Vermittlung der Königlich Britischen Regierung zur Entsendung einer mit 
allen Vollmachten versehenen polnischen Persönlichkeit nach Berlin anzunehmen. 
Sie rechnet mit dem Eintreffen dieser Persönlichkeit für Mittwoch, den 30. August 
1939. 


247 


Die Reichsregierung wird die Vorschläge einer für sie akzeptablen Lösung sofort 
ausarbeiten und diese wenn möglich bis zur Ankunft des polnischen Unterhändlers 
auch der Britischen Regierung zur Verfügung stellen. 


124 
(Siehe auch Nr. 128) 


Berichte des britischen Botschafters Henderson an Lord Halifax 
über seine Unterredung mit Adolf Hitler am 29. August 1939 


DBFP VII Nr. 490 (in London eintreffend 21.15 Uhr) 


„Herr Hitler übergab mir die deutsche Antwort heute abend um 19.15 Uhr. 
Übersetzung des vollen Wortlautes wird sobald als möglich folgen..... 

3. Die Note bemerkt, daß die deutschen Vorschläge niemals irgendeine Ver- 
ringerung der polnischen Lebensinteressen zum Ziele gehabt hätten und erklärt, 
daß die deutsche Regierung die Vermittlung von England ım Hinblick auf den 
Besuch eines polnischen Bevollmächtigten in Berlin annähme. Die deutsche Regie- 
rung rechnet auf die Ankunft eines solchen Bevollmächtigten morgen, Dienstag, 
den 30. August. 

4. Ich bemerkte, daß dieser Satz wie ein Ultimatum klinge, aber nach einigen 
heftigen Bemerkungen versicherten mir beide, Herr Hitler und Herr v. Ribben- 
trop, daß nur beabsichtigt sei, die Dringlichkeit des Augenblicks zu betonen, da 
zwei voll mobilisierte Armeen einander gegenüber stehen. 

5. Ich sagte, daß ich diesen Vorschlag sofort an die Regierung Seiner Majestät 
weiterleiten werde und fragte, ob, wenn solch ein polnischer Bevollmächtigter 
kommen würde, wir annehmen könnten, daß er gut empfangen werden würde 
und daß Besprechungen auf der Basis völliger Gleichheit geführt werden würden. 
Die Antwort Herrn Hitlers war ‚natürlich‘. 

6. Deutsche Forderungen wurden erklärt, die Revidierung des Versailler Ver- 
trages zu sein: nämlich die Rückkehr von Danzig und des Korridors zu Deutsch- 
land. Sicherheit des Lebens der deutschen Volksminderheiten im übrigen Polen; 
die Note schließt mit der Feststellung, daß die deutsche Regierung sofort Vor- 
schläge für eine annehmbare Lösung ausarbeiten und die englische Regierung unter- 
richten werde, wenn möglich noch vor dem Eintreffen des polnischen Bevoll- 
mächtigten.”. 


DBFP VII Nr. 493 (in London eintreffend 22.25 Uhr) 


„Das Interview heute abend war stürmischen Charakters und Herr Hitler weit 
weniger vernünftig als gestern. Zeitungsmitteilungen von heute abend, daß neuer- 
dings 5 Deutsche in Polen getötet worden sind und Nachrichten über die polnische 
Mobilmachung haben ihn augenscheinlich erregt. 

2. Er sagte wieder, daß er die englische Freundschaft allem anderen in der Welt 
vorziehe, aber daß er nicht deutsche Lebensinteressen opfern könne, und daß es 
für ihn ein unerträglicher Vorschlag SMR sei, in solch einer Sache einen Handel 
zu machen. Alle meine Versuche, diese völlig falsche Darstellung des Falles richtig 
zu stellen, schienen keinen Eindruck auf ihn zu machen. 
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3. In Beantwortung seiner wiederholten Behauptung, daß indirekte Verhand- 
lungen mit Polen, wenngleich auch von ihm angenommen, zum Scheitern verurteilt 
sein würden, sagte ich Seiner Exzellenz, daß deren Erfolg oder Mißerfolg von 
seinem guten Willen oder dem Gegenteil abhinge und daß die Wahl bei ihm läge. 
Es war indessen meine zwingende Pflicht, ıhn nicht im Zweifel darüber zu lassen, 
daß ein Versuch, Polen seinen Willen durch Gewalt aufzuzwingen, ihn unvermeid- 
lich in direkten Konflikt mit uns bringen würde. 


4. Es wäre zwecklos gewesen, über einen Waffenstillstand zu sprechen, da dies 
nur davon abhängen kann, ob Herr Beck oder irgendein anderer polnischer Ver- 
treter nach Berlin kommen würde oder nicht. 


5. Ich habe das wesentliche der deutschen Antwort an den französischen Bot- 
schafter berichtet und von ihm dringend verlangt, der französischen Regierung zu 
empfehlen, daß sie der polnischen Regierung zu einem sofortigen Besuch Herrn 
Becks raten solle, da dies meiner Ansicht nach die einzige Chance sei, jetzt einen 
Krieg zu verhüten. Herr Hitler blüffe nicht und es könnte jeden Augenblick los- 
gchen. Ich gab der Meinung Ausdruck, daß die polnische Regierung, wenn sie dies 
täte, nicht nur die Welt davon überzeugen würde, daß sie ihr äußerstes getan 
hätte, da andere schwerlich weniger erleiden würden als sıe selbst, es aber ihre Pflicht 
sei und es auch in ihrem Interesse läge, diesen letzten Versuch zu machen. 

6. Der italienische Botschafter, der Hitler unmittelbar nach mir sprach, kam 
auch, um mich zu besuchen. Herr Hitler war, so sagte er, ziemlich ruhig und teilte 
ihm das wesentliche der deutschen Antwort an die Regierung Ihrer Majestät mit. 
Der italienische Botschafter unternahm es auch, der italienischen Regierung vor- 
zuschlagen, daß sie der polnischen Regierung in demselben Sinne Vorstellungen 
machen solle. 

7. Ich habe die Zuversicht, daß die Regierung Ihrer Majestät auch ihrerseits einen 
Weg finden wird, in gleicher Weise zu handeln”. 

Die Absätze 5, 6 und 7 sınd im BBB Nr. 80 weggelassen. 


DBFP VII Nr. 508 vom 30. August (in London eintreffend 4.20 Uhr) 


„Die deutsche Antwort machte mir den Eindruck, daß sie von Herrn Hitler 
selbst entworfen vorden sei. Ich empfand dies sofort, als ich sie las und muß zu- 
geben, daß sie mir als sehr enttäuschende Antwort angesichts der würdevollen, 
passiven und vernünftigen Note der Regierung Ihrer Majestät erschienen ist. 

2. Ich ließ Herrn Hitler über meine Enttäuschung nicht im Zweifel: Ob es nun 
Recht oder Unrecht sei, so empfand ich, daß ich wie Herr Hitler in seinem eigenen 
Spiel auftreten müsse. Er gab mir die Gelegenheit an einer Stelle geringerer Be- 
deutung, indem er behauptete, daß ich oder die Regierung Ihrer Majestät sich nicht 
im mindesten darum kümmerten, ob in Polen Deutsche abgeschlachtert würden 
oder nicht. Daher ging ıch daran, Herrn Hitler zu überschreien. Ich sagte ihm, daß 
ich auf solche Reden weder von ıhm noch sonst jemand hören würde. Solch eine 
Außerung sei unstatthaft und ein Beispiel seiner ganzen Übertreibung. Ich fügte 
noch ziemlich viel hinzu, wobei ich mit größter Lautstärke sprach. 

Ich weiß nicht, was v. Ribbentrop oder Dr. Schmidt dabei gedacht haben, weil 
ich dabei die ganze Zeit Herrn Hitler bös angestarrt habe. Er gab keine Antwort 
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und setzte in derselben heftigen Sprache während des ganzen Interviews fort; 
wenn er Krieg haben wolle, so würde er ihn haben. Er sprach über die militärische 
Stärke Deutschlands und über Kriegführung bis zum letzten Mann. Ich sagte, daß 
England nicht weniger entschlossen sei und noch ein bißchen länger aushalten 
würde als es Deutschland könnte, usw. usf. 

3. Ich mag unrecht gehandelt haben, aber ich empfand, daß die Lage es erforderte 
und es zwecklos gewesen wäre, beherrscht geblieben zu sein und vernünftig zu 
argumentieren. Ich bedauere es sehr, wenn ich übertrieben haben sollte, aber ich 
gestehe, daß ich es mit vorgefaßter Absicht getan habe und mit der besten Absicht.“ 
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Entwürfe und Skizzen für die deutsche Antwort vom 
29. August auf das britische Memorandum vom 28. August 1939. 


ADAP Bd. VII Nr. 422 


Nach der Anmkg. 1 der Herausgeber der ADAP waren zu dem Komplex 
zwei weitere Aufzeichnungen vorhanden, die aber nicht abgedruckt wurden. 


I. Es besteht Einverständnis hinsichtlich des Verfahrens nämlich: 
a) zuerst Lösung des deutsch-polnischen Problems, 
b) dann Erörterung, der allgemeineren Fragen zwischen den Großmächten. 

II. Zwischenfälle und Mißhandlungen müssen sofort aufhören. Hierzu empfiehlt 
sich sofortige Einrichtung internationaler Kontrolle auf polnischem Boden. 

Die deutsche Presse wird sich alsbald beruhigen, sobald diesen Übelständen ein 
Ende gesetzt ıst. 


III. 
a) Mit direkten deutsch-polnischen Verhandlungen einverstanden. 
b) Die Unabhängigkeit Polens soll dabei nicht beeinträchtigt werden. 
Unabweisbare Interessen Polens werden respektiert werden. 
c) Unabweisbare deutsche Interessen wären dabei genau so zu respektieren, sonst 
haben die Verhandlungen keinen Sınn. 
d) Unter diesen Voraussetzungen bin ich bereit, einen mit allen Vollmachten ver- 
sehenen polnischen Unterhändler zu empfangen. 
e) Gegen eine internationale Garantie (z. B. eine englisch-russische) für das erreichte 
Ergebnis keine Bedenken. 
IV. Nach Lösung deutsch-polnischen Problems mit allgemeineren Verhandlungen 
mit England einverstanden. Das Programm wäre auf diplomatischem Wege vorzu- 
bereiten. (Enger Kreis, zunächst nur Großmächte; Festlegung der Tagesordnung. 
Welches sind die von der Britischen Regierung angedeuteten Zusätze?) Rüstungs- 
beschränkungsproblem wird auch deutscherseits als wichtiger Programmpunkt an- 
gesehen. 

(Anlage) 
Skizze einer Antwort an England 

1) Die Reichsregierung ist bereit, Vertreter der Polnischen Regierung, die mit 

allen Vollmachten versehen sind, zu Verhandlungen über die deutsch-polnischen 
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Streitfragen in Berlin zu empfangen. 

2) Falls die Verhandlungen angesichts der bestehenden Lage noch zum Erfolg 
führen sollen, müssen sie am 30. August beginnen und innerhalb kürzester Frist 
abgeschlossen werden. 

3) Die Polnische Regierung hat sofort wirksame Maßnahmen zu treffen, um 
allen Zwischenfällen und Ausschreitungen auf ihrem Gebiet ein Ende zu setzen. 
Sobald dies geschehen ist, wird sich die deutsche Presse von selbst beruhigen. 

4) Die Verhandlungen müssen auf der Grundlage geführt werden, daß nicht erwa 
nur die wesentlichen Interessen Polens, sondern auch die wesentlichen Interessen 
Deutschlands berücksichtigt werden. 

5) Als unterste Grenze für die Berücksichtigung der wesentlichen Interessen 
Deutschlands sieht die Reichsregierung die folgende Regelung an: 

a) das Gebiet der Freistadt Danzig wird uneingeschränkt mit dem Deutschen 
Reich wieder vereinigt. 

b) Polen wird eine seinen wirtschaftlichen Bedürfnissen entsprechende Benutzung 
der Verkehrswege und Verkehrsmittel auf Danziger Gebiet unter anderem durch 
Einräumung eines Freihafens gewährleistet. 

c) Die Verbindung zwischen Ostpreußen und dem übrigen Reich wird dadurch 
wiederhergestellt, daß das Gebiet des Korridors bis südlich zu einer Linie, die 
etwa 20 km südlich der Netze und der Städte Bromberg, Thorn und Strasburg 
verläuft, wieder mit dem Deutschen Reiche vereinigt wird, jedoch bleibt das Ge- 
bier der Stadt Gdingen unter polnischer Souveränität. 

d) Polen erhält eine exterritoriale Eisenbahn- und Autostraßenverbindung durch 
den Korridor nach Danzig und Gdingen. 

e) Zur Behebung der sich aus dem Nebeneinanderleben verschiedener Volks- 
gruppen ergebenden Schwierigkeiten werden die dem polnischen Volkstum ange- 
hörigen Bewohner des Korridors unter internationaler Kontrolle im Austausch 
mit einer entsprechenden Anzahl von in Polen ansässigen Volksdeutschen umge- 
siedelt. 

Bei Überreichung obigen Papiers wäre dem Britischen Botschafter mündlich noch 
zu sagen: 

1) daß sich die in dem englischen Memorandum erwähnte Frage der Garantie 
nach Ansicht der Reichsregierung durch die von England und Frankreich bereits 
mit Polen abgeschlossenen Verträge erledige; 

2) daß die Reichsregierung bei der vorstehend angegebenen deutsch-polnischen 
Regelung davon ausgehe, daß die von ihr vorgeschlagenen und von der Briti- 
schen Regierung grundsätzlich angenommen Verhandlungen über eine Neugestal- 
tung der deutsch-englischen Beziehungen sich unmittelbar anschlössen. 
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Schreiben Mussolinis vom 29. 8. 1939 — 16.15 Uhr — an Adolf Hitler 
Aus Michael Freund: Weltgeschichte in Dokumenten 


Bd. III Dok. Nr. 122 $S. 328 


Führer: 
Der Botschafter Attolico teilt mir mit, von Ribbentrop zu wissen, daß Sie jetzt die 
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britische Note prüfen, von der ich Kenntnis habe, und daß Sie Ihre Entscheidungen 
treffen. Als Ihr Freund und der des deutschen Volkes wünsche ich Ihnen zu sagen, 
daß die englischen Vorschläge nach meiner Ansicht die Voraussetzungen und die 
Elemente enthalten, um zu einer für Deutschland günstigen Lösung bei allen es 
interessierenden Problemen zu gelangen. Durch diese Lösung würde der Rhythmus 
ihrer großartigen Schöpfungen nicht unterbrochen werden, und Sie würden zu 
Ihren bisherigen Erfolgen einen neuen unbestreitbaren hinzufügen. Sie wissen, daß 
in diesem Augenblick die Linien meines Handelns mit Ihnen abgestimmt und 
präzisiert worden sind. Wollen Sie daher in diesem meinen Appell den neuerlichen 
Beweis meiner beständigen Solidarität erblicken. 
Mussolini 


Mündliche Botschaft Mussolinis vom 29. 8. 39 — an Adolf Hitler 
(ADAP Bd. VII Nr. 418) 


IR daß jede Aktion, die Mussolini nach Ansıcht des Führers auf politischem und 
diplomatischem Gebiet unternehmen könne, der Duce mit großer Bereitschaft 
ausführen wird. 


Während italienische Beziehungen zu Paris der Art, wie bekannt, daß Italien 
mit Paris nichts unternehmen könne und auch nicht wollte, unterhalte Italien mit 
England sehr herzliche und gute Beziehungen und zwar sowohl offiziell als auch 
persönlich. Wenn Deutschland wolle, daß Italien in London etwas unternehmen, 
etwas sagen solle, so sei Duce vollständig zur Verfügung Führers. 
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Brief des Großindustriellen Alfried Krupp von Bohlen-Halbach an einen 
französischen Geschäftsfreund vom 29. August 1939 


aus Anatole de Monzie „Ci-devant“. 

In der sehr kritischen, ja sogar beängstigenden Stunde, die wir gegenwärtig 
erleben, erlaube ich mir, mich an Sie zu wenden, denn ich schätze in Ihnen einen 
Mann mit der Gewohnheit, sich seine Meinung unabhängig vom Tageslärm zu 
bilden und immer auf die Stimme der Vernunft zu hören. Noch mehr, ich appel- 
liere an das seltene Verständnis, das Sie bei mehreren Gelegenheiten niemals ge- 
zögert haben, hinsichtlich Deutschlands an den Tag zu legen. 

Ich habe die tiefe Überzeugung, daß die politischen Entscheidungen, welche in 
diesen Tagen gefällt werden, einen säkularen Charakter tragen werden. Die Ein- 
stellung auf die noch unentsdiiedenen Fragen würden meines Erachtens geeignet 
sein, Europa den Frieden während sehr zahlreicher Jahre zu bewahren. Gestatten 
Sie mir, Ihre Aufmerksamkeit auf eine Tatsache zu lenken, die eine grundsätz- 
liche Wichtigkeit enthält. Wenn Deutschland die Rückgabe seiner alten Be- 
sitzungen fordert, so stimmen die weitblickenden Staatsmänner aller Länder 
darin überein, daß diese Ansprüche moralisch gerechtfertigt sind. Noch nie hat ein 
Gerichtshof irgendeines zivilisierten Landes in der Welt die Wegnahme von Gütern 
eines anderen sanktioniert noch demjenigen, welcher davon betroffen wurde, das 
Recht verweigert, sein Hab und Gurt wieder zurückzufordern. 
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Wenn ich immer noch die Hoffnung bewahre, den Frieden noch im letzten 
Augenblick gerettet zu sehen, so einzig deswegen, weil ich tief davon überzeugt 
bin, daß man sich auf der anderen Seite niemals für ganz der gebieterischen Logik 
der deutschen Politik entziehen kann. Seit 1920 haben niemals englische, franzö- 
sische, amerikanische und neutrale Staatsmänner daran gezweifelt, daß eines oder 
anderen Tages die Danziger Frage und die des Korridors auf eine endgültige 
Weise geregelt werden müsse. Ich habe es nicht nötig, Ihnen hier die zahlreichen 
Reden hervorragender Männer des Staates und der Wissenschaft, gleichfalls auch 
Ihres Landes, zu zitieren, welche einstimmig die Lösung von Versailles mit dem 
Namen bekannten, die sie verdient, nämlich einer offenkundigen Ungerechtigkeit, 
deren Wiedergutmachung nicht verzögert werden könne. 


Da dieses Verständnis wirklich auf beiden Seiten existiert, kann es sein, daß 
deswegen ein neuer Weltkrieg entfesselt würde mit seinen unvorhergesehenen 
Folgen, aus rein formellen Gründen und einzig deshalb, weil man sich vielleicht 
an Fragen des Prestiges stößt? Das ist ein Gedanke, dessen Tragik wahrhaft er- 
schütternd ist. Sollte es unter diesen Umständen nicht ehrenhafter sein, daß die 
verantwortlichen Lenker ein für allemal verzichten auf den Geist von Versailles? 
Dies würde endgültig ein Ende setzen den Entwürfen des polnischen Imperialis- 
mus, der allein den Zustand der Spannung in Europa verewigt. 


Die Zeit ist nicht mehr die, wo Teillösungen, ja sogar Kompromisse gangbar 
sind. Ich kann nicht glauben, daß man in der Fremde die Empfindungen und 
Absichten Deutschlands verkennt. Unsere Regierung mindestens hat niemals auf- 
gehört zu wiederholen, daß sie bereit ist, sich, gleichviel welcher vernünftigen 
Lösung, zur Verfügung zu stellen, für die Erstellung einer gerechteren Ordnung 
der Dinge und die Verknüpfung der Beziehungen zwischen den Völkern. 

Ich würde Ihnen unendlich dankbar sein, wenn Sie Ihre ganze Aufmerksamkeit 
den Gedanken schenken würden, welche ich Ihnen soeben entwickelt habe. Es 
würde für mich eine große Genugtuung bedeuten zu erfahren, daß Sie ebenfalls 
die Lage ohne irgendwelche Erbitterung prüfen, und wenn Sie mit mir überein- 
stimmen werden, Ihren ganzen Einfluß in diesem Sinne geltend zu machen. 

Seien Sie, sehr geehrter Herr, dem Ausdruck meiner besten Gefühle für Sie ver- 
sichert. 

gez. Krupp von Bohlen-Halbach 


128 


Brief Hendersons an Lord Halifax vom 30. 8. 1939 
betreffend seine Unterredung mit Adolf Hitler am 29. 8. 1939 


DBFP Bd. VII Nr. 565 


„Ich kann nur hoffen, daß ich nicht falsch gehandelt habe, sowie, daß Sie und der 
Premierminister nicht glaubten, daß ich falsch handelte, daß ich mich gestern abend 
bei Hitler habe so gehen lassen. Aber Hitlers Haltung und der ganze Ton der 
deutschen Antwort nach unserem bewundernswerten Einvernehmen war derart, 
daß ich auf einmal dachte, Hitler müßte einmal eine Dosis seiner eigenen Medizin 
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erhalten. Er reagierte in keiner irgendwie merklichen Weise, aber ich zweifle nicht, 
daß es eine unangenehme und ungewöhnliche Überraschung war. Obgleich ich später 
hörte, daß die unmittelbare Nachwirkung Erregung war, kann ich nur hoffen, 
daß die schließliche Auswirkung heilsam sein wird. Auf jeden Fall war das Ende 
der ganzen Aussprache eine leidenschaftliche Rede darüber, wieviele englische 
Freunde er gehabt hätte, wie sehr er gute Beziehungen zu England wünsche usw. 
usw. usf. 

Es ist natürlich nicht die Aufgabe eines Vertreters Englands zu schreien, aber 
Hitler ist eine Abnormalität, und nach meinem ersten Interview in Berchtesgaden, 
wo ich, nachdem ich ihm immer Antwort gegeben habe, vorsichtig gewesen bin, um 
den Unterschied zwischen seinen eigenen Wutausbrüchen und meiner Ruhe in 
Erscheinung treten zu lassen; ıch fühlte es, daß er früher oder später es zur Kennt- 
nis nehmen wird müssen, daß das Monopol des Schreiens nicht allein bei ihm läge. 
Wenn er mir nun die Gelegenheit in einem kleineren Punkt gab, nämlich unsere 
grenzenlose Nichtbeachtung der in Polen gemordeten Deutschen, so ließ ich sie 
ihm gänzlich. Aber glauben Sie mir, ich befriedigte nicht nur ein langempfundenes 
Bedürfnis, sondern tat etwas, was nach vorhergegangener sorgfältiger Überlegung 
von mir als ersprießlich erkannt wurde. Ich muß hinzufügen, daß nach dem 
schlimmsten davon ich aufzustehen begann, um zu gehen, aber er wollte sich nicht 
rühren.“ 
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Brief des polnischen Botschafters Raczynski vom 30. August 1939 
an die britische Regierung, betreffend einer Erklärung der polnischen Regierung 
gegen angebliche deutsche Greuelhetze 


Aus DBFP VII Nr. 563 


„Seit einer gewissen Zeit suchen eine diplomatische Aktion und eine Presse- 
kampagne seitens Deutschlands in der Weltmeinung den Eindruck zu schaffen, 
daß die deutsche Minderheit in Polen das Ziel einer systematischen Verfolgung der 
polnischen Behörden ist. 

Um diesen Behauptungen, die nicht der Wirklichkeit entsprechen, ein Ende zu 
setzen, habe ich die Ehre, auf Befehl meiner Regierung Eurer Exzellenz das offi- 
zielle Kommuniqu& zur Kenntnis zu bringen, das zu diesem Thema von der 
polnischen Regierung veröffentlicht worden ist: 

‚Seit einer gewissen Zeit führt die deutsche Presse einen Verleumdungsfeldzug, 
Polen anklagend, die deutsche Minderheit zu brutalisieren, und nicht nur irrige 
Tatsachen zitierend, sondern sogar völlig erfundene. 

Solange dieser Feldzug im Rahmen der Zeitungspropaganda blieb, selbst geleitet 
von einer der Regierung völlig untergeordneten Presse, begnügte man sich pol- 
nischerseits zu dementieren oder denen Informationen zu geben, die sie für ehrliche 
Zwecke anforderten. 

Jedoch seit einigen Tagen haben diese Taten reine Erfindung und diese falschen 
Informationen Platz gefunden in den Reden der höchsten leitenden Postenträger in 
Deutschland, wahrscheinlich tendenziös informiert. 
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Auf diese Weise will die deutsche Regierung daraus ein Element seines diploma- 
tischen Spieles machen. Diese Tatsache in Rechnung ziehend, ist die polnische Regie- 
rung verpflichtet zu protestieren gegen diese Methoden, die bewußt verwendet 
werden, um die internationale Meinung und die fremden Regierungen irre zu 
führen. 

Ohne in diesem Augenblick in zu viele Einzelheiten einzugehen, geziemt es sich, 
die lügnerischen Anschuldigungen zu unterstreichen wie diese: 

Die Ermordung von 24 Deutschen bei Lodz und 8 Deutschen bei Bielsko, 

die Fälle von Kastrationen, offensichtlich ausgeführt infolge einer gerichtlichen 
Entscheidung, 


die Errichtung eines Konzentrationslagers für die deutsche Minderheit usw. 

Diese Informationen müssen gebrandmarkt werden als reine Erfindung. Keine 
der angeführten Tatsachen entsprechen der Wahrheit.‘ 

Ich ergreife diese Gelegenheit, Herr Minister, um Eurer Exzellenz die Versiche- 
rung meiner höchsten Hochachtung zu erneuern, mit welcher ich die Ehre habe zu 
sein usw. E. Raczynski 
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Brief des französischen Botschafters Robert Coulondre vom 30. 8. 1939 
an den französischen Ministerpräsidenten Daladier 
Aus Robert Coulondre, Von Moskau nach Berlin, S. 440 


Am 30. August 1939 abends 
Sehr geehrter Herr Präsident! 

Die Kraftprobe schlägt zu unseren Gunsten aus. Aus sicherer Quelle erfahre ich, 
daß Hitler sich seit fünf Tagen abwartend verhält, die Parteigrößen schwankend 
geworden sind und die Berichte von einer wachsenden Unzufriedenheit in der 
Bevölkerung sprechen. 

Der Angriff auf Polen war für die Nacht zum 26. August festgesetzt worden. 
Aus noch nicht genau bekannten Gründen hat Hitler im letzten Augenblick von 
dem Angriff Abstand genommen. Nur wenige Maßnahmen wurden herbeigeführt 
wie die Lebensmittelrationalisierung, die in der Bevölkerung große Bestürzung 
hervorgerufen hat. 

Der hochfahrende Ton der Antwort an die britische Regierung dürfte kaum 
einen anderen Zweck gehabt haben, als das Nachgeben zu tarnen. Man darf sich 
davon nicht täuschen lassen. 

Nach wie vor müssen wir fest bleiben, fest bleiben und nochmals fest bleiben. 

Gewiß sind wir noch nicht am Ziel angelangt und werden noch viel Energie 
aufbringen müssen, aber ich bin tief bewegt, Ihnen, Herr Präsident, diesen ersten 
Bericht übermitteln zu können. 

Nach dem, was mir gesagt worden ist, legt Herr Hitler sich heute die Frage vor, 
wie er aus der Sackgasse wieder herauskommen soll, in die er sich verirrt hat. Noch 
möchte er mit einem Gewinn daraus hervorgehen. Wenn ich recht unterrichtet bin, 
so beansprucht er Danzig und einen Korridor durch den Korridor. Wir müssen 
durch unsere feste Haltung ihn davon überzeugen, daß er mit den Methoden, die 
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er bisher angewandt hat, gar nichts mehr bekommen wird. Angesichts des erreichten 
Ergebnisses sollte aber alles vermieden werden, was ihn zu einer Verzweiflungstat 
treiben könnte. 


Sie sind Angler, soviel ich weiß. Nun, der Fisch hängt am Haken. Jetzt muß man 
mit der nötigen Geschicklichkeit manövrieren, um ıhn ans Land zu ziehen, ohne 


daß dıe Leine reißt. 


Da es von wesentlicher Wichtigkeit ıst, daß diese Hinweise nicht ruchbar werden, 
und die Zeit drängt, erlaube ıch mir, diese Zeilen Ihnen persönlich handschriftlich 
und durch sicheren Boten zu übermitteln; ich darf es Ihnen überlassen, Ihren Inhalt 
den Herren G. Bonnet und L£ger mitzuteilen. Mit dem Ausdruck meiner ..... 
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Bericht des britischen Botschafters Henderson an Lord Halifax 
über die Information eines Deutschen vom 30. 8. 1939 


Aus DBFP VII Nr. 546 


„Ein ın enger Beziehung zum Kriegsministerium stehender Deutscher, der ver- 
langte, daß sein Name nicht genannt werden solle, sprach heute morgen vor und 
brachte dem Militärattach@ folgende Auskunft: Herr Hitler hat den Generalstab 
gezwungen, seinen vorbereiteten Plan gegen Polen zu ändern, demzufolge Polen ın 
breiter Front von Ostpreußen ın nordöstlicher Richtung auf Warschau anzugreifen 
war unter Kombination einer Bewegung der Hauptstreitkräfte in Böhmen und 
Westschlesien in nordöstlicher Richtung auf Krakau zu. Halder, der Chef des Gene- 
ralstabes, demissionierte gestern und ist durch Reichenau ersetzt worden. Brauchitsch 
stimmt mit Halder überein, wird aber Oberkommandierender bleiben. Halders 
Stellung ıst ähnlich der Beck’s im vergangenen September und seine Demission wird 
nicht bekanntgegeben werden. Der neue Plan ist eine direkte Offensive gegen 
Warschau und von der Grenzmark aus. 


Die Meinung des Generalstabes ıst aus technischen und militärischen Gründen 
äußerst gegen diese Abänderung, da er dem Angriff seitens Polen in Richtung auf 
Küstrin ausgesetzt ist, bevor die Änderung des Planes durchgeführt werden kann. 

2. Brauchitsch hat erklärt, daß Krieg an zwei Fronten außer Frage stehe, da 
Polens Widerstandskraft beträchtlich sei und der neue Plan keine rasche Entschei- 
dung bringen könne. Der Westwall ist nur an den Stellen stark, die durch Ver- 
suche sich bewährt haben. Schwache Stellen bestehen zum Beispiel bei Freiburg — 
Saarbrücken — Aachen. Der Generalstab fürchtet, daß der Durchbruch vom Westen 
durch den Westwall möglich ist. 


3. Hitler hatte in Berchtesgaden nach meinem Besuch bei ihm dort (am 23. 8.) 
einen Nervenzusammenbruch und Dr. Bumke aus München wurde gerufen, um ihn 
zu behandeln — er hat sich wieder erholt, ist aber in Behandlung. Der Generalstab 
möchte den nervösen Zustand Hitlers benützen, um in die Lage versetzt zu werden, 
einen Militärputsch auszulösen, muß aber zuerst dessen vergewissert sein, daß 
England nicht nachgibt. Das Büro von Herrn v. Ribbentrop berichtet dem General- 
stab, daß England Polen zwingen will, Danzig aufzugeben und Deutschlands An- 
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sprüche auf eine für Deutschland zufriedenstellende Ostgrenze zu unterstützen. 
Wenn der Generalstab von einem Angriff auf den Westwall wüßte, würde seine 
Stellung sicher gestärkt sein. 


4. Punkt 4 ist auch im Original ausgelassen. 


5. Die Stimmung in der deutschen Luftwaffe war gut, nicht aber so in der 
Wehrmacht, welche die Geschehnisse als letzte Zuflucht entscheiden würde, und 
auf jeden Fall würde die Luftwaffe kaum eine Aktion gegen die Wehrmacht unter- 
nehmen. Die Generäle Hammerstein, Beck und Rundstedt hätten unabhängige hohe 
Kommandostellen erhalten, und dies wären die Männer, in welche der Generalstab 
Vertrauen setzte. Reichenau wäre kein außergewöhnlicher Soldat und wäre ehr- 
geizig und schlau. Rundstedt hat eine große Rolle bei den Verhandlungen mit Ruß- 
land gespielt, die in Schweden stattgefunden haben und er war kein starker Mann. 

6. Der Militärattach& sagte dem Berichterstatter, daß unsere Information zeigte, 
daß Konzentrationen ın Mähren und in der Slowakei bereits vorgenommen wor- 
den seien und daß eine Änderung eines derartigen Planes sehr viel Verwirrung und 
Verzögerung verursachen würde. Der Berichterstatter antwortete, daß dies voll- 
kommen erkannt würde und daß es für Polen gefährlich wäre, seine Front in 
jenem Gebiet zu stark zu verdünnen. Der Berichterstatter sagte, daß er erkenne, 
daß Zweifel in die Vertrauenswürdigkeit seiner Informationen gesetzt werden, aber 
wir leben eben ın einer fantastischen Welt und Hitler griffe in rein militärische 
Dinge ein. 

7. Die deutsche Zusammenziehungen würden im Gebiet von Landsberg — 
Schneidemühl — Schlochau vorgenommen werden. Tempelburg war die größte 
Rundfunk- und Zentralstelle an der Ostfront. 


8. Es wurden Befehle gegeben, auf Warschau 650 Bomben am vergangenen Sonn- 
tag um 4.15 Uhr abzuwerfen — dies ist gestrichen worden, was auf bedeutungsvolle 
diplomatische Gespräche zurückzuführen ist. Die Zeit war nun ganz wichtig. Wenn 
der Generalstab schließlich davon überzeugt würde, daß die Berichte Ribbentrop's 
über England falsch seien, würde die Lage die andersdenkenden Elemente begün- 
stigen. Ich erachte die vorstehende Information entweder als ein getreues Bild 
oder einen deutlichen Betrug.“ 


Herr Kirckpatrick kommentierte dieses Telegramm wie folgt: „Wenn dies ein 
Betrug ist, konnte er nur gesponnen werden, weil die Deutschen hinsichtlich der 
militärischen Lage irreführen wollen. Die Deutschen können vernünftigerweise nicht 
darauf aus sein, uns zur Versteifung unserer Haltung zu veranlassen. Aber der 
Berichterstatter warnt ausdrücklich, daß die Polen sich nicht auf die deutsche 
Planänderung verlassen sollen. 


Ich schließe daher daraus, daß der Bericht korrekt ist oder daß der Bericht- 
erstatter ehrlich, aber falsch informiert ist.“ 


Die Stellungnahme von Herrn Kirckpatrick zu den übrigen Punkten erübrigt 
sich. Interessant ıst nur, daß er am Schluß schreibt: 

„Ich kann diesen Offizier aus der Beschreibung nicht identifizieren, aber ich 
glaube, daß er mit den reaktionären Elementen des Generalstabes in Verbindung 
steht. Er gab uns im vergangenen September eine Menge ziemlich genauer Infor- 
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mationen, als er bestrebt war, uns dazu zu drängen, gegen Hitler aufzutreten. 
Diese Bemerkung wurde dem Premierminister am Morgen des 31. August vor- 
gelesen.“ 


132 


Telegramm von Lord Halifax an Botschafter Kennard vom 30. 8. 1939 
ab London 19 Uhr 


Aus Michael Freund, Geschichte des II. Weltkrieges in Dokumenten 
Bd. III Dok. Nr. 137 S. 366 f. 


Diesem Telegramm ist im Original die Weisung vorausgesetzt: „Auf dieses Tele- 
gramm hin soll nichts unternommen werden bis auf weitere Instruktionen“. (DBFP 


Bd. VII Nr. 539) 


1. Mein nach Berlin aufgegebenes Telegramm enthält den Text der Antwort der 
Regierung Seiner Majestät auf die deutsche Mitteilung, die wir Ihnen wiederholt 
haben. 


2. Bitte teilen Sie ihn Herrn Beck mit. Dabei sollten Sie darauf hinweisen, daß der 
erste Teil der Antwort der deutschen Regierung zwar eine unhaltbare und irrefüh- 
rende Darstellung der deutschen Sache enthält, daß aber der wirklich wichtige Teil 
der Antwort aus Deutschlands Annahme des Vorschlags direkter Besprechungen 
besteht, ferner aus der Anregung einer zu schaffenden internationalen Garantie und 
aus Deutschlands Behauptung, daß es vorhabe, Polens lebenswichtige Interessen zu 
achten. 


3. Es ist vielleicht unnötig, sich in diesem Zeitpunkt an vielem zu stoßen, was in 
der deutschen Antwort steht (und wozu Seiner Majestät Regierung ebenso kritisch 
eingestellt ist wie auch zweifellos die polnische Regierung), dagegen hat Seiner 
Majestät Regierung einen ausdrücklichen Vorbehalt hinsichtlich der Erklärung der 
besondern, ın der deutschen Note erhobenen Forderungen gemacht. Der Punkt, 
der eine unverzügliche Stellungnahme erforderlich zu machen schien, war die deutsche 
Forderung, daß ein Vertreter Polens sich heute in Berlin einstellen sollte, Herr 
Beck wird die Richtschnur, welche wir in dieser Hinsicht letzte Nacht verfolgten 
(vgl. mein Telegramm nach Berlin) bemerken sowie den weiteren Hinweis, den wir 
in unserer Antwort auf die letzte Mitteilung der deutschen Regierung in bezug auf 
diesen Punkt machten. Die deutsche Regierung arbeiter jetzt Vorschläge für eine 
Lösung aus, und im Lichte dieser Vorschläge sowie anderer Entwicklungen wird die 
Entscheidung gefaßt werden müssen über das künftige Vorgehen, einschließlich des 
Orts und der Bedingungen für die Verhandlungen. 

4. Herr Beck wird aus der Antwort der Regierung Seiner Majestät ersehen, daß 
der Vorschlag für einen militärischen Stillstand während der Dauer der Verhand- 
lungen gemacht worden ist, und Seiner Majestät Regierung hofft ernstlich, daß die 
polnische Regierung keinen Einwand dagegen habe. 

5, Seiner Majestät Regierung wäre froh, wenn sie die Ansichten der polnischen 
Regierung möglichst bald erfahren könnte. Angesichts der Tatsache, daß die polnische 
Regierung Seiner Majestät Regierung ermächtigt hat, zu erklären, daß sie gewillt 
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sei, auf direkte Besprechungen mit der deutschen Regierung einzutreten, hofft Seiner 
Majestät Regierung (vorausgesetzt, daß die Methode und die allgemeinen Anstalten 
für die Besprechungen zufriedenstellend vereinbart werden), daß die polnische Regie- 
rung unverzüglich dazu bereit sei. Vom Standpunkt der inneren Lage in Deutschland 
sowie der öffentlichen Weltmeinung scheint es uns äußerst wichtig, daß, solange sich 
die deutsche Regierung zu Verhandlungen bereit erklärt, ihr keine Gelegenheit 
geboten werde, die Verantwortung wegen eines Konfliktes auf Polen zu schieben. 


6. Sie sollten natürlich betonen, daß Seiner Majestät Regierung Herrn Hitler 
gegenüber durchaus klargemacht hat, daß sie unwiderruflich entschlossen ist, ihre 
Verpflichtungen vorbehaltlos zu erfüllen. Über diesen Punkt gibt es in Berlin kein 
Mißverständnis. Die Stellung der polnischen Regierung ist von derjenigen, die sie 
im vergangenen März innehatte, sehr verschieden, da sie jetzt von der direkten 
britischen Garantie unterstützt wird sowie von dem Versprechen der britischen 
Beteiligung an Garantien für jede Abmachung, die auf den von uns angegebenen 
Grundlagen beruht, und die Besprechungen würden vor diesem Hintergrund durch- 
geführt werden. 


132 a 


Aufzeichnung des Foreign Office über die Telefongespräche zwischen 
Birger Dahlerus und General Göring am 30. 8. 1939 
zwischen 12 Uhr 30 und 15 Uhr 


Aus: Michael Freund, Geschichte des II. Weltkrieges in Dokumenten III Nr. 132 


General Göring kann nicht garantieren, daß der Führer ein Plebiszit vorschlagen 
wird, aber er ist nahezu sicher, weil er größten Wert darauf legt, sich die Freund- 
schaft Großbritanniens zu sichern und der Welt zu zeigen, daß die Deutschen nicht 
so schwarz sind, wie sie gemalt werden. Er hat daher das Gefühl, daß das Prinzip 
eines Plebiszits, angenommen werden wird. Herr Hitler arbeite nun seine Vorschläge 
aus, aber General Göring glaube, daß sie die Idee eines Plebiszits einschließen 
werden. 


Herr Hitler werde, was die Minderheiten angeht, vorschlagen, daß sie das Recht 
der Aussiedlung haben sollen, wenn sie es wünschen. Die Verbleibenden sollen von 
der Wehrpflicht befreit werden und die Deutschen in Polen als Deutsche behandelt 
werden. Umgekehrt ın Deutschland. 

Herr Dahlerus schlug vor, daß die Vorschläge ausgearbeitet und durch Herrn 
Lipski übermittelt werden sollten. Er glaube, daß das ein besseres Verfahren wäre, 
als wenn jemand nach Berlin käme. 

General Göring schien diese Idee zu akzeptieren. 

Herr Dahlerus sagte, daß er annehme, daß die Vorschläge heute nacht fertig sein 
würden, worauf General Göring antwortete: „Der Führer ist dabei“. General Göring 
blieb dabei, die Dringlichkeit zu unterstreichen. 

Herr Dahlerus warf die Frage eines neutralen Begegnungsortes nicht auf, weil er 
glaubt, daß der Vorschlag, den Plan durch Herrn Lipski zu übermitteln, besser wäre. 

Um 1.15 Uhr p. m. (13.15 Uhr) bat der Staatssekretär, nachdem er die obige 
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Aufzeichnung gelesen hatte, Herrn Dahlerus, mit General Göring noch einmal zu 
sprechen und anzuregen, daß viel von der Art abhängen würde, in der die Vorschläge 
vorgebracht werden würden — d. h., sie sollten nicht in der Form eines „Diktats“ 
vorgelegt werden. 

Herr Dahlerus kommt noch einmal zu General Göring durch, der sagte, daß der 
Führer seine Vorschläge in der Form einer „Diskussionsgrundlage‘“ ausarbeite. Das, 
sagte er, sei fabelhaft. 

Aber es sei die absolute Bedingung, daß jemand aus Polen käme, um die Vor- 
schläge abzuholen. 

Der Staatssekretär fragte Herrn Dahlerus, ob er nicht auseinandersetzen könne, 
daß dies einen schlechten Eindruck machen würde. Könne nicht Herr Hitler Herrn 
Lipski nach Warschau in derselben Weise senden, wie er Sir Nevile Henderson nacı 
London gesandt habe? 

Um 15 Uhr berichtet Herr Dahlerus, daß er erneut mit General Göring gespro- 
chen habe, der dabei blieb, daß es wesentlich sei, daß ein polnischer Vertreter von 
Warschau komme. 


133 a 


Dem Reichsminister des Auswärtigen am 30. August 1939 nach 24 Uhr 
vom Britischen Botschafter übergebenes Memorandum der Britischen Regierung 


(Anl. Izu DWB Nr. 466) 


1. Die Regierung Seiner Majestät weiß die Tatsache zu würdigen, daß die 
Deutsche Regierung in der in ihrer Antwort enthaltenen Erklärung freundlichst 
auf ihren Wunsch einer deutsch-englischen Verständigung hinweist, und weiß ebenso 
den Hinweis zu würdigen, daß diese Erwägung ihre Politik beeinflußt har. 

2. Die Regierung Seiner Majestät bringt wiederholt zum Ausdruck, daß sie den 
Wunsch der Deutschen Regierung nach einer Verbesserung der Beziehungen durch- 
aus teilt; es ist jedoch dabei zu berücksichtigen, daß sie um dieser Verbesserung 
willen nicht die Interessen ıhrer Freunde preisgeben kann. Sie har volles Verständ- 
nis dafür, daß die Deutsche Regierung Deutschlands Lebensinteressen nicht opfern 
kann, aber die Polnische Regierung befindet sich in der gleichen Lage, und die 
Regierung Seiner Majestät glaubt, daß die Lebensinteressen der beiden Länder nicht 
unvereinbar sind. 

3. Die Regierung Seiner Majestät nimmt zur Kenntnis, daß die Deutsche Regie- 
rung den britischen Vorschlag annimmt und bereit ist, mit der Polnischen Regierung 
in unmittelbaren Meinungsaustausch zu treten. 

4. Die Regierung Seiner Majestät glaubt annehmen zu dürfen, daß die Deutsche 
Regierung im Prinzip die Bedingung annimmt, daß jedwede Regelung zum Gegen- 
stand einer internationalen Garantie gemacht werden sollte. Die Frage, wer sich an 
einer solchen Garantie beteiligen soll, wird später zu erörtern sein, und die Regierung 
Seiner Majestät hofft, daß, um Zeitverlust zu vermeiden, die Deutsche Regierung 
sofort Schritte unternehmen wird, um die Zustimmung der Union der Sozialistischen 
Sowjetrepubliken zu erreichen, deren Beteiligung an der Garantie die Regierung 
Seiner Majestät stets vorausgesetzt hat. 
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5. Die Regierung Seiner Majestät nimmt gleichfalls zur Kenntnis, daß die 
Deutsche Regierung den Standpunkt der Britischen Regierung hinsichtlich der Lebens- 
interessen und der Unabhängigkeit Polens anerkennt. 


6. Hinsichtlich besonderer Forderungen, die die Deutsche Regierung in einem 
früheren Absatz ihrer Antwort anmeldet, muß die Regierung Seiner Majestät einen 
ausdrücklichen Vorbehalt machen. Sıe glaubt zu verstehen, daß die Deutsche Regie- 
rung zur Zeit Vorschläge für eine Lösung ausarbeiter. Zweifelsohne werden die Vor- 
schläge während des Meinungsaustausches sorgfältigst geprüft werden. Es kann dann 
entschieden werden, wie weit diese mit den wesentlichen Bedingungen vereinbar 
sind, die die Regierung Seiner Majestät bekanntgegeben hat und die anzunehmen 
die Deutsche Regierung ihre Bereitwilligkeit zum Ausdruck gebracht hat. 


7. Die Regierung Seiner Majestät wird die Polnische Regierung sofort von der 
Antwort der Deutschen Regierung verständigen. Die Art der Fühlungnahme und die 
Vorbereitungen für einen Meinungsaustausch müssen selbstverständlich in aller Eile 
zwischen der Deutschen und der Polnischen Regierung vereinbart werden. Die 
Regierung Seiner Majestät ist jedoch der Ansicht, daß es untunlich wäre, diese 
Fühlungnahme schon heute herzustellen. 


8. Die Regierung Seiner Majestät erkennt voll an, daß bei der Aufnahme der 
Verhandlungen Eile geboten ist, und teilt die Befürchtungen des Herrn Reichskanz- 
lers, die sich aus dem Umstande ergeben, daß zwei mobilisierte Armeen sıch in aller- 
nächster Nähe gegenüberstehen. Sie möchte daher auf das dringendste nahelegen, 
daß beide Parteien sich verpflichten, daß während der Verhandlungen keine aggres- 
siven militärischen Bewegungen stattfinden. Die Regierung Seiner Majestät vertraut 
darauf, daß sie von der Polnischen Regierung eine derartige Zusage erhalten würde, 
wenn die Deutsche Regierung eine gleichartige Versicherung abgeben wollte. 

9. Die Regierung Seiner Majestät möchte ferner noch vorschlagen, daß vorläufig 
ein modus vivendi für Danzig geschaffen wird, um Zwischenfälle zu verhüten, die 
geeignet wären, die deutsch-polnischen Beziehungen noch schwieriger zu gestalten. 

Berlin, den 30. August 1939. 


133 b 


Unterredung des Reichsaußenministers v. Ribbentrop mit dem Britischen Botschafter 
Henderson am 30. 8. 1939 um Mitternacht 


Aus DWB II Nr. 466 


Henderson übergab das in der Anlage beigefügte Memorandum der Britischen 
Regierung. Er fügte hinzu, daß er den Auftrag habe, zwei weitere Punkte münd- 
lich zur Sprache zu bringen. 

Man könne von der Polnischen Regierung nur dann vollständige Zurückhaltung 
erwarten, wenn die Deutsche Regierung auf ihrer Seite der Grenze die gleihe Hal- 
tung einnehme und wenn keine Provokationen der deutschen Minderheit in Polen 
erfolgten. Es seien Berichte im Umlauf, nach denen die Deutschen in Polen Sabo- 
tageakte verübten, die die schärfsten Gegenmaßnahmen seitens der Polnischen Regie- 
rung rechtfertigen würden. Der Reichsaußenminister wies diese Bemerkung auf das 
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nachdrücklichste zurück. Deutschland kenne ausschließlich polnische Provokationen, 
aber die polnische Propaganda schiene bei der Britischen Regierung ihre Wirkung 
nicht verfehlt zu haben. Unerhörteste Sabotageakte würden von den Polen verübt. 
Er lehne es ab, mit der Britischen Regierung über dieses Thema überhaupt zu 
sprechen. 


Die weitere Weisung Hendersons bezog sich auf die Antwort der Deutschen 
Regierung vom Vortage, in der die Deutsche Regierung sich bereit erklärt hatte, in 
direkte Fühlung mit Polen zu treten, wenn die Polnische Regierung sofort einen 
bevollmächtigten Vertreter entsenden würde. Die Britische Regierung sei nicht in 
der Lage, der Polnischen Regierung zu empfehlen, auf dieses Verhandlungsverfahren 
einzugehen. Sie schlage der Deutschen Regierung vor, auf normalem diplomatischem 
Wege, d. h. durch Überreichung ihrer Vorschläge an den Polnischen Botschafter 
in die Lage zu versetzen, im Einvernehmen mit seiner Regierung die Vorbereitun- 
gen für direkte deutsch-polnische Verhandlungen zu treffen. Wenn die Deutsche 
Regierung diese Vorschläge auch der Britischen Regierung zuleiten würde, und diese 
der Ansicht wäre, daß die Vorschläge eine vernünftige Grundlage für eine Regelung 
der zur Erörterung stehenden Probleme bilden, so würde sie ıhren Einfluß im 
Sinne einer Lösung in Warschau zur Geltung bringen. 


Henderson fragte unter Hinweis auf den letzten Absatz der deutschen Antwort 
vom Vortage, ob die deutschen Vorschläge übergeben werden könnten. 


Der Reichsaußenminister antwortete, daß 1. die britische Vermittlung bisher nur 
ein klares Ergebnis gezeitigt hätte, nämlich die polnische Generalmobilmachung. 
2. Man habe deutscherseits mit dem Erscheinen eines polnischen Vertreters am heu- 
tigen Tage gerechnet. Es sei dies nicht, wie der Britische Botschafter irrtümlich 
angenommen habe, ein Ultimatum gewesen, sondern, wie der Führer bereits am 
Vortage auseinandergesetzt habe, es sei ein von den Zeitumständen diktierter prak- 
tischer Vorschlag gewesen. Bis Mitternacht habe man auf deutscher Seite nichts von 
den Polen gehört. Die Frage eines eventuellen Vorschlags sei daher nicht länger 
aktuell. Um aber zu zeigen, was Deutschland vorzuschlagen beabsichtigt hatte, wenn 
der polnische Vertreter gekommen wäre, verlas der Reichsaußenminister die in der 
Anlage beigefügten deutschen Vorschläge und erläuterte sie im einzelnen. 


Henderson erwiderte, die Erklärung des Reichsaußenministers, daß infolge des 
Nichterscheinens des polnischen Vertreters bis Mittwoch Mitternacht die ursprünglich 
beabsichtigten deutschen Vorschläge nicht mehr aktuell wären, schiene seine Aus- 
legung des Vorschlags als Ultimatum zu bestätigen. 


Der Reichsaußenminister trat dieser Auffassung erneut energisch entgegen und 
wies auf die am Vortage vom Führer abgegebene Erklärung hin, daß die Eile durch 
die Tatsache bedingt sei, daß sich zwei mobilisierte Armeen in Schußweite gegen- 
überständen und in jeder Minute ein Zwischenfall ernste Konflikte auslösen könne. 

Zum Schluß schlug Henderson vor, der Reichsaußenminister möge den Polnischen 
Botschafter herbeirufen und ihm die deutschen Vorschläge übergeben. 


Der Reichsaußenminister lehnte dieses Verfahren für seine Person ab und beendete 
die Unterredung, indem er dem Führer sämtliche Entscheidungen vorbehielt. 


Schmidt 
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133 c 


Der Deutsche Vorschlag vom 30. August 1939 für eine Regelung des 
Danzig-Korridor-Problem sowie der Deutsch-Polnischen Minderheitenfrage 


Aus DWB II Nr. 466 


Die Lage zwischen dem Deutschen Reich und Polen ist zur Zeit so, daß jeder 
weitere Zwischenfall zu einer Entladung der beiderseits in Stellung gegangenen 
militärischen Streitkräfte führen kann. Jede friedliche Lösung muß so beschaffen 
sein, daß sich nicht bei nächster Gelegenheit die diesen Zustand ursächlich bedingen- 
den Ereignisse wiederholen können und dadurch nicht nur der Osten Europas, 
sondern auch andere Gebiete in die gleiche Spannung versetzt werden. 


Die Ursachen dieser Entwicklung liegen 


1. ın der unmöglichen Grenzziehung, wie sie durch das Versailler Diktat vorge- 
nommen wurde, 


2. ın der unmöglichen Behandlung der Minderheit in den abgetretenen Gebieten. 


Die Deutsche Reichsregierung geht daher bei diesen Vorschlägen von dem Gedan- 
ken aus, eine endgültige Lösung zu finden, die die unmögliche Situation der Grenz- 
ziehung beseitigt, beiden Teilen ihre lebenswichtigen Verbindungsstraßen sichert, das 
Minderheitsproblem — soweit irgendmöglich — beseitigt und, soweit dies nicht 
möglich ist, das Schicksal der Minderheiten durch eine sichere Garantie ihrer Rechte 
erträglich gestaltet. 


Die Deutsche Reichsregierung ist überzeugt, daß es dabei unerläßlich ist, wirt- 
schaftliche und physische Schädigungen, die seit dem Jahr 1918 stattgefunden haben, 
aufzudecken und im vollen Umfange wiedergutzumachen. Sie sieht selbstverständlich 
diese Verpflichtung als eine für beide Teile bindende an. 


Aus diesen Erwägungen ergeben sich folgende praktische Vorschläge: 


1. Die Freie Stadt Danzig kehrt auf Grund ihres rein deutschen Charakters sowie 
des einmütigen Willens ihrer Bevölkerung sofort in das Deutsche Reich zurück. 


2. Das Gebiet des sogenannten Korridors, das von der Ostsee bis zu der Linie 
Marienwerder—Graudenz—Kulm-——Bromberg (diese Städte einschließlich) und dann 
etwa westlich nach Schönlanke reicht, wird über seine Zugehörigkeit zu Deutschland 
oder zu Polen selbst entscheiden. 


3. Zu diesem Zweck wird dieses Gebiet eine Abstimmung vornehmen. Abstim- 
mungsberechtigt sind alle Deutschen, die am 1. Januar 1918 in diesem Gebiet wohn- 
haft waren oder bis zu diesem Tage dort geboren wurden, und desgleichen alle an 
diesem Tage in diesem Gebiet wohnhaft gewesenen oder bis zu diesem Tage dort 
geborenen Polen, Kaschuben usw. Die aus diesem Gebiet vertriebenen Deutschen 
kehren zur Erfüllung ihrer Abstimmung zurück. 


Zur Sicherung einer objektiven Abstimmung sowie zur Gewährleistung der dafür 
notwendigen umfangreichen Vorarbeiten wird dieses erwähnte Gebiet ähnlich dem 
Saargebiet einer sofort zu bildenden internationalen Kommission unterstellt, die von 
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den vier Großmächten Italien, Sowjetunion, Frankreich, England gebildet wird. 
Diese Kommission übt alle Hoheitsrechte in diesem Gebiet aus. Zu dem Zweck ist 
dieses Gebiet in einer zu vereinbarenden kürzesten Frist von den polnischen Militärs, 
der polnischen Polizei und den polnischen Behörden zu räumen. 


4. Von diesem Gebiet bleibt angenommen der polnische Hafen Gdingen, der 
grundsätzlich polnisches Hoheitsgebiet ist, insoweit er sich territorial auf die pol- 
nische Siedlung beschränkt. 

Die näheren Grenzen dieser polnischen Hafenstadt wären zwischen Deutschland 
und Polen festzulegen und nötigenfalls durch ein internationales Schiedsgericht fest- 
zusetzen. 


5. Um die notwendige Zeit für die erforderlichen umfangreichen Arbeiten zur 
Durchführung einer gerechten Abstimmung sicherzustellen, wird diese Abstimmung 
nicht vor Ablauf von 12 Monaten stattfinden. 


6. Um während dieser Zeit Deutschland seine Verbindung mit Ostpreußen und 
Polen seine Verbindung mit dem Meere unbeschränkt zu garantieren, werden Stras- 
sen und Eisenbahnen festgelegt, die einen freien Transitverkehr ermöglichen. Hierbei 
dürfen nur jene Abgaben erhoben werden, die für die Erhaltung der Verkehrswege 
bzw. für die Durchführung der Transporte erforderlich sind. 


7. Über die Zugehörigkeit des Gebietes entscheidet die einfache Mehrheit der 
abgegebenen Stimmen. 


8. Um nach erfolgter Abstimmung — ganz gleich, wie diese ausgehen möge — 
die Sicherheit des freien Verkehrs Deutschlands mit seiner Provinz Danzig — Ost- 
preußen und Polen seine Verbindung mit dem Meere zu garantieren, wird, falls das 
Abstimmungsgebiet an Polen fällt, Deutschland eine exterritoriale Verkehrszone, 
etwa in Richtung Bütow— Danzig bzw. Dirschau, gegeben zur Anlage einer Reichs- 
autobahn sowie einer vıergleisigen Eisenbahnlinie. Der Bau der Straße und der 
Eisenbahn wird so durchgeführt, daß die polnischen Kommunikationswege dadurch 
nicht berührt, d. h. entweder über- oder unterfahren werden. Die Breite dieser Zone 
wird auf einen Kilometer festgesetzt und ist deutsches Hoheitsgebiet. 

Fällt die Abstimmung zugunsten Deutschlands aus, erhält Polen zum freien und 
uneingeschränkten Verkehr nach seinem Hafen Gdingen die gleichen Rechte einer 
ebenso exterritorialen Straßen- bzw. Bahnverbindung, wie sie Deutschland zustehen 
würden. 

9. Im Falle des Zurückfallens des Korridors an das Deutsche Reich erklärt sich 
dieses bereit, einen Bevölkerungsaustausch mit Polen in dem Ausmaße vorzunehmen, 
als der Korridor hierfür geeignet ist. 

10. Die etwa von Polen gewünschten Sonderrechte im Hafen von Danzig würden 
paritätisch ausgehandelt werden mit gleichen Rechten Deutschlands im Hafen von 
Gdingen. 

11. Um in diesem Gebiet jedes Gefühl einer Bedrohung auf beiden Seiten zu 
beseitigen, würden Danzig und Gdingen den Charakter reiner Handelsstädte er- 
halten, d. h. ohne militärische Anlagen und militärische Befestigungen. 
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12. Die Halbinsel Hela, die entsprechend der Abstimmung entweder zu Polen 
oder zu Deutschland käme, würde in jedem Fall ebenfalls zu demilitarisieren sein. 


13. Da die Deutsche Reichsregierung heftigste Beschwerden gegen die polnische 
Minderheitenbehandlung vorzubringen hat, die Polnische Regierung ihrerseits glaubt, 
auch Beschwerden gegen Deutschland vorbringen zu müssen, erklären sich beide 
Parteien damit einverstanden, daß diese Beschwerden einer international zusam- 
mengesetzten Untersuchungskommission unterbreitet werden, die die Aufgabe hart, 
alle Beschwerden über wirtschaftliche und physische Schädigungen sowie sonstige 
terroristische Akte zu untersuchen. 


Deutschland und Polen verpflichten sich, alle seit dem Jahre 1918 etwa vor- 
gekommenen wirtschaftlichen und sonstigen Schädigungen der beiderseitigen Mino- 
ritäten wiedergutzumachen bzw. alle Enteignungen aufzuheben oder für diese und 


sonstige Eingriffe in das wirtschaftliche Leben eine vollständige Entschädigung den 
Betroffenen zu leisten. 


14. Um den ın Polen verbleibenden Deutschen sowie den in Deutschland ver- 
bleibenden Polen das Gefühl der internationalen Rechtlosigkeit zu nehmen und 
ihnen vor allem die Sicherheit zu gewähren, nicht zu Handlungen bzw. zu Diensten 
herangezogen werden zu können, die mit ihrem nationalen Gefühl unvereinbar 
sind, kommen Deutschland und Polen überein, die Rechte der beiderseitigen Minder- 
heiten durch umfassendste und bindende Vereinbarungen zu sichern, um diesen 
Minderheiten die Erhaltung, freie Entwicklung und Bestätigung ihres Volkstums zu 
gewährleisten, ihnen insbesondere zu diesem Zweck die von ihnen für erforderlich 
gehaltene Organisierung zu gestatten. Beide Teile verpflichten sich, die Angehörigen 
der Minderheit nicht zum Wehrdienst heranzuziehen. 


15. Im Falle einer Vereinbarung auf der Grundlage dieser Vorschläge erklären sich 
Deutschland und Polen bereit, die sofortige Demobilmachung ihrer Streitkräfte 
anzuordnen und durchzuführen. 


16. Die zur Beschleunigung der obigen Abmachungen erforderlichen weiteren 
Maßnahmen werden zwischen Deutschland und Polen gemeinsam vereinbart. 
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3 Berichte des Botschafters Henderson über seine Unterredung mit dem 
Reichsaußenminister um Mitternacht vom 30. auf den 31. August 1939 


BBB Nr. 91 (in London um 2 Uhr 45 am 31. 8. eingetroffen.) 
BBB Nr. 92 (in London um 9 Uhr 30 am 31. 8. eingetroffen.) 
1. Bericht 


Berlin, den 30. August 1939 
1. Ich unterrichtete Herrn von Ribbentrop heute von dem der polnischen Regie- 
rung in ihrem Telegramm vom 30. August erteilten Rat. 
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2. Praktisch war sein einziger Kommentar der, daß alle Herausforderungen von 
seiten Polens kämen. Ich bemerkte, daß Seiner Majestät Regierung die Polnische 
Regierung dauernd gemahnt habe, sie solle vor jeder herausfordernden Aktion 
kräftig warnen, und ıch Grund zu der Annahme habe, daß die deutschen Presse- 
berichte sehr übertrieben seien. Herr von Ribbentrop erwiderte, der Rat der Regie- 
rung Seiner Majestät habe „verflucht‘‘ wenig Wirkung gehabt. Ich gab milde zurück, 
daß ich erstaunt sei, eine solche Sprache von einem Minister des Auswärtigen zu 
hören. 


2. Bericht 


1. Ich sagte Herrn von Ribbentrop heute abend, Seiner Majestät Regierung fände 
es schwierig, der Polnischen Regierung zu raten, sie solle das in der deutschen Ant- 
wort angedeutete Verfahren annehmen, und ich riet zu der üblichen Fühlungnahme, 
d. h. wenn die deutschen Vorschläge bereit seien, solle man den Polnischen Botschaf- 
ter einladen und ihm die Vorschläge zur Weiterleitung an seine Regierung aushän- 
digen, in der Erwartung einer sofortigen Eröffnung der Verhandlungen. Ich fügte 
hinzu, sofern die Basis Aussicht auf eine Regelung biete, so könne man darauf zäh- 
len, daß Seiner Majestät Regierung ihr Bestes tun werde, um die Verhandlungen in 
Warschau vernünftig zu gestalten. 


2. Herrn von Ribbentrops Antwort bestand darin, daß er ein längeres Dokument 
hervorzog, das er in deutscher Sprache laut mit höchster Geschwindigkeit vorlas. 
Da ıch mir vorstellte, er würde es mir am Ende aushändigen, machte ich nicht den 
Versuch, ganz intensiv den sechzehn oder siebzehn Artikeln zu folgen, die es enthielt. 
Obwohl ich daher für Genauigkeit nicht einstehen kann, gebe ich hier die Haupt- 
punkte: Rückgabe Danzigs an Deutschland; Linie Marienwerder, Graudenz, Brom- 
berg, Schönland als südliche Grenze des Korridors, Plebiszit im Korridor auf Grund- 
lage der Bevölkerung vom 1. Januar 1919, die absolute Mehrheit entscheidet; 
internationale Kommission aus britischen, französischen, italienischen und russischen 
Mitgliedern zur polizeilichen Überwachung des Korridors und Garantie für die 
gegenseitigen Verbindungen zwischen Danzig und Gdingen, solange das Ergebnis des 
Plebiszits aussteht; Gdingen soll Polen vorbehalten bleiben; Danzig soll entmili- 
tarısiert und eine reine Handelsstadt werden. 


3. Als ich Herrn von Ribbentrop um den Text dieser Vorschläge bat, entsprechend 
der Zusage in der gestrigen deutschen Antwort, behauptete er, daß es jetzt zu spät 
sei, da der Vertreter Polens bis Mitternacht nicht in Berlin eingetroffen sei. 


4. Ich bemerkte, daß eine derartige Behandlung der Sache bedeute, daß die For- 
derung, ein Vertreter Polens solle am 30. August in Berlin eintreffen, tatsächlich ein 
Ultimatum darstelle, trotz allem, was er und Herr Hitler mir gestern zugesichert 
hätten. Dies stellte er in Abrede und sagte, daß die Idee eines Ultimarums eine 
Erfindung meiner Phantasie sei. Warum, fragte ich, könne er sich denn nicht an ein 
normales Verfahren halten, mir eine Abschrift der Vorschläge aushändigen und den 
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Polnischen Botschafter ersuchen, bei ihm vorzusprechen (genau so wie Herr Hitler 
mich vor einigen Tagen hatte rufen lassen) und sie ihm zur Mitteilung an die 
Polnische Regierung übergeben? In den heftigsten Ausdrücken sagte Herr von 
Ribbentrop, daß er den Botschafter niemals bitten würde, ihn aufzusuchen. Er ließ 
durchblicken, daß es anders sein könnte, wenn der Polnische Botschafter bei ihm um 
ein Gespräch nachsuchen würde. Ich sagte, daß ich selbstverständlich meine Regierung 
ın diesem Sinne sofort unterrichten werde. Worauf er erwiderte, dies seien zwar 
seine persönlichen Ansichten, er werde aber alles, was ich gesagt habe, Herrn Hitler 
zur Kenntnis bringen. Es liege am Kanzler, zu entscheiden. 


5. Wir trennten uns in diesem Ton, aber ich muß Ihnen sagen, daß Herrn v. Ribben- 
trops ganzes Benehmen während einer unangenehmen Unterhaltung darin bestand, 
Herrn Hitler in dessen schlechteser Manier nachzuäffen. Er schmähte beiläufig über 
die polnische Mobilmachung, aber ich entgegnete, daß sie kaum überraschen könne, 
da Deutschland ebenfalls mobilisiert habe, wie ja Herr Hitler selbst mir gegen- 
über gestern zugegeben hätte. 


3. Bericht des britischen Botschafters Henderson über weitere Einzelheiten 
zu den deutschen (16 Punkte-) Vorschlägen. 31. August 1939 11 Uhr 30 
Michael Freund, Weltgeschichte in Dokumenten, III Nr. 141 


Aus DBFP Bd. VII Nr. 588 


Andere Punkte in dem deutschen Vorschlag sind, wie ich glaube, die folgenden: 
Die Volksabstimmung soll nach 12 Monaten stattfinden. 


Während dieser Zeit sollen Korridore von Deutschland nach Danzig und von 
Polen nach Gdingen offengehalten werden. Wenn als Ergebnis einer Mehrheit bei 
der Abstimmung der Korridor polnisch bleibt, dann würde Deutschland einen Korri- 
dor von einem Kilometer Breite haben und umgekehrt. 


Austausch der Bevölkerung nach der Volksabstimmung, keine Wehrpflicht der 
Minderheiten ım Korridor. 


Garantie für Polen für alle Wirtschaftsrechte im Hafen von Danzig. Polen solle 
seine Streitkräfte und seinen Verwaltungsapparat während der Periode der Abstim- 
mung zurückziehen. 


Die Halbinsel Hela ist in das Abstimmungsgebiet einzubeziehen und soll demili- 
tarisiert werden. Die Beschwerden der Minderheiten sollen durch eine neutrale 
internationale Kommission untersucht werden, die volle Gewalt gegen beide Par- 
teien hat. Eine Untersuchung soll auch über die Entschädigungsansprüche angestellt 
werden, die aus Handlungen seit dem Kriege entstanden sind. Wenn Übereinstim- 
mung erzielt wird, sofortige Demobilisierung. 


Sofortige Verhandlungen. 
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Faksimile aus den beiden Ausgaben des Daily Telegraph vom 31. August 1939 
veröffentlicht im Völk. Beobachter vom 6. 9. 1939 
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Antwort der polnischen Regierung an die britische Regierung vom 31. 8. 1939, 
um die Mittagszeit an Botschafter Kennard überreicht. 
PWB Nr. 108 


1. Die Polnische Regierung bestätigt ihre Bereitschaft zu einem unmittelbaren 
Meinungsaustausch mit der Reichsregierung, selbstverständlich auf der Basıs der 
durch die Britische Regierung vorgeschlagenen und durch das Telegramm des Lord 
Halifax an den Britischen Botschafter ın Warschau vom 28. August 1939 mitgeteil- 
ten Grundsätze. 

2. Die Polnische Regierung ist auch bereit, auf der Grundlage der Gegenseitigkeit 
die förmliche Garantie abzugeben, daß die polnischen Truppen im Falle der Ein- 
leitung von Verhandlungen die Grenzen des Deutschen Reiches nicht verletzen 
werden, unter der Voraussetzung, daß eine entsprechende Garantie bezüglich der 
Respektierung der polnischen Grenzen durch deutsche Truppen gegeben wird. 

3. Es erscheint bei der gegenwärtigen Lage unerläßlich, einen einfachen und vor- 
läufigen Modus vivendi in der Freien Stadt Danzig zu schaffen. 

4. Was die durch die Regierung Seiner Majestät an die Polnische Regierung unter 
dem 28. August ..... mitgeteilten Anregungen anbelangt, habe ich um Aufklärung 
über die Frage gebeten, was die Britische Regierung unter internationaler Garantie 
ın den Beziehungen zwischen Polen und dem Reich verstehe. Da sie auf diese 
grundsätzliche Frage keine Antwort erhalten hat, sieht sich die Polnische Regierung 
gezwungen, sich ihren Standpunkt in dieser Frage bis zum Augenblick vorzu- 
behalten, wo ihr völlige Aufklärung gegeben wird. 

5. Die Polnische Regierung gibt der Hoffnung Ausdruck, daß sie im Falle der 
Eröffnung von Besprechungen mit der Reichsregierung auch weiterhin die guten 
Dienste der Regierung Seiner Majestät wird in Anspruch nehmen können.“ 
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Aus Hitlers Weisung Nr. 1 vom 31. August 1939 
Nürnberger Dokument 126 — C 
Bd. XXXIV S 456ff 
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Wege eine für Deutschland unerträgliche Lage an seiner Ostgrenze zu beseitigen, 
habe ich mich zur gewaltsamen Lösung entschlossen. 

2. Der Angriff gegen Polen ist nach den für Fall Weiß getroffenen Vorbereitungen 
zu führen mit den Abänderungen, die sich beim Heer durch den inzwischen fast 
vollendeten Aufmarsch ergeben. 

Aufgabenverteilung und Operationsziel bleiben unverändert. 

Angriffstag: 1. 9. 1939. 

Angriffszeit :-: 4.45 :-: 

Diese Zeit gilt auch für die Unternehmungen Gdingen — Danziger Bucht und 
Brücke Dirschau. 


3. Im Westen kommt es darauf an, die Verantwortung für die Eröffnung von 
Feindseligkeiten eindeutig England und Frankreich zu überlassen. Geringfügigen 
Grenzverletrzungen ist zunächst rein örtlich entgegen zu treten. 

Die von uns Holland, Belgien, Luxemburg und der Schweiz zugesicherte Neu- 
tralität ist peinlich zu achten. 

Die deutsche Westgrenze ıst zu Lande an keiner Stelle ohne meine ausdrückliche 
Genehmigung zu überschreiten. 

Zur See gilt das gleiche für alle kriegerischen oder als solche zu deutenden 
Handlungen. 

Die defensiven Maßnahmen der Luftwaffe sind zunächst auf die unbedingte Ab- 
wehr feindi. Luftangriffe an der Reichsgrenze zu beschränken, wobei so lange als 
möglich die Grenze der neutralen Staaten bei der Abwehr einzelner Flugzeuge und 
kleinerer Einheiten zu achten ist. 

Schnellste Orientierung des OKW über jede Verletzung der Neutralität dritter 
Staaten durch die Westgegner ist besonders wichtig. 


4. Eröffnen England und Frankreich die Feindseligkeiten gegen Deutschland, so 
ist es Aufgabe der im Westen operierenden Teile der Wehrmacht, unter möglıichster 
Schonung der Kräfte die Voraussetzungen für den siegreichen Abschluß der Opera- 
tion gegen Polen zu erhalten..... 

(Der Rest des Textes befaßt sich mit den militärischen Vorbereitungen zur Abwehr 
ım Westen. Siehe auch DB Nr. 158). 
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Briefe von Sir Henderson, Berlin, an Lord Halifax und Sir Cadogan 
vom Foreign Office am 31. August 1939 


DBFP VII Nr. 628 an Lord Halifax 


ee Jedoch wenn ich auch fühle, es ist nahezu hoffnungslos, kann ich des Ge- 
wissens wegen keinen Stein unumgewendet liegen lassen um zu versuchen, den Krieg 
zu verhindern. Ich meine, wir sollten im Prinzip den deutschen Bluff benennen 
und keinen Zoll weichen. Doch ich kann es nicht vereinbaren mit meiner Pflicht 
gegen Sie und Seiner Majestät Regierung, nicht doch noch mein äußerstes zu tun, den 
Krieg zu vermeiden. Die deutschen Vorschläge gefährden sicherlich nicht die Unab- 
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hängigkeit Polens. Das wenigstens, denke ich, kann man sagen; und wenn es nicht 
so wäre, daß Polen für alle Zeit Deutschlands Nachbar sein muß und wenn es 
nicht den jetzigen Augenblick ergreift, eine international garantierte Lösung zu 
erhalten, wird es vielleicht später ein schlechteres Geschäft machen. Ich würde über- 
haupt keine Verhandlungen empfehlen, doch ich fürchte sehr, wenn es jetzt einen 
diplomatischen Sieg über Deutschland davonträgt, wird die einzige Wirkung sein, 
das letztere mehr und mehr Rußland in die Arme zu treiben zu dem einzigen 
Zweck, Rache an Polen zu nehmen. 


Jedoch fühle ich sehr pessimistisch, wenn es Ribbentrop sein soll, der die Ver- 
handlungen führt. Ich habe diese Meinung nicht verborgen vor den Leuten, die mit 
Göring in Kontakt stehen. 


Dahlerus’ telefonische Indiskretionen tun mir leid. Ich habe keine Ahnung, was 
er wirklich sagte, da er bloß um Erlaubnis bat, den Premierminister durch unser 
Telefon über seine Diskussionen mit Göring zu unterrichten. Nichtsdestoweniger 
kann ich mir vorstellen, daß er ıindiıskret war, denn er telefonierte aus meinem 
Zimmer mit Göring und sagte ihm, daß ich über die deutschen Vorschläge erfreut 
sei. Ich kritzelte hastig auf ein Stück Papier, daß er dies berichtigen müsse indem er 
sagte, daß ich keinerlei Meinung aussprechen könne, bevor ih den Text gesehen 
hätte, den Ribbentrop mir zu geben abgelehnt hätte. Göring sagte Dahlerus, daß 
er es einrichten würde, aber ıch habe ıhn noch nicht erhalten. Ich hörte um 13.30 
Uhr jedoch, daß Göring nach Berlin zurückgekommen ist. Ein gutes Zeichen jeden- 
falls. 


Ich war letzte Nacht auf bis 4 Uhr morgens, nachdem ich Ribbentrop gesehen 
hatte um Mitternacht und Attolico und Lipski danach und Ihnen schließlich tele- 
grafiert hatte. Um 8 Uhr morgens telegrafierte mich Attolico an, um mir zu sagen, 
er käme sofort zu mir, nachdem er Weizsäcker gesehen habe. Attolico war in groß- 
artiger Gemütsverfassung und bat mich, mich später zu erinnern, daß Italien sein 
äußerstes getan hätte zu helfen, den Frieden zu erhalten. Ich konnte seine und 
Weizsäckers Warnung nicht verkennen, besonders da sie durch von Hassell um 
9 Uhr morgens verstärkt worden war, der ganz unabhängig von den offiziellen 
Quellen sprach. Hassell war nützlich und sprach heute morgen zweimal mit Göring. 


Ich denke, es ist ziemlich sicher, daß Hitler alle Befehle gegeben hatte, mit Voll- 
dampf vorauszugehen am 25. August: im letzten Augenblick änderte er seinen Ent- 
schluß, schickte nach mir und gab mir die Botschaft, die ich nach London brachte. Er 
widerrief die Befehle an die Armee, aber die begleitenden Anordnungen wie z. B. 
die Rationierungsverordnungen, kamen trotzdem planmäßig heraus. Sonst würden 
sie nie in Kraft gesetzt worden sein vor dem wirklichen Beginn der Feindselig- 
keiten. Es war dasselbe mit der Telefonverbindung mit dem Ausland, die an diesem 
Abend 3 Stunden abgeschnitten war. Wenn das wahr ist, wie ich glaube, so beweist 
es, wie gefährlich der Augenblick ist. Zu derselben Zeit ist die allgemeine Stimmung 
hier weitgehend das Ergebnis der Rationierungsverordnungen, die in den letzten 
paar Tagen entschieden ungünstiger für das Regime geworden sind. Mag sein wie 
ihm wolle, aber ich fürchte, es könnte bedeuten, daß die Extremisten zum Kriege 
treiben werden, um das Regime zu retten. Es ist ein schrecklicher Gedanke, daß die 
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polnische Bereitwilligkeit zu unterhandeln das Regime retten kann. Wenn man nur 
an sich selber denken würde, würde man sagen: „Rühr keinen Finger, sondern halte 
die Ohren steif“. Aber es ist eine schreckliche Verantwortlichkeit. 


Nach reifer Überlegung bekenne ich, daß ich es unendlich vorziehen würde, wenn 
die Polen um anderer willen, wenn nicht für sich selbst, zustimmten zu verhandeln. 
Wenn die Diskussionen erst begonnen haben, denke ich müssen wir uns kategorisch 
weigern, noch Weiteres in Gestalt oder Anschein von Ultimatum zu gestatten. Wenn 
dies versucht wird, denke ich, müssen wir es durchstehen und vorbereitet sein, die 
Kosten zu bezahlen. 


Ich hoffe, meine Telegramme sind nicht unzusammenhängend und schlecht ab- 
gefaßt gewesen, aber ich muß sagen, daß es ein hartes Leben ist und daß man 
nicht viel Zeit erhält zum Denken oder Überlegen, wenn man in Zeitdruck ist. 

Die deutsche Annahme einer Volksabstimmung im Korridor ist merkwürdig. Man 
könnte sich vorstellen, daß sie sie nicht vorschlagen würden, wenn sie nicht meinten, 
daß die Mehrheit zu ihren Gunsten wäre, doch haben die Polen immer versichert, 
daß die Bevölkerung des Korridors von Anbeginn der Welt her zu 90°/o polnisch 
gewesen sei. Wenn die Polen nicht lügen, kann es nur bedeuten, daß Hitler zurück 
tritt von seinem öffentlich verkündeten Entschluß, den ganzen Korridor zurück- 
zuholen. Nach Dahlerus ist es der Preis, den Deutschland oder Hitler bereit ist zu 
zahlen für gute Beziehungen zu Britannien, Stimmt das? Nichtsdestoweniger denke 
ich, auf die Länge gesehen werden die Polen den Kürzeren ziehen, wenn sie nicht 
verhandeln.“ 

DBFP VII Nr. 629 an Sir A. Cadogan 

„Ich denke, es ist praktisch gewiß, daß Hitler die Befehle an die Armee zum Ein- 

satz am 25. August gegeben hatte, und sich dann anders entschied und nach mir 


schickte. 


Ich bin viel weniger gewiß, daß er beabsichtigte, heute mittag das Wagnis einzu- 
gehen, aber im Hinblick auf den 25. konnte die Warnung nicht verkannt werden. 
Wenn Hitler je einen Zug tut, werden wir ihn nicht vorher wissen. Alles ist bereit, 
und da die Welt auf einem Mann beruht, können wir nicht erwarten, es zu wissen. 

Ich bin im Augenblick wie erschlagen. ..... Die Polen müssen sich ins Recht 
setzen, indem sie eine Geste irgendwelcher Art machen, oder sonst müssen wir alle 
kämpfen. Möglicherweise würde das zweite das Beste sein, aber die Verantwortung 
ist zu groß für mich, die Idee zu ermutigen. 

Der Himmel segne Sie“. 
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Amtliche deutsche Mitteilung, am 31. 8. 39 um 21 Uhr 
über den deutschen Rundfunk verlesen 


DWBIIN. 468 


Die Königlich Britische Regierung hat sich in einer Note vom 28. August gegen- 
über der Deutschen Regierung bereit erklärt, ihre Vermittlung zu direkten Ver- 
handlungen zwischen Deutschland und Polen über die strittigen Probleme zur Ver- 
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fügung zu stellen. Sie hat dabei keinen Zweifel darüber gelassen, daß auch ihr 
angesichts der fortdauernden Zwischenfälle und der allgemeinen europäischen Span- 
nung die Dringlichkeit des Vorganges bewußt wäre. 


Die Deutsche Regierung hat sich in einer Antwortnote vom 29. August 1939 
trotz ihrer skeptischen Beurteilung des Willens der Polnischen Regierung, überhaupt 
zu einer Verständigung zu kommen, im Interesse des Friedens bereit erklärt, die 
englische Vermittlung bzw. Anregungen anzunehmen. Sie hat unter Würdigung aller 
der zur Zeit gegebenen Umstände es für notwendig erachtet, ın dieser ihrer Note 
darauf hinzuweisen, daß, wenn überhaupt die Gefahr einer Katastrophe vermieden 
werden soll, dann schnell und unverzüglich gehandelt werden muß. Sie har sich in 
diesem Sinne bereit erklärt, bis zum 30. August 1939 abends einen Beauftragten der 
Polnischen Regierung zu empfangen, unter der Voraussetzung, daß dieser auch 
wirklich bevollmächtigt sei, nicht nur zu diskutieren sondern auch Verhandlungen 
zu führen und abzuschließen. 


Die Deutsche Regierung hat weiter in Aussicht gestellt, daß sie glaubt, bis zum 
Eintreffen dieses polnischen Unterhändlers ın Berlin der Britischen Regierung die 
Grundlagen über das Verständigungsangebot ebenfalls zugänglih machen zu 
können. 


Statt eine Erklärung über das Eintreffen einer autorisierten polnischen Persön- 
lichkeit erhielt die Reichsregierung als Antwort auf ihre Verständigungsbereitschaft 
zunächst die Nachricht der polnischen Mobilmachung und erst am 30. August 
1939 gegen 12 Uhr nachts eine mehr allgemein gehaltene britische Versicherung 
der Bereitwilligkeit, ihrerseits auf den Beginn von Verhandlungen hinwirken zu 
wollen. 


Trotzdem durch das Ausbleiben des von der Reichsregierung erwarteten pol- 
nischen Unterhändlers die Voraussetzung entfallen war, der Britischen Regierung 
noch eine Kenntnis über die Auffassung der Deutschen Regierung in bezug auf 
mögliche Verhandlungsgrundlagen zu geben, da die Britische Regierung ja selbst für 
direkte Verhandlungen zwischen Deutschland und Polen plädiert hatte, gab Reichs- 
außenminister von Ribbentrop dem Britischen Botschafter anläßlich der Über- 
gabe der letzten englischen Note eine genaue Kenntnis des Wortlautes der für den 
Fall des Eintreffens des polnischen Bevollmächtigten als Verhandlungsgrundlage 
vorgesehenen deutschen Vorschläge. 


Die Deutsche Reichsregierung glaubte ein Recht darauf zu haben, daß unter die- 
sen Umständen wenigstens nachträglich die sofortige Benennung einer polnischen 
Persönlichkeit stattfinden würde. Denn es ist der Reichsregierung nicht zuzumuten, 
ihrerseits fortgesetzt die Bereitwilligkeit zur Inangriffnahme solcher Verhandlungen 
nicht nur zu betonen, sondern auch dafür bereitzusitzen, von der polnischen Seite 
aber nur mit leeren Ausflüchten und nichtssagenden Erklärungen hingehalten zu 
werden. 


Aus einer inzwischen stattgefundenen Demarche des Polnischen Botschafters geht 
erneut hervor, daß auch dieser nicht bevollmächtigt ist, in irgendeine Diskussion 
einzutreten oder gar zu verhandeln. 
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Somit haben der Führer und die Deutsche Reichsregierung nun 2 Tage vergeblich 
auf das Eintreffen eines bevollmächtigten polnischen Unterhändlers gewartet. 

Unter diesen Umständen sieht die Deutsche Regierung auch dieses Mal ihre Vor- 
schläge praktisch als abgelehnt an, obwohl sie der Meinung ist, daß diese in der 
Form, in der sie auch der Englischen Regierung bekanntgegeben worden sind, mehr 
als loyal, fair und erfüllbar gewesen wären. 

Die Reichsregierung hält es für angebracht, der Öffentlichkeit Kenntnis von die- 
sen dem Britischen Botschafter durch den Reichsaußenminister von Ribbentrop 
mitgeteilten Verhandlungsgrundlagen zu geben. (s. DB Nr. 133c) 
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Telegramm des britischen Botschafters Sir Kennard an Lord Halifax 
vom 31. August 22.25 Uhr 


Aus DBFP VIINTr. 618 


„1. Seiner Majestät Botschafter in Berlin scheint die deutschen Bedingungen für 
vernünftig zu halten. Ich fürchte, daß ich mit ıhm nicht übereinstimmen kann aus 
dem Blickfeld Warschaus. Während sie dem Uneingeweihten plausibel erscheinen 
mögen, wird die polnische Regierung sie gewiß als einen Versuch betrachten, sie zu 
erdrosseln unter dem Mantel der Legalität. Zum Beispiel ist hier Entmilitarisierung 
Danzigs für Polen wertlos, wenn der Korridor deutsch wird. Ohne Text ist es 
unmöglich, eine abgewogene Meinung auszudrücken, aber ich möchte gern die 
folgenden allgemeinen Betrachtungen unterbreiten. 

2. Die Methode der jetzigen Ansprüche scheint mir von großer Wichtigkeit. 
Wenn Polen sich befehlsmäßigen und demütigen Bedingungen unterwirft, wird 
es das Prinzip aufgegeben haben, daß Diskussionen auf freier und gleicher Basis sein 
müssen und in keiner Weise unter Drohungen oder Druck. Dies ist ein vitaler 
Aspekt der polnischen Unabhängigkeit, welchen Seiner Majestät Regierung ver- 
pflichtet ist zu unterstützen. 

3. Ängstlichkeit zu zeigen in Bezug auf deutsche Forderungen bringt es sicherlich 
mit sich, jeden äußersten Kompromiß zwischen ihnen und möglichen polnischen 
Konzessionen schwieriger erreichbar zu machen, da Deutschland eine taktische 
Überlegenheit und einen moralischen Sieg erreicht haben würde. 

4. Was die Bedingungen selbst anbelangt, obwohl sie auf den ersten Blick weniger 
drastisch sind als (..... ?) Verlangen nach Danzig und den Korridor, sind sie, wenn 
sie der legalistischen Sprache entgleist sind, klar darauf berechnet, die Existenz des 
polnischen Staates zu unterminieren. 

5. Abgesehen von der Konfusion und Demoralisierung, die eine Volksabstimmung 
verursachen würde, kann ich nicht glauben, daß irgendeine polnische Regierung 
einwilligen könnte, Bedingungen auch nur zu diskutieren, welche ihre souveränen 
Rechte über das jetzige Gebiet Polens in Frage stellen. 

6. Jeder Verdacht, daß seine Verbündeten möglicherweise wünschen, daß solche 
Bedingungen als Grundlage für Verhandlungen angenommen werden, könnte die 
Polen dazu treiben, selbständig Provokationen Widerstand zu bieten, die sie so- 
lange mit Seelenstärke und Klugheit erduldet haben. 
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7. Es ist wichtig zu erinnern, daß die zivilisierte Welt Beifall spendete, als Polen 
das März-Angebot ablehnte. Polen mag wohl in Betracht ziehen, daß die Zeit vor- 
über ist, wo es einen Beitrag zum wirklichen Frieden bedeutet, Deutschlands Er- 
pressungen nachzugeben, obwohl die polnische Regierung wiederholt ihre Bereit- 
willigkeit ausgesprochen hat, als Gleichgestellte verhandeln zu wollen. 


8. Man sollte nicht denken, daß die polnische Regierung jetzt entweder ängstlich 
oder optimistisch sei. Die Polen haben ihre Vorbereitungen getroffen zu entschie- 
denem Widerstand gegen Aggression; sie begreifen, was sie aufgerufen sein werden 
zu erdulden, aber das Land ist gefaßt und einig und der Geist der Armee und der 
Bevölkerung ist entschlossen. 


9. Ich habe nicht den Wunsch, nicht hilfsbereit zu sein, aber es ist meine Pflicht, 
meine tiefen Überzeugungen festzustellen hinsichtlich der polnischen Haltung in 
dem gegenwärtigen Nervenkriege. 


10. Was den allgemeinen Ausgangspunkt berrifft, so wage ich darauf hinzuweisen, 
daß neben unserer vertraglichen Verpflichtung es ein höchstes britisches Interesse 
ist, daß das polnische Bollwerk der Zivilisation zwischen Nazismus und Bolsche- 
wismus aufrecht erhalten wird, und daß nichts geschehe, das bestehende Vertrauen 
zu sıch selbst und seinen Verbündeten zu schwächen. Sollte dieses gegenseitige Ver- 
trauen verringert werden, so könnten Rückschläge über ganz Europa und durch 
die ganze Welt katastrophal werden.“ 


141 


Bericht von Sir Horace Wilson über ein Telefongespräch mit Dahlerus 
am 31. August um 12.30 Uhr mittags 


Aus DBFP VII Nr. 589 


„Um 12.30 Uhr sagte Dahlerus, daß er von der englischen Botschaft aus spreche 
und daß er die Nacht bei Göring verbracht habe. Die Vorschläge der deutschen 
Regierung seien uns geschickt worden. Er fragte, ob ich sie gesehen hätte. Ich sagte: 
‚nein‘. Er sagte, daß sie uns durch Henderson geschickt worden seien. Dahlerus sagte, 
daß sie äußerst liberal seien. Göring hätte ihm gesagt, daß der Führer diese Bedin- 
gungen mit der allgemeinen Absicht zugeschickt habe, um England zu zeigen, wie 
sehr er darauf aus sei, mit England eine friedliche Bereinigung zu sichern. Er sagte, 
daß ‚wir‘ (ich denke, daß er Henderson und Forbes meinte) Lipski aufgesucht 
hätten. .... . An dieser Stelle hörte ich eine deutsche Stimme, anscheinend die 
Worte von Dahlerus wiederholend, und unterbrach das Gespräch, um Dahlerus 
zu sagen, daß er diese Auskunft besser Henderson gebe, doch er setzte indessen 
fort. Er sagte, daß sie Lipski die Bedingungen gegeben hätten. Dahlerus hätte sie 
Lipski mit Hilfe von Ogilvie-Forbes diktiert, da Lipski sie nicht von den Deutschen 
gehabt hätte. Erregt sprechend sagte Dahlerus, daß Lipski erwidert hätte, daß 
die Annahme der Bedingungen außer Frage stünde. (Er unterbrach Dahlerus 
wieder, die Zeit nicht zu überschreiten und daß er jedenfalls, wenn hier irgend 
etwas zu sagen wäre, dies Henderson auf normalem Wege sagen solle; aber es 
gelang mir wiederum nicht, ihn zum Aufhören zu bringen.) Seine nächste 
Bemerkung war, daß die Polen nicht beabsichtigten, nachzugeben, und es ‚wäre uns 
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klar‘, daß die Polen die Verhandlungsmöglichkeit verhinderten. Ich sagte Dahlerus 
wieder, still zu sein, aber als er dies nicht tat, legte ich den Hörer auf. 


Ich berichtete diese Unterhaltung dem Premierminister und Lord Halifax und Sir 
Cadogan und riet dazu, ein Telegramm an Sır Nevile Henderson zu senden mit 
der Warnung, vorsichtig mit der Verwendung des Telefons zu sein und fügte hinzu, 
daß das Gespräch von Dahlerus heute morgen von den Deutschen abgehört worden 
sei. Ein Warntelegramm wurde an Henderson geschickt.“ 
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Bericht des französischen Ministers für öffentliche Arbeiten Anatole de Monzie 
über die Sitzung des französischen Ministerrats am 31. August 1939 18 Uhr 


Aus Anatole de Monzie, Ciı-Devant 


„Das Frühstück wird unterbrochen durch einen Anruf von Bonnet, der mich nach 
dem Quai d’Orsay ruft und mit mir über den Vorschlag des Grafen Ciano spricht. 
Er frühstückt um 3 Uhr auf einem einfüßigen Tischchen, nachdem er lange mit 
Daladier beraten und verschiedentlich mit Rom telefoniert hat. Er glaubt, die Zu- 
stimmung des Ministerrats hinsichtlich der Annahme des Konferenzvorschlages er- 
langen zu können. Er sagt zu mir ‚Chautemps ist damit einverstanden‘. Ins 
Ministerium für öffentliche Arbeiten zurückgekehrt, empfange ich den Besuch 
meiner Kollegen Jean Zay, von Quemille und Pomaret. Jedem trage ich meine Auf- 
fassung vor: ‚Die italienische Vermittlung ist die letzte Friedensschance. Es ist nicht 
mit einer deutsch-polnischen Verständigung zu rechnen.‘ Ich strenge mich nicht 
lange an, Pomaret zu überzeugen, denn seit dem 27. August habe ich kein Vertrauen 
mehr zu ihm, denn ich fühle ihn ganz für die Thesen Paul Reynaud’s gewonnen 
und bestrebt, einen Erfolg der italienischen Politik zu vermeiden. Jean Zay ist 
meiner Beweisführung zugänglicher. Quemille zögert, seine gänzliche Zustimmung 
zu formulieren, doch in seinem Herzen stimmt er für alles, was den Frieden retten 
kann. 

Der Ministerrat beginnt um 18 Uhr mit einem Bericht von Bonnet, einer ein- 
fachen aufrichtigen überzeugenden Darlegung. Was er sagt, ist vollkommen richtig, 
doch ohne Kraft der Stimme und der Glaubwürdigkeit und ohne Energie. Man 
möchte schwören, er sei eingeschüchtert, physisch benommen durch eine physische 
Angst vor Daladier. Dieser gleicht an diesem Abend einem Igel, alle Stacheln ge- 
sträubt gegen, man weiß nicht gegen wen. Er wendet Bonnet von der ersten Minute 
an den Rücken, er macht ein Maul der Verachtung bezw. des Widerwillens. Er unter- 
bricht nicht. Aber dieses stachelige Schweigen ist schlimmer als Feindseligkeit mit 
Worten. Bonnet komme ich zur Hilfe. Ich stelle die Unmöglichkeit vor, in der wir 
uns befinden, die italienische Initiative zurückzuweisen, sollte es auch nur aus 
Furcht sein, Italien in den Krieg hineinzustoßen. Hat nicht General Gamelin wieder- 
holt, daß es darauf ankomme, die Neutralität Italiens zu erhalten. Ich füge ein, 
wenn auch nur als vorläufige Antwort an Campinschi, der eine gegenteilige Auf- 
fassung vertritt und ein unmittelbares ‚Anbändeln‘ auf den alten Alpen vorziehen 
würde. Paul Reynaud lächelt über meine Anstrengungen, deren Erfolglosigkeit er 
abwägt am Widerstand des Foreign Office. Camille Chautemps spricht sich nicht 
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aus. Er bemerkt nur, man habe ja noch Gelegenheit, die Warschauer Nachrichten 
abzuwarten. Keiner wagt, in klaren Ausdrücken den Gedanken darzulegen, der in 
selbstherrlichen Bürokratien die Oberhand hat, man wisse, die Haltung Hitlers 
sei ein Bluff und die Vermittlung Mussolinis eine Falle. Hat nicht Alexis Lege£r, als 
er von dem Vermittlungsschritt Cianos erfuhr, ausgerufen: ‚Da haben wir die Falle! 
Ich wartete darauf!‘ 


Immerfort verdrießlich dreinsehend, spricht jetzt Daladier von der Verpflichtung, 
die uns gestellt ist, festzubleiben, nicht schwach zu werden vor dem Risiko. ..... 
In diesem Augenblick tritt ein Offizier von der Militärschule ein und übergibt dem 
Ministerpräsident einen Brief, der nicht unerwartet scheint: ‚Ein persönliches 
Schreiben unseres Botschafters in Berlin’, erklärt Daladier. ‚Ich kenne ihn seit 
langem. Wir sind aus derselben Landschaft. Hören Sie, was er mir schreibt.‘ Der 
Brief würde banal sein ohne die Beschwörung, die ihn beschließt. ‚Sich gut halten! 
Wenn Ihr Euch gut haltet, wird Hitler zusammenstürzen.“ Es handelt sich darum, 
zu bluffen. Wer zuletzt bluffen wird, wird den entscheidenden Vorteil haben. 
Bluff in Berlin, Falle in Rom! Man muß nur keck auftreten. Wenn es sich darum 
handelt abzuwarten und zu zahlen, verbinden sich Begeisterung und Gewandtheit. 


Keine Verhandlungen mehr. Die Meinung Coulondres schließt den Widerspenstigen 
den Schnabel. 


Was aber haben wir nun beschlossen, dem Grafen Ciano zu antworten? Ja oder 
nein? Jedenfalls ist das Ja bedingt. Es empfiehlt sich, Polen einzuladen und die all- 
gemeine Unterhandlung zu verbreitern. Ich lege also eine Entschließung vor, die 
in Wirklichkeit nie gefaßt worden ist. Ich gebe meine Darlegungen an Bonnet, der 
mich am Telefon zu Rate zieht. Er kommt mir am anderen Ende des Drahtes vor 
gleich einer Katze, die einem Eisschrank entronnen ist. Ich tröste ihn und bestürme 
ihn, eine Antwort vorzubereiten, die nach allem nicht untersagt ist, zu erteilen. 
Er bittet mich, einen Entwurf vorzubereiten, an dem er sich begeistern werde. Diese 
Rolle eines Schreibgehilfen mißfällt mir nicht: Ich nehme sie an, trotz des erstaun- 
lichen Kommuniqu&s Albert Sarraut’s, das ich in der Presse gelesen hatte, worauf 
hervorgehen würde ein Antrag, alle gütlichen Vorschläge abzuweisen. Im allge- 
meinen wird ein Kommunique£ erst gebilligt durch den Ministerrat, bevor es an die 
Zeitungen geht. Ich möchte nicht beschwören, daß dieser Text dem Ministerrat 
unterbreitet wurde, doch bin ich gewiß, ihn nicht gehört und also auch nicht ge- 
nehmigt zu haben. 


Ich veranlasse also einen Entwurf zu einer Antwort, die Francois zu Bonnet trägt. 
Neuer Telefonanruf vom Auswärtigen Amt. Er dankt mir für meine Sendung und 
teilt mir mit, daß er meinen Stil gemildert habe. Sehr gut. Aber ich habe eine 
andere Sorge beim Verlassen unseres beunruhigten Ministerrats: ‚Georges (Bonner) 
eine Frage stellt sich diesen Abend für Sie, für uns zwei und für diejenigen, die mehr 
zurückhaltend gleicher Meinung sind wie wir. Falls das Projekt der Konferenz 
mißlingt — und unsere Vorbehalte, unser Zögern, unsere Art Ausflüchte zu suchen, 
begünstigen den Mißerfolg —, dann werden wir erfaßt, mitgerollt, zerbrochen wer- 
den im Getriebe des Krieges. Sie wie ich, wir wie die anderen, die Kameraden, 
die keine Angst vor dem Konflikt haben, demissionieren wir nicht schon morgen, 
übermorgen wird es zu spät sein: ohne den Akt einer Art Verrats zu begehen, ein 
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Verlassen des Postens vor dem Feind. Ich bitte Sie darum, wenn die Konferenz nicht 
beschlossen wird, laßt uns zusammen und schnell weggehen. 


Bonnet erwidert mir mit schnell gewonnener Würde: ‚Unmöglich, lieber Freund, 
wir müssen bleiben, um an einem Vorschlag festzuhalten, der zum Heil ist. Unser 
Weggang bedeutet den Schluß zum Krieg. Wir haben die Wahl zwischen der Be- 
schuldigung wegen Feigheit, zu der unser sofortiger Abgang berechtigen würde und 
dem Vorwurf einer Bloßstellung, den uns unsere Gegenwart ın einem Kriegskabinett 
einbringen wird. Ich weigere mich, feige zu sein.“ 


Dieser Kleinmütige entscheidet sich für den Mur. Ich werde seine Wahl teilen.“ 
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Auszug aus der Rede des russischen Außenministers Molotow 
am 31. 8. 1939 vor dem Obersten Sowjet über die Verhandlungen 
mit den Westmächten und den Pakt mit Deutschland 


Aus Michael Freund, Geschichte des II. Weltkrieges in Dokumenten 
Bd. III Dok. Nr. 68 S. 179 f. 


Was haben diese Verhandlungen mit Großbritannien und Frankreich gezeigt? Sie 
haben gezeigt, daß die Haltung Großbritanniens und Frankreichs auf der ganzen 
Linie gekennzeichnet ist durch schreiende Widerspüche. Sie richtet sich selbst. 


Eeinerseits forderten Großbritannien und Frankreich, die UdSSR sollte Polen im 
Falle der Aggression militärischen Beistand leisten. Die UdSSR war, wie Ihnen be- 
kannt ist, gewillt, dieser Forderung nachzukommen unter der Voraussetzung, daß 
die UdSSR ihrerseits die gleiche Hilfe Großbritanniens und Frankreich erhielte. 
Anderseits brachten dieses gleiche Großbritannien und Frankreich Polen mit ins 
Spiel, und dieses lehnt entschieden jede militärische Unterstützung von seiten der 
UdSSR ab. Versuchen Sie bitte unter solchen Umständen ein Abkommen über 
gegenseitige Hilfeleistung zustande zu bringen — wenn die Hilfeleistung seitens der 
UdSSR zuvor als unnötig, ja als eine Zudringlichkeit erklärt wird! 


Ferner boten Großbritannien und Frankreich auf der einen Seite der Sowjetunion 
die Garantie militärischer Hilfe gegen eine Aggression an als Gegenleistung für die 
gleiche Unterstützung seitens der UdSSR. Auf der anderen Seite umgaben sie ihr 
Hilfsversprechen mit so vielen Vorbehalten hinsichtlich indirekter Aggressionen, daß 
diese Hilfe dadurch zur Fabel wurde. Das Ganze versahen sie mit einer formal- 
rechtlichen Klausel, die es ihnen ermöglichte, sich ihrer Beistandspflicht zu entziehen 
und die UdSSR im Angesicht des Aggressors sich selbst zu überlassen. Und nun ver- 
suchen Sie, zwischen einem solchen „gegenseitigen Beistandspakt“ und einem Ab- 
kommen, bei dem es sich um nichts anderes als um mehr oder weniger getarnte 
Spitzfindigkeit handelt, zu unterscheiden! 

Weiter: Einerseits betonen Großbritannien und Frankreich die Wichtigkeit und 
Bedeutung der Verhandlungen über einen gegenseitigen Beistandspakt und for- 
derten von der UdSSR, die Angelegenheit mit größtem Ernst zu behandeln und alle 
das Abkommen betreffenden Fragen so schnell wie möglich zu regeln. Anderseits 
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entfalteten sie selbst eine ausgesprochene Neigung, die Dinge hinauszuzögern, und 
zeigten alles andere als eine ernsthafte Einstellung zu den Verhandlungen, mit 
denen sie Leute geringerer Bedeutung, die nicht mit den entsprechenden Vollmachten 
ausgestattet waren, betrauten. Es genügt, darauf hinzuweisen, daß die britischen und 
französischen Militärmissionen ohne bestimmte Vollmachten und ohne das Recht 
zum Abschluß einer Militärkonvention in Moskau eintrafen. Überdies kam die 
britische Miltärmission überhaupt ohne Bevollmächtigung nach Moskau, und erst 
auf ausdrückliches Verlangen unserer Militärmission überreichte sie in einem Augen- 
blick, als die Verhandlungen unmittelbar vor dem Abbruch standen, ihre Beglau- 
bigungsschreiben. Aber sogar diese Beglaubigungen waren äußerst unbestimmt, d. h., 
es waren Beglaubigungen ohne eigentlichen Inhalt. Bitte versuchen Sie, zwischen die- 
ser oberflächlichen Einstellung Englands und Frankreichs zu den Verhandlungen und 
frivolen Scheinverhandlungen, die das ganze Verhandlungsanliegen diskreditieren 
sollten, zu unterscheiden! 


Es gibt Hellseher, die in einen Pakt mehr hineinlesen, als in ihm geschrieben 
steht. Zu diesem Zweck werden Vermutungen und Andeutungen ausgestreut, um 
gegenüber dem Pakt in dem einen oder dem andern Land Zweifel zu erregen. Aber 
all dies beweist nur die hoffnungsiose Ohnmacht der Feinde des Paktes, die sich 
mehr und mehr als Feinde sowohl der Sowjetunion als auch Deutschlands enthüllen 
und die nur bestrebt sind, Krieg zwischen diesen Ländern zu provozieren. 


Wir könnten verstehen, daß diese Politik von reinen Imperialisten verfolgt wird. 
Aber wir können nicht über die Tatsache hinwegsehen, daß gewisse Führer der 
sozialistischen Parteien Großbritanniens und Frankreichs einen ganz ungewöhnlichen 
Eifer in dieser Hinsicht entfalten. Diese Herren sind so aufgeregt, daß sie aus dem 
Gleise geraten sind. Diese Leute verlangen, daß sich die UdSSR ohne Zögern an der 
Seite Großbritanniens in einen Krieg gegen Deutschland stürzen solle. Haben diese 
rasenden Kriegstreiber ihre Vernunft völlig verabschiedet: Es ist wirklich schwierig 
für diese Herren, den Zweck des sowjetisch-deutschen Nichtangriffspaktes zu ver- 
stehen, kraft dessen die UdSSR weder verpflichtet ist, in einen Krieg an der Seite 
Großbritanniens gegen Deutschland einzutreten, noch auch in einem Krieg an der 
Seite Deutschlands gegen Großbritannien zu kämpfen. Ist es wirklich so schwer 
zu verstehen, daß die UdSSR ihre eigene unabhängige Politik verfolgt und weiter- 
verfolgen wird, die sich gründet auf die Interessen der Völker der Sowjetunion, 
und nur auf diese Interessen?...... 


Der sowjetisch-deutsche Nichtangriffspakt bedeutet eine neue Wendung in der 
Entwicklung Europas, eine Wendung zu besseren Beziehungen zwischen den beiden 
größten Staaten Europas. Dieser Pakt beseitigt nicht nur die Kriegsdrohung mit 
Deutschland, sondern umgrenzt auch den Bereich möglicher Feindseligkeiten in 
Europa und dient dadurch der Sache des allgemeinen Friedens. Er muß für uns neue 
Möglichkeiten sichern, unsere Stärke zu vergrößern, unsere Stellung weiter zu be- 
festigen und den Einfluß der Sowjetunion in der internationalen Entwicklung zu 
vermehren. 
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Aus dem Bericht des ehemaligen Generalrichters der Luftwaffe, Manfred Roeder 
über die Strafverfahren gegen v. Dohnany, Oster, Müller, Bonhoeffer u. A.: 


„Bezüglich des Oberleutnant Joseph Müller ergaben die Ermittlungen folgendes: 


Müller hatte in Berlin unmittelbar mit General Oster verhandelt und bei der 
Abwehr-Nebenstelle München, der er dienstlich zugehörte, durchblicken lassen, daß 
er Z unmittelbar unterstellt sei. Eine derartige Unterstellung hatte es aber nie ge- 
geben. Müller hatte Dohnany die Devisen für die Italienreise der Frau v. Dohnany 
sowie auch den Paß besorgt, trotzdem dieser nur von dem Polizeipräsidenten von 
Berlin hätte ausgestellt werden dürfen. 

Müller hatte mit Bonhoeffer verhandelt über den Inhalt des Zettels. Über die 
Herkunft der bei ihmgefundenen Pläne des Obersten Hauptquartiers ın Solln und 
Pullach verweigerte er jede Auskunft. 

Die zahlreichen Schriftstücke über angebliche Greueltaten deutscher Truppen, die 
bei ihm gefunden wurden, waren durch seine Sekretärin nach Diktat geschrieben, 
und zwar waren sie diktiert von einem Oberleutnant von Breitbach, der früher 
als Assessor bei Müller in der Anwaltskanzlei tätig gewesen war. Dieser behauptete, 
Müller habe ihn dazu aufgefordert. Müller seinerseits erklärte, daß er beabsichtigt 
habe, Breitbach in die Abwehr zu lancieren, und dieses als Stichproben für seine 
Berichtsart angesehen habe. 

Breitbach seinerseits negierte dieses entschieden. Tatsache blieb, daß ein Teil dieser 
Berichte, die nach Aussage Breitbach‘s von ihm nur schriftstellerisch erfunden waren, 
in den Sendungen des Senders „Gustav Siegfried I“ vorgetragen wurden und teil- 
weise sogar früher, als sie von Breitbach abgesetzt waren.“ 

(Oberleutnant Müller war im Zivilberuf Rechtsanwalt in München, nach dem Krieg 
Bayerischer Justizminister. 

Z = Zentralabteilung der Abwehr unter Leitung v. General Oster. Der Inhalt des 
„Zettels“ betraf Absichten gewisser Kreise des OKW und der Bekennenden Kirche zu 
aktivem Vorgehen.) 
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Rede Adolf Hitlers vor dem Reichstag am 1. 9. 1939 
DWB II Nr. 471 


Abgeordnete, Männer des Deutschen Reichstags! 


Seit Monaten leiden wir alle unter der Qual eines Problems, das uns einst das 
Versailler Diktat beschert hat und das nunmehr in seiner Ausartung und Entartung 
unerträglich geworden war. Danzig war und ist eine deutsche Stadt. Der Korridor 
war und ist deutsch. Alle diese Gebiete verdanken ihre kulturelle Erschließung aus- 
schließlich dem deutschen Volk, ohne das in diesen örtlichen Gebieten tiefste Barbarei 
herrschen würde. Danzig wurde von uns getrennt, der Korridor von Polen annek- 
tiert, die dort lebenden deutschen Minderheiten in der qualvollsten Weise miß- 
handelt. Über eine Million Menschen deutschen Blutes mußten schon in den Jahren 
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1919 auf 1920 ihre Heimat verlassen. Wie immer, so habe ich auch hier versucht, 
auf dem Wege friedlicher Revisionsvorschläge eine Änderung des unerträglichen 
Zustandes herbeizuführen. Es ist eine Lüge, wenn in der Welt behauptet wird, daß 
wir alle unsere Revisionen nur unter Druck durchzusetzen versuchten. 15 Jahre, 
bevor der Nationalsozialismus zur Macht kam, hatte man Gelegenheit, auf dem 
Wege friedlicher Verständigung die Revision durchzuführen. Man tat es nicht. In 
jedem einzelnen Falle habe ich dann von mir aus nicht einmal, sondern oftmals Vor- 
schläge zur Revision unerträglicher Zustände gemacht. 


Alle diese Vorschläge sind, wie Sie wissen, abgelehnt worden. Ich brauche sie 
nicht im einzelnen aufzuzählen: die Vorschläge zur Rüstungsbegrenzung, ja, wenn 
notwendig, zur Rüstungsbeseitigung, die Vorschläge zur Beschränkung der Kriegs- 
führung, die Vorschläge zur Ausschaltung von in meinen Augen mit dem Völker- 
recht schwer zu vereinbarenden Methoden der modernen Kriegführung. Sie kennen 
die Vorschläge, die ıch über die Notwendigkeit der Wiederherstellung der deutschen 
Souveränität über die deutschen Reichsgebiete machte, die endlosen Versuche, die 
ich zu einer friedlichen Verständigung über das Problem Österreich unternahm 
und später über das Problem Sudetenland, Böhmen und Mähren. Es war alles ver- 
geblich. Eines aber ist unmöglich: zu verlangen, daß ein unerträglicher Zustand auf 
dem Weg friedlicher Revision bereinigt wird, und die friedliche Revision konsequent 
zu verweigern. Es ist auch unmöglich ‚zu behaupten, daß derjenige, der in einer 
solchen Lage dann dazu übergeht, von sich aus diese Revision vorzunehmen, gegen 
ein Gesetz verstößt. Das Diktat von Versailles ısf tür uns Deutsche kein Gesetz. 
Es geht nicht an, von jemand mit vorgehaltener Pistole und der Drohung des Ver- 
hungerns von Millionen Menschen eine Unterschrift zu erpressen und dann das 
Dokument mit dieser erpreßten Unterschrift als ein feierliches Gesetz zu prokla- 
mieren. 


So habe ich auch im Falle Danzigs und des Korridors versucht, durch friedliche 
Vorschläge auf dem Wege der Diskussion die Probleme zu lösen. Daß sie gelöst 
werden mußten, das war klar. Und daß der Termin dieser Lösung für die westlichen 
Staaten vielleicht uninteressant sein kann, ist begreiflich; aber uns ist dieser Termin 
nicht gleichgültig, vor allem aber war er und konnte er nicht gleichgültig sein für 
die leidenden Opfer. Ich habe in Besprechungen mit polnischen Staatsmännern die 
Gedanken, die Sie von mir hier in meiner letzten Reichstagsrede vernommen haben, 
erörtert. Kein Mensch kann behaupten, daß dies etwa ein ungebührliches Verfahren 
oder gar ein ungebührlicher Druck gewesen wäre. 


Ich habe dann die deutschen Vorschläge formulieren lassen, und ich muß es noch 
einmal wiederholen, daß es etwas Loyaleres und Bescheideneres als diese von mir 
unterbreiteren Vorschläge nicht gibt. Und ich möchte das jetzt der Welt sagen: Ich 
allein war überhaupt nur in der Lage, solche Vorschläge zu machen; denn ich weiß 
ganz genau, daß ich mich damals zur Auffassung von Millionen von Deutschen in 
Gegensatz gebracht habe. 


Diese Vorschläge sind abgelehnt worden. Aber nicht nur das: sie wurden beant- 
wortet mit Mobilmachung, mit verstärktem Terror, mit gesteigertem Druck auf 
die Volksdeutschen in diesen Gebieten und mit einem langsamen wirtschaftlichen, 
politischen und in den letzten Wochen endlich auch militärischen und verkehrstech- 
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nischen Abdrosselungskampf gegen die Freie Stadt Danzig. Polen hat den Kampf 
gegen die Freie Stadt Danzig entfesselt. Es war weiter nicht bereit, die Korridor- 
frage in einer irgendwie billigen und den Interessen beider gerecht werdenden Weise 
zu lösen. Es hat endlich nicht daran gedacht, seine Minderheitsverpflichtungen ein- 
zuhalten. Ich muß hier feststellen: Deutschland hat diese Verpflichtungen eingehal- 
ten. Die Minderheiten, die im Deutschen Reich leben, werden nicht verfolgt. Es soll 
ein Franzose aufstehen und erklären, daß etwa die im Saargebiet lebenden Franzosen 
unterdrückt, gequält und entrechtet werden. Keiner wird dies behaupten können. 


Ich habe nun dieser Entwicklung vier Monate lang ruhig zugesehen, allerdings 
nicht, ohne immer wieder zu warnen. Ich habe ın letzter Zeit diese Warnungen ver- 
stärkt. Ich habe dem Polnischen Botschafter vor nun schon über drei Wochen mit- 
teilen lassen, daß, wenn Polen noch weitere ultimative Noten an Danzig schicken 
würde, wenn es weitere Unterdrückungsmaßnahmen gegen das Deutschtum vor- 
nehmen würde oder wenn es versuchen sollte, auf dem Wege zollpolitischer Maß- 
nahmen Danzig wirtschaftlich zu vernichten, dann Deutschland nicht länger mehr 
untätig zusehen könnte. Ich habe keinen Zweifel darüber gelassen,, daß man in 
dieser Hinsicht das heutige Deutschland nicht mit dem Deutschland, das vor uns 
war, verwechseln darf. 

Man hat versucht, das Vorgehen gegen die Volksdeutschen damit zu entschuldi- 
gen, daß man erklärte, sie hätten Provokationen begangen. Ich weiß nicht, worin 
die „Provokationen“ der Kinder oder Frauen bestehen sollen, die man mißhandelt 
und verschleppt, oder die „Provokationen“ derer, die man in der tierischsten, sadis- 
tischsten Weise gequält und schließlich getötet hat. Eines aber weiß ich: daß es keine 
Großmacht von Ehre gibt, die auf die Dauer solchen Zuständen ruhig zusehen 
würde. 

Ich habe trotzdem noch einen letzten Versuch gemacht. Obwohl ich innerlich 
überzeugt war, daß er der Polnischen Regierung — vielleicht auch infolge ihrer Ab- 
hängigkeit von einer nunmehr entfesselten wilden Soldateska — mit einer wirk- 
lichen Verständigung nicht ernst ist, habe ich einen Vermittlungsvorschlag der 
Britischen Regierung angenommen. Sie schlug vor, daß sie nicht selbst Verhand- 
lungen führen sollte, sondern versicherte, eine direkte Verbindung zwischen Polen 
und Deutschland herzustellen, um noch einmal ın das Gespräch zu kommen. 


Ich muß hier folgendes feststellen: Ich habe diesen Vorschlag angenommen. Ich 
habe für diese Besprechungen Grundlagen ausgearbeitet, die Ihnen bekannt sind, 
und ich bin dann mit meiner Regierung zwei volle Tage dagesessen und gewartet, 
ob es der Polnischen Regierung paßt, nun endlich einen Bevollmächtigten zu schik- 
ken oder nicht. Sie hat uns bis gestern abend keinen Bevollmächtigten geschickt, 
sondern durch ihren Botschafter mitteilen lassen, daß sie zur Zeit erwäge, ob und ın- 
wieweit sie in der Lage sei, auf die englischen Vorschläge einzugehen; sie würde dies 
England mitteilen. 

Meine Herren Abgeordneten! Wenn man dem Deutschen Reich und seinem 
Staatsoberhaupt so etwas zumuten kann und das Deutsche Reich und sein Staarts- 
oberhaupt das dulden würden, dann würde die deutsche Nation nichts anderes ver- 
dienen, als von der politischen Bühne abzutreten. Meine Friedensliebe und meine 
endlose Langmut soll man nicht mit Schwäche oder gar mit Feigheit verwechseln. 
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Ich habe daher gestern abend der Britischen Regierung mitgeteilt, daß ich unter 
diesen Umständen auf seiten der Polnischen Regierung keine Geneigtheit mehr 
finden kann, mit uns in ein wirklich ernstes Gespräch einzutreten. 

Damit sind diese Vermittlungsvorschläge gescheitert. Denn unterdes war als Ant- 
wort auf diesen Vermittlungsvorschlag erstens die polnische Generalmobilmachung 
gekommen und zweitens neue schwere Greueltaten. Diese Vorgänge haben sich nun 
heute nacht abermals wiederholt. Nachdem schon neulich in einer einzigen Nacht 
21 Grenzzwischenfälle zu verzeichnen waren, sind es heute nacht 14 gewesen, darun- 
ter drei ganz schwere. 

Ich habe mich daher nun entschlossen, mit Polen in der gleichen Sprache zu reden, 
die Polen seit Monaten uns gegenüber anwendet. 

Wenn nun Staatsmänner im Westen erklären, daß dies ihre Interessen berühre, 
so kann ich eine solche Erklärung nur bedauern. Sie kann mich aber nicht eine 
Sekunde ın der Erfüllung meiner Pflicht wankend machen. 


Ich habe es feierlich versichert und wiederhole es, daß wir von diesen West- 
staaten nichts fordern und nie etwas fordern werden. Ich habe versichert, daß die 
Grenze zwischen Frankreich und Deutschland eine endgültige ist. Ich habe England 
ımmer wieder eine Freundschaft und, wenn notwendig, das engste Zusammengehen 
angeboten. Aber Liebe kann nicht nur von einer Seite geboten werden, sie muß von 
der anderen ihre Erwiderung finden. Deutschland hat kein Interesse im Westen. 
Unser Westwall ist zugleich für alle Zeiten die Grenze des Reiches. Wir haben auch 


keinerlei Ziel für die Zukunft, und diese Einstellung des Reiches wird sich nicht 
mehr ändern. 


Die anderen europäischen Staaten begreifen zum Teil unsere Haltung. Ich möchte 
hier vor allem Italien danken, das uns in dieser ganzen Zeit unterstützt hat. Sie 
werden aber auch verstehen, daß wir für die Durchführung dieses Kampfes nicht 
an eine fremde Hilfe appellieren wollen. Wir werden diese unsere Aufgabe selber 
lösen. 


Die neutralen Staaten haben uns ıhre Neutralität versichert, genau so, wie wir sie 
ihnen schon vorher garantierten. Es ist uns heiliger Ernst mit dieser Versicherung, 
und solange kein anderer ihre Neutralität bricht, werden wir sie ebenfalls peinlichst 
beachten; denn was sollten wir von ihnen wünschen oder wollen? 


Ich bin glücklich, Ihnen nun von dieser Stelle aus ein besonderes Ereignis mit- 
teilen zu können. Sie wissen, daß Rußland und Deutschland von zwei verschiedenen 
Doktrinen regiert werden. Es war nur eine Frage, die geklärt werden mußte: 
Deutschland hat nicht die Absicht, seine Doktrin zu exportieren, und in dem ÄAugen- 
blick, in dem Sowjetrußland seine Doktrin nicht nach Deutschland zu exportieren 
gedenkt, sehe ich keine Veranlassung mehr, daß wir auch nur noch einmal gegen- 
einander Stellung nehmen sollen! Wir sind uns beide darüber klar: Jeder Kampf 
unserer Völker gegeneinander würde nur anderen einen Nutzen abwerfen. Daher 
haben wir uns entschlossen, einen Pakt abzuschließen, der zwischen uns beiden für 
alle Zukunft jede Gewaltanwendung ausschließt, der uns in gewissen europäischen 
Fragen zur Konsultierung verpflichtet, der das wirtschaftliche Zusammenarbeiten 
ermöglicht und vor allem sicherstellt, daß sich die Kräfte dieser beiden großen 
Staaten nicht gegeneinander verbrauchen. 
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Jeder Versuch des Westens, hier etwas zu ändern, wird fehlschlagen! Und ich 
möchte das eine hier versichern: Diese politische Entscheidung bedeuter eine unge- 
heure Wende für die Zukunft und ist eine endgültige! 


Ich glaube, das ganze deutsche Volk wird diese politische Einstellung begrüßen! 
Rußland und Deutschland haben im Weltkrieg gegeneinander gekämpft und waren 
beide letzten Endes die Leidtragenden. Ein zweites Mal soll und wird das nicht mehr 
geschehen! Der Nichtangriffs- und Konsultativpakt, der am Tage seiner Unter- 
zeichnung bereits gültig wurde, hat gestern die höchste Ratifikation in Moskau und 
auch in Berlin erfahren. 

In Moskau wurde dieser Pakt genau so begrüßt, wie Sie ihn hier begrüßen. Die 
Rede, die der Russische Außenkommissar Molotow hielt, kann ich Wort für Wort 
unterschreiben. 


Unsere Ziele: Ich bin entschlossen, 

erstens die Frage Danzig, 

zweitens die Frage des Korridors zu lösen und 

drittens dafür zu sorgen, daß im Verhältnis Deutschlands zu Polen eine Wendung 
eintritt, die ein friedliches Zusammenleben sicherstellt! 


Ich bin dabei entschlossen, so lange zu kämpfen, bis entweder die derzeitige 
Polnische Regierung dazu geneigt ist, diese Anderung herzustellen, oder bis eine 
andere polnische Regierung dazu bereit ist! 


Ich will von den deutschen Grenzen das Element der Unsicherheit, die Atmo- 
sphäre ewiger, bürgerkriegähnlicher Zustände entfernen. Ich will dafür sorgen, daß 
im Osten der Friede an der Grenze kein anderer ist, als wir ihn an unseren anderen 
Grenzen kennen. 


Ich will dabei die notwendigen Handlungen so vornehmen, daß sie nicht dem 
widersprechen, was ich Ihnen hier, meine Herren Abgeordneten, im Reichstag selbst 
als Vorschläge an die übrige Welt bekanntgab. 


Das heißt, ich will nicht den Kampf gegen Frauen und Kinder führen! Ich habe 
meiner Luftwaffe den Auftrag gegeben, sich bei den Angriffen auf militärische Ob- 
jekte zu beschränken. Wenn aber der Gegner glaubt, daraus einen Freibrief ablesen 
zu können, seinerseits mit umgekehrten Methoden zu kämpfen, dann wird er eine 
Antwort erhalten, daß ihm Hören und Sehen vergeht! 


Polen hat nun heute nacht zum erstenmal auf unserem eigenen Territorium 
auch durch reguläre Soldaten geschossen. Seit 5 Uhr 45 wird jetzt zurückgeschossen! 
Und von jetzt ab wird Bombe mit Bombe vergolten! Wer mit Gift kämpft, wird 
mit Giftgas bekämpft. Wer sich selbst von den Regeln einer humanen Kriegsführung 
entfernt kann von uns nichts anderes erwarten, als daß wir den gleichen Schritt run. 

Ich werde diesen Kampf, ganz gleich gegen wen, so lange führen, bis die Sicher- 
heit des Reiches und seine Rechte gewährleistet sind! 

Über sechs Jahre habe ich nun am Aufbau der deutschen Wehrmacht gearbeitet. 
In dieser Zeit sind über 90 Milliarden für den Aufbau unserer Wehrmacht ange- 
wendet worden. Sie ist heute die am besten ausgerüstete der Welt und steht weit 
über jedem Vergleich mit der des Jahres 1914! Mein Vertrauen auf sie ist uner- 
schütterlich! 
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Wenn ich diese Wehrmacht aufrief und wenn ich nun vom deutschen Volk Opfer 
und, wenn notwendig, alle Opfer fordere, dann habe ich ein Recht dazu, denn auch 
ich selbst bin heute genau so bereit, wie ich es früher war, jedes persönliche Opfer 
zu bringen! Ich verlange von keinem deutschen Mann etwas anderes, als was ich 
selber über vier Jahre lang bereit war, jederzeit zu tun. Es soll keine Entbehrungen 
Deutscher geben, die ich nicht selber sofort übernehme! Mein ganzes Leben gehört 


von jetzt ab erst recht meinem Volke! Ich will jetzt nichts anderes sein als der erste 
Soldat des Deutschen Reiches. 


Ich habe damit wieder jenen Rock angezogen, der mir selbst der heiligste und 
teuerste war. Ich werde ihn nur ausziehen nach dem Sieg, — oder ich werde dieses 
Ende nicht erleben! 

Sollte mir in diesem Kampf etwas zustoßen, dann ist mein erster Nachfolger 
Parteigenosse Göring. Sollte Parteigenosse Göring etwas zustoßen, ist sein Nach- 
folger Parteigenosse Hess. Sie würden diesen dann als Führer genau so zu blinder 
Treue und Gehorsam verpflichtet sein wie mir. Für den Fall, daß auch Parteigenosse 
Hess etwas zustoßen sollte, werde ich durch Gesetz nunmehr den Senat berufen, 
der dann den Würdigsten, das heißt den Tapfersten, aus seiner Mitte wählen soll! 

Als Nationalsozialist und deutscher Soldat gehe ich in diesen Kampf mit einem 
starken Herzen! Mein ganzes Leben war nichts anderes als ein einziger Kampf für 
mein Volk, für seine Wiederauferstehung, für Deutschland, und über diesem Kampf 
stand nur ein Bekenntnis: der Glaube an dieses Volk! 


Ein Wort habe ich nie kennengelernt, es heißt: Kapitulation. Wenn irgend jemand 
aber meint, daß wir vielleicht einer schweren Zeit entgegengehen, so möchte ich 
bitten zu bedenken, daß einst ein Preußenkönig mit einem lächerlich kleinen Staat 
einer der größten Koalitionen gegenübertrat und in drei Kämpfen am Ende doch 
erfolgreich bestand, weil er jenes gläubige, starke Herz besaß, das auch wir in dieser 
Zeit benötigen. 

Der Umwelt aber möchte ich versichern: Ein November 1918 wird sich niemals 
mehr in der deutschen Geschichte wiederholen! 


So wie ich selber bereit bin, jederzeit mein Leben für mein Volk und für Deutsch- 
land einzusetzen, so verlange ich dasselbe auch von jedem anderen! 

Wer aber glaubt, sich diesem nationalen Gebot, sei es direkt oder indirekt, wider- 
setzen zu können, der fällt! Verräter haben nichts mit uns zu tun! Wir alle be- 
kennen uns damit nur zu unserem alten Grundsatz: Es ist gänzlich unwichtig, ob 
wir leben; aber notwendig ist es, daß unser Volk, daß Deutschland lebt. 

Ich erwarte von Ihnen als den Sendboten des Reiches, daß Sie nunmehr auf allen 
Plätzen auf die Sie gestellt sind, Ihre Pflicht erfüllen! Sie müsesn Bannerträger sein 
des Widerstandes, koste es, was es wolle! Keiner melde mir, daß in seinem Gau, in 
seinem Kreis oder in seiner Gruppe oder in seiner Zelle die Stimmung einmal schlecht 
sein könnte! Träger, verantwortliche Träger der Stimmung sind Sie! Ich bin ver- 
antwortlich für die Stimmung im deutschen Volk, Sie sind verantwortlich für die 
Stimmung in Ihren Gauen, in Ihren Kreisen. Keiner hat das Recht, diese Verant- 
wortung abzutreten. Das Opfer, das von uns verlangt wird, ist nicht größer als das 
Opfer, das zahlreiche Generationen gebracht haben. All die Männer, die vor uns den 
bittersten und schwersten Weg für Deutschland antreten mußten, haben nichts an- 
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deres geleistet, als was wir auch zu leisten haben; ihr Opfer war kein billigeres und 
kein schmerzloseres und damit kein leichteres, als das Opfer sein würde, das von 
uns verlangt wird. 

Ich erwarte auch von der deutschen Frau, daß sie sich in eiserner Disziplin vor- 
bildlich in diese große Kampfgemeinschaft einfügt! 

Die deutsche Jugend aber wird strahlenden Herzens ohnehin erfüllen, was die 
Nation, der Nationalsozialistische Staat, von ıhr erwartet und fordert! 

Wenn wir diese Gemeinschaft bilden, eng verschworen, zu allem entschlossen, 
niemals gewillt zu kapitulieren, dann wird unser Wille jeder Not Herr werden! 

Ich schließe mit dem Bekenntnis, das ich einst aussprach, als ich den Kampf um 
die Macht im Reich begann. Damals sagte ich: Wenn unser Wille so stark ist, daß 
keine Not ihn mehr zwingen vermag, dann wird unser Wille unser deutscher Staat 
auch die Not zerbrechen und besiegen. 

Deutschland — Sieg Heil! 
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Auszug aus der Rede des Premierministers Chamberlain am 1. September 1939 
im Unterhaus 


(BBB Nr. 105) 


Der Premierminister (Herr Chamberlain): Ich habe nicht vor, heute abend viele 
Worte zu machen. Die Zeit ist gekommen, wo handeln nötiger ist als reden. Vor 
anderthalb Jahren habe ich in diesem Hause die flehentliche Erwartung ausgespro- 
chen, daß nicht die Verantwortung auf mich fallen möge, unser Land aufzufordern, 
die entsetzliche Entscheidung für den Krieg anzunehmen. Ich fürchte, ich werde die- 
ser Verantwortung nicht entgehen können. Jedenfalls aber kann ich mir für den 
Augenblick der Auferlegung einer solchen Bürde keine Umstände wünschen, in 
denen ich deutlicher als heute spürte, wo meine Pflicht liegt. Kein Mensch kann 
sagen, daß die Regierung mehr hätte tun können, um zu versuchen, den Weg zu 
einer ehrenhaften und gerechten Regelung des Streites zwischen Deutschland und 
Polen offen zu halten. Auch haben wir keine Möglichkeit versäumt, der Deutschen 
Regierung kristallklar zu machen, daß, sofern sie wieder auf der Anwendung von 
Gewalt beharre, so wie sie sie in der Vergangenheit angewendet hat, wir entschlossen 
seien, ihr mit Gewalt Widerstand zu leisten. Jetzt, wo alle relevanten Dokumente 
veröffentlicht werden, stehen wir vor den Schranken der Geschichte im Bewußtsein, 
daß die Verantwortung für diese schreckliche Katastrophe auf den Schultern eines 
einzigen Mannes — des Deutschen Kanzlers — liegt, der nicht gezögert hat, die 
Welt ıns Elend zu stürzen, um seinem eigenen sinnlosen Ehrgeiz zu dienen. 
en Ich habe nun die ganze Korrespondenz mit der Deutschen Regierung in die 
Form eines Weißbuches bringen lassen. Ich fürchte, daß infolge technischer Schwie- 
rigkeiten erst einige wenige Exemplare verfügbar sind, aber ich erwarte, daß sie 
noch während der Sitzung in Lieferungen hereinkommen werden. Ich glaube nicht, 
daß ich im einzelnen auf diese Dokumente hinweisen muß, die schon der Geschichte 
angehören. Es geht aus ihnen klar hervor, daß unser Ziel immer darın bestanden 
hat, zu versuchen, im polnisch-deutschen Streit Besprechungen zwischen beiden 
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Ländern selbst auf der Grundlage der Gleichberechtigung herbeizuführen, wobei die 
schließliche Regelung so hätte sein sollen, daß sie die Unabhängigkeit Polens gewahrt 
hätte und daß ihre Einhaltung durch internationale Garantien gesichert worden 


ee Gleich am Anfang muß ich sagen, daß von Deutschland der Wortlaut dieser 
Vorschläge überhaupt nie an Polen übermittelt worden ist. Der Hergang der Sache 
ist so. Am Dienstag, den 29. August, sagte die Deutsche Regierung in Beantwortung 
einer von uns übersandten Note unter anderem, daß sie unverzüglich Vorschläge für 
eine für sie selbst annehmbare Lösung ausarbeiten würde, und daß sie „wenn mög- 
lich, diese vor der Ankunft des polnischen Unterhändlers der Britischen Regierung 
zur Verfügung stellen werde.“ 


Eine Untersuchung des Weißbuches wird Ihnen zeigen, daß die Deutsche Regie- 
rung erklärt hatte, sie zähle auf das Eintreffen eines polnischen Bevollmächtigten in 
Berlin am 30., d. h. am folgenden Tag. Inzwischen haben wir natürlich auf diese 
Vorschläge gewartet. Am nächsten Abend als unser Botschafter bei Herrn von 
Ribbentrop, dem Reichsaußenminister, vorsprach, legte er diesem dringend nahe, 
er solle, wenn diese Vorschläge bereit seien( denn wir hatten nichts mehr davon 
gehört), den Polnischen Botschafter rufen lassen und ihm die Vorschläge zur Weiter- 
leitung an seine Regierung aushändigen. Darauf erklärte Herr von Ribbentrop, wie 
unser Botschafter berichtet, in den heftigsten Ausdrücken, daß er niemals den Bot- 
schafter bitten werde, ihn zu besuchen. Er ließ durchblicken, daß es anders sein 
könnte, wenn der Polnische Botschafter ihn um eine Besprechung bitten würde. 


Das Haus wird beachten, daß dies in der Mittwochnacht geschah, von der jetzt, 
der deutschen Erklärung von gestern abend nach, behauptet wird, sie sei die letzte 
Frist gewesen und nunmehr seien Unterhandiungen mit Polen nicht mehr annehm- 
bar. Es ist also klar, daß Deutschland den Anspruch erhebt, Polen als ım Unrecht 
stehende Macht zu behandeln, weil es bis Mittwochnacht nicht auf Besprechungen 
mit Deutschland eingegangen war über eine Reihe von Vorschlägen, von denen es 
nie etwas gehört hatte. 


Und nun wir? In jener Mittwochnacht, von der ich soeben gesprochen habe, zog 
Herr von Ribbentrop im Gespräch ein längeres Dokument hervor, das er in deut- 
scher Sprache laut mit höchster Geschwindigkeit vorlas. Natürlich bat unser Bot- 
schafter nach dieser Vorlesung um ein Exemplar des Dokuments, aber die Antwort 
lautete, daß es jetzt zu spät sei, da der Vertreter Polens bis Mitternacht nicht in 
Berlin eingetroffen sei. Und so, Herr Präsident, haben wir nie eine Abschrift dieser 
Vorschläge erhalten, und zum erstenmal haben wir sie gestern nacht im Rundfunk 
gehört. Nun, Herr Präsident, dies sind die Umstände, unter denen die Deutsche 
Regierung, wie sie sagte, ihre Vorschläge als abgelehnt betrachten muß. Ist es nicht 
klar, daß ihre Vorstellung von einer Unterhandlung die war, daß auf beinahe un- 
verzügliche Aufforderung ein polnischer Bevollmächtigter nach Berlin gehen sollte 
— wo andere schon vor ihm gewesen waren — um dort eine Aufstellung von 
Forderungen entgegenzunehmen, die als Ganzes angenommen oder abgelehnt zu 
werden waren? Ich äußere keine Meinung über die Bedingungen selbst, denn ich 
fühle mich nicht dazu veranlaßt. Der rechtmäßige Weg nach unserer Auffassung 
— nach unser aller Auffassung — wäre der gewesen, daß diese Vorschläge den Polen 


287 


vorgelegt worden wären und daß man ihnen Zeit gelassen hätte, sie zu prüfen und 
zu sagen, ob sie nach ihrer Auffassung jene Lebensinteressen Polens, von denen 
Deutschland uns vorher versichert hatte, daß es sie respektieren wolle, verletzten 
oder nicht. Erst gestern abend hat der Polnische Botschafter den Reichsaußen- 
minister, Herrn von Ribbentrop, gesehen. Noch einmal erklärte er ihm das, was die 
Polnische Regierung ja schon öffentlich gesagt hatte, nämlich, daß sie gewillt sei, mit 
Deutschland über die strittigen Punkte auf der Grundlage der Gleichberechtigung 
zu verhandeln. Welches war die Antwort der Deutschen Regierung? Die Antwort 
war, daß ohne ein weiteres Wort die deutschen Truppen heute im Morgengrauen 
die polnische Grenze überschritten, und daß sie seither, wie man berichtet, offene 
Städte bombardieren (ein Parlamentsmitglied: „Gas“). Unter diesen Umständen 
gibt es für uns nur einen Weg...... 


aeg Wenn die Antwort auf diese letzte Warnung ungünstig ist (und ich nehme 
nicht an, daß sie wahrscheinlich anders sein wird), ıst Seiner Majestät Botschafter 
angewiesen, seine Pässe zu verlangen. In diesem Fall sind wir bereit. Gestern haben 
wir weitere Schritte zur Vollendung unserer Verteidigungsvorbereitungen unternom- 
men. Heute morgen haben wir die totale Mobilmachung der gesamten Königlichen 
Flotte, der Armee und der Königlichen Luftwaffe angeordnet. Wir haben auch, 
ım Lande und außerhalb, eine Reihe anderer Maßnahmen ergriffen, von denen das 
Haus nicht erwarten wird, daß ich sie ın allen Einzelheiten schildere. Kurz gesagt 
stellen sie die letzten Schritte nach Maßgabe ım voraus vorbereiteter Pläne dar...... 

Es bleibt uns jetzt nur noch übrig, die Zähne zusammenzubeißen und auf einen 
Kampf, den wir unsererseits ernstlich zu vermeiden bemüht waren, einzugehen mit 
der Entschlossenheit, ihn bis zum Ende durchzukämpfen. Wir werden in ihn ziehen 
mit einem klaren Gewissen, mit der Unterstützung der Dominien und des Britischen 
Weltreiches, und mit der moralischen Billigung des größeren Teiles der Welt. Wir 
haben keinen Streit mit dem deutschen Volk, ausgenommen, daß es zuläßt, von 
einer Naziregierung regiert zu werden. Solange diese Regierung existiert und die 
Methoden verfolgt, die sie im Laufe der letzten beiden Jahre so beharrlich ange- 
wandt hat, wird es keinen Frieden in Europa geben. Wir würden bloß von einer 
Krise in die andere geraten und ein Land nach dem anderen mit Merhoden ange- 
griffen sehen, die uns jetzt in ihrer widerlichen Technik vertraut geworden sind. 
Wir sind entschlossen, daß diese Methoden zu einem Ende kommen müssen. Wenn 
wir nach diesem Kampf in der Welt wieder das Gesetz des Vertrauens und den 
Verzicht auf Gewalt errichten, nun, dann werden sogar die uns auferlegten Opfer 
ihre vollste Rechtfertigung finden. 


149 
Mitteilung der britischen Regierung vom 31. 8. 1939 um 21 Uhr 


von Botschafter Henderson dem Reichsaußenminister überreicht 
DWB IINr. 472 


Euer Exzellenz, 
Im Auftrag des Ministers Seiner Majestät für Auswärtige Angelegenheiten be- 


ehre ich mich, folgende Mitteilung zu machen: 
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In den frühen Morgenstunden des heutigen Tages hat der Deutsche Reichskanzler 

einen Aufruf an die deutsche Wehrmacht erlassen, aus dem klar hervorging, daß 
er im Begriff war, Polen anzugreifen. 
Aus Nachrichten, die zur Kenntnis der Regierung Seiner Majestät im Vereinigten 
Königreich und der Französischen Regierung gelangt sind, geht hervor, daß deut- 
sche Truppen die polnische Grenze überschritten haben und daß Angriffe auf 
polnische Städte im Gange sind. 

Unter diesen Umständen sind die Regierungen des Vereinigten Königreichs und 
Frankreichs der Auffassung, daß die Deutsche Regierung durch diese ihre Handlung 
die Voraussetzungen geschaffen hat (nämlich einen aggressiven Gewaltakt gegenüber 
Polen, der dessen Unabhängigkeit bedroht), welche seitens der Regierungen des 
Vereinigten Königreichs und Frankreichs die Erfüllung ihrer Verpflichtungen, Polen 
Beistand zu leisten, erheischen. 

Ich bin daher beauftragt, Euer Exzellenz mitzuteilen, daß die Regierung Seiner 
Majestät im Vereinigten Königreich ohne Zögern ihre Verpflichtungen gegenüber 
Polen erfüllen wird, wenn nicht die Deutsche Regierung des Vereinigten König- 
reichs befriedigende Zusicherungen dahingehend abzugeben, daß die Deutsche Regie- 
rung jegliche Angriffshandlungen gegen Polen eingestellt hat und bereit ist, ihre 
Truppen unverzüglich aus polnischem Gebiet zurückzuziehen. 

Ich benutze diese Gelegenheit, usw. Nevile Henderson 


150 
Adolf Hitlers Brief an Mussolini vom 1. September 1939 
Aus IMT Bd. XXVII S. 545 f 


An den italienischen Ministerpräsidenten Benito Mussolini Rom. 


Auch der letzte Vermittlungsversuch Englands ist gescheitert. Ich erklärte mich 
noch einmal bereit, das Problem zwischen Deutschland und Polen auf dem Ver- 
handlungsweg zu lösen. Ich habe zwei Tage lang vergeblich auf einen polnischen 
Unterhändler gewartet. Dafür wurde 1.) die polnische Generalmobilmachung aus- 
gesprochen und 2.) eine Reihe weiterer unerträglicher Terrorakte begangen. Allein 
in dieser Nacht fanden wieder 7 Fälle von Grenzverletzungen statt, darunter drei 
schwerster Art. Ich habe mich unter diesen Umständen, nachdem ich Polen immer 
wieder vor einer Fortsetzung solcher Akte gewarnt habe, nunmehr entschlossen, 
Gewalt gegen Gewalt zu setzen. Ich werde diesen Kampf, was immer auch kommen 
mag, mit dem ganzen Fanatismus, dessen ich und das deutsche Volk fähig sind, be- 
stehen. Ich danke Ihnen, Duce, für alle Ihre Bemühungen. Ich danke Ihnen beson- 
ders auch für Ihre Angebote zur Vermittlung. Allein ich stand diesen Versuchen 
von vornherein deshalb skeptisch gegenüber, weil ja die polnische Regierung — wenn 
sie nur die geringste Absicht gehabt hätte, die Frage freundschaftlich zu lösen —, 
dies jederzeit hätte tun können. Sie lehnte aber jede wirkliche Verständigung auch 
nur anzubahnen ab, bei der wie die Dinge lagen, Konzessionen ihrerseits stattfinden 
mußten. Denn letzten Endes hat nicht Deutschland Polen etwas weggenommen, son- 
dern Polen Deutschland, und umgekehrt sind nicht die Polen in Deutschland miß- 
handelt worden, sondern die Deutschen in Polen. Ich wollte deshalb Sie, Duce, nicht 
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der Gefahr aussetzen, eine Vermittlerrolle zu übernehmen, die angesichts der 
intransigenten Haltung der polnischen Regierung doch aller Wahrscheinlichkeit nach 
vergeblich gewesen wäre. 


Was immer nun auch kommen mag: 

das nationalsozialistische Deutschland wird so oder so dafür sorgen, daß auch an 
seiner Ostgrenze jener Zustand der Befriedigung und Ruhe eintritt, den wir an 
allen unseren anderen Grenzen glücklicherweise besitzen. Adolf Hitler. 
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Protokoll von Herrn Harvey (Foreign Office) vom 2. September 1939 
über die Telefongespräche zwischen dem Grafen Ciano und Lord Halifax (2 Uhr 30) 


Aus DBFP VIINr. 710 


„Graf Ciano läutete Lord Halifax um 2.30 Uhr nachmittags an, um zu sagen, daß 
die italienische Regierung die deutsche informiert habe, daß sie es immer noch für 
möglich halte, eine Konferenz mit Frankreich, Großbritannien und Polen zu be- 
rufen, daß sie aber erst wissen müsse, ob Deutschland gewillt wäre, dies anzu- 
nehmen. Die italienische Regierung hätte die deutsche nicht gedrängt, sondern nur 
von ihrer Absicht informiert. 


Sir Loraine kam dann ans Telefon und sagte, daß die italienische Regierung ihren 
Botschafter in Berlin heute morgen angewiesen hätte, Ribbentrop rein zur Infor- 
mation und nicht als Vorschlag zu sagen, daß, wenn Hitler die Feindseligkeiten 
einstellen und im Prinzip einer Konferenz zustimmen würde ın der von dem Duce 
vorgeschlagenen Richtung, die italienische Regierung glaubte, daß Großbritannien 
und Frankreich imstande sein würden, auch Polen dahın zu bringen. Der italienische 
Botschafter hatte nun berichtet, daß Ribbentrop gesagt hätte, daß der Führer Notiz 
genommen hätte von der Botschaft, daß er nicht dagegen wäre, es in Betracht zu 
ziehen, daß er sich aber zwei Noten gegenüber sähe, einer englischen und einer 
französischen von gestern abend, deren Charakter ıhm nicht klar wäre. Wenn ihr 
Charakter der eines Ultimatums wäre, würde der Führer keinen Vorschlag in 
Erwägung ziehen und würde naturgemäß die britische und französische Note in 
einem freimütigen negativen Sinn beantworten. 


Mit Rıbbentrops Einwilligung ging der italienische Botschafter unverzüglich, Sir 
Nevile Henderson aufzusuchen, der ıhn ermächtigte zu erklären, daß die britische 
Note von gestern abend nicht den Charakter eines Ultimatums habe. Herr Atto- 
lico hatte Ribbentrop demgemäß informiert, aber der letztere wünschte dies durch 
Rom bestätigt zu haben und ferner zu wissen, ob Deutschland Zeit haben würde, 
den Vorschlag des Duce zu erwägen, zum Beispiel bis übermorgen mittag. 

Sir Loraine las über das Telefon ein weiteres Telegramm vom italienischen Bot- 
schafter in Berlin vor mit folgendem Inhalt: 

‚Ich wünsche klar zu machen, daß der Führer sich bereit machte, heute morgen 
eine Antwort auf die britisch-französische Note von gestern zu senden, daß er es 
aber nicht getan habe und nicht tue hinsichtlich des Empfanges von den Versiche- 
rungen, die in meinem vorhergehenden Telegramm vorgeschlagen sind.‘ 
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Graf Ciano forderte dann Sir Loraine auf, SMR wissen zu lassen, daß er vor 
ein paar Minuten mit Herrn Bonner telefoniert hätte, wobei er die Situation in 
derselben Weise erklärte und gefragt hatte, was die Antwort der französischen 
Regierung wäre auf die zwei Punkte Ribbentrops. Herr Bonnet sagte, daß die 
Antwort der französischen Regierung auf beide Punkte bejahend sei. Graf Ciano 
wünschte Lord Halifax klarzumachen, daß eine Konferenz nach Ansicht der 
italienischen Regierung nur einberufen werden könnte, wenn es einen unver- 
züglichen Waffenstillstand gäbe. 


Lord Halifax sagte, daß er sofort mit dem Premierminister sprechen wollte im 
Hinblick auf die Feststellung, die gerade im Parlament gemacht werden sollte. Er 
meinte jedoch, daß die Reaktion von SMR sein würde, daß der erste Schritt sein 
müsse die Zurückziehung der deutschen Truppen vom polnischen Boden. Obwohl 
er persönlich spräche, fühle er, daß das das Urteil des britischen Kabinetts sein würde. 
Sir Loraine gab das weiter an Graf Ciano, der dann sagte, er fürchte, daß dies 
unmöglich sein würde, daß aber ein Waffenstillstand mit einer Konferenz am 
folgenden Tag das Maximum sei, das die italienische Regierung in Berlin durch- 
setzen könnte. 


Lord Halifax sagte, daß er später am Nachmittag anläuten wollte. Graf Ciano 
sagte, daß er auf die französische Antwort von Herrn Daladier warte. Graf Ciano 
sagte wieder, daß er es nicht für möglich halte, die Zurückziehung der deutschen 
Truppen zu erreichen und Lord Halifax sagte, daß es für uns sehr schwer sein 
würde, eine Konferenz zu erwägen mit deutschen Truppen auf polnischem Boden.“ 
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Erklärung der französischen Regierung, in der Kammer verlesen durch den 
Ministerpräsidenten Daladier, im Senat durch den Vizepräsidenten Chautemps. 
Am 2. September um 15 Uhr (gekürzt) 


FGB Nr. 356 


Meine Herren, 


Die Regierung hat gestern die Generalmobilmachung angeordnet. Die ganze 
Nation folgt ihrem Ruf in ernster und ruhiger Entschlossenheit. Die jungen Leute 
haben sich bei ihren Regimentern gestellt. Sie schützen jetzt unsere Grenzen. Das 
Beispiel von Mut und Würde, das sie der Welt eben geben, muß auch unsere 
Debatten beherrschen. (Beifall.) Sie haben im begeisterten Schwung nationaler 
Brüderlichkeit alles sie gestern noch Trennende vergessen. Sie kennen keinen an- 
deren Dienst mehr, als den an Frankreich. Wenn wır den dankbaren Gruß der 
Nation an sie richten, wollen wir uns geloben, uns ihrer würdig zu erweisen. (All- 
gemeiner lebhafter Beifall.) 

Die Regierung hat somit Frankreich instandgesetzt, gemäß seinem Lebens- 
interesse und unserer Ehre zu handeln. 

Sie hat nun die Pflicht, den wirklichen Tatbestand voll und ganz, offen und klar 
auseinanderzusetzen. 

Schon seit einigen Tagen war der Friede in Gefahr. Die deutschen Forderungen 
an Polen drohten einen Konflikt heraufzubeschwören. In kurzem werde ich Ihnen 
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vor Augen führen, wie, vielleicht zum erstenmal in der Geschichte, alle friedlichen 
Mächte der Welt, die materiellen wie die moralischen Kräfte, sich während der letzten 
Tage und Nächte miteinander vereinigt haben, um den Weltfrieden zu retten. 
Aber während wir noch hoffen durften, daß alle diese stets erneuerten Bemühungen 
von Erfolg gekrönt sein würden, hat Deutschland sie plötzlich zunichte gemacht. 


Im Verlauf des 31. August erreichte die Krise ihren Höhepunkt. Als Deutsch- 
land endlich England wissen ließ, daß es, was es mir übrigens abgeschlagen hatte, 
direkte Verhandlungen mit Polen aufzunehmen bereit sei, versuchte Polen um- 
gehend, trotz der fürchterlichen, durch die plötzliche militärische Besetzung der 
Slowakei durch deutsche Truppen hervorgerufene Bedrohung, zu dieser friedlichen 
Methode seine Zuflucht zu nehmen. (Lebhafter Beifall auf allen Bänken.) Um ein 
Uhr nachmittags suchte der polnische Botschafter in Deutschland, Herr Lipski, um 
eine Audienz bei Herrn von Ribbentrop nach. Der Friede schien gerettet. Aber der 
Reichsaußenminister erklärte sich erst um 19 Uhr 45, also acht Stunden später, dazu 
bereit, Herrn Lipski zu empfangen. Obgleich dieser die Zustimmung seiner Regie- 
rung zu direkten Besprechungen überbrachte, weigerte sich der deutsche Minister, 
dem polnischen Botschafter die deutschen Forderungen mitzuteilen, unter dem 
Vorwand, daß der polnische Botschafter keine Vollmacht habe, sie sofort anzuneh- 
men oder abzulehnen. (Unruhe.) 


Um 21 Uhr gaben der deutsche Rundfunk Art und Umfang dieser Forderungen 
bekannt, und fügten hinzu, daß Polen sie abgewiesen habe. Das ist eine Lüge. 
(Lebhafter Beifall zur Linken, äußersten Linken, in der Mitte und zur Rechten.) 
Das ist eine Lüge, denn Polen kannte sie nicht einmal. (Neuer Beifall.) 


Und im Morgengrauen des 1. September gab der Führer seinen Truppen den 
Befehl zum Angriff. Niemals gab es einen offenkundigeren und ungerechteren An- 
griff! Niemals auch wurden mehr Lüge und mehr Zynismus aufgeboten, um einen 
solchen zu rechtfertigen. (Allgemeiner Beifall.) 


So wurde der Krieg entfesselt, während sich die bedeutendsten Kräfte, die ge- 
achtetsten und gleichzeitig uneigennützigsten Mächte in den Dienst des Friedens 
gestellt hatten, während sich die ganze Welt zusammengetan hatte, um beide Par- 
teien dazu zu bewegen, in direkte Verhandlungen zu treten, um den sie trennen- 
den Streit mit friedlichen Mitteln aus der Welt zu schaffen. 


Das Haupt der Christenheit erhob die Stimme der Vernunft und der Brüder- 
lichkeit; Präsident Roosevelt sandte ergreifende Botschaften und schlug allen Län- 
dern eine allgemeine Konferenz vor; die neutralen Länder hatten sich lebhaft dafür 
eingesetzt, und ihre unparteiischen, guten Dienste angeboten. Muß ich es aus- 
sprechen, daß alle diese Aufrufe bei der Französischen Regierung auf sofortige und 
völlig zustimmende Aufnahme gestoßen sind? (Beifall.) 


Ich selbst, meine Herren, wenn es mir erlaubt ist, von mir zu sprechen, erachte 
ich es als meine Pflicht als Franzose, direkt beim Reichskanzler Hitler vorstellig zu 
werden. Der Chef der deutschen Regierung ließ mich am 25. August durch unseren 
Botschafter in Berlin, Herrn Coulondre, wissen, daß er es bedauere, daß aus Anlaß 
eines bewaffneten Konflikts zwischen Deutschland und Polen, deutsches und fran- 
zösisches Blur vergossen werden könnte. Ich ließ dem Führer sofort einen, nur von 
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dem Wunsch unverzüglich den gefährdeten Weltfrieden zu retten, getragenen posi- 
tiven Vorschlag übermitteln. (Lebhafter Beifall zur Linken, zur äußersten Linken, 
in der Mitte und zur Rechten.) 


Ich glaube, Sie hatten bereits Gelegenheit diese Dokumente zu lesen. Sie kennen 
die Antwort, die mir zuteil wurde. Ich will mich nicht dabei aufhalten. 


Aber wir haben uns durch den Mißerfolg dieses Schrittes nicht abschrecken 
lassen, und wir haben noch einmal den Versuch, den Herr Chamberlain mit großer 
Hartnäcigkeit unternahm, unterstützt. (Langanhaltender, lebhafter Beifall auf den- 
selben Bänken.) Die zwischen London und Berlin ausgetauschten Schriftstücke sind 
veröffentlicht worden. Auf der einen Seite sehen Sie die unparteiische und stetige 
Loyalität; auf der andern Verlegenheit, Ausflüchte und Ausreden. Ich freue mich, 
zu dieser Stunde den edlen Bemühungen der Italienischen Regierung meine Huldi- 
gung darbringen zu können. (Beifall.) Noch im Verlauf des gestrigen Tages be- 
mühten wir uns, alle die guten Willens waren zu vereinigen, um wenigstens die 
Feindseligkeiten zum Stillstand zu bringen, um Blutvergießen zu verhüten, und 
um zu erreichen, daß an Stelle der Gewaltanwendung die Methoden einer Ver- 
gleichs- und Schiedsgerichtsordnung treten mögen. (Lebhafter Beifall.) 


Meine Herren, wenn diese Bemühungen um den Frieden bis jetzt vergeblich 
waren, und wenn sie es auch weiterhin bleiben, so haben sie wenigstens das Ver- 
dienst, die Verantwortlichen zu brandmarken. Sie sichern Polen, dem Opfer, den 
tatkräftigen Beistand und die moralische Solidarität aller freien Völker und Men- 
schen aller Länder. 


Was wir vor Beginn dieses Krieges getan haben, sind wir bereit zu wiederholen. 
Wenn neue Schritte zwecks Verständigung unternommen werden sollten, so sind 
wir noch immer bereit, uns ihnen anzuschließen. (Allgemeiner lebhafter Beifall zur 
äußersten Linken, zur Linken, in der Mitte und zur Rechten erheben sich die 
Herren Abgeordneten von den Bänken und klatschen erneut Beifall.) 


Wenn der Kampf aufhören sollte, wenn der Angreifer sich auf seine Grenze 
zurückzöge, wenn noch eine freie Verhandlung eingeleitet werden könnte, glauben 
Sie mir meine Herren, die Französische Regierung würde keine Anstrengungen 
scheuen, um wenn möglich heute noch zum Erfolg einer solchen im Interesse des 
Weltfriedens beizutragen. (Andauernder lebhafter Beifall.) 

Aber die Zeit drängt, Frankreich und England können der Vernichtung eines 
befreundeten Volkes (neuer Beifall) nicht tatenlos zusehen, die neue, gewaltsame, 
diesmal gegen England und gegen Frankreich gerichtete Unternehmungen vor- 
aussehen ließe. (Beifall.) 

Handelt es sich wirklich einfach nur um den deutsch-polnischen Konflikt? Nein, 
meine Herren, es handelt sich um einen neuen Schritt der Hitlerdiktarur auf dem 
Wege zur Beherrschung Europas und der Welt. (Allgemeiner lebhafter Beifall.) 
Wie könnte man vergessen, daß die deutsche Forderung auf Abtreten polnischen 
Gebiets schon längst auf der Karte von Großdeutschland eingezeichnet war, und 
daß sie nur während einiger Jahre getarnt wurde, um andere Eroberungen zu er- 
leichtern? So lange das deutsch-polnische Abkommen, das kaum einige Jahre alt ist, 
für Deutschland nutzbringend war, wurde es von Deutschland gehalten, an dem 
Tage aber, als es sich in ein Hindernis gegen seine Hegemoniebestrebungen ver- 
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wandelte, zögerte Deutschland nicht, es zu kündigen. (Beifall.) Heute spiegelt man 
uns vor, wenn erst einmal die deutschen Forderungen gegenüber Polen befriedigt 
seien, würde Deutschland sich gegenüber der ganzen Welt verpflichten, auf zehn 
Jahre, auf zwanzig Jahre, auf fünfundzwanzig Jahre, auf alle Ewigkeit den Frieden 
wiederherzustellen oder zu achten. Leider kennen wir dieses Gerede schon! (Leb- 
hafter Beifall auf einer sehr großen Zahl von Bänken.) 

Polen wurde das Ziel des ungerechtesten und brutalsten aller Angriffe. Die Na- 
tionen, die seine Unabhängigkeit garantierten, sind verpflichtet, zu seiner Ver- 
teidigung einzuschreiten. 


Großbritannien und Frankreich sind keine Mächte, die ihre Unterschrift verleug- 
nen, oder die daran denken könnten, sie zu verleugnen. (Andauernder lebhafter 
Beifall zur äußersten Linken, zur Linken, in der Mitte und zur Rechten.) 

Meine Herren, es geht daher nicht nur um die Ehre unseres Landes, es geht auch 
um den Schutz unserer Lebensinteressen. 


Denn ein Frankreich, das diesen Angriff zuließe, wäre bald ein verachtetes ein 
alleinstehendes, ein in Mißkredit geratenes Frankreich, ohne Verbündete und ohne 
Rücksicht, und zweifeln Sie nicht daran, sehr rasch wären wir selbst einem furcht- 
baren Überfall ausgesetzt. (Beifall.) 


Ich richte an das französische Volk und an alle anderen Völker die Frage: Welcher 
Wert ist der noch im Augenblick des Angriffs gegen Polen erneuerten Garantie un- 
serer Östgrenze, unseres Elsaß (lebhafter Beifall), unseres Lothringen (lebhafter Bei- 
fall) beizumessen, nach dem Bruch der nacheinander Österreich, der Tschechoslowakei 
und Polen gegebenen Garantien? Nach dem Machtzuwachs, den sie ihren Eroberun- 
gen verdanken würden, unendlich bereichert durch die Europa abgejagte Beute, 
Herren über unerschöpfliche Naturreichtümer, würden sich die Angreifer bald 
mit allen ihren Kräften auf Frankreich stürzen. (Beifall.) 


Wir würden um den Preis unserer Ehre nur einen unsicheren, widerrufbaren 
Frieden erkaufen, und, wenn wir morgen nach Verlust der Achtung unserer Ver- 
bündeten und der anderen Völker zu kämpfen hätten, so würden wir nur noch ein 
klägliches, von vornherein zur Niederlage und zur Knechtschaft verurteiltes Volk 
sein. (Allgemeiner lebhafter Beifall.) 


Ich bin sicher, daß nicht ein einziger Franzose am heutigen Tage derartige Ge- 
danken hegt. Aber, meine Herren, ich weiß auch, daß es hart ist für diejenigen, die 
ihr ganzes Leben der Verteidigung des Friedens gewidmet haben, und die immer 
noch von seinem Ideal beseelt sind, nun selbst mit Gewalt auf die Unternehmungen 
der Gewalttätigkeit zu antworten. 

Meine Herren, Sie, die wissen, wie die Franzosen denken, Sie die gestern noch 
mitten unter ihnen in unsern Provinzstädten und auf dem Lande weilten, Sie, die 
sie ausrücken sahen, Sie werden mich nicht Lügen strafen, wenn ich hier die Erin- 
nerung an sie heraufbeschwöre. Es sind friedliebende Menschen, aber sie sind zu 
allen Opfern bereit, um die Würde und die Freiheit ihres Vaterlandes zu verteidigen. 
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Wenn sie unserem Ruf ohne Zaudern, ohne Murren, ohne Schwäche folgten, so des- 
halb, weil sie alle im Grunde ihres Herzens fühlen, daß es, was man auch behaupten 
mag, in Wirklichkeit um den Bestand Frankreichs geht, das selbst in Gefahr schwebt. 
(Lebhafter allgemeiner Beifall.) 


Sie wissen besser als irgendjemand, daß keine Regierung, kein Mensch Frankreich 
mobilisieren könnte, um es in ein Abenteuer zu stürzen. Kein Franzose würde auf- 
stehen, um in fremdes Gebiet einzufallen! (Langanhaltender Beifall auf allen Bän- 
ken.) Ihr Heldenmut ist der des Verteidigers und nicht der des Eroberers. Wenn 
Frankreich aufsteht, so nur deshalb, weil es überzeugt ist, bedroht zu sein. 


..0 000.0 


Es ist unsere Pflicht, Schluß zu machen mit den Unternehmungen des Angriffs 
und der Gewaltsamkeit. Durch eine friedliche Lösung, falls dies noch möglich wäre, 
und bis zuletzt werden wir ın dieser Hinsicht nichts unversucht lassen (allgemeiner 
Beifall), durch Gebrauch unserer Kraft, wenn jedes moralische Empfinden, zugleich 


mit jedem Schimmer von Vernunft, bei den Angreifern verschwunden sein sollte. 
(Neuer Beifall.) 


Wenn wir unsere Verpflichtungen nicht einhielten, wenn wir es zuließen, daß 
Deutschland Polen zerschmettert, was könnten wir in einigen Monaten, vielleicht 
in einigen Wochen Frankreich sagen, wenn es hieße, sich erneut gegen den Angriff 
zu erheben? Dann würden uns unsere mutigen Soldaten fragen, was wir mit un- 
seren Freunden gemacht haben. Sie würden sich unter der furchtbarsten Bedrohung 
verlassen fühlen, und vielleicht auf immer das Vertrauen, das sie heute beseelt, ver- 
lieren. 


han Frankreich erhebt sich nur dann mit solchem Schwung, wenn es die Ge- 
wißheit hat, für sein Leben und für seine Unabhängigkeit zu kämpfen. 


Meine Herren, heute befiehlt Frankreich! (Wiederholter lebhafter Beifall, auf allen 
Bänken. — Die Abgeordneten zur Linken, zur äußersten Linken, in der Mitte und 
zur Rechten erheben sich von den Sitzen und klatschen langanhaltend Beifall.) 
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Protokoll von Sir A. Cadogan über die Telefonunterhaltung zwischen Lord Halifax 
und Herrn Bonnet am 2. September 1939 4 Uhr nachmittags 


Aus DBFP VII Nr. 716 


„Herr Bonnet sagte, daß er gerade ans Telefon gerufen wäre von Graf Ciano, der 
den britischen und französischen Botschafter in Rom gesehen hatte. Graf Ciano 
meinte, daß die von Herrn Mussolini vorgeschlagene Konferenz möglich sein könnte 
mit Polen eingeschlossen. Aber er hätte zwei Fragen zu stellen: War die am vorher- 
gehenden Abend in Berlin abgegebene Note von der Natur eines Ultimatums? Dar- 
auf hatte Herr Bonner erwidert, daß sie es nicht wäre. Zweitens hatte Graf Ciano 
gefragt, ob es möglich sein würde, bis morgen mittag auf die deutsche Antwort 
auf dieese Note zu warten? Zu diesem Punkt hatte Herr Bonner gesagt, daß er die 
Angelegenheit mit Herrn Daladier besprechen müsse. Er hatte dies gesagt, um Zeit 
zu gewinnen und sich mit SMR zu besprechen. Er hatte das Gespräch mit Graf 
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Ciano beendet indem er sagte, daß er ihn hinsichtlich seiner zweiten Frage in etwa 
einer halben Stunde wieder anrufen würde. 


Lord Halifax erwiderte, daß SMR diese Frage einer Konferenz erwäge, da Graf 
Ciano London angerufen und dieselbe Mitteilung gemacht habe. SMR wäre aber 
noch nicht in der Lage, ihre Ansicht festzulegen, hoffe aber, eine sehr frühe Antwort 
zu geben. 


Graf Ciano hatte gesagt, daß er glaubte, daß eine Konferenz möglich sein könnte 
auf der Basis eines unverzüglichen Waffenstillstandes mit Eröffnung der Konferenz 
unmittelbar danach. 


Lord Halifax hatte ihm gesagt, daß es seine persönliche Ansicht sei, daß die 
Entscheidung SMR sein würde, daß das erste wesentliche Erfordernis die Zurück- 
ziehung der deutschen Truppen auf polnischem Gebiet sein müsse. Es wäre sehr 
schwierig, sich eine Konferenz vorzustellen, während deutsche Truppen auf pol- 
nischem Boden blieben. 


Graf Ciano hatte gedacht, daß Hitler es unmöglich finden würde, diese Bedingun- 
gen anzunehmen und daß das Maximum, dem er zustimmen könnte, ein Waffen- 
stillstand mit einer Konferenz unmittelbar danach sein würde. 


Lord Halifax sagte, daß SMR froh sein würde, die Ansicht der französischen 
Regierung über diesen Konferenzvorschlag zu erfahren. Herr Bonnet meinte, daß 
es wahrscheinlich wahr sei, daß Hitler die Bedingung des Rückzuges nicht würde 
annehmen können, obwohl dies offensichtlich wünschenswert sei. Er dächte, daß 
eine Konferenz erwogen würde, vorausgesetzt, daß Polen dabei vertreten wäre. Das 
wäre der wirkliche wesentliche Punkt, und er hätte das Graf Ciano nahegelegt. 
Er bemerkte, daß die Art, in der wir den Vorschlag einer Konferenz behandelten, 
von großer Wichtigkeit sei vom Gesichtspunkt der öffentlichen Meinung in unseren 
Ländern. Wenn wir uns zum Krieg einschifften, müssen wir das Äußerste tun, die 
öffentliche Meinung zu überzeugen, daß wir alles innerhalb der Vernunft getan 
hätten, den Frieden zu erhalten. Lord Halifax sagte, daß er sobald wie möglich 
die Frage beantworten würde, ob die Antwort der deutschen Regierung bis morgen 
mittag verzögert werden könnte, und er würde auch Herrn Bonner die endgültigen 
und definitiven Ansichten der britischen Regierung auf die Frage der Konferenz 
übergeben. 


Herr Bonnet erhob dann die Frage, die er schon an Seiner Majestät Botschafter 
in Paris gestellt hatte, ob SMR zustimmen würde, daß das eventuelle Ultimatum 
eine Zeitbegrenzung von 48 Stunden enthalten sollte. 


Lord Halifax erwiderte, daß uns dieser Vorschlag gerade erst vorgelegt worden 
sei und unverzüglich erwogen würde. Zusammenfassend sagte er, daß es wesentlich 
wäre, die Ansichten SMR und der französischen Regierung in drei Punkte abzu- 
stimmen: 


1. Herr Hitlers Forderung, daß wir bis morgen mittag auf seine Antwort warten 
sollten, 


2. die Haltung, die in Bezug auf den Vorschlag der Konferenz einzunehmen ist, 


3, die Zeitbegrenzung, die in das Ultimatum einzufügen ist.“ 
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Bericht des Foreign Office über eine telefonische Unterredung zwischen 
Sir A. Cadogan und Außenminister Bonnet am 2. September 1939 
— etwa 17 Uhr — 


Aus DBFP VII Nr. 718 


„Sir Alexander Cadogan hatte eine telefonische Unterredung mit Herrn Bonnet 
nach der Kabinettssitzung ungefähr 5 Uhr heute nachmittag. Sir Cadogan sagte, 
daß da drei Fragen wären: 

1. Die Frage der Zeitgrenze, die Herrn Hitler angeboten werden sollte, 

2. die Frage der britischen Haltung auf Mussolinis Vorschlag einer Konferenz 
nach einem Waffenstillstand, 

3. ob der Rückzug der deutschen Truppen vom polnischen Boden als Voraus- 
erfordernis unserer Zustimmung zu irgendeiner Konferenz angesehen werden sollte. 

Die Haltung der britischen Regierung gegenüber einer Konferenz war, daß, wenn 
die deutsche Regierung einwilligte in die Zurückziehung ihrer Truppen vom pol- 
nischen Boden, die britische Regierung einverstanden wäre mit polnisch-deutschen 
Unterhandlungen, daß aber, wenn die unterhandelnden Parteien die Teilnahme 


anderer Mächte wünschten, die britische Regierung keine Einwendungen haben 
würde. 


Zur Frage eines Ultimatums mit einer Zeitbegrenzung für die Zurückziehung 
der Truppen war die Haltung der britischen Regierung die, daß, wenn Herr 
Hitler nicht einwilligte, seine Truppen heute gegen Mitternacht zurückzuziehen, 
die britische Regierung dann ihre Garantie gegenüber Polen erfüllen müßte. Herr 
Bonnet warf hier ein, daß ın der Konferenzfrage die französische Regierung eine 
günstige Antwort vorgestern gegeben hatte unter der Bedingung, daß Polen auf 
der Konferenz vertreten wäre. Seitdem hatte die deutsche Invasion Polens statt- 
gefunden. Im Hinblick auf diesen Umstand ist das französische Kabinett im Begriff 
zu überlegen, ob es die Zurückziehung deutscher Truppen als eine notwendige 
Bedingung seiner Zustimmung zu einer Konferenz betrachtet. 


Was die Noten angeht, die Hitler von dem britischen und französischen Bot- 
schafter übergeben werden sollen zu dem Thema der Zeitgrenze, war die fran- 
zösische Haltung, daß die notwendige Zeitgrenze vor dem Eintritt in Feindselig- 
keiten 48 Stunden wäre. Sir Cadogan fragte, ob dies die Ansicht der französischen 
Regierung wäre. Herr Bonnet erwiderte: ‚Sicher.‘ Er sagte, daß es unmöglich wäre, 
dem französischen Botschafter Instruktionen zu einem Mitternachtsultimatum zu 
geben. Sir Cadogan nahm Notiz von dieser Feststellung und fügte hinzu, daß die 
britische Regierung die französische Entscheidung über diese Frage abwartete. Er 
fügte hinzu, daß es die Absicht der britischen Regierung wäre, wenn Hitler nicht 
um Mitternacht geantwortet hätte, unsere Verpflichtungen zu erfüllen. (Hier folgte 
eine kurze Stelle von Herrn Bonnet, die ich — der Protokollant — nicht erfaßte.) 
Herr Bonnet forderte die britische Regierung auf die Folgen der Erwägung zu über- 
legen, daß, wenn sie auf dem Mitternachtsultimatum bestände, sie eine schwere 
Verantwortung gegenüber Frankreich auf sich laden würde, weil die französische 
Evakuierung unvollständig sei und weitere zwei Tage erforderte. Sir Cadogan 
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fragte, wann das französische Kabinett seine Entschließung über die Zeitgrenze er- 
reichen würde. Herr Bonner sagte, gegen 21 Uhr. Sir Cadogan fragte, ob die Polen 
Vorstellungen wegen Hilfe von Frankreich gemacht hätten unter der Begründung, 
daß dort eine große Schlacht wäre. Herr Bonnet sagte: ‚Noch nicht.‘ 

Sır Cadogan sagte, daß Herr Raczynski von seinem Kollegen in Paris Instruk- 
tionen erhalten hätte, diese Vorstellungen zu machen. Herr Bonnet sagte, daß er 
London anrufen würde, wenn der polnische Gesandte in Paris Vorstellungen 
machte. Sir Cadogan fragte an, ob 21 Uhr die früheste Zeit wäre, die französische 
Entscheidung zu erwarten. Herr Bonnet sagte, vielleicht 20 Uhr.“ 
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Protokoll des Telefongespräches, das Lord Halifax am 2. September 1939 
um 18 Uhr 38 mit dem Grafen Ciano führte 


Aus DBFP Bd. VII Nr. 728 


Lord Halifax rief heute nachmittag um 18.38 Graf Ciano an und begann, indem 
er sagte, daß er bedauerte, daß er ıhn nicht früher hätte anrufen können. Er wäre 
nun in der Lage etwas über den Vorschlag zu sagen, der heute morgen gemacht wor- 
den ist, den er mit dem Premierminister und der Regierung diskutiert hätte. 

Lord Halifax sagte, daß er sich verpflichtet fühle, unsere Stellungnahme ganz 
klar festzustellen, nämlich, daß der Rückzug der deutschen Truppen aus Polen eine 
wesentliche Bedingung einer solchen Konferenz wäre. Wir könnten einer solchen 
Konferenz nicht zustimmen, so lange wie irgendwelche deutschen Truppen auf 
polnischem Gebiet wären. 

Graf Ciano sagte, daß er nicht glaubte, daß Herr Hitler diese Bedingung anneh- 
men würde. Der Staatssekretär drängte ihn, sein bestes zu versuchen. Wenn er dies 
zustande bringen könnte, würde es möglich sein, zur ursprünglichen Basis der Ver- 
handlungen zurückkehren. Es sollten jedoch nicht nur die deutschen Truppen aus 
Polen zurückgezogen werden, sondern wir könnten auch nicht den Status anerken- 
nen, der Danzig aufgezwungen worden wäre. Danzig müsse zurückkehren zum 
Status quo, wie er vor 2 oder 3 Tagen war. Das wäre eine wesentliche Bedingung. 

Graf Ciano wiederholte, daß er nicht glaubte, daß Herr Hitler dies annehmen 
würde. 

Es gäbe noch einen weiteren Punkt, fuhr Lord Halifax fort. Herr von Ribben- 
trop hätte gefragt, ob unsere letzte Mitteilung als ein Ultimatum betrachtet werden 
solle. Unser Botschafter hätte die richtige Antwort gegeben, als er sagte, daß es nicht 
ein Ultimatum wäre, sondern eher eine Warnung. 


Herr Hitler hätte auch eine Frage gestellt hinsichtlich der Zeit, die zur Erörterung 
des Konferenzvorschlages zur Verfügung stünde. Könnte es bis morgen mittag sein? 
Wir diskutieren noch mit den Franzosen über diese Frage und wären noch nicht in 
der Lage, darauf eine klare Antwort zu geben. An dieser Stelle wiederholte Graf 
Ciano wieder, daß er dächte, die Bedingung des Rückzuges der Truppen würde den 
ganzen Plan für Hitler unmöglich machen. Zusammenfassend sagte der Außen- 
minister (Halifax), daß wir eine Erklärung im Parlament machen würden. Der 
Premierminister beabsichtigte die Tatsache zu erwähnen, daß die ital. Reg. einen 
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Konferenzvorschlag allen Parteien unterbreitet hätte. Wir würden dann zu diesem 
Vorschlag Stellung nehmen in der Weise, wie sie der (brit.) Außenminister gerade 
gegenüber Graf Ciano gemacht hätte.’) Nach seiner Meinung wäre es besser, die 
Konferenz NICHT zu erwähnen, so lange wie Italien die Angelegenheit noch mit 
Berlin diskutierte. 


Lord Halifax sagte, er würde dem Premierminister Graf Cianos Ansicht mitteilen, 
daß es besser wäre den Vorschlag geheim zu halten, aber er selbst würde annehmen, 
daß es nicht unmöglich wäre, daß der Konferenzvorschlag in Paris durchsickern 
würde. Auf jeden Fall würde er, der Außenminister, selbst nicht gedacht haben, daß 
es irgendwelche Einwände gegen unsere offene Mitteilung, daß der Konferenzvor- 
schlag gemacht worden wäre. Wir wären tatsächlich verpflichtet, unserem eigenen 
Volk die Lage ganz klar zu machen. Wenn wir es jedoch täten, würde es in einer 
zurückhaltenden Form geschehen, und wir würden nicht mehr sagen über Bedin- 
gungen betr. den Rückzug der Truppen, als wir in der Warnung gesagt haben, die 
gestern abend den Deutschen übermittelt wurde. Mit anderen Worten, wir verlang- 
ten nur die gleichen Bedingungen für die Wiederaufnahme der Verhandlungen. 


Das Gespräch endete dann damit, daß der Außenminister Graf Ciano noch einmal 
bat, in Berlin sein bestes zu tun. Gladwyn Jebb 
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Protokoll Sir Cadogans von dem Telefongespräch zwischen 
Premierminister Chamberlain und Ministerpräsident Daladier 
am Abend des 2. September 1939 — 21 Uhr 50 — 


Aus DBFP VII Nr. 740 


„Der Premierminister informierte Herrn Daladier, daß er die Ansichten seiner 
Regierung erhalten hätte hinsichtlich gewisser Fragen des Verfahrens, aber die Lage 
hier wäre sehr ernst. Es hatte eine ärgerliche Szene im Unterhaus gegeben, nachdem 
er seine Feststellung gemacht hatte, daß wir uns mit der französischen Regierung 
berieten über die Frage der Zeitgrenze, die Deutschland eingeräumt würde. Seine 
Kollegen im Kabinett wären auch verstört, weil in der Sitzung am Nachmittag 
beschlossen worden war, daß die Zeitgrenze zu Mitternacht verstrichen wäre. Aber 
in der Abwesenheit des französischen Vertreters wäre es ihm unmöglich gewesen, 
das im Hause zu sagen. Wenn die französische Regierung auf einer Zeitbegrenzung 
von 48 Stunden — beginnend morgen mittag — bestehen sollte, würde es unmög- 
lich sein, für die Regierung hier die Situation zu halten. Der Premierminister sagte, 
daß er völlig begriffe, daß es Frankreich wäre, das die Last des deutschen Angriffes 
tragen müßte, aber er wäre überzeugt, daß die Situation hier so wäre, daß irgend- 
ein Schritt heute abend getan werden müßte. Er schlug als Kompromiß vor, daß 
wir verkünden sollten, daß die Botschafter instruiert worden wären, das Ultimatum 
morgen früh um 8 Uhr zu übergeben und daß, wenn die deutsche Regierung nicht 
die geforderte Versicherung morgen mittag abgegeben hätte, wir uns als im Kriegs- 
zustand betrachten würden von dieser Stunde ab. 


') Graf Ciano fragte, ob diese Erklärung im Parlament wirklich nötig wäre. 
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Herr Daladier sagte, daß das französische Kabinett zusammengertreten sei nach 
der Sitzung der Kammer. Sie hätten während des Tages von Graf Ciano eine Bot- 
schaft erhalten in Ausdrücken ähnlich denen, die Graf Ciano an Lord Halifax ge- 
richtet hatte. In dieser Botschaft hatte Graf Ciano eine 5-Mächte-Konferenz vor- 
geschlagen als einen letzten Versuch, den Frieden zu erhalten. Die französische 
Regierung hatte gesagt, daß dies nicht erwogen werden könne, wenn nicht Deutsch- 
land zuerst das besetzte Gebiet räumte und die Lage wieder herstelle, wie sie ge- 
wesen war vor Beginn der Feindseligkeiten. Graf Ciano bemerkte, daß immer noch 
eine Hoffnung auf deutsche Verständigung vorhanden sei, wenn wir unsere De- 
marche bis morgen mittag aufschieben könnten, und das französische Kabinett hatte 
diese Ansicht unterstützt. Wenn zwischen jetzt und morgen mittag die deutsche 
Regierung eine Weigerung abgäbe, dann würde es möglich sein, ein Ultimatum an 
die deutsche Regierung zu richten. In diesem Falle, falls die britischen Bomber nicht 
bereit wären, sofort zu handeln, würde es für Frankreich besser sein, möglichst 
einige Stunden lang Angriffe auf die französischen Armeen zu verzögern. Über 
diesen Punkt sagte Herr Daladier, könne er am Telefon nichts Bestimmteres sagen. 
Es wurde vereinbart, die Unterhaltung in ungefähr einer viertel Stunde wieder auf- 
zunehmen.“ 
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Antwort der Reichsregierung auf das britische Ultimatum. 3. 9. 1939 — 11 Uhr 30 
(DWB II Nr. 479) 


Die Deutsche Reichsregierung hat das Ultimatum der Britischen Regierung vom 
3. September 1939 erhalten. Sie beehrt sich, darauf folgendes zu erwidern: 


1. Die Deutsche Reichsregierung und das deutsche Volk lehnen es ab, von der 
Britischen Regierung ultimative Forderungen entgegenzunehmen, anzunehmen oder 
gar zu erfüllen. 


2. Seit vielen Monaten herrscht an unserer Ostgrenze der tatsächliche Zustand 
des Krieges. Nachdem der Versailler Vertrag Deutschland erst zerrissen hat, wurde 
allen deutschen Regierungen seitdem jede friedliche Regelung verweigert. Auch die 
nationalsozialistische Regierung hat nach deın Jahre 1933 immer wieder versucht, 
auf dem Wege friedlicher Aushandlungen die schlimmsten Vergewaltigungen und 
Rechtsbrüche dieses Vertrages zu beseitigen. Es ist mit in erster Linie die Britische 
Regierung gewesen, die durch ihr intransigentes Verhalten jede praktische Revision 
vereitelte. Ohne das Dazwischentreten der Britischen Regierung wäre — dessen sind 
sich die Deutsche Reichsregierung und das deutsche Volk bewußt — zwischen 
Deutschland und Polen sicher eine vernünftige und beiden Seiten gerecht werdende 
Lösung gefunden worden. Denn Deutschland hatte nicht die Absicht oder die Forde- 
rung gestellt, Polen zu vernichten. Das Reich forderte nur die Revision jener Ar- 
tikel des Versailler Vertrages, die von einsichtsvollen Staatsmännern aller Völker 
schon zur Zeit der Abfassung dieses Diktates als für eine große Nation sowohl als 
für die gesamten politischen und wirtschaftlichen Interessen Osteuropas auf die 
Dauer als untragbar und damit unmöglich bezeichnet worden waren. Auch britische 
Staatsmänner erklärten die damals Deutschland aufgezwungene Lösung im Osten 
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als den Keim späterer Kriege. Diese Gefahr zu beseitigen, war der Wunsch aller 
deutschen Reichsregierungen und besonders die Absicht der neuen nationalsoziali- 
stischen Volksregierung. Diese friedliche Revision verhindert zu haben, ist die Schuld 
der britischen Kabinettspolitik. 


3. Die Britische Regierung hat — ein einmaliger Vorgang in der Geschichte — 
dem polnischen Staat eine Generalvollmacht erteilt für alle Handlungen gegen 
Deutschland, die dieser Staat etwa vorzunehmen beabsichtigen würde. Die Britische 
Regierung sicherte der Polnischen Regierung unter allen Umständen für den Fall, 
daß sich Deutschland gegen irgendeine Provokation oder einen Angriff zur Wehr 
setzen würde, ihre militärische Unterstützung zu. Daraufhin hat der polnische 
Terror gegen die in den einst von Deutschland weggerissenen Gebieten lebenden 
Deutschen sofort unerträgliche Formen angenommen. Die Freie Stadt Danzig wurde 
gegen alle gesetzlichen Bestimmungen rechtswidrig behandelt, erst wirtschaftlich und 
zollpolitish mit der Vernichtung bedroht und endlich militärisch zerniert und ver- 
kehrstechnisch abgedrosselt. Alle diese der Britischen Regierung genau bekannten 
Verstöße gegen das Gesetz des Danziger Status wurden gebilligt und durch die 
ausgestellte Blankovollmacht an Polen gedeckt. Die Deutsche Regierung hat, ergrif- 
fen von dem Leid der von Polen gequälten und unmenschlich mißhandelten deut- 
schen Bevölkerung, dennoch 5 Monate lang geduldig zugesehen, ohne auch nur ein- 
mal gegen Polen eine ähnlich aggressive Handlung zu betätigen. 


Sie hat nur Polen gewarnt, daß diese Vorgänge auf die Dauer unerträglich sein 
würden und daß sie entschlossen sei, für den Fall, daß dieser Bevölkerung sonst 
keine Hilfe würde, zur Selbsthilfe zu schreiten. Alle diese Vorgänge waren der Bri- 
tischen Regierung auf das genaueste bekannt. Es wäre ihr ein leichtes gewesen, 
ihren großen Einfluß in Warschau aufzubieten, um die dortigen Machthaber zu 
ermahnen, Gerechtigkeit und Menschlichkeit walten zu lassen und die bestehenden 
Verpflichtungen einzuhalten. Die Britische Regierung hat dies nicht getan. Sie hat 
im Gegenteil unter steter Betonung ihrer Pflicht, Polen unter allen Umständen 
beizustehen, die Polnische Regierung geradezu ermunctert, in ihren verbrecherischen, 
den Frieden Europas gefährdenden Verhalten fortzufahren. Die Britische Regierung 
hat aus diesem Geiste heraus den Frieden Europas immer noch retten können- 
den Vorschlag Mussolinis zurückgewiesen, obwohl die Deutsche Reichsregierung ihre 
Bereitwilligkeit erklärt hatte, darauf einzugehen. Die Britische Regierung trägt 
daher die Verantwortung für all das Unglück und das Leid, das jetzt über viele 
Völker gekommen ist und kommen wird. 


4. Nachdem alle Versuche, eine friedliche Lösung zu finden und abzuschließen, 
durch die Intransigenz der von England gedeckten Polnischen Regierung unmöglich 
gemacht worden waren, nachdem die schon seit Monaten bestehenden bürgerkriegs- 
ähnlichen Zustände an der Ostgrenze des Reichs, ohne daß die Britische Regierung 
etwas dagegen einzuwenden hätte, sich allmählich zu offenen Angriffen auf das 
Reichsgebiet verstärkten, hat sich die Deutsche Reichsregierung entschlossen, dieser 
fortdauernden und für eine Großmacht unerträglichen Bedrohung des erst äußeren 
und dann endlich auch inneren Friedens des deutschen Volkes ein Ende zu berei- 
ten, mit jenen Mitteln, die, nachdem die Regierungen der Demokratien alle anderen 
Revisionsmöglichkeiten praktisch sabotiert hatten, allein noch übrigbleiben, um die 
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Ruhe, die Sicherheit und die Ehre des Deutschen Reiches zu verteidigen. Sie hat auf 
die letzten, das Reichsgebiet bedrohenden Angriffe der Polen mit gleichen Maß- 
nahmen geantwortet. Die Deutsche Reichsregierung ist nicht gewillt, infolge irgend- 
welcher britischer Absichten oder Verpflichtungen im Osten Zustände zu dulden, 
die jenen gleichen, wie wir sie in dem unter britischem Protektorat stehenden Palä- 
stina vorfinden. Das deutsche Volk aber ist vor allem nicht gewillt, sich von Polen 
mißhandeln zu lassen. 

5. Die Deutsche Reichsregierung lehnt daher die Versuche, durch eine ultimative 
Forderung Deutschland zu zwingen, seine zum Schutze des Reiches angetretene 
Wehrmacht wieder zurückzurufen und damit die alte Unruhe und das alte Unrecht 
erneut hinzunehmen, ab. Die Drohung, Deutschland ansonsten im Kriege zu be- 
kämpfen, entspricht der seit Jahren proklamierten Absicht zahlreicher britischer 
Politiker. Die Deutsche Reichsregierung und das deutsche Volk haben dem eng- 
lischen Volk unzählige Male versichert, wie sehr sie eine Verständigung, ja eine 
engste Freundschaft mit ihm wünschen. Wenn die Britische Regierung diese An- 
gebote bisher immer ablehnte und nunmehr mit einer offenen Kriegsdrohung beant- 
wortet, ist dies nicht Schuld des deutschen Volkes und seiner Regierung, sondern 
ausschließlich des britischen Kabinetts bzw. jener Männer, die seit Jahren die Ver- 
nichtung und Ausrottung des deutschen Volkes predigen. Das deutsche Volk und 
seine Regierung haben nicht wie Großbritannien die Absicht, die Welt zu beherr- 
schen, aber sie sind entschlossen, ihre eigene Freiheit, ihre Unabhängigkeit und vor 
allem ihr Leben zu verteidigen. Die im Auftrag der Britischen Regierung von Herrn 
King Hall uns mitgeteilte Absicht, das deutsche Volk noch mehr zu vernichten als 
durch den Versailler Vertrag, nehmen wir zur Kenntnis und werden daher jede 
Angriffshandlung Englands mit den gleichen Waffen und in der gleichen Form 
beantworten. 

Berlin, den 3. September 1939. 
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Auszug aus der Weisung Adolf Hitlers betreffend die Kriegsführung im Westen 
vom 3. September 1939 


ADAP Bd. VII Nr. 576 


Geheime Kommandosache Berlin, den 3. September 1939 
Chef Sache 8 Ausfertigungen 
Nur durch Offizier 2. Ausfertigung 


OKW/WFA Nr. 175/39 g. K. Chefs. L I 
Weisung Nr. 2 für die Kriegsführung 
1.) Nach Erklärung des Kriegszustandes durch die Englische Regierung hat die 
Englische Admiralität am 3. 9. 1939, 11.17 Uhr die Anweisung zur Eröffnung der 


Feindseligkeiten gegeben. 
Frankreich hat die Erklärung abgegeben, daß es sich ab 3. 9. 1939, 17.00 Uhr 


im Kriegszustand mit Deutschland befinden wird. 
2.) Das Ziel der deutschen Kriegsführung bleibt zunächst die schnelle siegreiche 


Beendigung der Operationen gegen Polen. 
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Eine Überführung nennenswerter Kräfte vom Osten nach dem Westen bleibt 
meiner Entscheidung vorbehalten. 

3.) Die Grundsätze für die Kriegsführung im Westen gemäß Weisung Nr. 1 blei- 
ben aufrecht erhalten. 

Nach der nunmehr angekündigten Eröffnung der Feindseligkeiten durch England 
und der Erklärung des Kriegszustandes durch Frankreich ergeben sich nachstehende 
Folgerungen: 

a) Gegenüber England: 

Kriegsmarine 

Angriffshandlungen sind freigegeben. Der Handelskrieg ist vorläufig auch von 
den U-Booten nach Prisenordnung zu führen. Die Verschärfung bis zur Erklärung 
von Gefahrenzonen ist vorzubereiten. Das Inkrafttreten von Verschärfungen behalte 
ich mir vor. 

Luftwaffe 

Angriffshandlungen gegen englische Seestreitkräfte in Kriegshäfen und auf freier 
See (einschl. Kanal) sowie gegen einwandfrei erkannte Truppentransporte sind erst 
dann freizugeben, wenn entsprechende englische Angriffsmaßnahmen zur Luft gegen 
gleiche Ziele erfolgt sind und besonders günstige Erfolgsaussichten vorliegen. Das 
gleiche gilt für den Einsatz der Marinefliegerverbände. 

Angriffe gegen das englische Mutterland und Handelsschiffe behalte ich mir vor. 

b) Gegenüber Frankreich: 

Heer 

Im Westen ist die Eröffnung der Feindseligkeiten dem Gegner zu überlassen. 
Über Verstärkung des Westheeres aus den noch verfügbaren Kräften entscheidet der 
©brd.. Hl: 

Luftwaffe 


Gegen Frankreich sind Angriffshandlungen nur nach Eröffnung entsprechender 
französischer Angriffe gegen deutsches Gebiet freizugeben. Als Richtlinie gilt hierbei, 
die Eröffnung des Luftkrieges nicht durch die deutschen Maßnahmen hervorzurufen. 

Die Umstellung der gesamten Wirtschaft auf die Kriegswirtschaft ist angeordnet. 

Weitere Mobilmachungsmaßnahmen im zivilen Bereich werden auf Antrag der 
Obersten Reichsbehörde durch das Oberkommando der Wehrmacht ausgelöst werden. 

Adolf Hitler 
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Aufruf Adolf Hitlers an das Deutsche Volk vom 3. September 1939 
Aus: Der großdeutsche Freiheitskampf, Reden Adolf Hitlers S. 31 ff 


An das deutsche Volk! 

Seit Jahrhunderten hat England das Ziel verfolgt, die europäischen Völker der 
britischen Welteroberungspolitik gegenüber dadurch wehrlos zu machen, daß ein 
Gleichgewicht der Kräfte proklamiert wurde, nach dem England das Recht in 
Anspruch nahm, den ihn jeweils am gefährlichsten erscheinenden europäischen Staat 
unter fadenscheinigen Vorwänden anzugreifen und zu vernichten. So hat es die 
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spanische Weltmacht bekämpft, später die holländische, dann die französische und 
seit dem Jahre 1871 die deutsche. Wir selber sind Zeugen gewesen des von England 
getriebenen Einkreisungskampfes gegen das Deutschland der Vorkriegszeit. 


Sowie sich das Deutsche Reich unter seiner nationalsozialistischen Führung von 
den furchtbaren Folgen des Versailler Diktates zu erholen begann und die Krise 
zu überstehen drohte, setzte die britische Einkreisung sofort wieder ein. Die uns 
aus dem Weltkrieg bekannten britischen Kriegshetzer wollen nicht, daß das deutsche 
Volk lebt. Sie haben vor dem Weltkriege gelogen, daß ihr Kampf nur dem Hause 
Hohenzollern oder dem deutschen Militarısmus gelte, daß sie keine Absichten auf 
deutsche Kolonien hätten, daß sie nicht daran dächten, uns die Handelsflotte zu 
nehmen, und sie haben dann das deutsche Volk unter das Versailler Diktat ge- 
zwungen. Die getreue Erfüllung dieses Diktates hätte früher oder später 20 Millio- 
nen Deutsche ausgerottet. 


Ich habe es unternommen, den Widerstand der deutschen Nation dagegen zu 
mobilisieren und in einer einmaligen friedlichen Arbeit dem deutschen Volk wieder 
Arbeit und Brot zu sichern. In eben dem Ausmaße aber, ın dem die friedliche 
Revision des Versailler Gewaltdiktates zu gelingen schien und das deutsche Volk 
wieder zu leben begann, setzte die neue englische Einkreisungspolitik ein. 


Die gleichen Kriegshetzer wie vor 1914 traten auf. Ich habe England und dem 
englischen Volk zahlreiche Male die Verständigung und die Freundschaft des deut- 
schen Volkes angeboten. Meine ganze Politik war auf dem Gedanken dieser Ver- 
ständigung aufgebaut. Ich bin stets zurückgestoßen worden, und unter heudhleri- 
schen Erklärungen wurden immer neue Vorwände gesucht, um den deutschen Le- 
bensraum einzuengen und uns da, wo wir niemals britische Interessen bedrohten, 
das eigene Leben zu erschweren oder zu unterbinden. 


England hat Polen zu jener Haltung veranlaßt, die eine friedliche Verständigung 
unmöglich machte. Es hat durch seine Garantieerklärung der polnischen Regierung 
die Aussichten eröffnet, ohne jede Gefahr Deutschland zu provozieren, ja angreifen 
zu dürfen. 


Die britische Regierung hat sich aber in einem getäuscht: Das Deutschland des 
Jahres 1939 ist nicht mehr das Deutschland von 1914, und der Kanzler des heutigen 
Reiches heißt nicht mehr Bethmann Hollweg. 


Ich habe schon in meiner Rede zu Saarbrücken und ın Wilhelmshaven erklärt, 
daß wir uns gegen die britische Einkreisungspolitik zur Wehr setzen werden. Ich 
habe vor allem keinen Zweifel darüber gelassen, daß trotz aller Geduld und Lang- 
mut die polnischen Angriffe gegen Deutsche sowohl als gegen die Freie Stadt Danzig 
ein Ende finden müssen. Gestärkt durch die britische Garantieerklärung und durch 
die Versicherungen britischer Kriegshetzer hat Polen geglaubt, diese Warnung in 
den Wind schlagen zu dürfen. Seit zwei Tagen kämpft nun die deutsche Wehrmacht 
im Osten, um die Sicherheit des Reichsgebietes wieder herzustellen. 


Der polnische Widerstand wird von unseren Soldaten gebrochen. England aber 
kann glauben: Heute sind im Deutschen Reich 90 Millionen Menschen vereint. Sie 
sind entschlossen, sich von England nicht abwürgen zu lassen. Sie haben nicht, wie 
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England, 40 Millionen Quadratkilometer auf dieser Erde durch Krieg erobert. Aber 
sie haben den Willen, auf dem Boden, der ihnen gehört, zu leben und sich dieses 
Leben von England auch nicht nehmen zu lassen. 

Wir wissen, daß nicht das britishe Volk im ganzen für all dies verantwortlich 
gemacht werden kann. 

Es ist jene..... Herrenschicht, die in allen Völkern der Welt nur gehorsame 
Sklaven sehen will, die unser neues Reich haßt, weil sie in ihm Vorbilder einer 
sozialen Arbeit erblickt, von der sie fürchtet, daß sie ansteckend auch ın ıhrem 
eigenen Lande wirken könnte. 


Den Kampf gegen diesen neuen Versuch, Deutschland zu vernichten, nehmen wir 
nunmehr auf. 


Wir werden ihn mit nationalsozialistischer Entschlossenheit führen. Die britischen 
Geld- und Machtpolitiker aber werden erfahren, was es heißt, ohne jeden Anlaß 
das nationalsozialistische Deutschland in den Krieg ziehen zu wollen. Ich war mir 
seit Monaten bewußt, daß das Ziel dieser Kriegshetzer ein schon seit langem ge- 
faßtes war. Die Absicht, bei irgendeiner günstigen Gelegenheit Deutschland zu über- 
fallen, stand fest. Mein Entschluß aber, diesen Kampf zu führen und zurückzu- 
schlagen, steht noch fester. 


Deutschland wird nicht mehr kapitulieren! 


Ein Leben unter einem zweiten, noch schlimmeren Diktat von Versailles hat kei- 
nen Sinn. Sklavenvolk sind wir nicht gewesen und wollen wir auch in Zukunft 
nicht sein! Was immer Deutsche in der Vergangenheit für den Bestand unseres 
Volkes und unseres Reiches an Opfern bringen mußten, sie sollen nicht größer ge- 
wesen sein als jene, die wir bereit sind, auf uns zu nehmen. Dieser Entschluß ist 
ein unerbittlicher. 

Er bedingt daher einschneidende Maßnahmen. Er zwingt uns vor allem ein Ge- 
setz auf: 


Wenn der Soldat an der Front kämpft, soll niemand am Krieg verdienen, wenn 
der Soldat an-der Front fällt, soll sich niemand zu Hause seiner Pflicht entziehen. 
Wer sich diesen Geboten widersetzt, hat nicht damit zu rechnen, daß die Volks- 
gemeinschaft auf ihn Rücksicht nimmt. 


Im übrigen wissen wir: 

Solange das deutsche Volk in seiner Geschichte einig war, ist es noch nie besiegt 
worden. Nur die Uneinigkeit des Jahres 1918 führte zum Zusammenbruc. Wer 
sich daher jetzt an dieser Einigkeit und Einheit versündigt, hat nichts anderes zu 
erwarten, als daß er als Feind der Nation vernichtet wırd. Wenn unser Volk in 
solchem Sinne seine höchste Pflicht erfüllt, wird uns auch jener Herrgott bei- 
stehen, der seine Gnade noch immer dem gegeben hat, der entschlossen war, sich 
selbst zu helfen. 

Die für die Verteilung und Sicherung des Reiches notwendigen Gesetze werden 
erlassen, die für ihre Durchführung und Einhaltung vorgesehenen Männer bestimmt. 
Ich selbst begebe mich heute an die Front. 

Berlin, 3. September 1939. 

Adolf Hitler 
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Adolf Hitlers Brief an Mussolini vom 3. September 1939 
Aus IMT Bd. XXVIII S. 547 ff 


Duce, 

Ich danke Ihnen zunächst für Ihren letzten Versuch einer Vermittlung. Ich wäre 
bereit gewesen, anzunehmen, allerdings nur unter der Voraussetzung, daß sich eine 
Möglichkeit hätte finden lassen, mir gewisse Garantien zu geben für einen erfolg- 
reichen Verlauf der Konferenz. Denn seit zwei Tagen sind die deutschen Truppen 
in einem teilweise außerordentlich schnellen Vormarsch in Polen begriffen. Es wäre 
unmöglich gewesen, die dabei gebrachten Blutopfer sich durch diplomatische Ränke 
wieder entwerten zu lassen. Trotzdem glaube ich, daß ein Weg hätte gefunden wer- 
den können, wenn nicht England von vornherein entschlossen gewesen wäre, es 
unter allen Umständen zum Krieg kommen zu lassen. Ich bin vor der englischen 
Drohung nicht zurückgewichen, weil ich, Duce, nicht mehr daran glaube, daß der 
Friede länger als ein halbes oder sagen wir ein Jahr hätte aufrecht erhalten werden 
können. Unter diesen Umständen hielt ich aber den jetzigen Zeitpunkt eines Wider- 
standes trotz allem für geeigneter. Zur Zeit ist die Überlegenheit der deutschen 
Wehrmacht in Polen auf allen technischen Gebieten eine so ungeheure, daß die 
polnische Armee in ganz kurzer Zeit zusammenbrechen wird. Ob dieser schnelle 
Erfolg in ein oder zwei Jahren auch noch zu erzielen gewesen wäre, glaube ich, 
bezweifeln zu müssen. England und Frankreich hätten ihren Verbündeten immerhin 
so weit aufgerüstet, daß die durchschlagende technische Überlegenheit der deutschen 
Wehrmacht nicht mehr so in Erscheinung hätte treten können. Ich bin mir be- 
wußt, Duce, daß der Kampf, ın den ich gehe, ein Kampf auf Leben und Tod ıst. 
Mein eigenes Schicksal spielt dabei überhaupt keine Rolle. Ich bin mir aber weiter 
bewußt, daß man einem solchen Kampf auf die Dauer nicht ausweichen kann und 
daß man mit eisiger Überlegung den Augenblick des Widerstandes so wählen muß, 
daß die Wahrscheinlichkeit des Erfolges gewährleistet ist, und an diesen Erfolg, 
Duce, glaube ich felsenfest. Sie haben mir freundlicherweise neulich zugesichert, daß 
Sie auf manchem Gebiet glauben, helfen zu können. Ich nehme dies schon im voraus 
mit aufrichtigem Dank entgegen. Ich glaube aber weiter, daß — auch wenn wir 
jetzt getrennte Wege marschieren — das Schicksal uns doch aneinander binden wird. 
Sollte das nationalsozialistische Deutschland von den westlichen Demokratien zer- 
stört werden, würde auch das faschistische Italien einer schweren Zukunft entgegen- 
gehen. Ich war mir persönlich dieser Verbundenheit der Zukunft unserer beiden 
Regime stets bewußt, und ich weiß, daß Sie, Duce, genau so denken. Zur Lage in 
Polen möchte ich nur kurz bemerken, daß wir natürlich alles Unwichtige liegen 
lassen, keinen Mann an nebensächlichen Aufgaben verbrauchen, sondern alle unsere 
Handlungen nur von großen operativen Erwägungen aus leiten lassen. Die im Kor- 
ridor befindliche polnische Nordarmee ist schon jetzt durch dieses unser Handeln 
vollkommen eingeriegelt. Sie wird entweder aufgerieben oder sich ergeben. Im 
übrigen finden alle Operationen planmäßig statt. Die Tagesleistungen der Truppen 
stehen weit über allen Erwartungen. Die Herrschaft unserer Luftwaffe ist, obwohl 
sich kaum ein Drittel in Polen befindet, eine ausschließliche. Im Westen werde ich 
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mich defensiv verhalten. Frankreich kann hier zunächst sein Blut opfern. Es wird 
dann der Augenblick kommen, daß wir mit der ganzen Kraft der Nation uns auch 
dort dem Gegner stellen können. Nehmen Sie nochmals meinen Dank entgegen, 
Duce, für alle Ihre Unterstützungen, die Sie mir in der Vergangenheit gegeben 
haben und die ich bitte, mir auch in der Zukunft nicht versagen zu wollen. 


Adolf Hitler 
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Auszug aus dem Bericht des Reichsministers des Innern und des 
Chefs der deutschen Polizei vom 29. März 1940 über die Venlo-Affäre 


(Dokument Nr. NG 4672, WStr. Pr. Fall 11 Bd. 71) 


u 4) Der Tradition und den Erfahrungen der englischen Politik und des eng- 
lischen Geheimdienstes entsprechend versucht die Londoner Zentrale (hier Lord 
Halifax) seit längerer Zeit, mit allen Mitteln Verbindung zu deutschen Oppositions- 
gruppen aufzunehmen mit dem Ziel, die nationalsozialistische Regierung zu stürzen. 
Nach der Vorstellung der überwiegend von Emigranten unterrichteten englischen 
Regierungskreise soll in Deutschland eine genügend starke Opposition bestehen. So 
erhält im Oktober 1939 Captain Best von der Zentrale in London den Auftrag, 
Verbindungen mit Mittelsmännern aufzunehmen, die bis dahin über den deutschen 
Emigranten, früheren Zentrumsmann und Ministerialdirektor Karl Spiecker an der 
englischen Z-Organisation angekoppelt gewesen waren. 


Best erhält folgenden Auftrag: 


Vertiefung der Verbindung zur deutschen Opposition, möglichst Verhandlung mit 
einem von allen Oppositionellen in Deutschland bevollmächtigten hohen Beauftrag- 
ten; Ziel der Verhandlung sollte sein: Völliger politischer Umsturz ın Deutschland, 
Beseitigung des Führers und seiner engsten Mitarbeiter, Friedensschluß gemäß den 
englischen Kriegszielen, d. h. Wiederherstellung des status quo, insbesondere hin- 
sichtlich der Tschechoslowakei, Osterreichs, Danzigs, Polens usw. Grundgedanke war, 
daß England in der Wiederholung früherer Gedankengänge durch innerdeutschen 
Umsturz den Krieg, den es fürchtete, militärisch nicht führen zu können, zu seinen 
Gunsten entscheiden wollte. Sicherheitsdienst der SS und Geheime Staatspolizei 
erhielten rechtzeitig durch ihre Nachrichtenverbindungen Kenntnis von diesen Plä- 
nen, schalteten sich ein und meldeten den Vorgang der Reichsregierung. Die Reichs- 
regierung befahl das Weiterspielen dieses von England erstrebten Umsturzplanes bis 
und einschließlich der Arretierung der englischen Nachrichtenoffiziere zum doku- 
mentarischen Beweis. 


Stevens erkannte die hohe politische Bedeutung dieser Verhandlungen und be- 
mühte sich darum, daß die Londoner Zentrale (Sinclair bzw. Halifax) die Ver- 
handlungen dem englischen Gesandten in Den Haag, Sir Blend, übertrüge. London 
lehnt in Übereinstimmung mit der Auffassung des englischen Gesandten diese Über- 
tragung ab und beauftragte weiterhin den englischen Nachrichtendienst mit den 
Verhandlungen mit dem Befehl, laufend telefonische und telegrafische Unterrich- 
tung zu geben. 
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Nach Aussage der englischen Nachrichtenoffiziere war die offizielle Ausschaltung 
des englischen Gesandten als Vertreter bei dem neutralen Holland eine diploma- 
tische Vorsichtsmaßnahme zur Wahrung des Gesichts nach außen. 


Zur reibungslosen Durchführung dieser wichtigen Umsturzverhandlungen (in der 
Note des englischen Außenamtes als „Friedensverhandlungen‘“ zugegeben!) sucht 
Stevens den General van Oorschot auf und unterrichtet ihn über den beabsichtigten 
Umsturzplan. Van Oorschot unterrichtet den Chef des Stabes des Oberkommandos 
der holländischen Land- und Seestreitkräfte, Carstens, und deren Vorgesetzte über 
die Absichten des englischen Geheimdienstes und beteiligt sich auf Weisung seiner 
Vorgesetzten durch Entsendung des holländischen Generalstabsoffiziers Klop an den 
Umsturzverhandlungen, wobei er diesem ganz bestimmte Weisungen gab. 

1) Alle Kontrollschwierigkeiten in Zusammenhang mit den Umsturzverhandlun- 
gen zu beseitigen; 


2) den persönlichen Schutz der englischen Nachrichtenoffiziere zu garantieren und 

3) seine Vorgesetzten laufend über den Stand des Umsturzplanes zu unterrichten. 

Um die Partnerschaft des neutralen Hollands an diesen Umsturzverhandlungen 
auf Seiten Englands auch den deutschen Mittelsmännern gegenüber zu verheim- 
lichen, erhielt der holländische Generalstabsoffizier Klop vom General van Oorschot 
vorsorglicherweise den Auftrag, als englischer Offizier aufzutreten und den eng- 
lischen Decknamen Captain Copper anzunehmen. 


Durch Vermittlung und Unterstützung des Klop konnte es zu fünfmaligem Zu- 
sarnmentreffen von Stevens, Best, Copper (in Wirklichkeit Klop) mit den deutschen 
Mittelsmännern, und zwar 


am 21.10. ın Zutphon und Arnheim 

am 30.10. in Den Haag 

am 7.11. ın Backhus bei Venlo 

am 8.11. ın Backhus bei Venlo 

am 9.11. ın Backhus bei Venlo 
kommen. 


Bei allen Zusammenkünften war Copper/Klop zugegen, beteiligte sich aktiv an 
den Verhandlungen, beseitigte alle polizeilichen und — soweit holländisches Opera- 
tions- und Überschwemmungsgebiet gegenüber der deutschen Grenze berührt wurde 
— auch militärische Kontrollschwierigkeiten durch persönliches Eingreifen. Copper/ 
Klop erwirkte die Freilassung der vermeintlichen Mittelsmänner der deutschen 
Opposition, als sie zur Feststellung ihrer Identität auf holländischem Boden einmal 
verhaftet worden waren. Er übergab auch den deutschen Mittelsmännern eine mit 
Copper unterschriebene Bescheinigung, in der alle holländischen Organe ersucht 
werden, dem Inhaber dieser Bescheinigung die Möglichkeit zu geben, eine Geheim- 
nummer in Den Haag (556.331) anzurufen: — Die Nummer des englischen Geheim- 
dienstes. 

Für die beiden letzten Zusammentreffen hatte Klop/Copper nach seinen eigenen 
und der Engländer Angaben zur Vorsicht ermahnt und gewarnt, eine größere An- 
zahl holländischer Geheimpolizisten beordert und beim letzten Mal sogar die 
holländischen Militärposten zur Sicherung vorgezogen. Er war es auch, der beim 
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letzten Zusammentreffen in Erkenntnis der unangenehmen Folgen seiner drohenden 
Verhaftung als Erster Feuer gab. 


Die Verhandlungsgrundlage bildeten die von der Englischen Regierung durch 
Funkspruch an Best gegebenen und von diesem den deutschen Mittelsmännern über- 
gegebenen Weisungen. Die Weisungen basierten auf folgenden englischen Vor- 
schlägen: Beseitigung des Führers, Beseitigung des heutigen deutschen Regimes so- 
wie aller führenden Männer und Ersetzung durch eine England genehme Regierung. 
Ferner wurde bei den Besprechungen verlangt die Aufgabe der derzeitigen deutschen 
Wirtschaftspolitik und die Rückkehr Deutschlands zum Goldstandard. Wie aus 
diesen Verhandlungen hervorging, war das Endziel der britischen Forderungen nicht 
nur die Rückkehr zum Versailler System, sondern darüber hinausgehend die Auf- 
lösung des Reiches und die Errichtung eines föderativen Staatensystems, Deutschland 
sollte auf alle Zeit ohnmächtig gemacht werden. Die deutschen Mittelsmänner gin- 
gen scheinbar auf den Plan ein, sie behielten sich die Genehmigung der „Deutschen 
Oppositionsführung“ vor; daraufhin wurden sie von den Engländern ersucht, einen 
hohen Bevollmächtigten beizubringen, der sich mit den englischen Agenten noch- 
mals in Holland treffen sollte. 


Nachdem die englischen Agenten diesen Verhandlungsverlauf an die Britische 
Regierung durch ein Telefongespräch des Herrn Stevens nach London im Beisein 
eines der vermeintlichen deutschen Oppositionsmitglieder berichtet hatten, erklärte 
der damalige Chef des englischen Nachrichtendienstes Admiral Sinclair telefonisch 
das Einvernehmen des englischen Außenministers Lord Halifax mit dem bisherigen 
Gang der Verhandlungen. Stevens gab nunmehr zur gefahrloseren Aufrechterhaltung 
des Verkehrs — bereits bekannt — ein englisches Sende- und Empfangsgerät und 
einen Geheimcode, um mit der im Haag stationierten unter dem belgischen Ruf- 
zeichen ON 4 arbeitenden englischen Leitfunkstelle Verbindung zu halten. 


In Ausführung des ihnen erteilten Befehls gelang es dem Sicherheitsdienst des 
Reichsführers SS und der Geheimen Staatspolizei, unter Vortäuschung von Grenz- 
und Beobachtungsschwierigkeiten die Engländer dreimal in ein als Schmuggler- 
lokal bekanntes Gasthaus nach Venlo zu locken, 10 m von der offiziellen Grenze 
entfernt. Befehlsgemäß arretierten sie hier nach einem Feuergefecht die beiden eng- 
lischen Nachrichtenoffiziere, den schwerverwundeten holländischen Generalstabs- 


offizier und den holländischen Chauffeur der englischen Nachrichtenoffiziere, 
Lemmens. 


In dem festen Glauben, mit einer „deutschen Oppositionsgruppe“ Verbindung zu 
haben, läßt der Vertreter Stevens’, in Den Haag, Cptn. Hendricks, noch am 6. 11. 
1939 — also 7 Tage nach der Verhaftung von Best und Stevens um 12 Uhr 30 
mittags der vermeintlichen deutschen Oppositionsgruppe mitteilen, daß „man den 
Funkspruch der deutschen Oppositionsgruppe vom Tage vorher erhalten habe und 
nach wie vor bereit sei, auf der in den Aussprachen bis jetzt festgelegten Basis weiter 
zu verhandeln, daß man jedoch vorher Herrn Ministerpräsidenten Daladier be- 
fragen müsse und daß man aufgrund der eingetretenen Umstände beim nächsten 
Zusammentreffen besondere Vorsicht walten lassen müsse.“ 


309 


Durch die lebendigen Zeugen und Dokumente wird das ergänzt und bestätigt, 
was bereits vorher über die hochverräterischen Umsturzpläne Englands und Hol- 
lands unter Beteiligung Belgiens bekannt war. 

5) Besonders erschütternd aber und aufschlußreich über die Pläne Englands mit 
den „neutralen“ Staaten Holland und Belgien ist die wegen ihrer Wichtigkeit wört- 
lich wiedergegebene, in Düsseldorf am Abend des 9. 11. 1939 aufgenommenen Ver- 
nehmungniederschrift des damals schwerverwundeten holländischen Oberleutnant 
Klop. 

Das durch Oberleutnant Klop in seiner Vernehmung gemachte schwerwiegende 
Geständnis über die enge Zusammenarbeit des kriegführenden England mit dem 
„neutralen“ Holland und Belgien zum Nachteil des Deutschen Reiches wurden ım 
Wege des Kreuzverhörs Major Stevens und Captain Best vorgehalten, um weitere 
Einzelheiten über die für Deutschland gefährliche Zusammenarbeit Englands und 
Frankreichs mit dem „neutralen“ Holland und Belgien zu erlangen..... . 

Auszug aus der Vernehmung des holländischen Oberleutnants Dirk Klop durch 
die Staatspolizeistelle Düsseldorf vom 9. 11. 1939. 

„Ich habe an den Besprechungen, die die mit mir festgenommenen Engländer 
mit deutschen Offizieren führten, teilgenommen. Ich bin persönlich kein Feind 
der Deutschen, ich habe selbst Verwandte in Deutschland, ich habe aus dienstlichen 
Gründen die Besprechungen mit wahrgenommen und habe ausschließlich auf höheren 
Befehl gehandelt. Ich habe von den Umsturzplänen der deutschen Offiziere auf 
Grund meiner laufenden Teilnahme an den Besprechungen genaue Kenntnis gehabt 
und hatte befehlsgemäß laufend Bericht zu erstatten. Ich weiß davon, daß meine 
näheren Vorgesetzten die Durchführungsmöglichkeit dieser Umsturzpläne zwar 
auch, wie ich, skeptisch betrachteten, jedoch offenbar im Interesse der Vereinbarun- 
gen und Verhandlungen des holländischen Generalstabs mit dem englischen General- 
stab immer weitertrieben.“ 

(Beilage 11 des Berichtes der amtl. Niederländischen Untersuchungskommission). 
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Rundfunkansprache des Premierministers Chamberlain an das Deutsche Volk 
am 4. September 1939 


BBB Nr. 144 


„Deutsches Volk. — Euer Land und das meinige stehen jetzt im Krieg. Eure 
Regierung hat den freien und unabhängigen Staat Polen, den unser Land in Ehren 
zu verteidigen verpflichtet ist, bombardiert und überfallen. Da Eure Truppen auf 
eine von der Britischen Regierung an die Deutsche Regierung gerichtete Note hin 
nicht zurückgezogen wurden, folgte der Krieg. 

Mit den Schrecken des Krieges sind wir vertraut. Gott weiß, daß unser Land 
alles getan hat, was möglich war, um dieses Unheil zu verhüten. Aber jetzt, nach- 
dem die Invasion Polens durch Deutschland stattgefunden hat, ist es unvermeidbar 
geworden. 

Eure Regierung sagt Euch, daß Ihr kämpft, weil Polen das Angebot Eures Füh- 
rers abgelehnt und zur Gewalt gegriffen habe. Welches sind die Tatsachen? Das 
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sogenannte „Angebot“ wurde dem Polnischen Gesandten in Berlin am Donnerstag 
abend gemacht, zwei Stunden vor der Ankündigung Eurer Regierung, es sei „abge- 
lehnt‘ worden. Weit davon entfernt, abgelehnt zu werden, war keine Zeit vor- 
handen gewesen, um es überhaupt zu prüfen. 


Eure Regierung hatte vorher gefordert, daß ein Vertreter Polens binnen vierund- 
zwanzig Stunden nach Berlin gesandt werde, um ein Abkommen abzuschließen. Zu 
jener Zeit waren die später vorgebrachten sechzehn Punkte der Polnischen Regie- 
rung auch nicht einmal mitgeteilt worden. Der Vertreter Polens sollte innerhalb 
der festgesetzten Zeit eintreffen, um ein Abkommen zu unterzeichnen, das er nicht 
einmal gesehen hatte. Das ist keine Unterhandlung. Das ist ein Diktat. Solchen 
Methoden könnte kein sich selbst achtender und mächtiger Staat zustimmen. Ver- 
handlungen auf der Grundlage der Freiheit und Gleichberechtigung hätten die strit- 
tige Sache sehr wohl bereinigen können. 

Ihr werdet fragen, weshalb sich Großbritannien darum kümmere. Wir kümmern 
uns darum, weil wir unser Ehrenwort gaben, Polen gegen einen Angriff zu ver- 
teidigen. Weshalb fanden wir es für notwendig, uns zu verpflichten, diese östliche 
Macht zu verteidigen, da noch unsere Interessen im Westen liegen und da doch Euer 
Führer gesagt hat, er habe am Westen kein Interesse? Die Antwort lauter — und 
ich bedaure, es sagen zu müssen — daß niemand in unserem Land dem Worte 
Eures Führers mehr Vertrauen schenkt. 


Er gab sein Wort, daß er den Vertrag von Locarno respektieren werde; er hat 
es gebrochen. Er gab sein Wort, daß er Österreich weder zu annektieren wünsche 
noch beabsichtige; er hat es gebrochen. Er erklärte, daß er die Tschechen nicht dem 
Reich einverleiben werde; er hat es doch getan. Er gab nach München sein Wort, 
daß er in Europa keine weiteren territorialen Ansprüche habe; er hat es gebrochen. 
Er gab sein Wort, daß er keine polnischen Provinzen wünsche; er hat es gebrochen. 
Er hat Euch jahrelang geschworen, daß er der Todfeind des Bolschewismus sei; jetzt 
ist er sein Verbündeter. 


Könnt Ihr Euch wundern, daß sein Wort für uns nicht einmal das Papier wert 
ist, worauf es geschrieben steht? 


Der deutsch-russische Pakt war eine zynische Schwenkung mit der Bestimmung, 
die gegen weitere Angriffe gerichtete Friedensfront zu zerschmettern. Dieses Spiel 
mit dem Glück ist mißlungen. Die Friedensfront steht fest. Und jetzt opfert Euer 
Führer Euch, das deutsche Volk, für das noch ungeheuerlichere Glücksspiel eines 
Krieges, um sich aus der unmöglichen Lage zu befreien, in die er sich selbst und 
Euch geführt hat. 


In diesem Krieg kämpfen wir nicht gegen Euch, das deutsche Volk, dem gegen- 
über wir keine bitteren Gefühle hegen, sondern gegen ein tyrannisches, meineidiges 
Regime, das nicht nur sein eigenes Volk verraten hat, sondern die gesamte west- 
liche Zivilisation und alles, was Euch und uns teuer ist. 


„Möge Gott das Recht verteidigen!“ 
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PRESSESPIEGEL 


aus den Monaten März, August 1939 — Mai 1940 


Dieser Pressespiegel ist nicht das Ergebnis systematischer Sucharbeit, sondern 
eine Zusammenstellung solcher Pressestimmen, die bei meiner Arbeit anfielen und 
deren Inhalt für die psychologische Beurteilung der Geschehnisse von Bedeutung 
erschien. Das gilt besonders für jene, die aus der Zeit nach Kriegsausbruch stammen 


und es bezüglich deutschfeindlicher Kriegsziele nicht an Klarheit fehlen lassen. 
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1. März 1939 


In der Times, London 


wendet sich der ehemalige Abgeordnete der Arbeiterpartei Charles Roden-Buxton 
energisch gegen die Kampagne, die gegen die Rückgabe von Kolonien an Deutsch- 
land betrieben wird. Die britische Regierung müsse die koloniale Frage jetzt auf- 
greifen und sie nicht Adolf Hitler überlassen. Buxton setzte sich schließlich für den 
Gedanken einer Kolonialkonferenz ein, bei der nicht die Frage einer integralen 
Rückgabe der deutschen Kolonien besprochen werden solle, sondern die „Neuver- 
teilung“ von Gebieten in Afrika, die es Deutschland gestatten würden, als gleich- 
berechtigter Partner seine Rolle zu spielen. Diejenigen, die gegen eine Rückgabe 
sprächen, interessierten sich weniger für die Kolonien als solche, sondern kämpften 
gegen die „Diktatoren“, gegen Deutschland als solches, und scheuten sich nicht, oft 
jene antideutsche Verleumdungen aufzuwärmen, die man im Weltkrieg gehört habe. 


3. März 1939 
In Lutte Ouvriere, Paris 


erließ Leo Trotzki einen Aufruf für Grünspan: 


„Wir Marxisten betrachten die Praxis des individuellen Terrorismus als schädlich 
für die Aufgaben des Befreiungskampfes des Proletariats und der unterdrückten 
Völkerschaften. Ein Held allein kann niemals die Massen ersetzen. Jedoch verstehen 
wir vollkommen die Unvermeidlichkeit dieser Verzweiflungs- und Racheakte. Alle 
unsere inneren Gefühle und unsere ganze Sympathie gehört diesen Rächern, die sich 
opfern, selbst wenn sie nicht den rechten Weg gefunden haben. Unsere Sympathie 
gehört in ganz besonderem Maße der Tat des Grünspan, der kein Politiker, sondern 
ein junger Mensch ohne Erfahrung, fast noch ein Kind ist und dessen Gefühle der 
Empörung sein einziger Ratgeber war. 

Grünspan aus den Händen der kapitalistischen Justiz zu entreißen, die fähig ist, 
ihn zu enthaupten, um damit besser der kapitalistischen Diplomatie zu dienen, ist 
die elementarste und unmittelbarste Pflicht der internationalen Arbeiterschaft.“ 


Anfang März 1939 
Die Neue Weltbühne, Paris 


in einem Artikel von Louis Fischer unter der Überschrift „Am Vorabend?“ 


„Seit der unnötigen Kapitulation von München hat England wahrscheinlich fünf- 
zehnhundert neue Flugzeuge eingestellt. Es heißt, die neuen Flugzeuge seien von 
ungewöhnlicher Qualität, und die Bombenflugzeuge könnten auch Berlin angreifen. 
Aber auch Deutschland war nicht müßig, und sein Vorsprung wird wohl kaum 
geringer sein, als er es im vorigen September gewesen ist. Im März soll die englische 
Industrie jedoch vierhundert Flugzeuge fertigstellen — in den vorhergehenden Mo- 
naten hat sie nur je zweihundertfünfzig produziert. Im Oktober, so rechnet man, 
wird England monatlich siebenhundert und im Februar 1940 gar monatlich tausend 
Flugzeuge fabrizieren. Die englische Regierung und das englische Volk machen außer- 
dem gigantische Anstrengungen, um ihre Flotte auszubauen, die schon alen anderen 
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überlegen ist. Der entsetzlich vernachlässigte Flugabwehrdienst wird verbessert, und 
sämtliche Trupenteile werden modern auspgerüstet. 


In Berlin und in Rom heult man über die astronomischen Ziffern der letzten 
amerikanischen und englischen Landesverteidigungsbudgets; infolgedessen entsteht 
der Verdacht, daß zahlreiche faschistische Gemüter sehr besorgt über die Rück- 
wirkungen sein mögen, die Deutschlands und Italiens erzwungener Wettlauf mit 
dem beschleunigten Rüstungsprogramm Englands, Frankreichs und Amerikas auf 
die schon erschütterten Wirtschaftssysteme der totalitären Staaten haben muß. Viel- 
leicht ist es dann doch besser, alles auf einen neuen, billigen Triumph zu setzen, 
dessen strategische und materielle Vorteile die Rüstungsstärke der Demokratien 
auszugleichen vermögen ..... 


Diese Möglichkeit läßt die Staatsmänner in Westeuropa nicht schlafen. Danzig, 
Memel und Dänisch-Schleswig können jederzeit ungestraft weggenommen werden. 
Aber all das zusammen ist nur kleine Beute, und man müßte sich auf einen wich- 
tigeren Vorstoß gefaßt machen. 


Aus guter Quelle verlautet, daß Lord Halifax bei einer vertraulichen Konferenz 
der konservativen Parlamentsmitglieder erklärt habe, England könne es sich nicht 
länger leisten, Sowjetrußland zu ignorieren. Während der tschechoslowakischen Krise 
hat England die Sowjetunion nicht beachtet. Am ersten März erschien Premier- 
minister Neville Chamberlain auf einem Empfang in der sowjetrussischen Botschaft 
in London: er ist der erste englische Premierminister, der die Sowjets besuchte. Der 
Flirt hat begonnen, mußte beginnen; denn: sofern London und Paris keine Ostfront 
gegen Deutschland zu bilden vermögen, kann die nächste internationale Erpressungs- 
szene nun über die Bühne gehen. Daher auch das wiedererwachte englische Interesse 
an Polen. Werden Hitler und Mussolini dem möglichen Erfolg dieser Bemühungen 
dadurch vorbeugen, daß sie das Datum der nächsten Krise vorverlegen? 


Auf wen soll der Druck ausgeübt werden? Hitlers Reichstagsrede vom dreißigsten 
Januar enthielt eine Revision von „Mein Kampf“. Hitler verlangte Kolonien. „Mein 
Kampf“ verlangte keine Kolonien, bagatellisierte sogar deren Nützlichkeit. Hitler 
erklärte ferner, daß „ein ganz gleich aus welchen Gründen gegen Italien vom Zaun 
gebrochener Krieg Deutschland an der Seite seines Freundes finden würde“. Das 
heißt, daß Italien auf Deutschlands Hilfe auch in einem Angriffskrieg rechnen kann. 
Italien kann nur Krieg gegen England und Frankreich führen, und da beide ver- 
bündet sind, niemals gegen Frankreich allein. Daher liegen in der Forderung nach 
Kolonien und in der bedingungslosen militärischen Solidarität mit Rom direkte und 
ernsthafte antibritische Tendenzen. „Mein Kampf“ ist nicht antibritisch. 


3. März 1939 


Jewish Chronicle, London: 


„Die Judenfrage wird zu einer Entwicklung kommen, die alle politischen Führer 
erzittern lassen wird. Die Judenfrage wird vor ihnen aufstehen in einer Form und 
einer wirklichen Gestalt, und zwar dringend und so eilig, wie nie vorher in der 
Geschichte. Die politischen Führer der verschiedensten Völker können tun, was sie 
wollen, aber die Völker werden um die Judenfrage nicht herumkommen. Dieses 
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Problem wird wie das Haupt der berühmten Hydra in allen diplomatischen Kreisen 
erscheinen und wird jedem Versuch einer internationalen Entspannung den Weg 
versperren. 

Die Judenfrage ist so, daß wir Juden der Welt keinen Frieden lassen, auch wenn 
die Staatsmänner und die Friedensengel sich noch so sehr bemühen, den Frieden zu 
erhalten.“ 


Daily Express, London 


„Gebt die deutschen Kolonien zurück! Behaltet diesen Besitz nicht länger. Sie sind 
nur unser anvertrautes Gut, nicht aber unser Eigentum, und wir würden einen 
Vertrauensbruch begehen, wenn wir versuchten, uns diese Gebiete anzueignen. Was 
aber noch mehr zählt, ıst, daß wir sie nicht unserem Empire einfach einverleiben 
können. Das machen die Bedingungen, unter denen uns diese Kolonien anvertraut 
wurden, unmöglich. Wir haben die Kolonien lediglich übernommen, weil wir er- 
klärten, daß die Deutschen nicht fähig seien, sie zu regieren. Nachdem wir aber 
jetzt Deutschlands diesbezügliche Rechte anerkannt haben, müssen wir die Kolonien 
auch wieder zurückgeben.“ 


5. März 1939 


Oeuvre, Paris 


„Hitler hat den Polen mitgeteilt, Deutschland werde als Unterpfand Oberschlesien 
besetzen. Dänemark, Schweden und Norwegen werden in ultimativer Form die 
Forderung vorgelegt werden, 50 v. H. ihrer Ausfuhr Deutschland und Italien zur 
Verfügung zu stellen, vor allem Eisen, Erze und Lebensmittel, widrigenfalls 
Deutschland eine U-Boot-Blockade über diese drei Länder verhängen würde.“ 


7. März 1939 
Im Daily Express, London 


erklärte Lord Beaverbrock, daß sich sein Blatt augenblicklich in der Kolonialfrage 
für etwas einsetze, was höchst unpopulär in England zu sein schiene, nämlich die 
Rückgabe der deutschen Kolonien. Diese Kolonien stellten keinen Teil des britischen 
Empire dar; England könne sie daher auf keinem legalen Wege seinem Empire ein- 
verleiben. Es könne also mit diesen Kolonien nichts anfangen, sie seien für England 
zwecklos, ja sie ständen sogar dem vereinigten Empire im Wege. 


9. März 1939 
Nineteenth Century, London 


„Nehmen wir einmal an, daß es Deutschland erlaubt ist, seine Flagge in Kamerun 
wieder zu hissen. Duala würde sogleich ein befestigter Flottenstützpunkt werden mit 
dort stationierten Hochseeunterseebooten und anderen Fahrzeugen zur Störung des 
Handels, einschließlich auch eines oder mehrerer der neuesten deutschen Diesel- 
motor-Schlachtschiffe, die unsere Admiralität für Einheiten hält, die zur Störung 
des Handels gebaut wurden.“ 
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9. März 1939 
Daily Telegraph, London, Churchill: 


„Von der Ostsee bis zum Schwarzen Meer hat sich eine breite Bewegung für die 
entschlossene Abwehr der aggressiven Bestrebungen Deutschlands entfalter. Die 
Länder Osteuropas erkennen jetzt klar die Gefahr, die ihnen von Deutschland 
droht, und geben die Bereitschaft kund, ihre Unabhängigkeit zu verteidigen. 

Wir sind vielleicht noch nicht imstande, die ganze Stärke und Macht der Sowjert- 
union abzuwägen und zu beurteilen; aber daran kann kein Zweifel bestehen, daß die 
UdSSR ein gewaltiger Staat ist, der unentwegt eine Friedenspolitik berreibt.“ 


9, März 1939 
Daily Express, London 


„Oberst Beck kommt aus Polen. Er hat es auf unser Geld abgesehen. Er will einen 
Kanal finanzieren, der die Ostsee mit dem Schwarzen Meer verbindet und mit 
rumänischer Hilfe gebaut werden soll. Welchen Nutzen würden wir daraus ziehen? 
Beck wird große Versprechungen machen. Man sollte jedoch an die Lehren der 
Geschichte denken, ehe man Vorteile von Polen erwartet. Polen besteht, weil 
Frankreich es so will. Clemenceau schuf es, um Deutschland von einem Ring von 
Feinden zu umgeben. Aber in der Stunde der Krise verließ Polen Frankreich und 
nahm an der Vergewaltigung der Tschecho-Slowakei teil. Wir sind gewarnt! Laßt 
uns kein Geld in den Machtaufbau anderer Nationen verschleudern! Laßt es uns 
lieber für den Ausbau der ungeheuren Reserven unseres Weltreiches verwenden! 
Macht und Stärke wird uns mehr Freunde schaffen als Gefälligkeit andern gegen- 
über.“ 


9. März 1939 
Die Times, London 
betont in einer Stellungnahme zum Wehrhaushalt, daß Großbritannien bald so 


stark sein wird, daß es die Bedingungen für ein allgemeines Abkommen formulieren 
könne. 


10. März 1939 
Journal des Debats, Paris 


behauptet, daß Deutschland einen Vorstoß gegen Holland und Belgien plane. 


11. März 1939 
Le Droit de Vivre, Paris 


„Seit sechs Jahren predigen wir den Boykott der totalitären Staaten. Seit sechs 
Jahren beweist die L.1.C. A. ın allen relativ freien Ländern, daß das Boykottieren 
die Führung eines Krieges erspart. Seit sechs Jahren schlagen wir zur Vernichtung 
des Faschismus, zu seiner Zerstörung ohne bewaffneten Konflikt die Wirtschafts- 
blockade gegen die Barbaren vor...... 
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Also boykottieren wir noch intensiver und stärker! Es sei nicht gut, weder an- 
ständig noch menschlich, den Menschenschindern was zuleide zu tun? Ich gebe es zu. 
Ich bin kein Engel. Ich habe innerhalb des Durcheinanders meine Wahl getroffen: 
ich gebe die Hiebe zurück! 

Eine Frage des Lebens oder des Todes für sie? Soll ich etwa darüber weinen? 
Wenn sie leben, sind wir es, die ın Gefahr sind, sterben zu müssen. 

Ich sehe keinerlei Nachteil, wenn sie sterben.“ ..... 


12. März 1939 


Los Angeles Examiner 

„Die Möglichkeit der Annäherung zwischen Stalins Rußland und Hitlers Deutsch- 
land trat heute in den Unterhaltungen der diplomatischen Kreise in den Vorder- 
grund als Ergebnis der gewaltigen Verdammung, die Stalin gegen das geschleudert 
hat, was er Bemühungen, die Sowjetunion in einen Krieg gegen Deutschland zu ver- 
wickeln, nannte. Solch ein Krieg, sagte Stalin gestern in der Eröffnungssitzung des 
18. allgemeinen Kongresses der kommunistischen Partei der Union, scheint ‚keine 
sichtbare Grundlage‘ zu besitzen. Seine Versicherung, daß die Sowjetunion nicht be- 
absichtigt, sich zum Holen der Kastanıen aus dem Feuer für andere Nationen be- 
nutzen zu lassen, und seine Unterstellung, Großbritannien und Frankreich haben 
die Tschechoslowakei als Köder benutzt, um Hitler in Richtung Ukraine zu locken, 
wurden in gewissen Kreisen als ein direktes Angebot freundlicherer Beziehungen 
mit Deutschland aufgefaßt....... 

Er beschuldigte allerdings Deutschland, Italien und Japan, die westlichen Demo- 
kratien hinters Licht führen zu wollen. Ihr Antikominternpakt sei nur ein Vor- 
hang, hinter dem sie die Lebensinteressen Großbritannien, Frankreichs und der 
Vereinigten Staaten angreifen. Es wird jedoch betont, daß er dies nicht im Zorn 
gegen die totalen Staaten gesagt hatte, sondern eher, um die anerkannte Dummheit 
der bürgerlichen Staaten zu illustrieren, die, wie er sagte, hoffen, daß Hitler und 
seine Freunde tatsächlich Rußland angreifen würden. 

Einige der erfahrensten Beobachter erwarten nichtsdestoweniger keinen ent- 
scheidenden Wechsel der sowjetrussisch-deutschen Beziehungen. Ein sehr bestimmter 
Schluß wurde aus der Rede gezogen: daß Moskau den Frieden will, wenn es ihn 
haben kann.“ 


13. März 1939 

Temps, Paris 
schreibt, daß die tschechoslowakische Lage den Anblick einer großen Konfusion 
bietet, in der man sich noch nicht zurechtfindet . . ., daß „die gegenwärtigen Ereig- 
nisse in der Tschecho-Slowakei die Bedeutung eines reinen tschecho-slowakischen 
Verfassungskonfliktes übertreffen und eine höchst besorgniserregende Entwicklung 
nehmen können“. 

14. März 1939 

Evening Standard, London 


„Nichts beweist, daß die Zerreißung der Tschecho-Slowakei als Teil einer vor- 
sätzlichen Strategie und einer ostwärts gerichteten Offensive vom Reich geplant und 
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geschürt worden ist. Im Gegenteil, alle sichtbare Evidenz spricht dafür, daß die 
Krise Deutschland überrascht hat. Der Deutsche Gesandte in Prag, durch den alle 
wichtigen Schritte der deutschen Politik in der Tschecho-Slowakei gewöhnlich aus- 
geführt wurden, war von seinem Posten abwesend. Feldmarschall Göring war auf 
seiner Urlaubsreise in Italien.“ 


15. März 1939 
Dobry Wieczor, Warschau 


„Das Los des tschechischen Volkes erweckt sehr verschiedene Gefühle. Die pol- 
nische Psyche kann nicht leicht die stoische Ruhe verstehen, mit der die Tschechen 
auf ihre Unabhängigkeit verzichten in dem Augenblick, wo gleichzeitig die Slowaken 
sie zu erwerben vermögen. ..... Unabhängig von allen anderen Ursachen schiebt 
sich an die erste Stelle die Kraft des modernen Deutschlands, das durch keine Gegen- 
aktion europäischer Mächte eingeengt ist. Die Umwälzung des 15. März ist ein Er- 
eignis von wahrhaft historischer Bedeutung. Das polnische Volk muß an der Ent- 
wicklung seiner Kräfte und seiner einheitlichen Stärke in einer solchen Epoche 
weiterschreiten.“ 


Krakauer Illustrierter Kurier: 


„Für Polen kann es nicht gleichgültig sein, ob durch die neue Wirklichkeit das 
Kräfteverhältnis in Mitteleuropa sich deutlich nach der Seite eines Staates überneigt. 
Polens Regierung und Volk wachen über das Schicksal des Staates. Ruhe und Diszi- 
plin sind das Gebot des Augenblicks.“ 


17. März 1939 
Catholic Times, London 
„In Südwales wächst eine Zwergenrasse heran. Die Kinder sind an Leib und Seele 
verkümmert. Im Winter sitzen sie hustend und schnaubend ın der Schule, weil sie 


nicht warm genug angezogen sind und wasserdurchlässiges Schuhzeug anhaben. Tag- 
täglich stoße ich auf Buben und Mädchen, die in schwerer Tuberkulosegefahr sind.“ 


18. März 1939 


In United Service Review, London 
(Oberleutnant Macnamara) 


„Deutschland macht sich gewils keine Illusionen von dem, was Großbritannien 
im Ernstfall an Kraft aufzubieten vermag. Großbritannien wacht auf. Großbritan- 
nien wird der Erzfeind Deutschlands. Wenn Großbritanniens traditionelle Seevor- 
herrschaft in Frage gestellt wird, dann wird früher oder später Krieg das Ergebnis 
sein.“ 


19. März 1939 
Daily Telegraph, London 


veröffentlicht unter der Überschrift: „Es ist an der Zeit, Halt zu gebieten: Eine 
Friedensgrenze in Europa“ folgende Ausführungen des konservativen Abgeordneten 
Robert Boothby: 
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„Welches ist der Tatbestand? Lassen Sie ihn uns endlich klar erkennen. Wir 
haben mit unserer Rüstung zwei Jahre zu spät begonnen. Mit der ‚Befriedigungs- 
politik“ haben wir aus unserer Schwachheit heraus auf den guten Glauben der Dik- 
tatoren gesetzt. Dies war bis zu einem gewissen Grade ein erlaubtes Spiel. 

Alle moralischen, politischen und strategischen Überlegungen deuten auf die 
Linie Polen-Rumänien-Balkanentente. Sie sichert uns und unseren Verbündeten 
außer Holz und Getreide die Olfelder von Rumänien und damit das Weltmonopol 
auf Petroleum. Sie behält ihren dauernden Wert als Waffe der Blockade, und 
schließlich können wir sie — und das ist nicht ihre geringste Bedeutung — zur See 
erreichen. 

Diese Länder sollten wir sofort zu einem Verteidigungsbündnis zusammen- 
schließen, das die volle Unterstützung Frankreichs, Rußlands und unserer selbst 
haben würde. Wenn wir das nicht erreichen, ist der Ausblick in der Tat sehr 
düster. 

Unsere gegenwärtige Lage erinnert gefährlich an die vom vergangenen September, 
nur daß die Einsätze diesmal noch höher sind. 

Schwachheit oder Unentschiedenheit werden uns diesmal zum Verhängnis wer- 
den.“ 

20. März 1939 


Epoque, Paris 


„Das Hauptziel der britischen Aktion sei, Rumänien, eine der größten Welt- 
quellen von Getreide, Petroleum und Holz, nicht zu friedlicher Zusammenarbeit mit 
dem deutschen Nachbarn kommen zu lassen. Rumäniens riesige Reichtümer würden 
die Wirkung einer Blockade um Deutschland auf Monate hinaus abschwächen. Dies 
hätten die Militär- und Wirtschaftssachverständigen Londons verstanden. Daher 
handele England in Polen, Bulgarien, Türkei, Jugoslawien und Griechenland, vor 
allem aber in Sowjetrußland. Früher, als die Tschecho-Slowakei sich noch in die 
Flanke des Reiches bohrte, als 40 Divisionen eine der reichsten deutschen Provinzen 
bedrohten, und als die Flugzeuge von der böhmischen Plattform gegen Berlin, 
Dresden und München aufsteigen konnten, wäre dies alles viel leichter gewesen. 
Heute ginge es nur noch, wenn man sich auf „die riesige Bastion Sowjetrußland 
stütze.“ 

22. März 1939 
News Chronicle, London 
(Vernon Bartlett) 


„Länder, die täglich in der Gefahr einer Invasion sind, finden nicht viel Trost 
in dem Vorschlag, daß im Fall einer Aggression alle Unterzeichner der vorgeschla- 
genen Erklärung sich zu gemeinsamer Beratung zusammensetzen ..... 

22. März 1939 
Die Tass 
(Sowjetische Telegraphenagentur) 


„Ausländische Zeitungen verbreiten das Gerücht, daß die Sowjerregierung Polen 
und Rumänien ihren Beistand für den Fall angeboten habe, daß sie Opfer einer 
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Aggression würden. Die TASS ist ermächtigt zu erklären, daß dies nicht den Tat- 
sachen entspricht. Weder Polen noch Rumänien haben sich an die Sowjetregierung 
gewandt und sie von irgendeiner ihnen drohenden Gefahr in Kenntnis gesetzt. 
Wahr ist nur, daß am 18. d. M. die britische Regierung die Sowjetregierung davon 
unterrichtete, daß es ernsthafte Gründe gäbe, einen Gewaltstreich gegen Rumänien 
zu befürchten, und nachfragte, welche Haltung die Sowjetregierung bei einer solchen 
Eventualität einzunehmen gedenke. 

Die Sowjetregierung schlug als Antwort auf diese Frage vor, eine Konferenz der 
Vertreter der am meisten interessierten Staaten einzuberufen, und zwar Groß- 
britannien, Frankreichs, Rumäniens, Polen, der Türkei und der UdSSR. Eine solche 
Konferenz würde, nach Auffassung der Sowjetregierung, die besten Möglichkeiten 
bieten, um die wirkliche Situation aller ihrer Teilnehmer zu klären und deren 
Haltung festzustellen. Die britische Regierung hielt jedoch diesen Vorschlag für ver- 
früht.“ 


24. März 1939 


Times, London 


Der Abgeordnete Lees-Smith im Unterhaus: „Der Britische Ärzte-Verband hat 
Zahlenmaterial ausgearbeitet, demzufolge eine Familie wöchentlich 6 Schilling pro 
Kopf zur Verfügung haben muß, um genügend und gesunde Nahrung zu erhalten. 
Die Untersuchungen haben aber ergeben, daß fast ein Drittel unserer Bevölkerung 
diesen Betrag für Nahrungsmittel nicht aufbringen kann. Dies bedeutet, daß minde- 
stens 30°/o aller Kinder in mehr oder weniger starkem Grad an Unterernährung 
leiden.“ 


25. März 1939 


Polska Zbrojna 
(Organ der Armeeführung) 


„Wir sind bereit zu jedem Kriege, sogar mit dem stärksten Gegner. Wır glauben, 
daß die Menge unserer eigenen Divisionen, ihre technische Ausrüstung, ihr kämpfe- 
rischer Geist und die männliche Haltung des ganzen polnischen Volkes zum Siege 
genügen. Führer und Soldaten sind sich bewußt, daß sie ein großes Volk sind, das 
in der Geschichte beispielslose Siege erfocht, wie Grunwald (Tannenberg), Wien und 
im Jahre 1920. Wir sind ruhig, denn wir wissen, daß unsere Siege nicht nur der 
Vergangenheit angehören. Wir wissen gut, daß unsere Bajonette auch in Zukunft 
Werkzeuge unserer Siege sein werden. Wir warten darauf. In unseren Gedanken 
bereiten wir unseren Geist auf die zukünftigen Kriege vor. Wir werden uns gut 
schlagen.“ 


29. März 1939 


Der amerikanische General a. D. van Horn-Moseley sagte in einem Appell an alle 
patriotischen Amerikaner: 

Amerika habe schon einmal versucht, die Herrschaft der „Großen Demokratien“ 

über die Welt zu sichern und dieser unsinnige Versuch sei fehlgeschlagen. Heute 
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werde nun ein neuer Weltkrieg geplant, um die jüdische Weltherrschaft zu errichten. 
Diese Tatsache müsse in Amerika endlich einmal offen ausgesprochen werden. Vor 
kurzem erst habe ein prominenter Jude vor einer jüdischen Versammlung in 
Atlanta (Georgia) offen erklärt: 

„Das organisierte amerikanische Judentum wird die gegenwärtige amerikanische 
Regierung so weit bringen, daß sie Deutschland zwingt, die Emigranten wieder in 
ihre frühere Machtstellung einzusetzen, selbst wenn dies einen Krieg kosten sollte!“ 


29. März 1939 


Kurjer Poranny, Warschau führt aus, 


daß seit dem Jahre 1920 die mächtigen Protektoren Polens alles zu tun versucht 
hätten, um von Polen die Diensleistungen eines Knechtes zu verlangen, um die 
polnische Erde zu einer Wirtschaftskolonie zu machen und aus der polnischen 
Politik ein Werkzeug für ihre diplomatischen Unternehmungen. Solch eine Rolle 
habe die Tschecho-Slowakei gespielt, und man habe jetzt gesehen, wie dieses Land 
allen Garantien der Kleinen und der Großen Entente und den Versicherungen 
Frankreichs und Englands zum Trotz im kritischen Augenblick sich selbst überlassen 
blieb. Auch die Bestrebungen, Polen die heißen und übelriechenden Kastanien für 
andere aus dem europäischen Feuer holen zu lassen, beständen seit langem. Die pol- 
nische Außenpolitik verstehe sie alle und verhalte sich entsprechend. 


2. August 1939 
Polnik Polski 


„Auf Grund einer Anordnung der Verwaltungsbehörden wurden aus Polen 591 
Deutsche, die in einer Gemeinde ım Kreise Luck wohnten, ausgewiesen. Man 
schickte die Ausgewiesenen über Konitz nach Deutschland...... Es gibt zweifellos 
in ganz Polen noch mehr solcher Bürger; man müßte sie so schnell wie möglich ins 
Vaterland senden.“ 


3. August 1939 
Manchester Guardin, Manchester 


In Warschau, so meint das Blatt, müsse man sich jetzt entscheiden, ob es nicht 
notwendig sei, eine endgültige Warnung an Berlin auszusprechen: „Bis hierher und 
nicht weiter!“ Polen dürfe aber auch nicht im geringsten nachgeben. 


Slowo, Warschau 


gab der großen Unzufriedenheit polnischer Kreise über den Mißerfolg der Anleihe- 
verhandlungen starken Ausdruck. Es handle sich um „lächerliche achteinhalb Mil- 
lionen“, die man Polen zur Vorbereitung des Krieges geben wolle. 
6. August 1939 
Daily Mail, London 


„Wir vermissen Erklärungen des Premierministers, ob er diese Reden billigt, die 
gegen Danzig und gegen Deutschland gehalten werden und dem Krieg zwangsmäßig 
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zutreiben. Es muß objektiv darauf hingewiesen werden, daß von deutscher Seite 
keine Reden der führenden Staatsmänner gegen Polen gehalten werden, wie sie 
der Marschall am letzten Sonntag ın Krakau hielt. Wenn England die Dinge so 
weitertreiben läßt, wird es mitschuldig, wenn die Explosion kommen sollte.“ 


7. August 1939 
Czas, Warschau 


„Die Geschütze sind auf Danzig gerichtet, die Polens Ehre schützen. Es sollen 
sich alle klar darüber sein, daß diese Geschütze schießen, wenn die Behörden der 
Freien Stadt entgegen den offensichtlichen Interessen der Danziger Bevölkerung 
Polen vor irgendwelche vollendete Tatsachen stellen wollen.“ 


8. August 1939 


Fortune 


(amerikanische Zeitschrift) 
hat unter ihren Lesern zwei Abstimmungen über die Einstellung des Einzelnen zu 
Krieg und Frieden vorgenommen und das Ergebnis im September 1939 veröffent- 
licht. 
Die erste Frage lautet: „Sollen wir unsere gegenwärtige Politik fortsetzen und un- 
seren Einfluß benutzen, um den Frieden zu bewahren?“ 
Das Ergebnis der Abstimmung war folgendes: 


Ja: 83,1%0 
Nein: 6,8 %/o 
Unbestimmt: 10,1%. 


Die zweite Frage lautete: „Wenn Frankreich und England in einen Krieg ziehen 
gegen die Diktator-Nationen, sollen wir dann unser Heer und unsere Flotte hinaus- 
senden, um ihnen sofort zu helfen oder erst, wenn es klar ist, daß sie den Krieg 
verlieren werden, oder überhaupt nicht?“ 

Diesmal war das Ergebnis folgendes: 


Für sofortige Hilfe: 3,1% 
Wenn sie verlieren: 24,5 0/0 
Überhaupt nicht: 65,6 %/0 
Unbestimmt: 10,1 /o. 


9. August 1939 


Evening Standard, London 
Duff Cooper: 


„Niemals zuvor in unserer Geschichte haben wir die Entscheidung, ob England 
in den Krieg ziehen soll oder nicht, in den Händen einer der kleineren Mächte 
gelassen. Doch heute liegt diese Entscheidung dort bei einer Handvoll Männern, 
deren Namen nicht einmal dem englischen Volk bekannt sind — vielleicht mit der 
Ausnahme Oberst Becks. Diese unbekannten Männer können entscheiden, daß der 
europäische Krieg morgen beginnen soll...... * 
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Leserbrief eines Abgeordneten: 
9. August 1939 


Evening Standard, London 


„Als Vorsitzender eines der Bezirksausschüsse in Mr. Duff Coopers Wahlkreis 
kann ich mir nicht vorstellen, warum Sıe es der Mühe für wert erachten, die nebel- 
haften, in mehr oder weniger regelmäßigen Zwischenräumen seiner Feder entflie- 
ßenden Ergüsse zu veröffentlichen. Nicht zufrieden damit, zu einem sehr kritischen 
Zeitpunkt in außenpolitischer Hinsicht von der Regierung zurückgetreten zu sein, 
und nachdem er anschließend im Parlament Worte über den Regierungschef eines 
fremden Staates gebraucht hat, die, wie ich bemerken möchte, weder mit der Würde 
des Unterhauses noch mit jener beherrschenden, verantwortungsvollen Haltung 
vereinbar sind, die von einem ehemaligen Kabinettsminister erwarten zu dürfen 
wir das Recht haben, glaubt er anscheinend, er diene den besten Interessen der 
Menschheit in ihrer Gesamtheit, wenn er seine Landsleute in einem Dauerzustand 
ängstlicher Vorgefühle hält und ununterbrochen die Flamme des Vorurteils und 
des Hasses gegen die schlimmen Nazis wegen ihrer angeblichen Aggressionsakte 
schürt. 

Es gibt vielleicht Leute, die glauben, diese Artikel vermehrten Ansehen und Ruf 
Ihrer Zeitung. Ich gehöre nicht zu ihnen.“ 


10. August 1939 


Kurjer Polski 
(Schwerindustrie) 


„So wie Karthago vor 2000 Jahren zerstört werden mußte, erhöben sich heute 
immer mehr Stimmen, die den Herrschaftsgelüsten Deutschlands über die Völker 
Europas ein für allemal ein Ende bereiten wollten. ..... Immer allgemeiner sei 
jetzt die Auffassung, daß ‚Karthago‘ zerstört werden müsse. Mit raschen Schritten 
nähere sich der Augenblick, in dem die Auffassung über die Notwendigkeit der 
Beseitigung des Pestherdes im Zentrum Europas Allgemeingut wird. Dann werde 
von Deutschland nur noch ein Trümmerhaufen übrig bleiben. 


13. August 1939 


Prostoz Mostu 
(Poln. Wochenschrift) 


„Entweder die Deutschen erkennen unsere Ansprüche in ihrer Gesamtheit an 
und nehmen unsere Rechtsansprüche in vollem Umfang zur Kenntnis, daß Danzig 
im Gebiet des polnischen Lebensraumes gelegen ist, oder sie tun das nicht. Die 
Nichtanerkennung unserer Rechte diktiert uns nur einen einzigen Ausweg: den 


Krieg!“ 
Mitte August 1939 
Action Francaise, Paris 


Offener Brief von Gustave Gautherot an die französische Regierung 
„Besetzen wir wieder Mainz! Morgen kann es zu spät sein, besonders, wenn wir 


324 


angesichts eines Deutschlands, das seine Rüstungen vollendet, die Torheit begingen, 
weiter abzurüsten. ..... In Mainz und anderswo wird die Bevölkerung durch die 
Hakenkreuzflagge beleidigt; man würde unsere Trikolore vorziehen. 13 Millionen 
Deutsche sind bereit, uns als Befreier zu empfangen. Aber Eile tut not!“ 


19. August 1939 


Picture Post 
(Londoner Wochenschrift) 


Winston Churchill zählt der Reihe nach folgende Länder auf, die als kriegerischer 
Ring gegen Deutschland stehen würden: außer Frankreich und Polen die Sowjet- 
union, die baltischen Staaten, Schweden, Norwegen, Finnland, Dänemark, Holland, 
Belgien, die Schweiz, Ungarn, Rumänien und die Türkei. Drei Viertel der Gesamt- 
bevölkerung der Erde würde England binnen weniger Tagen gegen Deutschland 
auf die Beine bringen können. 


20. August 1939 


Depesza 
(Warschauer Wochenschrift) 


„Wir sind bereit, mit dem Teufel einen Pakt abzuschließen, wenn er uns im 
Kampf gegen Hitler hilft. Hört Ihr — gegen Deutschland, nicht nur gegen Hlirler. 
Das deutsche Blut wird in einem kommenden Krieg in solchen Strömen vergossen 
werden, wie dies seit der Erstehung der Welt noch nicht gesehen worden ist.“ 


24. August 1939 
Der Angriff, Berlin, über eine polnische Bluttat vom 21. 8. 


„Eine entsetzliche Bluttat polnischer Aufständischer an einem jungen Volksdeutschen 
ereignete sich am vergangenen Montag bei Kostschin im Posener Bezirk. Der Land- 
arbeiter Hans Stubback befand sich mit seinem zehnjährigen Bruder auf dem Wege 
zur Stadt, als plötzlich vier Polen, die schwere Knüppel bei sich trugen, die beiden 
jungen Volksdeutschen überfielen. Stubback versuchte, mit seinem Bruder über das 
Feld zu entkommen. Während der jüngere Stubback davonlaufen konnte, hatten 
sich die Banditen über seinen älteren Bruder geworfen und traktierten den am 
Boden liegenden mit ihren Waffen und mit Fußtritten. Die unmenschlichen Ver- 
brecher nahmen nun mit einem Fleischmesser an dem schon lebensgefährlich Ver- 
letzten eine Entmannung vor. 


Das unglückliche Opfer dieses Verbrechens wurde dann in einen Tümpel geworfen 
und war schon tot, als mehrere unweit der Stätte des ungeheuerlichen Mordes auf 
dem Felde arbeitende Volksdeutsche herbeigeeilt waren, die der Bruder des Stubback 
alarmiert hatte. Die volksdeutsche Bevölkerung ist von dem neuerlichen Blutopfer 
der polnischen Wahnsinnshetze und der unmenschlichen Art dieses Verbrechens vor 
Entsetzen wie gelähmt.“ 


325 


24. August 1939 


Die Zukunft, Paris 
(deutschsprachige Emigrantenzeitung) Nr. 35 
Klare Fronten 


In dieser Stunde der äußersten Kriegsgefahr erneuern die deutschen Mitglieder 
der Deutsch-Französischen Union (Union Franco-Allemande) ihr Bekenntnis zur 
Sache des Friedens, der Freiheit und der Demokratie. Erneut geben sie der 
Überzeugung Ausdruck, daß die Lösung aller politischen, wirtschaftlichen und 
kulturellen Probleme unseres Erdteiles nur ın der Organisation einer europäi- 
schen Gemeinschaft und in der Verwirklichung ihrer Voraussetzung, der deutsch- 
französischen Verständigung, gefunden werden kann. Für dieses Bekenntnis und 
für diese Überzeugung sind sie in das Exil gegangen, haben hunderte ihrer 
Freunde und Gesinnungsgenossen in Deutschland das Leben gelassen, schmach- 
ten Tausende in den Kerkern und Konzentrationslagern und führen Aber- 
tausende einen stillen aber heroischen Kampf gegen ein Regime, das mit der Frei- 
heit des deutschen Volkes die Grundlagen zerstört hat, auf denen allein die 
Einigung Europas und die endgültige Sicherung des Friedens zu erreichen sind. 
Mit dieser Feststellung ist gesagt, auf welcher Seite im Ernstfalle alle Kräfte 
und alle Energien der der Union Franco-Allemande angehörenden oder mit ihr 
sympathisierenden Kreise der deutschen Opposition gegen die nationalsozialı- 
stische Diktatur zu finden sein werden. 

Die deutschen Mitglieder der Union Franco-Allemande bedauern, daß die in der 
Bildung begriffene Front des Friedens, die nach ihrer Überzeugung nicht nur ein 
Mittel zur Sicherung des Friedens, sondern auch die Keimzelle eines künftigen 
Europas hätte bilden können, nicht zustande gekommen ist. Sie verurteilen den 
Verrat dieser Front durch Rußland, eine Macht, die sich bisher nicht nur zur 
Idee der kollektiven Sicherheit bekannte, sondern sich auch als Repräsentant der 
Arbeiterklasse im Kampfe gegen den internationalen Faschismus bezeichnet hat, 
auf das schärfste und verurteilen insbesondere die Methodik unter der dieser Ver- 
rat vor sich ging. 

Die Schwenkung der Sowjet-Union verstärkt nur noch die Klarheit der Fron- 
ten. Die deutsche Opposition gegen die Barbarei der nationalsozialistischen Dik- 
tatur und mit ihr das deutsche Volk gehören an die Seite aller derer, die das 
Prinzip der Freiheit und der Menschenwürde gegen den Hegemonieanspruch 
einer Diktatur verteidigen, die die Freiheit des Erpressers als heroischen Wahn 
erscheinen lassen möchte und dadurch die Katastrophe eines neuen Weltkrieges 
auslösen kann. 

Die deutschen Mitglieder der Union Franco-Allemande wenden sich in diesen 
entscheidungsvollen Stunden an das deutsche Volk, um ihm zu sagen, daß Hitler 
und seine Diktatur und ein von ihnen entfesselter Krieg den Untergang Deutsch- 
lands herbeiführen würde. In der Auflehnung gegen das größte Verbrechen die- 
ser Diktatur und in einer Haltung, die vor aller Welt sichtbar macht, daß das 
deutsche Volk sich nicht zu Mitschuldigen dieses Verbrechens machen läßt, 
liegt die Aussicht auf Rettung und damit die höchste patriotische Pflicht jedes 
Deutschen. Die wahren Interessen Deutschlands und Europas, die Sache der 
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Freiheit und der Demokratie, fallen zusammen. Wer Deutschland liebt, tut das, 
was in seinen Kräften steht, Hitler an der Entfesselung des Weltbrandes zu ver- 
hindern. Wenn es aber dazu zu spät sein sollte, so kommt es darauf an, das Leid der 
Menschheit durch eine möglichst schnelle Niederlage der nationalsozialistischen 
Diktatur abzukürzen. 
Gegen Hitler! 
Für Deutschland! Für Europa! 

Otto Klepper, früherer preußischer Staats- und Finanzminster; Hermann 
Rauschning, ehemaliger Senatspräsident der Freien Stadt Danzig; Fritz von Unruh, 
Franz Werfel, Annette Kolb, Werner Thormann, Willi Münzenberg, Herbert 
Weichmann, Professor Rheinstrom, Max Barth, Max Beer, Alfred Doeblin, Dr. C. 
Glaser, Professor E. J. Gumbel, Kurt Kersten, Gert Kreyssig, Alwin Kronacher, 
Professor Paul L. Landsberg, Walter Mehring, Max Reinheimer, Hugo Simon, 
Wilhelm Uhde, Alfred Wolfenstein, Hans W. von Zwehl. 

Weitere Unterschriften, die uns telefonisch oder brieflich zugehen, werden wir 
alsbald veröffentlichen. 


28. August 1939 
Volkszeitung, Basel 


befaßt sich mit dem Friedensvorschlag Hitlers und schließt: „Hoffentlich leh- 
nen die Westmächte ein solches Angebot rundweg ab, selbst wenn damit der 
Weltkrieg nicht aufgehalten wird.“ 


31. August 1939 
Action francaise, Paris 


Charles Maurras (Mitarbeiter von Jacques Bainville): 


„Die Ursache der Kriege heißt die deutsche Einheit. Die deutsche Einheit ist der 
Feind. Wenn man die deutsche Einheit zerbricht, erreicht man das Wesent- 
liche, und der ganze Rest kommt dann von selbst. Was man 1919 hätte tun 
müssen, was man übermorgen tun muß, das ist nicht nur das Deutschtum nach 
außen hin auflösen, sondern es im Innern zerspalten, zerbrechen, aufteilen, die 
Verschiedenheiten der Religion, des Geistes, der Natur, des Regimes benutzen, un- 
terstützen und begünstigen durch Ungleichheit der Behandlung, endlich diesem 
zerstückelten Deutschland gegenüber ständige Interventionsmöglichkeiten offen- 
halten, d. h. das Rheinland auf ewig besetzen. Wenn Bainville verlangte, daß 
man die Monarchie in Württemberg, in Österreich, in Bayern oder Baden un- 
terstütze oder den Sozialdemokraten helfen sollte, Preußen zu ruinieren, dann 
hatte er recht. Wenn er es tadelt, daß man die separatistischen Bewegungen im 
Rheinland, in Bayern, in Hannover und Hamburg niederschlagen ließ, hatte er 
recht.“ 


1. September 1939 
„Ihe Nineteenth Century“, London 


Nr. DCCLI, September 1939, Leitartikel „If war comes“ von William Duns. 
PORN Vor allem, wofür würden wir kämpfen? Laßt uns die Vorstellung 
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abtun, daß wir für die Freiheit der kleinen Länder kämpfen werden..... Laßt 
uns auch die Idee abtun, daß wir für die Demokratie kämpfen werden. — 


Wenn Krieg ausbrechen sollte, würden wir, so meine ich, für nichts anderes 
kämpfen als die Gefahr abzuweisen, Gefahr für uns selbst, für unser Leben, un- 
sere Sicherheit, unser Eigentum, unsere nationale Existenz, unser Empire und so 
wie es ist, für unsere Freiheit. — 

Welche Wurzel gibt es denn, aus der Deutschland in Wohlstand wachsen 
kann ohne reale Gefahr für die Welt? Das ist die Frage, die gestellt werden 
muß, und bis jetzt habe ich nur eine plausible Antwort gehört: Lokalpatriotis- 
mus! — — Es ist nicht das Werk Hitlers, das vernichtet werden muß; das mag 


den Deutschen gelassen werden. Sondern es ist das Werk Bismarcks, das Werk 
Friedrichs des Großen.“ 


2. September 1939 
Agentur Havas, Paris 


„Man hat die Polizei einsetzen müssen, um die Frauen und Kinder abzudrän- 
gen, die sich auf die Schienen legten, um die Abfahrt der Züge mit den Einberu- 
fenen zu verhindern! Die Soldaten lehnten die ihnen gebrachten Blumen mit 
der Begründung ab, nicht zu einem Fest zu gehen! Die regimefeindliche Pro- 
paganda hat ihren Höhepunkt erreicht. Besonders ernste Zwistigkeiten sind 
zwischen Himmler und Keitel ausgebrochen. Marschall Göring hat ernsten Zwei- 
feln über den Wert der deutschen Luftwaffe Ausdruck gegeben. Schließlich ist 
Herr Rosenberg verschwunden.“ 


3. September 1939 
Hierro, Bilbao (spanisch) 

schreibt, Chamberlain, dessen Geist mindestens 25 Jahre zurückgeblieben sei, habe 
sich zum größten Kriegshetzer der Gegenwart entwickelt. Es sei schon die ganze 
englische Unverschämtheit notwendig zu der Behauptung, daß ausgerechnet Adolf 
Hitler die Schuld am Kriege trage. Verantwortlich sei vielmehr das Warschauer 
Kabinett, das von Chamberlains Haß, Neid und Wut auf Deutschland angesteckt 
worden sei. Es sei lächerlich, von Deutschlands Machtwillen zu sprechen, nur weil 
es sein Eigentum verlange, während England widerrechtlich Gibraltar und Malta 
besetzt halte und die Bewohner aller fünf Erdteile knechte. 


People, London 


Der tolle Hund Europas, das deutsche Volk, ist wieder ausgebrochen. Er muß 
vernichter werden. 


September 1939 
The Nineteenth Century, London: 
„England kämpfte, um die Balance of Power aufrechtzuerhalten, aus die- 


sem Grunde und aus keinem anderen..... Die allgemeine Annahme, daß 
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Deutschland diesen Krieg begann, um die Welt zu beherrschen ist unserer Mei- 
nung nach falsch. Deutschland wünschte eine Weltmacht zu sein, aber Welt- 
macht und Weltherrschaft ist nicht dasselbe..... Der politische Anstrich der- 
jenigen, die das Gleichgewicht bedrohen, ist völlig gleichgültig. Auch wenn 
Deutschland das Modell einer Demokratie und umgekehrt England von einem 
politischen System beherrscht gewesen wäre, das etwa dem Hitlers geglichen 
hätte, würde England trotzdem unter Zwang gestanden haben, das Gleichgewicht 
aufrechtzuerhalten...... Auch wenn Deutschland sein politisches System ändern 
würde, wäre das kein Grund, die britische Politik zu modifizieren. Der Friede muß 
durch die bleibende Realität der europäischen Situation bestimmt werden und nicht 
durch Phänomene wie Nationalsozialismus und Faschismus, Sozialismus und Kom- 
munismus. Ein despotisches Deutschland, das nicht zu stark ıst, ist besser, als ein 
lıberales Deutschland, das zu stark ist.“ 


3. September 1939 
North-China Daily News, Shanghai 


beschäftigte sich mit dem Kriegsziel Englands, durch einen Frieden, der schlimmer 
ist als Versailles, Deutschland ın völliger Ohnmacht zu halten. Die Sicherheit und 
der Friede Europas müßten ganz unabhängig von der deutschen Gleichberechtigung 
garantiert werden, denn Deutschland sei moralisch minderwertig. Die Entwicklung 
der letzten sieben Jahre beweise, daß eine englisch-deutsche Freundschaft unter den 
gegenwärtigen Umständen undenkbar sei. Eine Beteiligung Deutschlands an Ko- 
lonien komme überhaupt nicht in Frage. — 


4. September 1939 
„Nation Belge“, Winston Churchill: 

„Es geht nicht darum, für Danzig und Polen zu kämpfen. Wir kämpfen, um die 
Welt von der Tyrannei der Nazis zu retten und um all das zu verteidigen, was 
den Menschen heilig ist. Dies ist kein Krieg für eine Beherrschung, für eine im- 
periale Ausdehnung, um materiell zu gewinnen. Das ist kein Krieg mehr, um 
irgendeinem Land seinen Platz an der Sonne zu geben oder den Fortschritt zu 


vernichten. Dies ist ein Krieg, um das Gesetz der Menschheit aufzustellen und zu 
revidieren!“ 


4. September 1939 
Matin, Paris 
„Diesmal wird es kein Doorn geben, um den Mann von der Bestrafung zu rer- 


ten, und kein Versailles, um dem Volk zu gestatten, vor vorn anzufangen.“ 


7. September 1939 


Gringoire, Paris 


„Das Hitlerdeutschland ist sicher abscheulich. Aber das Reich Hindenburgs war 
nicht viel besser. Man muß es aussprechen, weil es die Wahrheit ist, und auch, um 
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allen Träumereien ein Ende zu bereiten. Einige möchten immer noch an die „zwei 
Deutschländer”“ glauben. Sie täuschen sich, und ihr Irrtum ist gefährlich. Ein Boche 
ist ein Boche, ob er sich Erzberger oder Göring nennt.“ 


9, September 1939 


Matin, Paris 


„Altes Deutschland? Neues Deutschland? Eine Rasse, die sich niemals geändert 
hat. Eine Rasse, die ihren Eroberer- und Mordinstinkten ewig treu bleibt.“ 


10. September 1939 


„Neuer Vorwärts“, Paris 


Die Sopade, die Organisation der emigrierten Sozialdemokraten, schreibt in 
ihrem Aufruf: 

„Wir kämpfen für die deutsche Nation... . Wir rufen das deutsche Volk auf, 
seine Freiheit zurückzuerobern und Hitler zu stürzen. Zerstörung seines Systems 
wird den Krieg kürzen, Millionen vor dem Tode bewahren und die deutsche Na- 
tion erhalten. Hitlers Taten liegen nicht im nationalen Interesse...... Unser Ziel 
ist ein Frieden, der den Schaden wieder gutmachen soll, der durch Hitler ver- 
ursacht wurde, das totalitäre System auszurotten und der deutschen wie allen 
anderen versklavten Nationen Gesetz und Freiheit wiederzugeben.“ 


11. September 1939 


Petit Journal, Paris 


„Mit Hitler kann kein Gespräch begonnen werden. Wir müssen unsere mili- 

tärische Aktion verschärfen und jeden Gedanken vom Frieden zurück weisen.“ 
Leader (Irische Wochenschrift) 

„Als die Engländer ihre Einkreisungspolitik begannen, hatten sie sich endgültig 
für den Krieg entschieden. Als das deutsch-russische Abkommen abgeschlossen 
wurde, hätten sie immer noch versuchen können, den Frieden zu erhalten, statt 
dessen aber haben sie die polnische Regierung in ihrer törichten Widerspenstig- 
keit bestärkt.“ 


22. September 1939 


Ordre, Paris 
Emile Bure: 


„Das Reich wird die hitlerische Niederlage nicht überleben, oder wir werden 
die Unterhändler des nächsten Friedensvertrages an den Bäumen der Champs- 
Elysees aufhängen.“ 

25. September 1939 
Times, London 


„Dieser Krieg wird früher oder später durch die Kapitulation des einfachen 
Volkes in Deutschland gewonnen werden.“ 
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Times, London 


Philip Pilditsch fordert, daß die natürliche Neigung zu „Agressionen“ und zu 
Eroberungen unter dieser oder jener Führung, sei es Kaiser oder Führer, direkt 
getötet oder noch schärfer und wirksamer beseitigt werden muß als durch die 
mattherzigen Bedingungen des Versailler Vertrages. 


Daily Mail, London 
Wilson Broadbent: 
„Einige Leute in Whitehall versuchen uns glauben zu machen, daß wir nur 
einen Teil Deutschlands bekämpfen, die Naziführer. Die kalte Tatsache ist, daß im 
Krieg ganz Deutschland Nazi sein wird.“ 


Times, London 


„Der bekannte Stephan King Hall hat in einem seiner Sommerbriefe, die er uns 
in freundlicher Weise schrieb, wörtlich erklärt: ‚Wenn der Krieg vorüber ist, was 
wird dann geschehen? Zunächst wird es einen Friedensvertrag geben, mit dem ver- 
glichen der Vertrag von Versailles ein Kinderspiel ist.“ 


30. September 1939 
In Fortnightly Review 
fordert Wikham Steed als Kriegsziele: Wiederherstellung der Reichsgrenzen von 
1919 (Unabhängigkeit Österreichs, der Tschechoslowakei und Polens mit Danzig 


als Hafen), Verschwinden Hitlers und der Nazis und ihres Systems, Wiederher- 
stellung eines demokratischen Regimes und Schaffung einer Antinaziliga. 


Oktober 1939 
Revue des Deux Mondes: 

„Deutschland wird und muß gründlich besiegt werden. Keine politische Klüge- 
lei darf dem Empfinden von Millionen Engländern und Franzosen Abbruc tun, 
die in den Krieg gehen, um endlich einmal Schluß zu machen. Kein Waffenstill- 
stand vor einem totalen Sieg; kein Waffenstillstand, bevor Berlin nicht besetzt 
ist. Kein Waffenstillstand und keine Friedensverhandlungen, bevor die National- 
sozialisten ausgespielt haben und alle ihre Führer den Siegern nicht tot oder leben- 
dig ausgeliefert sind.“ 


3. Oktober 1939 
Times, London 


Lord Bradbury fordert völlige Entwaffnung und ständige Kontrolle durch 
ein umfangreiches System internationaler Überwachung Deutschlands. 


Evening Standard, London 


Duff Cooper meint, dem deutschen Volk könnten wegen seiner Charakterfeh- 
ler keinerlei Waffen anvertraut werden; Englands Kriegsziele müßten es daher sein, 


331 


Deutschland zu entwaffnen, um ihm jede Möglichkeit zu nehmen, den Weltfrie- 
den aufs neue zu stören; Deutschland müsse dann unter internationale Aufsicht 
gestellt werden, um zu verhindern, daß es wieder Waffen in die Hand bekommt, 
um sich dieser Aufsicht zu entziehen. 


4. Oktober 1939 
Oriental Affairs, London 
Sir John Ackroyd Woodhead: 
„Die Versailler Bedingungen werden milde anmuten, verglichen mit denen, 
die die Alliierten diesmal Deutschland auferlegen werden. Die alliierten Regierun- 


gen dürfen niemals wieder in Fehler verfallen, die Friedensbedingungen so mild 
durchzuführen, wie dıe von Versailles.“ 


12. Oktober 1939 
Gringoire, Paris 


Henri Beraud: 
„Das Unglück Deutschland und unser eigenes ist die deutsche Einheit.“ 


12. Oktober 1939 


Jour, Paris 


Fernand Laurent: 


„Frankreich ist ein Rheinland und schon in der Karolingerzeit hat man von 
Francia Rhenania gesprochen. Seit Jahrhunderten wird Frankreich immer wieder 
vor dasselbe Problem gestellt und jetzt, wo ıhm einmal Gelegenheit gegeben wird, 
einmal endgültig damit aufzuräumen, darf es sie nicht ungenützt vorübergehen 
lassen.“ 


14. Oktober 1939 
Paris Soir, Paris 


Andr& Chaumeix von der Acad£mie Francaise: 
„Wie Daladier, so spricht auch Chamberlein von dauerhaften Garantien. Es 
gibt nur eine einzige: die Zerstörung der deutschen Einheit.“ 


Epoque, Paris 


Bernard Lavergne: 
„Dieses Volk zu lähmen, dieser Rasse die Finger zu schneiden, das muß das 
Hauptziel des Friedens sein.“ 


16. Oktober 1939 
Gringoire, Paris 


Henri Beraud: En 
„Das Unglück Deutschland und auch unser Unglück ist die deutsche Einheit. 
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Ein Sieg, der die Unteilbarkeit des Reiches bestehen läßt, würde nur ein neuer 
Waffenstillstand sein.“ 


20. Oktober 1939 
Epoque, Paris 


„Das europäische Gleichgewicht wurde an dem Tage gebrochen, als die deutsche 
Masse unter dem eisernen Handschuh Bismarcks geeinigt wurde..... Die neue 
europäische Ordnung muß deshalb diese Masse zerbrechen. Vielleicht wird die 
Wiederherstellung von Monarchien notwendig sein, um den deutschen Partikula- 
rısmus wiedererstehen zu lassen und eine Entwicklung desselben zu erlauben.“ 


23. Oktober 1939 


Ere Nouvelle, Paris 


Chefredakteur Gaboriaud ın einem Vortrag in London: 

„Sodann gibt es völkische, geographische und wirtschaftliche Überlieferungen 
in Mitteleuropa, die man wiederbeleben muß. Die Unterjochung Süddeutsch- 
lands durch Preußen hätten ebensowenig geduldet werden dürfen, wie die Be- 
seitigung ÜOsterreichs..... Es ist deshalb angebracht, die Zerschlagung Groß- 
deutschlands und gegebenenfalls die Schaffung einer Donaukonförderation ins 
Auge zu fassen.“ 


24. Oktober 1939 


Le Figaro, Paris 


Wladimir d‘Ormesson, Botschafter beim Heiligen Stuhl: 

„Wir müssen uns auch schlagen, damit Österreich wieder aufersteht, da es kein 
Europa ohne Österreich geben kann, da ein freies Österreich die Vorbedingung 
des kontinentalen Gleichgewichts ist.“ 


25. Oktober 1939 
News Chronicle, London 
Leserbrief: 


„Ganz offen gestanden, ich bin dafür, jedes in Deutschland lebende Wesen 
auszurotten, Mann, Frau, Kind, Vogel und Insekt. Ich würde keinen Grashalm 
wachsen lassen. Deutschland müßte düsterer sein als die Sahara.“ 


28. Oktober 1939 
„Poledni List“, Prag 
„Für uns Tschechen war diese Rede (Reichsaußenminister von Ribbentrop sprach 
in Danzig) sehr lehrreich. Im September 1938 wich Chamberlain diesem Krieg 
nur deshalb aus, weil Großbritannien für den Krieg noch nicht genügend vor- 


bereitet war. Wäre die englische Aufrüstung schon im vorigen Jahr fertig ge- 
wesen, dann hätte die frühere Tschechoslowakei die Stellung Polens eingenommen, 
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und niemand zweifelt daran, daß die englische Hilfe für die Tschechoslowakei 
ebenso unwirksam gewesen wäre, wie die englische Hilfe für Polen unwirksam 
gewesen war.“ | 


28. Oktober 1939 
Matin, Paris 
Fabry, ehemaliger französischer Kriegsminister, fordert unter der Überschrift 
„Der Friede und ein geeintes Deutschland sind unvereinbar“, daß vor allem 


Frankreich beide Rheinufer besetzen müßte; es müsse nun endlich mit einem 
wehrfähigen Deutschland Schluß gemacht werden. 


30. Oktober 1939 
Le Jour, Paris 
L£&on Bailby fordert: 
Die Wiederherstellung Polens, eine Neuordnung in Mitteleuropa und die 


Notwendigkeit, die deutschen Länder voneinander zu trennen, die künstlich unter 
der Zwangsherrschaft Preußens zusammengefügt worden sind.“ 


2. November 1939 
„Daily Telegraph“ 


„Sicher muß aber unser erstes Kriegsziel sein, Deutschland zu besiegen, denn 


anders können wir nicht den Hitlerismus zerstören..... 
Wir sind an einem heiligen Kreuzzug zugunsten der Humanität beteiligt. Der 
Teufel einer unkontrollierten Gewalt muß niedergeschlagen werden..... r 


2. November 1939 
Gringoire, Paris 
Historiker Raymond Recouly: „Foch, der darüber Bescheid wußte und der lange 
über diese Probleme nachgedacht hatte, hatte die Lösung gefunden, die wirkliche, 
die einzige Lösung: die Aufrechterhaltung unserer militärischen Barriere am Rhein 
durch Frankreich oder durch Frankreich und England gemeinsam, die Besetzung 


geräumiger Brückenköpfe auf dem rechten Ufer durch uns, die Errichtung eines 
Sonderregimes für die deutschen Gebiete des linken Rheinufers, die endgültig von 


Deutschland getrennt werden müssen. 

Unsere Pflicht, nicht nur gegenüber unserem Volk..... ‚ sondern auch gegen- 
über Europa und der Welt befiehlt uns, im gegebenen Augenblicke mit Bestimmt- 
heit und Entschlossenheit auf dieses große Prinzip einer französischen Politik 


zurückzuzugreifen.“ 


3. November 1939 
Journal des Debats 


Pierre Bernus: „Man muß ein für allemal Schluß mit Deutschland machen.“ 
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5. November 1939 
Paris Soir, Paris 


Andre Chaumel: „Der Frieden, so wie ihn sich die Westmächte wünschen, hat nur 
dann Aussicht, in die Tat umgesetzt zu werden, wenn der Germanismus ein für 
allemal zerbrochen wird. Hitler ist zwar das Symbol des Germanismus, aber dieser 
würde auch ohne ihn weiterbestehen. Die Geschichte des Friedens von 1919 hat 
bewiesen, daß die wichtigste Bedingung weder juristisch noch wirtschaftlich ist, 
sondern daß sie vor allem eine territoriale Bedingung ist und vornehmlich in der 
französischen Wacht am Rhein besteht.“ 


Le Jour, Paris 


„Die Existenz irgendeines Deutschlands ist mit der menschlichen Zivilisation un- 
vereinbar.“ 


Ordre, Paris 


Andre Maurel: „Als Caesar nach Deutschland marschierte, ließ er vier von den 
damals lebenden sechs Millionen Deutschen umbringen. Warum diese Ausnahmen? 
Man wird eine derartige Sanftmut niemals genug bedauern.“ 


Journal des D£bats, Paris 


„Es gibt keinen Frieden ohne die Wacht am Rhein und ohne die Zerstörung der 
Reichseinheit.“ 


11. November 1939 

Metropole, Brüssel 
Ihr Berichterstatter meldet aus London: „Um die Sicherheit in Europa zu garantie- 
ren, müsse Deutschland vollkommen vernichtet werden. Wenn das deutsche Volk 
sich mit seinem Regime identifiziere, so sei das um so schlimmer. Nach der voll- 
kommenen Zerschmetterung werde man Deutschland zwar ‚Lebensmöglichkeiten’ 
geben, aber nicht die Sicherheit, weil es diese nur benutzen könne, um ‚neue An- 
griffe’ vorzubereiten. Es werde auch keine Friedenskonferenz einberufen, denn dies- 
mal werde man sehr schnell handeln. Die Siegerstaaten England und Frankreich 
würden ihren Frieden einfach aufzwingen.“ 


18. November 1939 
Le Temps, Paris 


Joseph Barthelemy: „Die deutsche Einheit bedeutet für Europa und für die Welt 
die drohendste aller Gefahren.“ 


28. November 1939 
Le Temps, Paris 
„Hitler vernichten? sicherlich. Aber Hitler ist Deutschland. — Doch nicht das 


Deutschland von einst vernichten, das Deutschland von Hans Sachs und J. Sebastian 
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Bach — sondern das Deutschland des 19. und 20. Jahrhunderts, das Deutschland, 
das allmählich die Idee der Macht mit der Idee der Tugend identifizierte, das 
Deutschland, dessen Philosophen und Staatsmänner, Diplomaten, Militärs und In- 
dustrielle jenes System geschmiedet haben zum Ruhme der Kollektivität, das den 
Menschen erniedrigt und das unter dem Vorwande des Organisierens fähiger ist zur 
Zerstörung.“ 


1. Dezember 1939 
Times, London 


„Solange die 60 oder 80 Millionen Volksdeutsche als eine einzige Einheit unter 
einer Zentralgewalt existieren, können wir uns alle Vierteljahrhunderte einmal dem 
Problem gegenübergestellt sehen, das sich aus ihrer Unterordnung unter eine ge- 
wissenlose Führerschaft ergibt.“ 

„Der Weg der Vernichtung besteht darin, die alten deutschen Königreiche und 
Fürstentümer wieder aufzurichten, wenn nötig unter einem gewissen Maß von Be- 
und Überwachung seitens ihrer verschiedenen Nachbarn, möglicherweise die Schaf- 
fung eines katholischen süddeutschen und österreichischen Staates, der wahrscheinlich 
sich nicht mit seinen nördlichen protestantischen Nachbarn verbünden würde. Und 
in der Tat: die Wiedererrichtung der deutschen Staaten, die Jahrhunderte hindurch 
keine Gefahr für Europa darstellten, bis sie unter Preußens Führung zu einer ein- 
zigen Einheit zusammengeschlossen wurden.“ 


4. Dezember 1939 
Metropole, Brüssel 


Leon Poljakoff, London, schreibt unter dem Pseudonym Augur: „Daß die nach 
der englischen Kriegserklärung durch die Briten aufgestellte Parole vom ausschließ- 
lichen Kampf gegen die deutsche Staatsführung keine Gültigkeit mehr habe, daß 
man vielmehr nach der gewonnenen Erkenntnis, daß Hitler tatsächlich die Gesamt- 
heit des deutschen Volkes darstelle und beide nicht voneinander zu trennen seien, 
den Vernichtungskampf betont gegen das deutsche Volk führe. Wenn Adolf Hitler 
morgen verschwinden sollte, so schreibt Poljakoff, dann würden die Bedingungen, 
die dem deutschen Volke auferlegt würden, deswegen nicht weniger hart sein. Er 
kündigt also ein zweites Versailles an und noch mehr als das, er verlangt, daß noch 
gründlichere Arbeit als 1919 getan, also ein Über-Versailles geschaffen werde, wenn 
er wörtlich erklärt: daß die Totalität des Sieges jede Friedenskonferenz am Ende 
des Krieges ausschließt. Es kann keine Konferenz geben nach einem totalen Sieg. 
Außerdem wird schon der Zustand Europas dann derart sein, daß es völlig unzu- 
lässig wäre, monatelange Besprechungen zu führen, während ganze Völker der 
Hungersnot und noch schlimmeren Dingen ausgesetzt sind.“ 


9. Dezember 1939 


Alexandre Millerand, der ehemalige Präsident der französischen Republik: „Foch 
hat mit ganz besonderer Energie gefordert, daß man Hand auf den Rhein lege. Er 
kam bis zum Augenblick der Unterschriften mit pathetischem Nachdruck immer 
wieder darauf zurück. Er wußte, daß von dieser Entscheidung die Zukunft Europas 
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und der Welt abhängen würde, aber man wollte ıhn nicht hören. Möge uns der 
Irrtum als Lehre dienen. Diesmal dürfen wir nicht die Niederlegung der Waffen 
abwarten, um die Klauseln des Vertrages vorzubereiten, in dem die Ideen des Sieges 
niedergelegt werden.“ 


10. Dezember 1939 
Nineteenth Century 


„Dieser Krieg wird mit einem Diktat enden. Wir befinden uns im Kriege, um 
Deutschland unfähig zu machen, einem Diktat Widerstand zu leisten. Man kann 
nur hoffen, daß der Sieger ablehnen wird, auf dem Verhandlungsweg einer sog. 
Friedenskonferenz zu verlieren, was er im Kampf gewonnen hat. Es ist notwendig: 
1. daß die Westmächte ein ständiges bewaffnetes Übergewicht in Europa gewinnen, 
2. daß der Rhein ihre ständige strategische Grenze wird, 

3. daß die Alliierten das ständige und dauernde Übergewicht im Mittelmeer haben.“ 


15. Dezember 1939 
Daily Herald, London 


„Hört endlich auf, von Friedensbedingungen zu sprechen, schlagt Deutschland in 
Stücke, macht den Rhein zur Westgrenze und die Oder zur Ostgrenze! Gebt Sachsen 
der Tschechoslowakei und Holstein an Dänemark! Nehmt den Hunnen alle 
Chancen!“ 


22. Januar 1940 


Spectator, London 


„Trotz aller schönen Worte haben wir unendlich weniger Berechtigung zu diesem 
Krieg als zu dem vorigen. Diesmal gingen wir und Frankreich darauf aus, Polen 
den Rücken zu steifen in seinem Widerstand gegen die deutschen Forderungen, 
und zwar nicht aus Liebe für Polen, sondern in dem Bestreben, der wachsenden 
Macht Deutschlands Einheit zu gebieten. Auf diese Weise wollten wir zusammen 
mit Frankreich uns die Oberhand auf dem Kontinent zu erhalten suchen.“..... 


7. Februar 1940 


Jean Mistler, Präsident der Kommission für auswärtige Angelegenheiten: „Wie 
können wir zu einem soliden Frieden gelangen? Wir werden dazu nur kommen, 
wenn wir die Angriffsmöglichkeiten Deutschlands herabsetzen. Also der Westfälische 
Friede mit 343 Staaten.“ 


9. Februar 1940 

Paris Soir, Paris 
Philippe Henriot: „Man muß damit Schluß machen; haben Chamberlain und 
Daladier gesagt, und ihre beiden Völker haben ihnen zugestimmt. Aber nichts wäre 


getan, wenn wir glauben sollten, mit dem Hitlerdeutschland Schluß zu machen, 
ohne mit Deutschland überhaupt Schluß zu machen.“ 
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10. Februar 1940 


Les Nouvelles Litteraires, Paris 


Schalom Asch an die französischen Soldaten: „Auch wenn wir Juden nicht körper- 
lich bei Euch im Schützengraben sind, so sind wir doch moralisch bei Euch. Dieser 
Krieg ist unser Krieg und Ihr kämpft ihn für uns alle.“ 


10. Februar 1940 
Ordre, Paris 


Emile Bur£: „Das deutsch-französische Problem, wie es Hitler stellt, hat offen- 
sichtlich für uns nur noch eine Lösung: die Teilung des deutschen Volkes, dessen 
Einheit sich nicht mit der Sicherheit und Unabhängigkeit seiner Nachbarn verein- 
baren läßt.“ 


19. März 1940 
Lyon Republicaine 


Jean Bardanne: „Um diesen Krieg zu beenden, muß Deutschland besiegt werden. 
Und um Deutschland zu besiegen, muß man es besetzen, und zwar das ganze 
Deutschland. Wenn dieses Volk erst einmal, um etwas zu essen und seinen Hunger 
zu stillen, vor unseren Feldküchen Schlange stehen und unter der Bewachung fran- 
zösischer und englischer Bajonette vorbeimarschieren muß, dann erst wird der 
Deutsche fügsam und gehorsam sein. Und wenn wir es richtig zu machen ver- 
stehen, wenn wir das großdeutsche Monstrum geschickt zu zergliedern wissen, dann 
wird dieser Zustand für einige Generationen anhalten. Die Franzosen werden dann 
ein lobenswertes Werk vollbracht haben.“ 


17. April 1940 


Oeuvre, Paris 


Madame Tabouis: „Verschwinden eines riesigen Preußens, Schaffung von fünf- 
zehn unabhängigen deutschen Regionen, die niemals mehr als fünf Millionen Ein- 
wohner haben sollen, mit autonomer Regierung, kurz, eine neue deutsche Eid- 
genossenschaft nach Schweizer Muster unter einem Präsidenten, der weder ın Ber- 
lin noch in Weimar, sondern in Goslar oder in Regensburg residieren soll. Sturz 
Hitlers und des Hitlerismus, Zerstörung der preußischen Machtidee, Wiederherstel- 
lung der tschechischen und polnischen Freiheit, Volksabstimmung in Österreich, 
im SudentenInd und in Danzig.“ 
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FRIEDRICH LENZ 


STALINGRAD, der „verlorene” Sieg 


KEINE SCHLACHT 


des 2. Weltkrieges war von so weittragender Bedeutung wie die Schlacht um 
Stalingrad. Der Sieg bei Stalingrad hätte den erfolgreichen Fortgang der Offen- 
sive im Kaukasus nach sich gezogen und damit den Sieg über die Russen. Die 
Niederlage bei Stalingrad leitete die deutsche Niederlage überhaupt ein. 


KEINE SCHLACHT 


des letzten Krieges wird im Bewußtsein und in der Geschichte des deutschen Volkes 
einen so bedeutsamen Platz einnehmen wie die tragische Schlacht um Stalingrad. 


KEINE SCHLACHT 


verdiente es daher so sehr wie die Schlacht um Stalingrad, daß jeder Deutsche die 


Wahrheit über sie erführe, denn über keine Schlacht sind so viele Lügen und Irr- 
tümer verbreitet. 


ES WIRD KEINEN LESER 


geben, auch nicht den „bestorientierten“, der nicht überrascht sein wird über die 
Fülle der in volkstümlicher Sprache gebrachten Argumente und Beweise gegen alle 
bisherigen Darstellungen. Dieses Buch wird ihm die Augen öffnen, damit er er- 
kennen kann, warum dieser so greifbar nahe gewesene Sieg verloren ging. 
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